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Mir diefent zwelten Theile der europaͤiſchen 
Conftitutionen , welcher die Conftitutionen Polens, 
Dir Republik Cracau, der ſaͤmmtlichen teut⸗ 
ſchen Staaten, Schwedens und Normes 
gens in ſich faßt, hofften der Herausgeber und 
Verleger das Werk beendigen zu koͤnnen; deshalb 
ward auch bei dieſem zweiten Theile ein ungleich 
engerer Druck, als beim erſten Theile, verabre⸗ 
det und feſtgehalten. Nichts deſto weniger iſt 
der Reichthum unſers Zeitalters an Conſtitutio⸗ 

nen ſo groß ‚, daß noch ein dritter Theil, von 


- 
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gleicher Stärke, wie die beiden erſten, erforderlich 
iſt, die noch zuruͤckgebllebenen und mehrmals ver⸗ 
änderten Conſtitutionen Spaniens (unter Joſeph 
und- unter den Cortes, welche legtere noch nie voll. 
ftändig in Teutfchland erfchien), der Sch weiz 
und der dazu gekommenen drei neuen Cantons 

| (befonders dies liberale Conſtitution des preußi— 
ſchen Fuͤrſtenthums Neufchatel,) ſodann die Con⸗ 
ſtitutionen Cisalpiniens, des Koͤnigreiches 
Italien, und nun des lombardifch. vene- 
tianiſchen Koͤnigreiches, der Republiken | 
Genua und Lucca, des Kirchen ſtaates, 
der Koͤnigreiche Neapel und Sicilien x. in 
exienso, wie bisher, zu liefern, and damit. alg 
Anhang theils die WaldeckPyrmontiſche, 
theils die Wirtembergiſ he zu verbinden. 


Schon war der Abfchritt von Teutſchland in 

biefem ‚zweiten Theile abgedruckt, als fi in der 
| allgemeinen Zeitung die Nachricht von einer 
neuen Conſtitution des Fuͤrſtenthums Walded 
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vom Jahre 1816 fand, deren bis dahin kein 
oͤffentliches Blatt gedacht, geſchweige dieſelbe in 
extenso mitgetheilt hätte. Daſſelbe war der 
Fall, als der neue- Conſtitutionsentwurf erſchien, 
welchen der Koͤnig von Wirtemberg ſeinen 
Staͤnden am 3. Mir; d. J. vorlegte. So vieles 
Treffliche dieſer Entwurf: enthält; fo dürfte er 
doc), bevor er zum Sundamentalgefege des König« 
reiches - erhoben — und alfo auch zur Aufnahme 
in dieſe Sammlung geeignet — wird, noch 
manche Modificationen erfahren. Denn nicht 
nur, daß die verſammelten Wirtembergiſchen 
Staͤnde bereits manche nicht ungegruͤndete, man⸗ 
che freilich auch nur aus ihrem Localintereſſe er⸗ 
klaͤrbare, Ausſtellung an dieſem Entwurfe ge⸗ 
macht haben; es find auch ſchon in dem teut⸗ j 
fhen Beobachter (von DBenzenberg) und 
in dem Weimarifhen Oppofitionsblatte 
mehrere wichtige Beſtimmungen diefes Entmurfes 
( befonders die Eintheilung der Repraͤſentanten in 
zwei Kammern; die, Aufnahme vieler detail. 
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lirten Vorſchriften, welche nicht in eine Conſti⸗ 
tution gehoͤren; die große Weitlaͤufigkeit und 
Breite des Ganzen, und die Ungleichheit und 
Schwerfälligkeit des Styls in fehr vielen Artis 
keln ıc.) fo treffend getabelt worden, daß wahr⸗ 
feheinlich die zweite und: gefegfräftige Redaction 
dieſes Entwurfes bedeutend anders im Publicum 
ſich ankuͤndigen wird, als die erſte. Deshalb 
mag auch dieſe Wirtembergiſche Conſtitution im 
Anhange des dritten Theiles erſcheinen, ſo wie 
wir, verſprochenermaßen, in dem Anhange zu 

dieſem zweiten Theile, die neueſte Conſtitution 
| des Königreiches der Niederlande, welche 
noch in keiner teutſchen Ueberſetzung in extenso 
vorliegt, den Leſern vollftändig mittheilen,, 
weil wir den Inhalt derfelben, am Schluffe des: 
erften Theiles , nur Auszugsweife angeben konnten. 


Daß übrigens, bei der rein hiſtoriſchen 
Tendenz diefes Werkes, daffelbe neben der geifte 
vollen Schrift, des, Doctors Sebald Brendels. 
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Die Geſchichte, das Weſen ‘und: der 
Werth der Mationalrepräfentation, | 
2 Abtheilungen, Bamberg und Leipzig 1817. 8. 
ſehr gut beſtehen kann, weil das letztere die Conſti— 
tutionen nicht in extenso liefert, ſondern fich, 
bei der Befchreibung derſelben, nur groͤßtentheils 
an die ‚früher bekannt gewordenen ‚Auszüge der. 

wefentlichfien Puncte aus denfelben hält, wird 
jeder, der beide Werfe mit einander — 
beim erſten Blicke finden. 


Im Jahren 818, hoffen wir, ſoll der dritte 
und legte, Theil diefes Werkes erſcheinen, wel⸗ 
cher die bereits erwaͤhnten, noch fehlenden, Conſti⸗ 
tutionen des ſuͤdlichen Europens umſchließen wird, 
von welchen einige gleichfalls noch nie vollftän 
big in ber teutſchen Literatur, ſelbſt nicht einmal 
in extenso im Moniteur, erfchienen fi find, wie 
3. D. die römifche vom Jahre 1798, bie den 
fieben Inſeln vom Jahre 1803, die deg 
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Koͤnigreiches zen vom Jahre =. 
u. ſe w. 


Groß und gewaltig iſt die Kegung bes Zeit | 
geiſtes in Hinſicht auf conftitutionelle Begründung 
des politifchen Sebens der Staaten und Voͤlker. 
Zurüczumeifen und lange hinzuhalten iſt diefe 
Kegung nicht; fo wenig, wie das Bedürfnig der 
europäifchen. Menfchheit im Anfange des fechs- 
zehnten Jahrhunderts für die damals zur Spra⸗ 
che gebrachte und zur allgemeinen Volksangele⸗ 
genheit erhobene kirchliche Freiheit. 


Moͤgen immer die Caſtlereaghs die Ha⸗ 
beas⸗ Corpus⸗Acte ſuſpendiren; moͤgen anderwaͤrts 
die veralteten Formen voriger Jahrhunderte aus 
ihren Graͤbern hervorgerufen und dem. jetzt leben. 
den Menfchengefchlechte, das ſich gegen dieſelben 
ſtraͤubt, von neuem aufgedrungen; mögen ſelbſt | 
von den Freunden repräfentativer Werfaffungen 
nicht felten ſehr unreife Behaupfungen aufgeſtellt 
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und ſogar ſehr zeit» und zweckwidrige Beſtimmun⸗ 


‚gen. auf neue Verfaſſungen in den eiulropaͤiſchen 


Staaten und. Reichen — unter dem. Einfluſſe 


bes. Ariſtokratismus ober des, laͤhmenden Localin⸗ 


tereſſe — uͤbergetragen werden; ſo wird doch die 
heilige Sache der vörtzerlichen und po⸗ 
litiſchen Freiheit, für. welche eigentlich feit | 
30 Jahren der Boden Europens mit Strömen 
von Menfchenblut . gedlngt md" geſchwaͤngert 


‚worden ift, zuletzt eben fo gewiß ihr durchge— 


kaͤmpftes Recht behaupten, wie einft die reli« 


giöfe und kirchliche Freiheit im Paffauer 
Vertrage, im Religions- und im weſtphaͤliſchen 
Frieden. Heil jedem Wolfe und feinem Regen- 
ten, welde, im Einverftändniffe mit ein 
ander, biefe große Angelegenheit unferer Zeit 
fo rein von Kaften- und individuellem Intereſſe 
behandeln, wie mehrere teutſche Voͤlker und Fürs 


fien im Zeitalter der Kirchenverbefferung die 


. heilige Sache der Glaubensfreiheit; und welche 


mit dem ſichern Tacte verfahren, wie einſt die 
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Eirchliche Freiheit in England unter Efifaberh, 
in den Niederlanden unter den Dranlern, in . 
Schmeden unter Guſtav Wafa, in Dänes 
‚ marf unter der weifen Dynaſtie Oldenburg, und 
in dem ſaͤculariſirten Herzogthume Preußen uns 
ter. bem fraftigen Albrecht von Brandenburg die 
Baſis der neuen politiſchen Geſtalt — Staa⸗ 
ten und Reiche ward. 
Geſchrieben am 17. April, 1817. 
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Unter Regenten aus ber piaftifchen. und jagelloniſchen 


Dynaſtie bildete, während des Mittelalters, das Koͤ— 
nigreih Polen die Bormauer des. chriftlichen Europa 
‚gegen die afiatifchen Voͤlker und Horden. So unvoll⸗ 
kommen auch in jenen Jahrhunderten die Verfaſſung 
dieſes Slavenſtaates war; fo war es doch für die 
buͤrgerliche und politifche Entwickelung des übrigen eu⸗ 


»zopäifchen Staatenſyſtems vortheilhaft, daß der Ans 


drang der Mongolen, der Tartaren, der Osmanen und 
der Ruffen gegen Europa, in der Macht der Polen einen 
‚bedeutenden Widerftand fand, und daß felbft der teut- 
fche Ritterfiaat an der Dftfee diefer polnifchen Macht fo 
‘wenig gewachſen war, daß das halbe Drdensland, 
MBeftpreußen, im Thorner Vertrage vom Jahre 1466 
ben Polen abgetreten werden mußte. 

Wie aber im Jahre 1572 der jagellonifche Manns. 
‚Kamm mit dem Könige Sigismund Auguft in Po- 
‚ten erlofch, und Polen ein Wahlreich ward; da fanf 
‚die Kraft des Reiches unter diefen Wahlkdnigen um 
fo'tiefer, je größer die ariftofratifche Anarchie war, die 
ſich über Sarmatien ausbreitete, und je bedeutender, 
während biefer Zeit, die Hortfchritte waren, melche die 
übrigen europäifchen Völker und Reiche in der Civiliſa⸗ 
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tion und, in der feſtern Begründung ihrer Staatsfors 
men machten. Denn wenn gleich die von den polhis 
fchen Wahlkoͤnigen beſchwornen, ſogenannten pacta 
conventa einen Staatsvertrag zwiſchen dem ‚Könige 


und der Republik Polen bildeten; fo fehlte es doch dies 


fem Staate, in Hinficht feiner Verfaffung, an einer 
feften Bafis. Denn ein Slavenftaat, ber nicht einmal 
bie germanifhe Staatsform des Lehnsſyſtems 
kannte, und welchem ber dritte Stand abging, 
durch welchen im germanifchen Staatenfpfteme bie 
Landftändifche Verfaffung einen beſtimmten politis 
fchen Charakter gewann, mußte unaufhaltbar veralten, 
und feiner endlichen Auflöfung entgegen gehen, wenn er 
nicht durch ein: aus feiner Mitte hervorge— 
bendes Princip zu einem neuen PERERERNE 
perjüngt ward. 

So fand Polen zu der zeit, als Stanislauß 
Augufius Poniatowsky im Jahre 1764 unter 
tuffifchem Einfluffe den erledigten Wahlthron beftieg, 
nach feiner innern Verfaffung im fchärfften Gegenfage 
gegen das übrige, in rafchen Fortſchritten feiner politi⸗ 
{chen Entwickelung entgegen reifende, Europa. Die 
erfte Theilung Polens im Jahre 1772 verfündigte «8 
uͤbrigens, daß das feit beinahe 300 Jahren im euro» 
päifchen Staatenbunde herrſchende Spften bes politi⸗ 
fhen Gleichgewichts in feiner Grundbedingung des 
rechtlichen Voͤlkerbeſitzes bereits mächtig er⸗ 
ſchuͤttert worden fey, und bie diplomatifche Rolle, 
welche der ruffifche Gefandte feit diefer erften Theilung 
in Warfchau übernahm, mar nicht dazu geeignet, bie 
innere Deforganifation diefes Slavenſtaates zu mindern, 
und ihn zw einem zeitgemäßen neuen politiſchen Leben 
m etheben. 
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Allein wie an der Seine im Jahre 1789, mit dem 
Zuſammentreten ber erſten franzoͤſiſchen Nationalver⸗ 
ſammlung, die neue politiſche Form des aͤlteſten chriſt⸗ 
lichen Königreiches im juͤngern Europa eingeleitet ward; 
da erwachte auch an der Weichfel, früher als in 
ben übrigen europdifchen Reichen, ein neuer politifcher 
Geiſt. Die Kaiferin Katharina von Rußland war. de» 
mals mit. der Pforte und mir Schweben -in Krieg ver» 
wickelt, und diefen Zeitpunct fanden die Polen befon- 
ders günftig, dem druͤckenden Einfluffe Rußlands fich 
gu entziehen, und durch ein Buͤndniß mit Preußen ihre 
fünftige pofitifche Exiſtenz zu fichern, weil Preußen in 
jener Zeit die fiegreichen Fortſchritte Rußlands und 
Oeſtreichs gegen die Pforte nicht ohne Befürchtung für 
feine eigene politifche Sicherheit beobachtete, und des. 
"halb der Pforte, in einem befondern Vertrage, die In- 
tegrität ihrer Befigungen garantirte. 

Schon am 6. Det. 1788 warb ber. polnifche 
Reichstag eröffnet, auf welchem fogleich, im Sitzungs⸗ 
ſaale der Senatoren, nad) geheimer Stimmenſammlung, 
durch Mehrheit der Stimmen das bis dahin befkandene 
freie Beto aufgehoben ward, welches ale frühere 


Reichstage zerriffen und die beabfichtigten Verbefferun- · 


gen im polnifchen Reihe von dem Willen eines einzigen 
ſtimmenden Individuums abhängig gemacht hatte. Die 
von Rußland vorgefchlagene Allianz ward von dem 
Reichstage abgelehnt, theils weil Preußen dagegen pro⸗ 
teftirt hatte, theils meil Polen ohne eine .gutorganifirte 
Armee und bei feinen zerrütteten Finanzen an dem Tuͤr⸗ 
kenkriege feinen Antheil nehmen konnte. Der Reichstag 
beſchloß am 21. Det. die Ergänzung der beftehenden Ar- 
mee von 18,000 Mann bie auf 100,000 Mann, um 
durch die Kraft und Haltung berfelben dem polnifchen 
j - L * 
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Reiche feine neue Stelung im europaͤiſchen Etaatenfy- 
ftenie zu fichern. Zwar ließ am 5. Nov. Katharina 
durch ihren Gefandten bei dem Neichstage gegen jede 
Veränderung der polniſchen Eonflitution protefliren; al» 
lein die Landboten beharrten bei ihrem Zwecke, bie biß- 
herige Conftitution zu verbeffern, und forderten von 
dem Könige die Erflärung, ob er das Intereffe Ruß- 


ande unterfiügen wolle, — in welchem Sale fie alle ihn 


verlaffen würden, — oder ob er die Baſis der neuen 
Conſtitution zur Nettung des Staates gegen fremden 
Einfluß anzunehmen geneigt fey: 

Der König willigte ein, und ber Reichstag er⸗ 
Härte am 17. Nov. in einer Note an Rußland, daß er 
ſich als unabhängig und als gefeggebende Macht be- 
-trachte. „Man hoffe, die Kaiferin werde, wenn etwas 
in der polniſchen Verfaffung geändert würde, eine 
Sreude über den vollkommnern Zuftand der Republik 
empfinden, und man erfuche fie wiederhohlt, die ruffi- 
fchen Truppen fchleunigft aus dem Gebiete der Repu⸗ 
blik zu entfernen, um jede Eollifion mit der Pforte zu 
vermeiden, 

Gleichzeitig erhielt am 17. Nov. der Neichstag eine 
preußifche Note, in welcher die neue militärifche 
Drganifation gepriefen, und die Nepublif ermuntert 
ward, in ihren Einrichtungen im Innern fortzufahren ; 
wobei der König von Preußen erklärte, die Unabhaͤn⸗ 
gigkeit der Republik zu garantiren, und in ihre innere 
Einrichtung, fo wie in bie Freiheit der Berathſchlagun⸗ 
gen und Befchlüffe des Neichstages fich nicht zu mifchen. 
In einer officiellen Note vom 10. Dec. 1789 wieder 
hohlte Preußen dag Anerbieten feiner Allianz, doch un⸗ 
ter der Bedingung, daß, vor dem Abfchluffe derfelben, 
die Regierungsform und die Fünftige Thronfolge in Po⸗ 
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len näher beſtimmt würde. . Darauf legte der Bifchoff 
von Kaminiec, Kranfinsfi, als Präfes der Commife 
fion, welche mit ber Abfaffung ber. neuen Conſtitution 
beauftragt war, dem Reichstage acht Hauptpuncte den 
neuen Eonftitution vor, welche am 13. Dec, 9 bon dem 
Reichstage angenommen wurden. 

Nach dieſen Vorſchritten zur neuen Gonficution; 
ward am 29. März 1790 das Buͤndniß zwiſchen 
Preußen und Polen unterzeichnet, nach welchem 
Preußen, im Sale eines Angriffs, 13,000 Mann Ins 
fanterie und 4000 M. Eavallerie, Polen aber 4000 
Mann Infanterie und 8000 M. Cavallerie zu ftellen, 
und, wenn dieß, nicht ausreichen follte, Preußen fein 
Huͤlfscorps auf 30,000 Mann, Polen das ſeinige auf 
20,000 Mann zu erhöhen ‚verfprach. Niemand folte 
fih in Polens innere Angelegenheiten. mifchen. Ges 
ſchaͤhe es dennoch; fo verfprach Preußen zuerft feine - 
freundfchaftliche Verwendung, und, menn diefe fruchts 
los wäre, ‚den vertragsmäßigen Beiftand. Beide 
Mächte ggrantirten fich ihre Befigungen. 

Hei der Verlängerung des Neichstages ward fort 
dauernd über die einzelnen Puncte der Eonftitution vers 
handelt, am 8. Det. 1790 ber Churfürft von Sachfen 
zum Thronfolger vorgeſchlagen, und am 6. Dec, felbft 
ein Aflianzvertrag mit der Pforte entworfen,. ber aber 
nicht zur Vollziehung Fam. Noch faßte der Reichstag, 
am 3. Jan. 1791 den Beſchluß, daß jedes. Mitglied - 
deffelben mit ber Tobesftrafe belegt werden follte, wel⸗ 
ches überwiefen würde, pon einer fremden Mach eine: 
Penfion zu ziehen, 

Bon großer Wichtigfeit war es, daß am 14. Apr,’ 
1791 ben polnifchen Städten ein Freiheitshrief 
ersheilt ward, in welchem fig ben größten Theil ihrer 
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alten Privilegien, und noch einige neue geitgemäße Vor⸗ 
‚rechte zugeftanben erhielten, wodurch der Druck, unter: 
welchem fie bisher geſchmachtet hatten, aufgehoben und 
der ganze Buͤrgerſtand in Polen fuͤr die neue Drvumng: 
ber Dinge gewonnen und begeiftert ward. Ä 

Da biefer Freiheitäbrief der Städte im * 
Abſchnitte der Conſtitution vom 3. Mai 1791 ſeine 
Beſtaͤtigung erhielt, und dadurch einen integrirenden 
Theil der polniſchen Conſtitution ſelbſt bildete; ſo muß 
derſelbe der Conſtitution vorausgeſchickt werden. 


A) Freiheitsbrief der koͤnigl. Städte 
in Polen vom 14. Apr. 1791. 


Erſter Artikel. 
Bon den Städten, 


j =, Ale koͤnigliche Städte in den Landen der Republik 
nd 
2. Die Bewohner diefer Städte erkennen wir für freie 
Leute. Ihre Sende, Käufer, Bezirke, Dörfer, die 
jegt zu diefen Städten gehören, erklaͤren Wir ihnen, als 
erblich,, jedoch den anhängigen, und noch nicht vollendeten 
Drogeffen unbefchabdet, | 
3. Städten, die ihre Errihtungsurkunden verloren 
haben, werden Wir König, wenn fie beweifen, daß fie 
jelbe Hatten, mit Auszeichnung der Gründe, die fie jetzt 
| unftreitig befigen,, die Sreiheitsdiplomen erneuern. 
4 Senen fdnigl. Städten, wo die Fleinen Landtage ger 
halten werden, geben Wir folche Errichtungsbriefe, wenn; 
fie ‚fie auch vorher nicht hatten, | 
5. Wenn fich auf einem koͤniglichen Grunde wegen aus 
ter Lage eine Anzahl freier Leute niederläßt, und ihrem 
rg en die Geſtali einer Stadt gibt; fo wollen Wir dier 
fen Anfiedlern eine ne mis Beigebung der 
nöthigen Grundſtuͤcke En 
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6. Jeder Erbherr kann, auf feinen Erbguͤtern, Städte 
aus freien Leuten, oder freigelaflenen Bauern errichten, 
oder feine erblichen Städte zu freien Städten machen; diefe 
Städte gehören: aber nur dann unter. die Zahl der freien 
Städte, wenn ihnen der Erbherr erbliche Gründe gibt, wo 
fodann Wir König auf Aufuchen des Erbheren diefen Städr 
ten ein Beflätigungsdiplom geben , und die Errichtungsur: 
funde des Grundherrn demjelben einfchalten laffen werden. 
» .7« So wie für alle Städte nur ein Geſetz ift; fo wers 
den die Bürger was immer für einer Stadt gleiche Rechte 
Aus gegenmwärtigem Geſetze genießen. 

8, Alle Staͤdtebewohner, Adeliche und Unadeliche, 
weiche einen Handel nach Ellen und Gewicht treiben wol⸗ 
len; - alle die in Städten Befigsungen haben, oder felbe erſt 
‚etlangen, von welhem Range, Würde, Handwerk und 
Kunft fie feyn mögen, muͤſſen das Bürgerrecht annehmen, 
und unter felben ftehen; auch andern Edelfeuten ift es ers 
faubt, Bürger zu werden, | 

9. Die Aufnahme zu Bürgern 97 auf folgende 
Art: Jeder, der Bürger werden will, ftellt fich vor dem 
Magiftrate, perfönlich, oder durch einen Bevollmächtigten, 
und legt folgenden Eid ab: „Ih N. N. werde dem Allers 
durchlauchtigften König und der Regierung getreu bleiben; 
- and verbinde mich die Sefege, und Verfügungen dev Reichs⸗ 
tage auf das genauefte zu beobachten. Der Dbrigkeit der 
Stade N., zu welcher ich als Bürger gehöre, will ich uns 
terworfen ſeyn, und alle Buͤrgerpflichten erfüllen. _ Diefes 
gelobe ich für mich und meine Erben.” Nach diefer Ber 
theuerung wird der Aufgenommene in das Buͤrgerbuch ein: 

gefchrieben. 1 | 
“ 30, Die Städte find verbunden alfe vechtfchaffenen 
Fremde, Handwerker, und alfe freie, niemanden unters 
shänigen Leute, chriftlicher Religion, unentgeldlich als Buͤr⸗ 
ger aufzunehmen, und einzufchreiben; | 

11. Allen gebohrnen Adelihen, oder jenen Buͤrgerli⸗ 
Ken, die ſich in den Adelftand erheben laſſen wollen, ſoll 
die Aufnahme, und Beibehaltung des Buͤrgerrechts, Wer: 
waltung bärgerliher Aemter, Führung alles Handels, 
Treibung was immer für eines Handwerkes, weder ihnen 
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ſelbſt, noch nen Nachkommen in ihrem Abel, und beſſen 
Vorrechten im Geringſten ſchaden. *) 
12 Da die Wahl eines eigenen Magiſtrats, insbes 
— der Buͤrgermeiſter, Stadtſchulzen, und anderer 
eamten, durch die Buͤrgerſchaft ein vorzuͤgliches Kenn? 
en ber Sreiheit iſt; fo follen die Städte diefes Recht 
ehalten. Es fol ihnen auch ganz frei ftehen, für ihre 
innere Ordnung zu forgen, und auf derfelben Beobachtung 
zu halten, wovon fie der Polizeicommilfipn nur durch Be⸗ 
richte Nachricht zu geben verbunden ſind. 
13. Alle Bewohner der Städte, die ins Bargerbuch 
eingeſchrieben ſind, und eine erbliche Beſitzung haben, koͤn⸗ 
nen zu allen ſtaͤdtiſchen Aemtern durch Mehrheit der Stim⸗ 
men gewaͤhlt werden und waͤhlen. Jedoch kann niemand 
eine adeliche Diſtrictswuͤrde, oder ein Amt der vollziehen⸗ 
den Macht zugleich mit dem Amte eines ſtaͤdtiſchen Bevoll⸗ 
maͤchtigten, unter der Nichtigkeit beider Aemter begleiten, 
Auch Niemand, der in Militärdienften wirklich ſteht, a 
zugleich ein ftädtifcher Beamter feyn, | 


3weiter Artikel, 
Bon den Rechten der Bürger, 


r. Das Grundgefeg neminem captiyvabimus 
nisi iure victum **) dehnen Wir au auf die im 


*) Hierdurd wurden die dem Adel hoͤchſt ſchaͤdlichen Gefege 
. bon ben Jahren 1505, burd welche den Adelichen bei Vers 
luft des Adels, bei Confiſcirung der abelihen Güter, die 
einer an fi) bringen würde, verboten wurde, das Bürgerz 
recht anzunehmen, und in Städten einen Hanbel,. Hand: 
werk, oder irgend ein andres bürgerliches Gewerbe zu trei⸗ 
ben, gänzlid aufgehoben, nachdem ſchon durch ein Geſetz 
vom Jahre 1775 ben Adelichen bie Befugniß zum Handel 
ohne Rachtheil des Adels ertheilt worben war, 
”r) Diefes Grundgefeh, weldhes im Jahre 1447 zuerſt gege⸗ 
ben, durch das Gefeg vom Jahre 1433 und jenes vom Jahre 
1550 erweitert wurde, und weldhes man bie Habeas 
Corpus» Acte der Polen nennen Tann, befreiet bie aan . 


Sreibeirsbrief d. kön. Stäbfe v. 14, Apr. 1791. 9 


den Städten -anfäffigen Bürger! aus, mit Ausnahme der 
berrägerifchen Bankevslitiere,; ‚die feine ‚binlängliche Bürger 
ſchaft für ſich ſtellen können, und — die auf friſcher 
That ertappet worden ſind. 
22. Diejenigen; Städte, ‚in weldhen-Xppellationsgerichte: 
befindlich fi find , werden vor jedem ordentlichen Reichstage: 
einen Bevollmächtigten durch die. Mehrheit der Stimmerp 
erwählen, der in der Stadt erblich angeſeſſen, dienſttaug⸗ 
lich, in keiner Unterfuchung begriffen , noch dur) ein Vers: 
brechen beſudelt fey, ſondern ſchon durch ein fädtifches Amt 
ſich ausgezeichnet habe. Die Städte ‚haben die: Freiheit,: 
diefe Bevollmächtigten auch aus andern Städten zu waͤh⸗ 
len. Diefe Bevolkmächtigten muͤſſen an dem Tage, wen 
der N anfängt, in: der: Stadt 7 wo det Reiherng: 
lten wird, zuſammen kommen, sund den Art. 


Wahl dem Reichetagomarſhau aberreichen ANuf den. roe 


vinziallandtagen wird man die Bepollmaͤchtigten der Städte 
zut ee A e, aa dem Aſſeſſorio * * 


leute von allem —* wegen eines Werbtechens, von‘ a. | 


Conſiſcation ihrer Guͤter, in ſo lange, his ſie rechtlich uͤber⸗ 
wieſen ſeyn würben; außer der Verbrecher wuͤrde auf der 

friſchen That im Diebſtahl, oder dem Verbrechen bes Mor⸗ 
des, Mädchen : oder. Weiberraubes,- des Raubes, ber Brands: 
Yegung, und Öffentlicher Gewalt erfappet, ober er * 
für ſich Feine Hinlängliche Sicherheit ſtellen. 


Aſſefſorialgerichte werden von den zwei —* 


lern, oder in ihrer Abweſenheit von den unterkanzlern, 


von einem jeden fuͤr ſein Land befonders, unter Beiſitzung 
der referirenden Kanzleivorſteher, ber Secretaͤre des Kö: 
nigs und der Notarien der Decrete gehalten; fie beſchaͤf⸗ 
tigten ſich Anfangs mit den Appellationen ſowohl von den 


Gerichten der Adelichen als det Staͤdte. Nach Sigismund 


Auguſts Tode wurden die Appellatjonen der Adelichen ‚Dies 
ſem Gerichte entzogenz ſo daß es ſich nur mit den. 
Appellationen: pon den Urtheilen der Städte, der Woywo⸗ 
den in Judenſtreitigkeiten, dann mit den Rechtsſachen ber 
Staͤdte ſelbſt, der Inhaber koͤniglicher Lehengüter , und 
allen auf Privilegien fi gruͤndenden Angelegenheiten be: 
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wählen, und beſtimmen, wer aus ihnen zu jeder Commifs 
fion oder dem Affeflorio. gehöre, . Und obgleich diefe alle. 
nad) ihrer Beſtimmung den Commiffionen und: dem Aſſeſſo⸗ 
rio beifigen dürfen; fo follen doch in der Schatz⸗ und ‘Por 
ligetcommiffion nie mehr als zwei, bei dem Afleflorio nie 
mehr. als drei aus jeder Provinz beifigen-därfen. Dieſe 
Commiffion und Affefforialbeifiger werden im frädtifchen und 
Sandelögefchäften eine wirkende entfheidende Stims, 
me, in anderen Gefchäften aber nur eine, rathende 
Stimme haben. Wird einer diefer, ‚oder alle Bevoll⸗ 
mächtigten , von den das Wahlrecht habenden Städten bes 
ftätiger; fo bleiben fie nach auf zwei andere Jahre. Die 
Befoldungen für dieſe Beifiger und Commiſſaire werden, 
Wir, jedoch nur für obige für. die Commiffionen und das; 
Affefforium beftimmte Anzahl, bei dem Entwurfe der Auss 
gabetabellen beſtimmen. 35 
3. Damit die Vorſorge der Regierung auch den For⸗ 
derungen der Städte  -Gerehtigkeit wieder— 
fahren laſſe; fo erlauben wir unjern Städten durch die 
Beiſitzer, oder ſtaͤdriſchen Commiflaire bei den Afleflorials 
gerichten der Schag : und. der Polizeicommiffion, die Wuͤn⸗ 
ſche der Städte dem Reichstage vorzutragen; dieſe werden, 
wenn es noͤthig ſeyn wird, und fie wollen, bei dem Reiches 
tagsmarfchall um. die Stimme bitten, ‚die ihnen nicht abr 
gefchlagen werden darf, und fie werden, fo wie es bei der 
Stimmenfammlung der andern Abgeordneten von den ° 
Eommiſſionen gewöhnlich ift, ihre Meinungen vortragen. 
4. Nach zweijähriger Dienftleiftung bei den Commifs 
fionen follen diefe Bevollmächtigten der Städte am naͤchſten 
Keichstage, ohne Entrichtung einer Taxe in den Adelftand 
erhoben werden, wein fie noch nicht adelich find. 
. In Zukunft foll es jedem Bürger: frey feyn, ade⸗ 
liche und andere Güter erblich mit allem Eigenthumsrechte 
an ſich zu bringen; und auch dem rechtlichen Erben zu hin: 
terlaffen; die Güter Durch Erbfolge oder Pfandrecht zu er; 
werben, im Betreff welcher: fie, wenn; fie auch. Bürger 


ſchaͤftigte. Len gn ich Tus publ, R. Pol, Tom, II. pag. 
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And, bad) ber gensöhnlichen adelichen Gerichtsbarkeit unters 


worfen feym ſollen. EAN 2 seh 

6. Jener Bürger, der ‚ein: ganzes Dorf oder Stäbder 
hen erblich faufet, wovon er an der Abgabe des zehnten 
Groſchen zum wenigſten 200 polniſche Gulden entrichtet, 
der ſoll am naͤchſten Reichstage, wenn er dem Reichst s⸗ 
marſchall deshalb ſein Geſuch an die. Stände überrei 
kraft gegenwärtigen Geſetzeg in ‚den Adelftand erhoben 
werden, 135535 Kate 4 (dc ' *41 

7. Nebſt dieſem follen auf jedem Reichstage 10 burger⸗ 
liche, in den Staͤdten erblich Beguͤterte in den Adel erho⸗ 
ben werden, wo die erfte Ruͤckſicht auf die in Kriegsdien⸗ 
ſten ſich Auszeichnende, auf jene, die in den Civil⸗Kriegs⸗ 
commiffionen beiſttzen die Fabriken anlegen, oder Handel 
mit inländifchen Produkten treiben, und dabei auf die Em: 
— der Landboten und Staͤdte genommen werden 
muß. | se HE 1. ’ 

8. Bei der ganzen Armee, (mit Ausnahme der Nas 
fionalcavalferie,) ‘bei jedem Corps, Regiment und Put 
werden Bürgerkiche in Zukunft Dffiziersftellen: bekleiden 
koͤnnen, jener, der den Rang eines Stabskapitaͤns oder 
Sapitäns einer Compagnie beider Infanterie und eines 
Rittmeiſters bei einem Pulke erlangt , der foll durch gegens 
waͤrtiges Geſetz mit allen feinen Nachkommen in den Adels _ 
ftand erhoben werden, und Wir König werden ihm dag 
Adelsdiplom. gegen Vorzeigung feines Patente ohne Ent: 
richtung der Stempeltare ertheilen, er 

9. In Zußunft: wird es den Bürgerlichen erlaubt feyn, 
in den Kanzleien und Gerichtsftuben, allen politifchen Eoms 
miffionen und Tribunalsdifafterien, und bei geritigern er 
richtöftellen zu arbeiten, zu advociren, und andere Dienfte 
zu thun, auch nach ihren Verdieieten und Fähigkeiten vors 
zucüden, Wer die Wärde eines Kanzleivorftehere hei den 

Regierungsdikaſterien erlangt; der: foll: auf dem erften 
Reichstage in den Adelftand erhoben werden, und Wir-Lös 
3 werben ihm das Adelsdipiom unentgeldlich ausfolgen 

en. Zr | 
ıo. Im geiftlihen Stande werden die Bürgerlichen, 
bei den Collegiatkirchen die Prälaten: und Domherruſtel⸗ 
len, bei Kathedraltirchen aber die Domherrnſtellen, zu 
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welchen: Doctores erfordert werden, bekleiden, auch alle 
Säcular s und Regularbeneficien erlangen önnen, mit 
— jener, die ausdruͤcklich blos fuͤr Adeliche geſtif⸗ 
ter find. | =, 
1, Zu den Civil s Kitegscommiffionen der Woywod⸗ 
fhaften, Diftticte und Gebiete können aus den Städten, 
die in dem Gebiete der Kriegscommilffionen liegen, zu jeder 
Commiſſion drei Beiſitzer gewählet werden, fie mögen ader 
fich oder bürgerlich feyn, wenn fie nur in der Stadt eine 
erbliche Befigung haben, ee 
3. Wenn unfere Städte. Thorn und Danzig gin Geſuch 
an die Stände haben: fo werden fie durch ihren Secretär 


es dem Morfchalf übergeben, odet es ſelbſt durch Deputirte, 


nach. vom Marſchalle angeſuchter Erlaubniß, die} ihnen 
wicht abzufhlagen iſt, vortragen. | 
13. Die Strafe derjenigen, die fälfchlih vorgeben, 
daß fie Hegütert find, ift folgende; Wer immer gegen einen 
Revers jemanden ein adeliches Erbgut uͤbergibt, wird es 
auf immer verlieren , und das Gericht fpricht dem das Eis 
genthum des verreverfisten Erbguts zu, der den Revers 
beweifet. ; Und:follte auch der, der gegen Revers das Erbr 
gut befiget, die Reverfisung.beweifen; fo wird es Ihm auf 
immer; zugefprochen,, und dieſe Prozeſſe foll das adeliche 
Diftrietsgericht ohne Appellation entfcheiden, _ 

14. Alle ältere Geſetze und Verfügungen, die gegenz 
wärtigen Gefegen zuwider find, werben hiemit aufgehoben, 
und Wir wollen diefe Verfügung für ein Grundgefek anges 
nommen haben, | 


| Dritter Artite, 
Bon der Rechtspflege der Bürger, 


1. Indem wir die Städte bei ihrer eigenen Gerichts⸗ 
barkeit ihres Bezirkes laſſen; fo nehmen wir die Städte 
nebft ihren Worftädten von aller anderer Gerichtsbarkeit, 
als der Tribunale, adelihen Diftrietsgerichte, der Woys 
wodfchaften, Starofteien, und Kaftellaneien aus; außer 
den nicht geendeten, von den Commiffionen zu den Tribus 
nalen abgefendesen Prozeflen. Das Gericht des Hofmar⸗ 


— 
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ſchalls, welches nur unſere konigliche Neſidenzſtadt betrifft, 
weiſen wir in die Grenzen feiner eigenen Macht zuruͤck 
2. Alfe geiftlihe und weltliche Vogteien, ja auch jene 
Heinen Städtchen, die in dem den föniglichen Städten ans 
fangs angewiefenen Stadtgebiete liegen, werden von. uns 
fo, wie fie befeflen. werden, in Zufunft in Ruͤckſicht ‚der 
Gerichtsbarkeit und Polizei aufgehoben; vielmehr unters 
‚werfen wie diefe Wogteien der. Gerichtsbarkeit der Magie 
ſtrate, jedoch behalten die Eigenthämer diefer Gründe, alle 
Zinfen, und wie immer geartete Einfünfte. — 
3. Hingegen wo die Staͤdte adeliche Doͤrfer erblich ha⸗ 
ben, muͤſſen ſie, in den Rechtsſachen wegen dieſer Doͤrfer, 
dem adelichen Diſtrictsrichter Antwort geben. u. 
4. Alle in den Städten begüterte Einwohner, was ims 
mer für einen Kandel oder Handwerk fie auch treiben, uns 
terliegen der ftädtifchen Gerichtsbarkeit, und müflen die Ab⸗ 
‚gaben, wie andere Bürger, ohne Rücficht auf was im⸗ 
‚mer für Eremtionen entrichten. | 
5. In jeder Stadt hat der gewählte Magiftrat die Ge: 
richtsbarkett in Streitfahen. Beidiefen Magiftraten wer: 
den alle Arten von Progeflen in erfter Inſtanz entjchieden, 
und zwar Nechtsfahen, deren Betrag die Sunme von 
300 fl. poln. nicht überfteiget, oder Injurienhändel, wors 
über nur ein dreitägiger Arreft verhängt wird, ſollen bei 
diefen Mapiftraten ohne Appellation gänzlich entſchieden 
werden. In größern Sachen aber geht die Appellation 
an die beftellten Appellationsgerichte. | 
6. Zu Appellationen ernennen Wir folgende Städte, 
und insbefondere in Kleinpolen: Erarau, Lublin, Luc, 
Zytomierz, Winnica, Kaminiec in Podolten, Drohiczyn. 
In Sroßpolen: Pofen, Kalifh, Gnefen, Lenczye, 
Warſchau, Sieradz, Plock. In Litthauen die Städte 
Wilna, Grodno, Kowno, Nowogrodek, Minsk, das lit⸗ 
thauiſche Brzesc, Pinsk. Zu dem Appellationsgerichte in 
Cracau gehoͤren die in der Cracauer Woywodſchaft, und 
die in den Gebieten von Sendomir, Wislic und Chencin 
liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in Lublin 
gehören die Städte der Woywodſchaft Lublin, der Gebiete 
von Radom und Opoczyn und der Diftriete von Lenczye und 
Chelm. Zu dem Appellationsgerichte in Luck gehören die 
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Städte der Woywodſchaften Volhynien und Belz. Zu dem 
Appelfationsgerichte in Zytomierz gehören die Städte der 
Woywodſchaft Kiew. Zu dem Appellationsgerichte in Ka: 
‘miniee in Podolien, die. Städte der Woywodſchaften Po: 
‚ dolien. Zu dem Appellationsgerichte in Drohyczyn, die 
"Städte der Woywod ſchaft Podlachien. Zu dem Appella; 
"tionsgerichte in Pofen gehören die Städte der Woywod⸗ 
ſchaften Pofen und der Diſtriete Wſchow. Zu tem Appel: 
Iationsgerichte in Kalifch die Städte, die in der Woywod⸗ 
Schaft Kalifh, dem Bezirke Konin und dem Bezirke Pysdr 
diefleits der Warte liegen. Zu dem Appellationsgerichte 
in Gneſen gehören die in der Woymwodfchaft Gneſen, dem 
Bezirke Konin, und den Bezirfen Ppsdr, jenfeits der 
Warte liegenden Städte. Zu dem Appellationsgerichte in 
Sieradz gehören die Städte der Woywodſchaft Sieradz 
des Bezirkes Wielun. Zu dem, Appellationsgerichte in 
Warſchau gehören die Städte, die in dem Herzogthume Ma: 
fovien und der Woywodſchaft Rawa liegen. Zu dem Ap⸗ 
. pellationsgerichte in Lenczyc gehören die Städte der Woy— 
modfchaft Lenezye, Brzesc in Kujavien und Inowroclaw. 
Zu dem Appellationsgerichte in Ploc gehören die Städte 
der Woywodſchaft Plock, des Bezirks Zawskrzyn, und des 
Bezirkes Dobrzyn. Zu den Appellationsgerichten, die in 
Litthauen aufgeftellt find, als: Zu dem Appellationsgerichte 
in Wilna gehören die Städte der Woywodſchaft Wilna, der 
"Bezirk Oszmian , Lidzk, Wilkomirz, Braslav, der Woy⸗ 
wodfchaft und des Bezirkes Trod. Zu Grodno, tie Städte 
des Srodner, Wolkowysker und Merecer Bezirkes. Zu 
Kowno die Städte des Herzogthums Samogitien, der Bes 
zirke Kowno Prenst, und Upis. Zu dem Appellations: 
gerichte in Nowogrodek, die Städte der Woywodſchaft No: 
wogrodek und der Bezirfe von Slonim und Sluczoresk. 
Zu Brzesc in Litthauen die Städte der Woywodſchaft 
Brzesc und des Bezirkes Kobryn. Zu dem Appellations; 
‚gerichte in Pinsk gehören die Städte der Bezirke Pinsk, 
Zarenczyn, Mozyr und Rzeczyca. Zu dem Appellationg: 
gerichte in Minsk gehören die Städte der Woywodfchaften 
Minsk, Polock, Witebsk und des Bezirkes Orfzan. 
7. Sn diefen Städten werden alle zwei Jahre fünf 
MDerfonen,. adeliche oder unadeliche, oder beguͤterte Bürger, 
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oder auch Magiſtratsperſonen diefer Städte oder von ans 
deren jedem Appellationsgerichte unterworfenen Städten 
gewählt. Dieſe Perſonen werden das Appellationsgericht 
ausmachen ; jedoch mit dem Vorbehalte, daß jene Magi— 
firatsperfonen und Schöppen, welche zum Appellationdge: 
richte gewählet werben, fo lange ſie dem Appellatiönsge; 
richte beifigen, den Gerichten der erften Inftanz jener Mia: 
aus welchen. fie gewählet worden, nicht beifigen 
dürfen. | 


8. Dieſe Gerichte entfcheiden die Appellationen von 
den Magiftraten in Sachen, deren Betrag 300 fl. poln. 
oder die Strafe von einem dreitägigen Arreit, und nicht 
"die Summe von 3000 fl. poln. oder eine dreimächen 
Arreſtſtrafe überfteigt,, ohne fernere Appellation. In al 
len Prozeſſen, die den Werth von 3000 fl. poln. oder eine 
dreimwöchentliche Arrefiftrafe Überfteigen, geht die Appellar 
tion von den Magiftraten erfter Inſtanz nicht an die Aps 
pellationsgerichte, fondern an unfere. Hofgerichte, ſowohl 
in Kronpolen, als auch in Eitthauen. 


9. Die Magiftrate werden peinliche Prozeſſe nicht ents 
fheiden dürfen, fondern muͤſſen felbe gerade an die Appel; 
lationsgerichte abſchicken, welche die Kriminalprozeſſe zu 
entſcheiden das. Recht haben, ‚jedoch mit diefem Vorbehalte, 
daß fie nur Strafen anf zeitliches Gefaͤngniß auf der Stelle 
vollziehen können, Wird der Verbrecher aber zum lebens: 
länglihen Gefängniffe, oder. zum Tode vprurtheilet; fo 
muß das Appellationsgericht die Unterfuchung und das Ar; 
theil dem. Affeflorialgerichte vor der Bekanntmachung übers 
fenden. Findet das Affeflorialgericht'ein folches Urtheil auf 
lebenslängliches Gefängniß oder die Todesftrafe gerecht; fo 
fann es dann erſt vollzogen werden, Zugleich aber behai⸗ 
ten Wir dem Hofgerichte alle Prozeſſe wegen uͤbler Ver: 
waltung fädtifcher Aemter, wie auch wegen der Einkünfte 
der ftädtifchen Pächter, und alle andere durch die Reichsge⸗ 
feße dahin gehörigen hiemit bevor. 


_ 10. Endlich werden die Städte in Sachen innerlicjer 
Drdnung, und ihrer Einkünfte uͤberhaupt der Polizeicom⸗ 
miſſion unterworfen ſeyn. 


16. MPolen. 


Die neue Conſtitution Polens ſelbſt warb. am 3. 
Mai 1791 Mit großer Stimmenmehrheit angenommen; 
nur die Landbpten von Kar ch, Suhorzemsfi, und 
von Podolien,. Zlotnicki, und die Eaftelane Czet⸗ 
wertynski und Ozarowski, proteſtirten dagegen. 
Der König ward von denjenigen Puncten feines Wahl, 
vertrages freigefprochen, welche mit der neuen Conſti⸗ 
tution nicht vereinigte werben fonnten, und darauf bie 
neue Eonftitution von dem Könige unter dem Throne, 
‚und von allen Gliedern des Reichstages, von den Gro⸗ 
‚Gen des Reiches und von den Bürgern ber Hauptſtadt 
in ber Kirche befchworen, wohin fie der König geführt 
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Stanislaus Auguftus von Gottes Gnaden und durch 
den Willen der Nation König von Polen, Großherzog von 
Litthauen u. fi f. zugleich mit den in verdoppelter Zahl die 
polnifhe Nation repräfentivenden sonföderirten Ständen. 
- Da Wir überzeugt find, daß unfer aller gemeinfchaft: 
liches Schiekfal einzig und allein von der Gründung und 
Vervollkommnung der Nattonalconftitution abhängt, durch 
‚eine lange Erfahrung die verjähren Fehler unierer Regie; 
rungsverfaflung fennen gelernet haben; da wir die Lage, 
-worin fich Europa befindet, und .den zu Ende eilenden Aus - 
genblick, der uns wieder zu ung felbft gebracht hat, zu bes: _ 
‚nugen wuͤnſchen; da wir frei von den fehändenden Befeh⸗ 
len auswärtiger Uebermacht, die äußere Unabhängigkeit 
und innere Freiheit der: Nation, - deren Schickſal unjern 
Händen anvertraut ift, höher fchäßen, als unfer Leben und 
unſere perfönliche Glückjeligkeit ; da wir uns zu gleicher 
Zeit auch die Segnungen, und die Dankbarkeit unferer 
Zeitgenoffen und der Eünftigen Geſchlechter zu verdienen 
wuͤnſchen; fo befchließen wir, ungeachtet der Dinderniffe, - 
"welche bei uns ſelbſt Leidenfchaft entgegen ftellen könnte, 
der allgemeinen Wohlfahrt wegen, zur Gründung der Frei⸗ 
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heit, zur Erhaltung unſers Vaterlandes und ſeiner Gren⸗ 
zen, mit der fefteften Entſchloſſenheit unſers Geiſtes gegen: 
wärtige Conſtitution, und erklären fie durchaus für heilig 
und unverlegbar, bis die Nation in der gefeglich vorge: 
ſchriebenen Zeit, durch ihre ausdruͤckliche Willenserklärung, 
die Abänderung diefes oder jenes Artikels für nothwendig 
erachten wird. Eben diejer Eonftitution follen auch alle 
fernere Befchlüffe des jegigen Reichstages in jeder Ruͤck⸗ 
ficht angemeſſen ſeyn. | 


1.* 
Herrſchende Religion. 


Die herrſchende Nationalreligiou iſt und bleibt der hei⸗ 
lige roͤmiſch-katholiſche Glaube mit allen feinen Rechten. 
Der Uebergang von dem herrfchenden Glauben zu irgend. 
einer andern Confefjion wird bei den Strafen der Apoftafie 
unterfagt. : Da uns aber eben diefer heilige Glaube befiehlt, 
unfern Nächten zu lieben; jo find wir deshalb fchuldig, 
allen Leuten, von welhem Bekenntniſſe fie immer auch feyn 
mögen, Ruhe in ihrem Glauben und den Schuß der Res 
gterung angedeihen zu laflen. - Deshalb fihern wir hie; 
mit, unfern Landesbefchläffen gemäß, die Freiheit aller veliz 
he Gebräuhe und Bekenntniſſe in den polniſchen 
anden, * 


* 


2 
Edelleute, Landadel. 


Mit Hochachtung des Andenkens unſrer Vorfahren, 
der Stifter unfers freien Staats, fihern wir dem Adele 
ftande aufs feierlichfte alle jeine Gerechtſame, Sreiheiten 
und Prärogativen, und den Vorrang im Privatleben und 
Öffentlichen Leben... Inſonderheit aber betätigen und be: 
kraͤftigen wir, und erklären für unverleßbar, die diefem 
Stande von Eafimir dem Großen, Ludwig von Ungarn, 
Uladislaus Jagiello, und deſſen Bruder Wittold, Großhers 
zog von Litthauen, wie auch von den Sagiellonen Ulasiss 
laus und Caſimir, von den Gebrädern Johann Albrecht, 
Alerander und Sigismund 1, von Sigismund Auguſt, dem 

Zweiter Band, 2 i 


28 Dolen: 
legten von der jägielonifhen Linie, rechtmäßig und ger 
feglich ertheilten Rechte, Statuten und Privilegien. Die 
Waͤrde des Adelftandes in Polen erklären wir für völlig 
gleich mit allen den verfchledenen Graben des Adels, die 
nur irgendwo gebräuchlich find. Wir erkennen die Edels 
leute unter ſich für gleich, und zwar nicht blos in Ruͤckſicht 
der Bewerbung um Aemter und Verwaltung folder Dienfte 
im Vaterlande, die Ehre, Ruhm und Vortheil bringen, 
fondern auch in Ruͤckſicht des gleihen Genuſſes der Privir 
legien und Prärogativen des Adelſtandes. Mehr als alles 
aber wollen wir die Rechte dee perfönlichen Sicherheit und 
Freiheit, des beweglichen und unbewegliden Eigenthums, 
eben fo heilig und uuverleglic, als fie feit Jahrhunderten 
einem zu ftatten gefommen, bewahrt und beibehalten haben, 
und verbärgen uns auf das feierlichite, daß wir keine Vers 
änderung noch Ausnahme im Gefege gegen das Eigenthum 
' irgend jemandes geftatten wollen: ja die hoͤchſte Landesge⸗ 
walt foll fih unter Vorfhägung der iurium rega- 
lium; oder irgend einem andern Vorwande, auch nicht 
die allergeringften Anfprüche auf das Eigenthum der Bürr 
ger, weder im Ganzen noch theilweife erlauben. Daher 
berehren, verbürgen und beftätigen wir die perfönliche Sir 
cherheit und alles irgend jemanden rechtmäßig zukommende 
Eigenthum, als das wahrhafte Band der Geſellſchaft, als 
den Augapfel der bürgerlichen Freiheit, und wollen fie auch 
als folhe für die künftigen Zeiten verehrt, verwahrt und 
unverlegt erhalten haben. » 


Den Adel erkennen wir für die erfte Stüße der Freiheit 
und. der gegenwärtigen Conſtitution. Die Heiligkeit diefer 
Eonititution empfehlen wir der Verehrung jedes vechtichafs. 
fenen, patriotiſchen, ehrliebenden Edelmannes, und ihre 
Dauer feiner Wachſamkeit. Sie ift ja der einzige Schuß 
unfers Vaterlandes und unſrer Treiheiten ! 


3. 
Städte und Städter. 


Das auf diefem Reichstage unter dem Titel: Unfere 
freien Eöniglichen Städte in den Staaten 


> 
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der Republik gegebene Geſetz, wollen wir nach feinem 
ganzen Sinbegriffe beftätigt willen, und erklären es, da es 
ein Geſetz ift. welches dem freien polniſchen Adel zur Sir 
herheit feiner Freiheiten, und Erhaltung des gemeinfchaft: 
lihen Baterlandes eine neue, zuverläfiige und wirkfame 
Macht zu Huͤlfe gibt, für einen Theil der gegenwärtigen 
Conſtitution. 


| 4. 
Bauern, Landleute. 

Das Landvolf, unter deflen Händen die fruchtbarfte 
Duelle der Reichthämer des Landes hervorfließt, das den 
zahlreichſten Theil der Nation ausmacht, und folglich der 
mächtigfte Schuß für das Land ift, nehmen wir fowehl aus 
Gerechtigkeit und Chriftenpfliht, als au um unfers eis 
genen wohlverftandenen Intereſſe willen, unter den Schuß 
des Geſetzes und der Landesregierung, und befchließen; daß 
von jest an alle die Freiheiten, Conceſſionen oder Verab⸗ 
redungen, die die Gutsbefiger mit den Bauern auf ihren 
Guͤtern authentifch werden eingegangen feyn, diefe Freihei: 
ten, Congeffionen und Verabtedungen mögen nun den Ges 
meinden , oder jedem Einwohner des Dorfes befonders zu: 
Heitanden feyn, gemeinfchaftliche und wechfelfeitige Verbind⸗ 
lichkeit auflegen folen, nach der wahren Bedeutung der 
Bedingnißartifel, und des in folhen Conceſſionen uns Ver: 
abredungen enthaltenen unter den Schuß der Landesregier 
tung fallenden Sinhalts. Solche von einem Grundeigen: 
thümer freiwillig übernommene Xergleiche mit den dars 
aus fließenden Verbindlichkeiten, werden nicht blos ihn 
ſelbſt, fondern auch feine Nachfolger oder Rechtserben fo - 
verbinden, daß fie niemals im Stande feyn werden, fie 
willkuͤhrlich zu verändern. Dagegen aber follen ſich auch 
die Bauern, fie mögen Güter haben wie fie wollen, den 
freiwilligen Werabredungen, übernommenen Concejlionen 
und damit verbundenen Schuldigkfeiten nicht anders entzies 
hen fönnen, als auf die Are und den Bedingungsartifeln 
gemäß, die bei jenen Verabredungen ausdruͤcklich feſtgeſetzt 
waren, und von ihnen, fie mögen fie nun auf immer, oder 
nur auf gewifle Zeit angenommen haben, auf das genanefte, 

— — 
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als Schuldigkeit "erfüllt werden muͤſſen. So hätten wir 
denn den Grundbefigern alle ihnen von den Bauen zus 
fommende Vortheile gefichert, und da wir nun die Bevoͤl⸗ 
ferung diejes Landes auf das wirkſamſte zu befördern fires 
ben; fo verfündigen wir allen und jeden, fowohl den neu 
antommenden, als auch denen, die ihr Vaterland ehemals 
verlaffen haben, und nun dahin zuruͤckkehren möchten , die 
völligfte Freiheit; fo daß ein jeder, der von irgend einer 
Himmelsgegend her in die Staaten der Republik neu ans 
kommt, oder zu Uns zurückehrt, fo wie er nur den polnis 
fhen Boden bestritt, die völlige Freiheit hat, feine Ber 
triebfamfeit anzuwenden, wo und wie er will; daß er die 
Steiheit hat, über die Anfiedvelung, Frohndienfte oder Zins 
fen Verabredungen zu treffen, wie und auf wie lange ev 
fi) verabreden will; daß er die Freiheit hat, fi in der 
Stadt oder auf dem Lande nieder zu laflen, in Polen woh⸗ 
nen zu bleiben, oder fih, wenn er den Verbindlichkeiten, 
die er gutwillig auf fih genommen hatte, Genuͤge gethan 
hat, in ein Land zu wenden, wohin es ihm belichen 
wird. 


z. 


Reglerung, oder Beſtimmung der öffentlir 
hen Gewalten. 


Jede Gewalt in der menfchlichen Gefellfchaft entfpringe 
aus dem Willen der Nation. Um nun die bürgerliche Frei⸗ 
heit, die Ordnung in der Gefellfchaft, und die Unverletz⸗ 
lichkeit der Staaten dev. Republik auf immer ficher zu ſtel⸗ 
len; fol die Regierungsform der polnijchen Nation aus 
drei Gewalten, und zwar nad) dem Willen des gegenwärz 
tigen Geſetzes auf immer beftehen, nämlid: aus der gez 
— Gewalt, bei den verſammelten Staͤnden; aus 
der hoͤchſten vollziehenden Gewalt, beim Könige und dem 
Staatsrathe, und aus der richterlichen Gewalt, bei den zw - 
diefem Ende niedergejeßten, oder noch niederzufegenden 
Gerichtsſtellen. | 
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6. | 
J Der Reichstag, oder die geſetzgebende 
Gewalt. 


Der Reichstag oder die verfammelten Staͤnde ſollen 
fih in zwei Stuben theilen, in die Landbotenſtube und 
Senatorenftube, unter dem Vorfige des Koͤnigs. | 

Die Landbotenftube foll, als Repräfentant und Ins 
begriff der Souverainetät der Nation, das Heiligthum der 
Gefeßgebung feyn; daher foll auch zuerſt in der Landboten⸗ 

ube über alle Projecte decidire werden, und zwar ı) in- 

ückficht der allgemeinen, das heißt der politifchen, Civil: 
und Eriminalgefeße, und der Anwendung fefter Abgaben. 
Unter diefen Materien follen die den Woymwodichaften, Ber 
zirken und Kreifen vom Throne zur Pruͤfung übergdbenen, 
and durch die Inſtructionen in die Stube gelangten Propos 
fitionen zuerft zur Entfcheidung kommen. 2) In Rückficht 
der Reichstagsbeſchluͤſſe, das heißt der Beſchluͤſſe uͤber einft: 
weilige Steuern, über den Münzfuß, Aber Staatsanleihen, 
über das Adeln und andere Gattungen zufälliger Belohnuns 
gen, über die Eintheilung der öffentlichen ordentlichen und 
außerordentlihen Ausgaben, über Krieg und Frieden, über 
die endliche Ratification der Allianz: und Handelstractäte, 
über alle aufs Völkerrecht fich beziehende diplomatifche Acten 
und Verabredungen, über das Quittiren der vollziehenden 
Magiftraturen, und uͤber ähnliche Kauptbedärfniffe der 
Nation betreffende Vorfälle. Unter diefen Materien follen 
die vom Throne geradezu an die Landbotenftube abzugeben: 
den Propofitionen zuerft vorgenommen werden, 

Die Senatorenftube, die unter dem Vorfige des 
Könige — der das Recht hat, einmal feine Stimme zu 
geben, und dann aud die Stimmengleichheit perfönlich 
oder durch Ueberfendung feiner Meinung an diefe Stube 
zu heben — aus den Bifhäffen, Woywoden, Kaftellanch 
‚und Miniftern befteht, bat folgende Verpflichtungen auf 
fih: 1) jedes Geſetz, das nach feinem formellen Durchs 
gange durch die Landbotenſtube auf der Stelle an den Ser 
nat abgefhicht werden muß, entweder anzunehmen, oder 
durch die gefeglih vorgeſchriebene Stimmenmehrheit der 
fernern. Deliberatipn der Nation vorzuhehalten. Durch 


die Annahme wird das Gefeg Kraft und Heiligkeit befoms 
men; duch den Vorbehalt Hingegen blos bis zum künftigen 
prdinären Reichstage ausgefeßt bleiben, wo dieſes vom 
Senate aufgefhobene Geſetz, wenn man zum jweitenmale 
darüber einig wird, angenommen werden muß. 2) Soll 
fie über jeven Reichstagsbefchluß über die-oben angeführten 
Materien, der ihr von der Landbotenitube auf der Stelle 
überjchieft werden muß, zugleich mit der Landbotenftube 
nad) der Stimmenmehrheit decidiren. Die vereinigte, dem 
Sefege gemäße Stimmenmehrheit beider Stuben wird 
den Ausfpruch und Willen der Stände ausmachen. 

Hierbei behalten wir uns vor, daß die Senatoren und 
Miniſter, bei den Materien über die Rechtfertigung ihrer 
Amtsführung im Staatsvathe oder in den Commiflionen 
feine entfcheitende Stimme im Neichstage haben, und alas 
dann blos deshalb im Senat ſitzen follen, um auf das Bes 
gehren des Reichstages Auskunft zu.geben. Der Reichdtag: 
. fell fiets fertig ſeyn, der gejeßgebende und ordinäre fol aller 
zwei Jahre feinen Anfang nehmen, und die im Gejege von 
den Reichstagen beftimmte Zeit hindurch dauern. Der 
fertige, Sei dringenden Bedürfniffen berufene, Reichstag 
ſoll blos über die Materien entſcheiden, derentwegen er be: 
rufen wurde, oder auch über ein zur Zeit feiner Zufammen: 
berufung fich ereignendes Beduͤrfniß. Kein Gefes kann 
auf dem nämlichen ordinaͤren Reichstage, auf welchem es 
gegründet wurde, aufgehoben werden. Der vollftändige 
Reichstag fol aus der in einem folgenden Gefeße beftimm: 
ten Anzahl Perfonen in der Landboten⸗ und Senatoren 
ftube beſtehen. Das auf dem jeßigen Reichstage gegrüns 
dete Sefeg von den Landtagen wollen wir als die wefent: 
liche Grundlage der bürgerlichen Freiheit feierlich ficher ge 
ſtellt willen. 

Da nun aber die Gefeßgebung nicht von allen verwals 
tet werden kann, und fi die Nation durch freiwillig ges 
wählte Repräfentanten oder Landboten derſelben entledigt; 
fo fegen wir deshalb feft, daß die auf dem Landtage erwähl: 
ten Landboten, der jegigen Eonftitution zu Folge, bei der 
Sefeßgebung und bei allgemeinen Nationalbedärfniffen, als 
Repräfentanten der ganzen Nation, als ns 
haber des allgemeinen Zutrauens angefehen werden follen. 


e 
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Altes und allenchalben foll nach det Stimmenmehrheit 
entfchieten werden; daher. heben wir auch das liberum 
veto, alle Arten von-Conföderationen und die Confoͤde⸗ 
Yations s Reichötage, als dem Geifte gegenmwärtiger Conſti⸗ 
tution zuwider, die Regierung zerträmmernd, die Geſell— 
fchaft vernichtend, auf immer auf, 

indem wir auf der einen Seite gewalttätigen und 
öftern Abänderungen der Nattonalconftitution vorzubeugen 
fuchen, erkennen Wir nichts deftomeniger auf der andern 
die Nothmwendigkeic ihrer Vervolllommnung, wenn mat 

ihre Wirkungen auf das allgemeine, Wohl wird erfahren 
hoben, Wir beftimmen demnach alle fünf und zwanzig 
Jahre zur Reviſion und Berbeflerung der Conftitution, 
Der dann zu haltende Conftitutionsreichetag foll ein außer: 
ordentlicher feyn, nach der in einem befondern Geſetze 96 
gebenen Vorſchrift. 


7. 
Der König, die vollziehende Gewalt, 


Auch die volltommenfte Regierung kann ohne eine wir 
fame vollziehende Gewalt nicht beftehen. Das Glüd der 
Nationen hängt von gerechten Gefegen, die Wirkung der 
Gefege von ihrer Vollziehung ab. Die Erfahrung hat zur 
Genüge gelehrt, daß die Hintanſetzung diefes Theites der 
Regierung Polen mit Unglück aller Art erfüllt Hat. Nach⸗ 
den wir daher der freien polnifchen Nation die Gewalt, 
ſich ſelbſt Geſetze zu geben, umd die Macht, über jede voll: 
ziehende Gewalt zu wachen, ingleihen auch die Wahl der 
Beamten zu den Magiftraturen vorbehalten haben; ſo 
übergeben wir die Gewalt der hoͤchſten Vollziehung bet 
Gefege dem Könige in feinem Stagtsrathe, der den Na⸗ 
men Wache der Gefege (straz) führen foll. 


Die vollzicehende Gewalt ift aufs genauefie verbunden, 
über die Gefege und ihre Erhaltung Obacht zu Haben. Sie 
wird durch -fich felbft thätig feyn, wo es die Gefege erlau⸗ 
ben, wo fie Aufficht, Vollziehung und wirkfame Huͤlfe ev 
Heifchen. Ahr find alle Magiſtraturen ſtets Sehorfam 
fchuldig; im ihre Hände übergeben wir die Macht, una 
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horſame und ihre Pflichten hintanſetzende Magiſtraturen 
zu ihrer Schuldigkeit anzutreiben. | | ; 
Die vollziehende Gewalt foll feine Gefeße weder geben 
noch erklären, Feine Abgaben und Steuern, unter: welchem 
Namen es auch fey, auflegen, Feine Staatsanleihen ma: 
. chen, die vom Reichstage gemachte Eintheilung der Schaßs 
eintünfte nicht abändern, keine Kriege erklären, keinen 
Frieden, keinen Tractat und keine diplomatifche Akten de; 
finitive abfchließen können. Es ſoll Ihr blog freiftehen, 
einftweilige Unterhandlungen mit den auswärtigen Höfen 
zu pflegen, ingleichen einftweiligen und gemeinen Beduͤrf⸗ 
niffen zur Sicherheit und Ruhe des Landes abzuhelfen ; 
aber hievon ift fie verpflichtet, der nächften Reichstagsverz 
fammlung Bericht zu erftatten. | | 
Wir wollen und verordnen, daß der polnifche Thron 
auf immer ein Familienwahlthron feyn fol. Die zur Ge: 
nuͤge erfahrnen Uebel der die Regierung periodiſch zertruͤm— 
mernden Zwilchenreiche; unfere Pflicht, das Schickſal je: 
des Einwohners in Polen fiher zu fielen, und dem Eins 
fluß.auswärtiger Mächte auf immer zu ſteuern; das: Anz 
denken der Herrlichkeit und Gluͤckſeligkeit unſeres Vaterlan⸗ 
des zu den Zeiten der ununterbrochenen regierenden Fami— 
lien; die Nothwendigkeit, Fremde von dem Streben nad). 
dem Throne zuräcdzuhalten, und dagegen mächtige Polen 


zur einmäthigen Befhügung der Nationalfreiheir zuruͤckzu / 


führen; haben uns nach reifer Weberlegung bewogen, den 
polnifhen Thron nach dem Sejege der Erbfolge zu verges 
ben. Wir verordnen daher, daß nad unferm der Gnade 
Gottes heimgeftellten Ableben ter jeßige Churfärft von 
Sachſen in Polen König feyn fol, Die Dynaftie der 
künftigen Könige von Polen wird alfp mit der Perſon 
Friedrich Yugufts, jegigen Ehurfürften von Sachſen, ihr 
ren Anfang nehmen, deflen Nachkommen de lumbis 
männlichen Gefchlechts wir den polnifhen Thron beftimmen. 
Der ältefte Sohn des regierenden Königs foll dem Vater 
auf dem Throne nahfolgen. Sollte aber der jeßige Churs 
fürft von Sachfen keine Nachkommen männlichen Sefchlechts 
erhalten; fo foll auf den Fall der vom Churfürjten mit Ger 
nehmigung der verfammelten Stände für feine Prinzeſſin 
Tochter, gewählte Gemahl die Linie der männlichen Erb⸗ 
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folge auf dem polnifchen Throne anfangen. Daher‘ erklaͤ— 
ren wir nun auch die Maria Auguſta Nepomucena, Prin— 
zeflin Tochter des Ehurfürkten, für die Infantin von Polen; 
behalten aber dabei der Nation das feiner Verjährung un⸗ 
terworfene Necht vor, nach Erläfchung des -eriten Hauſes 
quf dem Throne, ein anderes zu wählen. 

Jeder König wird bei feiner Thronbefteigung Gott und 
der Nation den Eid leiften, auf die Erhaltung gegenwärti: 
ger Konftitution, und auf die pacta conventa, die 
mit dem jegigen Churfürften von Sachſen, als ernannte: 
Daher werden abgefchloffen worden feyn, und die ihn, 
eben fo als die alten, verpflichten werden. 

Die Perſon des Königs ift Heilig und unverletzlich. Da, 
er nichts für fich ſelbſt thut; jo kann er auch der Nation, 
für nichts verantwortlich feyn. Nicht Selbftherricher, ſon⸗ 
dern Vater und Haupt der Nation ſoll er ſeyn; und dafuͤr 
erkennt und erklaͤrt ihn das Geſetz und die gegenwärtige, 
Eonftitution, 

Die Einkünfte, wie fie in den pactis conyentis 
werden beftimmt werden, und die dem Throne eigenthum⸗ 
lichen, dem kuͤnftig zu waͤhlenden, durch dieſe Conſtitution 
ſicher vorbehaltnen Praͤrogatipen ſollen nie angetaſtet wer⸗ 
den koͤnnen. 

Alle oͤffentliche Akten, alle Tribunale, Gerichte und 
Magiſtraturen, alle Geldſtempel, muͤſſen den Namen des 
Koͤnigs fuͤhren. Der Koͤnig, der Macht haben ſoll Gutes 
zu thun, wird das Recht haben, die zum Tode Verdamm— 
ten zu begnadigen, Staatsverbrecher allein ausgenommen, 
Dem Könige fol die hoͤchſte Herrfchaft über die bewaffnete: 
Landesmacht, und die Ernennung der Anführer des Kriegs; 
heeres zukommen, doch dabei die Abänderung derſelben 
noch dem Willen der Nation vorbehalten bleiben. Seine 
Pflicht wird es aud) feyn, die Offiziere zu beftellen, Be: 
amte nach der Vorfchrift eines fpäter folgenden Gefeßes zu 
erwählen, Biſchoͤffe und Senatoren narh der Borfchrift 
eben dieſes Gefeßes, ingleihen Minifter als die erften Be⸗ 
amten der pollziehenden Gewalt zu ernennen. 

Der dem Könige zur Aufſicht, Erhaltung und Vollzie⸗ 
a der Geſetze zugegebene königliche Staatsrath (straz) 
ſoll beſtehen: 1) Aus dem Primas, als dem Haupte der 
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polnifhen Geiſtlichkeit und Vorſitzer der Erziehungscom: 
miffion. Seine Stelle im Staatsrathe kann durch den erz 
ften Bifchoff der Ordnung nach vertreten werden; aber wer 
der jener noch diefer können Refolntionen unterfchreiben. 
2) Aus fünf Minijtern, nämlich dem Polizeiminifter, dem 
Suftizminifter, dem Kriegsminifter, dem Schasminifter, 

- und dem Minifter für auswärtige Angelegenheiten, 3) Aus 
zwei Secretairen, von denen der eine das Protocoll des 
Staatsraths, der andere das Protocoll der auswärtigen 
Angelegenheiten führen wird, beide ohne enticheidende 
Stimme. 

Der Thronfolger darf, wenn er mündig geworden iff, 
und den Eid auf die Conſtitution geleitet Hat, bei allen 
Sitzungen des Staatsraths, doch ohne Stimme, gegen; 
mwärtig feyn. 

Der Reichstagsmarfhall, der auf zwei Jahre erwählt 
wird, foll mit zu der Zahl der im Staatsrathe fißenden 
Perſonen gehören, doch ohne an deflen Refolutionen Theil 
zu nehmen, jondern blos deswegen, um unter folgenden 
Umftänden den fertigen Reichstag zufammen zu rufen; 
wenn er nämlich bei Vorfällen, die das Berufen des fertis 
gen Reichstages nothwendig erheifhen, das wirkliche Bes 

duͤrfniß deflelben erkennen, der König hingegen ſich weis 
gern follte, ihm zu berufen; alsdann foll diefer Marfchalf 
Kreisihreiben an die Pundboten und Senatoren ergehen 
lafien, fie zum fertigen Reichstage berufen, und die Ber 
weggruͤnde dazu anzeigen. 

Die Fälle, wo die Berufung des Neichstages nothwen⸗ 
big wird, find blos folgende; 1) bei einem dringenden, auf 
das Völkerrecht fich beziehenden Bedärfnifle, infonderheit 
bei einem benachbarten Kriege. 2) Bei innerlichen Unrus 
hen, die dem Sande mit einer Revolution, oder mit Kollis 
fionen zwiſchen den Magiftraturen drohen. 3) Bei der 
augenfheinlihen Gefahr einer allgemeinen Kungersnoth. 
4) Bei Verwaiſung des Baterlandes durch den Tod des 
Königs, oder bei einer gefährlichen Krankheit deffelben. 

Alle Refolutionen follen im Staatsrathe von der oben 
auseinandergefegten Perfonenzahl geprüft werden. Nach 
Anhörung aller Meinungen foll die Derifion des Königs 
das Mebergewicht Haben, damit es bei Vollgiehung des Ger 
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feges nur eine Willensmeinung geße. Daher foll auch feine 
Refolution anders aus dem Staatsrathe kommen, als un⸗ 
ter dem Namen des Könige und mit feiner eigenhändigen 
Unterfchrift. Außerdem muß fie aber auch von einem der . 
im Staatsrathe figenden Miniſter unterfchrieben ſeyn. 
So unterfchrieben fol fie erft zum Gehorfam verbinden, 
und von den Commiffionen oder irgend einer vollziehenden 
Magiftratur befolge werden; doc bios in den Materien, 
die durch gegenwärtiges Gefeß nicht ausdruͤcklich ausge⸗ 
fehloflen find. Auf den Fall, daß keiner von den Sig und 
Stimme habenden Miniftern die Decifion unterfchreiben 
wollte, fol der König von der Decifion abftehen ; . jollte er 
aber darauf befiehen, fo wird bei diefem Ereigniß der 
Reichstagsmarfchall um die Berufung des fertigen Reiches 
tages bitten, und wenn der König diefe Berufung verzoͤ⸗ 
gern follte, ihn ſelbſt berufen, ws 
So wie der König das Necht hat, alle Minifter zu ers 
nennen; fo hat er auch das Recht, einen von. ihnen. aus 
Jeder Abtheilung der Regierungsverwaltung zum Staats; 
vathe zu rufen. Diefe Berufung des Minifters zum Siße 
im Staatsrathe ſoll auf zwei Jahre gelten, doch die weis 
tere Beftätigung derfelben dem Könige freiftehen. Die 
zum Staatsrathe berufenen Minifter follen in feinen Com⸗ 
miflionen fißen. 

In dem Falle Hingegen, daß beide auf dem Reichstage 
vereinigte Stuben mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
geheimer Stimmen die Entfernung eines Winifters aus 
dem Staatsrathe oder aus feiner Stelle verlangten, fol 
der König gehalten feyn, fogleih einen andern an deflen 
Statt zu ernennen. | IE: 

Da wir wollen, daß der Stantsrath die Wache der 
MNationalgefeße, für jede Webertretung derfelben der ge; 
naueften Verantwortlichkeit bei der Nation unterworfen 
feyn foll; fo verorönen wir, daß, wenn die Minifter von 
der zur Prüfung ihrer Handlungen niedergefesten Depus 
tation, wegen Uebertretung der Geſetze, angeklagt werden, 
fie mit ihrer Perfon und ihrem Vermögen verantwortlich 
feyn follen. Bei allen folhen Klagen follen die verſam⸗ 
melten Stände die angefchuldigten Minifter durch ‚die fims 
ple Stimmenmehrheit der vereinigten Stuben an bie 
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Neichsgerichte abſchicken, wo ihnen entweder !die' gerechte, 
ihrem: Verbrechen angemeflene Strafe, oder, bei erwieſener 
Unſchuld, die Freifprechung von der Klage und Strafe zu 
Theil werden foll. 

Der ordentlihen Ausäbung der vollziehenden Macht 
wegen, verordnen wir beſondere, mit dem Staatsrathe in 
Verbindung ſtehende, ihm zu gehorſamen verpflichtete Com⸗ 
miſſionen. Die Commiſſarien dazu werden vom Reiches 
tage erwählt werden, und ihre Aemter die im Gefeße vors 
geichriebene Zeit hindurch verwalten. Diefe Commiffionen 
find: 1) Die Erziehungs, 2) die Polizei?, 3) die Kriegs-, 
4) die Schagcommiffion. Ä 

Die auf diefem Reichstage niedergefegten woywodſchaft— 
lihen Ordnungscommiſſionen ftehen gleichfalls unter der 
Auffiht des Staatsraths, und werden die Befehle deflels 
ben mittelbar durch die oben erwähnten Commilfionen erhalz 
gen, vefpective auf die der Macht) und den Pflichten 
eines Ipen sufommenden Gegenftände, - 


» 
Richterliche Gewalt, 


Die rihterlihe Gewalt kann weder von ber gefehges 
benden, noch vom Könige ausgeübt werden, fondern von 
ben zu diefem Ende gegründeten und erwählten Magiftras 
turen. Sie muß auch mit den Orten in folcher Verbindung 
ftehen, daß jeder die Gerechtigkeit in der Naͤhe hat, und 
der Verbrecher allenthalben die drohende Hand der Landess 
regierung uͤber ſich erblickt. Wir verordnen daher: 1) Ges 
richte erfter Inftanz für jede Woywodſchaft, jeden Bezirk 
und Kreis, und hiezu follen die Richter auf den Landtagen 
gewählt werden, Die Gerichte erfter Inſtanz werden ſtets 
bereit und wachfam feyn, denen, die es bedürfen, zur Ges 
rechtigfeit zu verhelfen. Bon diefen Gerichten foll.arı die 
für jede Propiuz niederzufesenden Haupttribunale appellirt 
werden, und dieſe follen ebenfalls aus Perſonen beftehen, 
die man auf den Landtagen erwählt hat. Diefe Gerichte, 
ſowohl die erfter,, als auch die zweiter Inſtanz, werden für 
den Adel und alle Landeigenthiämer in. causis iuris et 
facti,. es betreffe wen es ‚wolle, Landgerichte  feyn, 
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a) Beftätigen wir allen Städten die Gerichtsjurisbictionen; 
zufolge des auf dem gegenwärtigen Reichsſstage gegebenen 
Gefeges von den freien königlihen Städten, 
3) Die Referendargerichte follen für jede Provinz beſonders 
gehalten werden; zum Behuf der Prozefle der fteien, nad) 
‚alten Rechten diefen Gerichten unterworfenen Bauern.. 
4) Die Hofafleflorials, Relations und Kurländifchen Ges 
richte follen beibehalten bleiben. 5) Die vollziehenden 
Eommijfionen werden in den Angelegenheiten, die zu ihrer 
Adminiſtration gehören, Bericht halten. 6) Außer den 
Gerichten für die Civil- und Eriminalprozefle, fol es auch 
für alle Stände ein höchftes Gericht, Neichstagsgericht ges 
nannt, geben, wozu die Perfonen bei Eröffnung: jedes 
Neichstages erwählt werden jollen. or diefes Gericht folz 
len die Verbrechen gegen die Nation und den König,. oder: _ 
die crimina status gehören.- | 

Wir befehlen, daß ein neuer Codex der Kivils und 
Criminalgefege von den durc den Reichstag dazu erwähls 
ten. Perfonen gefchrieben werden ſoll. 


9» 
Keihsverwefung. 


Der Staatsrath wird zugleich: Reichsverweſer ſeyn, 
und dabei die Königin, oder in deren Abwefenheit den 
Primas an der Spise haben, Die Reichsverwefung kann 
blos in folgenden drei Fällen Statt finden. 1) Bet der 
Minderjährigkeit des Königs, 2) bei einer Schwachhelt, 
die bei ihm eine anhaltende Gemüchsverwirrung hervor⸗ 
bringt, 3) im Fall der König im Kriege gefangen werden 
ſollte. Die Minderjährigkeit wird nicht länger als volle. 
achtzehn Jahre dauern; die Schwäche einer anhaltenden 
Gemäthsverwirrung aber fann nicht anders, als durch den 
fertigen Reichstag mit der Stimmenmehrheit von drei 
Viertel beider vereinigten Stuben derlarirt werden. Der 
fertige Reichstag wird die Ordnung der in der Reichövers 
wefung ſitzenden Minifter beftimmen, und die Königin zur 
Vertretung der Pflichten des Königs bevollmächtigen. 
Wenn nun aber der König im eriten Falle mündig wird, 
im zweiten zur völligen Geſundheit gelangt, im dritten aus 
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der Sefangenfhaft zuruͤckkommt; fo follen ihm Die Reichs⸗ 
verwefer von ihrem Verhatten Rechenſchaft ablegen, und _ 
der Nation für die Zeit ihrer Amtsfuͤhrung, fo wie diefes 
auch dem Staatsrathe vorgefchrieben ift, auf jedem ordi: 
nären Reichstage, mit ihren Perfonen und ihrem Vermoͤ⸗ 
gen verantwortlid) feyn. - | 


10. 
x Ergiehung der Kinder des Königs. 


Die Söhne des Königs, die die Eonftitution zu Nach: 
folgern auf dem Throne beftimmt, find die eriten Kinder 
‚des Baterlandes; daher kommt auch die Sorge für ihre 
gute Erziehung der Nation zu, ohne jedod) damit den Rech⸗ 
ten der Eltern zu-nahe zu treten. Führt der König die 
Regierung; fo fol er feloft mit dem Staatsrathe und dem 
von den Ständen ernannten Aufjeher der Erziehung der 
Drinzen, fi mit der Bildung derfelben befchäftigen. Führe 
fie aber die Reichsverweſung; fo wird diefer, zugleich mit _ 
dem erwähnten Aufjeher, die Erziehung derfelben anver: 
traut werden. Aber in beiden Fällen foll der von den 
Ständen ernannte Auffeher auf jedem ordinären Reichs: 
tage von der Erziehung und den Fortfchritten der Prinzen 
Bericht erftatten. Die Erziehungscommiflion hingegen 
wird die Pflicht auf fih haben, dem Reichstage den Plan 
des Unterrichts und der Erziehung der königlichen Prinzen 
zur Beftätigung vorzulegen, damit durch Übereinftimmende 
Erziehungsgrundfäge , früh und ununterbrochen, den Ger 
muͤthern der künftigen Ihronfolger, Religion, Liebe zur 
Tugend, zum Vaterlande, zur Freiheit und Landesconitis 
tution eingeflößt werde. 


II, 
Bemwaffnete Macht der Nation. 


Die Nation iſt es ſich felbft ſchuldig, fich gegen Leber: 
fälle zu vertheidigen, und ihre Unverlegtheit zu bewahren ; 
folglich find alle Bürger Vertheidiger der Unverlegtheit und 
Greiheit der Nation. Die Armee ift nichts anders, als 
eine aus der Geſammtmacht der Nation gezogene, bewaff⸗ 
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nete und geordnete Macht. Die Nation iſt ihrer Armee 
dafür, daß fie ſich eınzig und allein ihrer Vertheidigu 
weihet, Belohnung und Achtung ſchuldig. Die Ba 
der Nation fchuldig, über die Grenzen und die allgemeine 
Ruhe zu wachen, kurz, für fie die maͤchtigſte Schugwehr 
zu ſeyn. Damit fie nun diefe ihre Beftimmung wirklich 
erfüle; fo hat fie die Pflicht auf fi, den Vorfriften des 
Geſetzes gemäß, ununterbrochen unter dem Gehorſam der 
volljiehenden Gewalt zu bleiben, und auf treue Ergebens 
heit gegen die Nation und den König, und auf die Vers 
theidigung der Nationglconftitution zu fhwören. Die Nas 
tionalarmee kann folglicy gebraucht werden; zur allgemeis 
nen Zandesvertheidigung, zur Bewahrung der Zeftungen 
und Grenzen, oder auch zur Unterftüßung des Geſetzes, 
wenn jemand der Vollziehung deflelben nicht gehorfamen 
wollte. 





Diefe Eonftitution trug das Gepräge der polnifchen 
Nationalität, wenn gleich die Nückfichten auf die con—⸗ 
ftitutionellen Arbeiten der erfien franzsfifchen National 
verfammlung in derfelben nicht zu verfennen find. Als 
Eigenthümlichkeit verdient e8 bemerkt zu werden, daß 
— der Zeit na — dieſe erfte polnifche Eonftitus 
tion vier Monate früher vollendet, öffentlich ‚bes 
ſchworen und von dem Könige und der Nation beſchwo⸗ 
ren mard, als felbft die erfte franzöfifche Conſtitution 
von Ludwig 16; denn eine allgemeine Begeifterung 
hatte damals dag polnifche Volf und deffen Großen ers 
griffen. 

Allein der Churfürft von Sachfen, welchem die 
polnifche Krone in diefer Conftitution beftimmet und durch 
eine polnifche: Deputation, an deren Spitze fich der 
Fuͤrſt Czjartoryski befand, angeboten worden war, trug 
Bedenken, biefe Krone anzunehmen; denn Rußland 
war mit den Schritten des polnifchen Neichetages Hole 


, 


fig ünzufrieden, und ohne daß Katharina 2 die neue 


Gonftitution beftätigte, mar ein friedliches Verhaͤltniß 


zwiſchen Rußland und Polen für die Zufunft nicht zu 


erwarten. * 

Bald zeigte ſich auch die Politik der Kaiſerin in Be⸗ 
ziehung auf dieſe Conſtitution. Unter ihrem Schutze 
bildete ſich aus der Oppoſition der neuen Conſtitutivn 
der Targowitzer Bund; Stanislaus Auguſtus ward 
durch den ruſſiſchen Einfluß vermocht, dieſem Bunde 


ſich anzuſchließen, und der Reichstag zu Grodno (29. 


Sept. 1792) verwarf — gleichzeitig mit dem zwi⸗ 
ſchen Rußland und der Pforte abgeſchloſſenen Frieden 


— die neue Conſtitution vom 3. Mai, und beſchloß 


die Herftellung der alten. Unter diefen Berhältniffen 
hätte Preußen, als Polens Bundesgenofle, den Krieg 
an Rußland erflären müffen. Allein Preußen war da= 
mals in den Krieg gegen Sranfreich verwickelt, ber in 
den legten Monaten des Jahres 1792 eine ungünftige 
Wendung für die Teutfhen nahm. Es führten daher 
die geheimen Unterhandlungen zwifchen Rußland und 
Preußen zu der zweiten Theilung Polens im 
März 1793, ‚von welcher Oeſtreich ausgefchloffen und 
der Reſt von Polen, der diefen Namen behielt, auf eine 
Macht des dritten Ranges herabgefegt ward, Der 
König Stanislaus Auguftus mußte auf dem Reichstage 
zu Grodno die Abtretungsurfunden (Sept, 1793) an 
Rußland und Preußen felbft unterzeichnen. | 

Ob nun gleich Rußland ‚mit diefem gebliebenen Nefte 
Polens am 16. Det. 1793 einen Unionsvertrag unters 
zeichnete; fo wogte doc) der Grimm der Polen über 
diefe Theilung in einem Aufftande auf, der von Warfchau 
aus (Apr. 1794) bald den übrigen Provinzen fich mit 
theilte. Allein vergebens war der Kampf von Kos⸗— 
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eiusfo und Madalingfi gegen die Ruſſen und 
Preußen. Kosciusko gerietb in ruffifche Gefangen- 
fchaft; Praga, die VBorftadt von Warfchau, ward von 
Souwarow mit Sturm genommen, und Polen, in der 
dritten Sheilung vom 24. Oct. 1795, aus der 
Reihe der europäifchen Mächte geftrichen. 


Wie aber, eilf Jahre fpäter, Napoleon die preußi⸗ 
ſche Macht auf den thüringifchen Schlachtfeldern gebro⸗ 
chen hatte, und der Schauplaß des Krieges in dag Land 
jenfeit8 der Oder verlegt ward; da erging, von Napo— 
leons Hauptquartiere aus Berlin (Nov. 1806), der Auf 
ruf Dombromsfi’s und Wybidi’s an die Polen 
zur Infurrection. Ein polnifches Heer verband fich mit 

- den Franzoſen, und ber Tilfiter Friede, am 8. 
und 9. Jul. 1807 mit Preußen und Rußland unter 
jeichnet, rief aus dem größten Theile der polnifchen 
Provinzen, welche in den drei Theilungen Polens an 
Preußen gekommen waren, unter dem Namen bes 
Herzogtums Warfhau einen neuen europdis 
fihen Staat zum Dafeyn, der im Wiener Frieden 
vom 14. Det. 1809 dadurch bedeutend vergrößert 
ward, daß Oeſtreich demfelden Weftgallisien, und 
einen Theil- von- Oftgallijien, mit der Stadt Cracau, 
überlaffen mußte. Der Tilfiter Sriede, der zus 
gleich die politifche Selbſtſtaͤndigkeit der freien Stadt 
Danzig ausfprach, und diefe unter den Schuß der 
Könige von Preußen und Sachfen ftellte, beftimmte den 
König von Sachfen zum erblihen Herzoge 
von Warfhau, worauf Napoleon zu Dresden am 
22. July 1807 die neue Conflitution des Yen 

ogthums Warfhan unterzeichnete. j 


Zweiter Banb. 3 


| 5 4 Dolen, 


©) Eonftitution des Herzogthums War 
fhau vom 22. July 1807. 


Erfter Titel 


Art. 1, Die apoftolifch srömifch + Fatholifche Religion 
tft die Staatsreligion. | 
Art. 2. Alle Arten von Sottesdienft find frei und öf: 
fentlich. — — 

Art. 3. Das Herzogthum Warſchau wird in ſechs 
Dioͤzeſen vertheilt werden; es wird ein Erzbisthum und 
ſechs Bisthuͤmer haben. 

Art. 4. Die Leibeigenſchaft iſt abgeſchafft; alle Buͤr⸗ 
ger ſind gleich vor dem Geſetz; der Stand der Perſonen iſt 
unter dem Schutze der Gerichtshoͤfe. | | 


Zweiter Zitel. 
Bon der Regierung. 


Art. 5. Die hergogliche Krone von Warfchau ift erb⸗ 
lih in der Perſon des Königs von Sachfen, feiner Abz 
fömmlinge, Erben und Nachfolger, nach der im fächfifchen 
Haufe eingeführten Succeſſionsordnung. 

Art. 6. Die Regierung beruht auf der Perfon des 
Königs. Er übt die Verrichtungen der vollziehenden Gez 
walt in ihrem ganzen Umfange aus, und hat die Initiative 
der Geſetze. 

Art. 7. Der Koͤnig kann denjenigen Theil ſeiner 
Autorität, welchen er unmittelbar auszußben nicht für gut 
findet, einem Bicefönige übertragen. 

"Art. 8. Finder der König nicht für gut, einen Vice 
fönig zu ernennen; fo ernennt er einen Präfidenten des 
Miniſterialſtaatsraths. In diefem Falle werden die Ange: 
legenheiten der verfchiedenen Minifterien im Staatsrathe 
discutirt, um dem Könige zur Genehmigung vorgelegt zu 
werden. au 

Art. 9. Der König beruft, prorogirt und, vertagt 
die Berfammlung des allgemeinen Reichstages (diete ge- 
nerale). Eben fo beruft er die Landtage (dietines) oder 
Diftrittsverfammlungen, ingleichen die Gemeindeverfamms 
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lungen, Er führt im Senate den Vorfig, wenn er es für . 
zuträglich hält. - 
Art. 10. Die Güter der herzoglichen Krone beftehen 
a) in einem jährlichen Einfommen von fieben Millionen 
polnifcher Gulden, halb in Landgätern oder Eöniglichen Dos 
maͤnen, halb auf den öffentlihen Schaß angewieſen; b) in 
* koͤniglichen Pallaſt zu Warſchau, und dem ſaͤchſiſchen 
allaſt. 


Dritter Titel. 
Von den Miniſtern und dem Staatsrathe. 


Art. ır. Das Minifterium iſt folgendergeſtalt zu; 
‚ fammengefest: ein Juftizminifter ; ein Miniſter des In— 
nern und der Firchlichen Angelegenheiten ; ein: Kriegsminis 
fter; ein Finanz; und Schagminifter ; ein Poltgeiminifter, 
Außerdem wird ein Minifter Staatsfeeretät feyn. Die 
Minifter find verantwortlich, Ä 
‚Art. 12, Wenn der, König es für gerarhen gefunden 
hat, denjenigen Theil feiner Autorität, welchen er ſich nicht 
„unmittelbar vorbehalten hat, einem Vicekoͤnige zu uͤbertra— 
gen; jo arbeiten die Minifter, jeder befonderg, mit dem 
Bicekönige. — 
Art. 13. Wenn der Koͤnig keinen Vicekoͤnig ernannt 
hat; ſo vereinigen ſich die Miniſter, nach dem was oben im 
gten Artikel geſagt worden, in einen Miniſterial / Staates 
rath. 
ei 14. Der Staatsrat befteht aus den Miniſtern. 
Er verfammelt ſich unter dem Vorſitze des Königs, oder des 
Virefönigs, oder des vom Könige ernannten Präfidenten. 
Art. 15. Der Staatsrath discutirt, redigirt und ber 
Schließe die Entwürfe zu Geſetzen, oder die Verwaltungss 
teglements, welche jeder Miniſter in Bezug auf die, fein 
Departement angehenden, Gegenftände vorfchlägt. 
Art, 16. Dem Staatsrarhe find vier Requetenmei⸗ 
‚ fer beigegeben, theild zu Infteuetion der Verwaltungsanz 
elegenheiten, und derjenigen, worin der Staatsrarh als 
Eoffartonsgerich ſpricht; theils Behufs der Communicatios 
nen des Staatsraths mit den Commiſſionen der Landboten⸗ 
kammer. 


— 


— 
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Art. 17. Der Staatsrath erkennt über die Juris⸗ 
dictionsconflicte zwiſchen den Verwaltungs- und Juſtizeol⸗ 
legien, uͤber alle Streitfaͤlle in der Verwaltung, und uͤber 
die Stellung vor Gericht der oͤffentlichen Verwaltungs; 
beamten, | DE | 

Art 18. Die im Staatsrathe discutirten Entfcheiz 
dungen, Geſetzesentwuͤrfe, Decrete und Reglements wers 
den dem Könige zur Genehmigung vorgelegt. 


Vierter Sitel 
Bon dem allgemeinen Keihstage. 

Art. 19. Der Allgemeine Reichstag befteht aus zwei 
Kammern, nämlich: der erfien Kammer, oder Kammer 
des Senats, und der zweiten Kammer, oder Kammer der 
Zandboten. — 

Art. 20. Der allgemeine Reichstag verſammelt ſich 
aller zwei Jahre zu Warſchau in dem durch die koͤnigliche 
Zufammenberufungsacte beſtimmten Zeitpuncte. Die 
Sitzung dauert nicht uͤber fünfzehn Tage, 

Art, 21. Seine Gefchäfte beftehen in Berathichla: 
gung über das Abgaben; oder Finanzgeſetz, und über die 
Gefege in Bezug auf die in der Civil: ‘oder Criminalge⸗ 
feßgebung, oder im Münzfpftem vorzunehmenden Aenz 
derungen. | 

Art, 22. Die im Stastsrathe verfaßten Gefebesz 
entwärfe werden auf Befehl des Königs der allgemeinen 
Reichsverſammlung überfandt, in der Landbotenfammer 
durch geheimes Scrutinium, und nad) der Mehrheit der 
Stimmen berathen, und dem Senat zur Sanction Äberreicht, 


 Bünfter Zitel. 
Boom. Senat 


Art, 23. . Der Senat befteht aus achtzehn Mitglie⸗ 
dern, nämlich: ſechs Bifchöffen, ſechs Woywoden (Pala- 
tins) und ſechs Kaftellanen. ; 

Art 24. Die Woywoden und Kaftellane werden vom 
Könige ernannt, Die Biſchoͤffe werden vom Könige ers 
nannt, und vom heiligen Stuhle eingeſetzt. 
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- Art. 25. Im Senate führt Eins feiner Mitglieder, 
das der König zu dem Ende ernennt, den Vorfiß. 

Art, 26. Die Amtsverrichtungen der Senatoren find 
lebenslaͤnglich. 

Art. 27. Die in Gemaͤßheit des unten Geſagten in 
der Landbotenkammer berathenen Geſetzesentwuͤrfe werden 
dem Senate zur Sanction uͤberſandt. 

Art, 28. Der Senat ertheilt dem Geſetze feine Ge; 
nehmigung, außer in nachfiehenden Fällen: a) Wenn über 
das Geſetz nicht nach den durch die Berfaflung vorgefchriebe: 
nen Formen berathichlagt, oder die Berathichlagung durch 
gewaltfame Handlungen geftört worden if. b) Wenn dev 
Senat weiß, daß das Geſetz nicht durch die Mehrheit der 
Stimmen angenommen worden ift. 3) Wenn der Senat 
dafür hält, daß das Geſetz entweder der Staatsficherheit, 
oder den Vorſchriften des gegenwärtigen VBerfaffıngsitaruts 
zuwider ift, g 

Art. 29. Falls der Senat aus einem der vorftchen: 
den Beweggründe einem Gefese feine Sanction verweigert 
hat; fo bekleidet er den König durch eine motivirte Delibe: 
ration mit der nöthigen Autgrität, um den Bejchluß der 
Landboten zu vernichten. | 

Art. 30. Iſt die Weigerung des Senats durch einen 
der zwei erften, im 28. Art. vorgejehenen Fälle motivirt; 
fo fann der König, nach Anhörung des Staatsrathe, den 
Gefegesenewurf an die Landbotenfammer zuruͤckſenden lafz 
fen, mit der Anweifung, regelmäßig zu verfahren. Er: 
neuern fich die nämlichen Unordnungen, entweder in der 
Haltung der VBerfammlung, oder in den Formen der Bez 
rathung; fo ift die fandbotenfammer hierdurch felhit aufges 
loͤſt, und der König verordnet neue Wahlen. 

Art. 31. Tritt der Fall der Auflöfung der Landbos _ 
tenfammer ein; fo bleibt das Finanzgefeß auf ein Jahr. 

rorogirt, und die bürgerlichen und peinlichen Geſetze wer— 
ben fernerhin, ohne Einſchraͤnkung oder Abänderung, in 
Bollzug gebracht. 

Art. 32. Hat der Senat einem Gefese feine Saner 
tion verweigert; jo kann der König gleichergeftalt, und in 
allen Fällen, neue Senatoven ernennen, und alsdann das 
Geſetz abermals dem Senate zufchiefen, Dennoch darf der 


* 
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Senat nie aus mehr als 6 Biſchoͤffen, 12 Woywoden und 
ı2 Kaſtellanen beſtehen. 

Art. 33. Hat der Koͤnig von dem, im vorſtehenden 
Artikel beſchriebenen, Rechte Gebrauch gemacht; fo wer? 
den die im Senat unter den Woywoden und Kaſtellanen 
erfedigten Stellen nicht wieder befeßt,, bis der Senat auf 
die im 23. Art. feftgefegte Zahl zuruͤckgebracht ift, 

Art. 34. Kat der Senat einem Geſetze feine Genchz 
migung ertheilt, oder hat der König, ungeachtet der mo— 
tivirten Deliberation des Senats, deſſen Promulgation bes 
fohlen; fo wird der Entwurf zum Gefeße für unmittelbay 
verbindlich erflärt. 


Sechſter Titel. 
Bon der Landbotenfammer. 


Art. 35. Die Landbotenfammer befteht a) auf 
ſechszig Landboten, die von den Landtagen oder Vers 
fammlungen der Evelleute jedes Diſtrikts, in dem Verhälts 
niffe von Einem Landboten auf den Diftrift, ernannt wers 
den. Die Landboten mäflen menigftens das 24fte Sjahr 
zurückgelegt haben, im Genuß aller ihrer Rechte, oder für 
volljährig erflärt feyn, b) Aus vierzig Abgeordneten 
der Gemeinden. | 

Art. 36... Das ganze Gebiet des Herzogthums Wars 
fhau wird in vierzig Gemeindeverfammlungen getheiltz 
nämlich acht für die Stadt Warfchau, und zwei und dreißig 
für das Äbrige Gebiet. 

Art. 37. Sede Gemeindeverfammlung muß wenig: 
ftens fechshunders flimmberechtigte Bürger in fi ber 
greifen. | 

Art. 38, Die Mitglieder der Landbotenfammer bleis 
ben neun Sjahre im Amte; fie werden drittelweife alle drei 
Jahre erneuert, . Demzufolge wird, aber blos für das ers 
ftemal,. ein Drittel der Mitglieder der Landbotenfammer 
nur drei Jahre, und ein anderes Drittel ſechs Jahre: im 
Amte bleiben. Das Verzeichniß der in diefen beiden Zeitz 
puncten austretenden Mitglieder wird durch das Loos ger 
bilder werten, 
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Art. 39, In der Landbotenfammer führt ein Mar: 
fchall den Vorfig, der aus ihrer Mitte gewählt, und vom 
Könige ernannt wird, 

Art. 40. Die Landbotentammer berathfchlagt über 
die Gefegesentwärfe, welche alsdann dem Senat zur Sane⸗ 
tion zugefandt werden. 

Art, 41. Sie ernennt bei jeder Sitzung, durch ge: 
heime Abjtimmung und nach Mehrheit der Stimmen , drei 
Commifjionen, jede von fünf Mitgliedern. Diefe find: 
eine Finanzcommiſſion, eine Commifjion für die bärgerliche, 
und eine Commiſſion für die peinliche Gefeßgebung. Der 
Marfchall : Dräfivent der Landbotenfammer. macht dem 
Staatsrathe in einer Bothfchaft von der Ernennung hefag: 
ter Commiljionen Mittheilung. 

Art. 42, Iſt ein Gefeßesentwurf im Staatsrathe 
abgefaßt; fo theilt ihn jelbiger derjenigen Commiſſion, 
welche der Gegenftand des Geſetzes angeht, durch den 
Minifter des betreffenden Departements, und durd) die 
Dazwifchenfunft der dem Staatsrathe beigegebenen Reque: 
tenmeifter mit. Hat die Commiſſion über den Gefeßesent: 
wurf Bemerkungen zu machen; jo verfammelt fie fich bei 
befagtem Minifter. Die mit der Mittheilung des Ges 
feßesentwurfes beauftragten Requetenmeilter werden zu dies 
fen Conferenzen zugelaflen. 

Art. 43. Beharrt die Commilfion auf ihren Bemerz 
fungen, und begehrt fie Modificationen in dem Geſetzes? 
entwurfe; fo erſtattet der Minifter dem Staatsrathe dar— 
über Bericht. Diefer kann die Mitglieder der Commiſſion 
zulaſſen, um in feiner Miete über diejenigen Punete des 
Sefegesentiwurfes, welche man für modificationsfaͤhig ger 
Halten hat, zu discutiren. | 

Art. 44. Nachdem der Staatsrath, entweder durch 
.. den Bericht des Miniſters, oder durch die in feiner Mitte 
ſtatt gehabte Disceuffion, von den Bemerkungen der Coms 
miffion Kenntniß genommen hat; fo befchließt er definition 
die Abfaſſung des Gefegesentwurfes, welcher. nun zur Ber 
rathung an die Landbotenfammer geſchickt wird, 

Art. 45. Die Mitglieder des Staatsraths find ges 
borne Mitglieder der Landbotenfammer, Sie haben darin 
Sisung und berathende Stimme, 
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Art. 46. Die Mitglieder des Staatsraths und die 
Mitglieder. der Landbotencommiſſion haben allein das Recht, 
in. der Kammer das Wort zu führen; es fey nun, falls der 
Staatsrath und die Commiljion Über den Gefegesentwurf 
einig find, um deſſen Vortheile ans Licht zu ftellen, oder 
falls fie uneins find, um deſſen Nachtheile hervorzuheben, 
oder fie zu beftreiten. Kein anderes Mitglied darf über den 
Gefegesentwurf das Wort nehmen. 

Art. 47. ‚Die Mitglieder der Commiffion können ihre 
individuelle Meinung über den Gefeßesentwurf äffentlich, 
ausfprechen; fie mögen nun von der Meinung der Mehrs 
heit oder der Minderheit der Commiſſion geweſen ſeyn. 
Die Mitglieder des Staatsraths hingegen dürfen nur zu 
— des im Staatsrathe beſchloſſenen Geſetzesentwurfes 
prechen. 

Art. 48. Urtheilt der Marſchall⸗-Praͤſident der Lands 
botenfammer, daß der Gegenftand hinlänglich aufgeklärt 
iſt; fo kann er die Discufjion ſchließen, und den Geſetzes—⸗ 
entwurf zur Berathung aufitellen. Die Kammer- berath: 
ſchlagt durch geheimes Serutinium und nach abſoluter 
Mehrheit der Stimmen, 

Art. 49. Iſt über ein Geſetz berachfchlagt; fo fchickt 
es die Landbotenfammer ſogleich an den Senat. 


Siebenter gitel. 


Bon den Landtagen und Gemeindeverſamm— 
lungen, 


Art. so. Die Landtage (dietines) oder Diftriktsvers 
fammlungen beftehen aus den Edelleuten des Diftrikts. 

Art. 51. Die Gemeindeverfammlungen (assemblees 
eommunales) beftehen aus den KEigenthum befißenden, 
nichtadelichen Bürgern, und aus den Übrigen Bürgern, die 
nach dem, was unten folgt, daran Theil zu nehmen ber 

rechtige find. 

— Art. 52. Die Landtage und Gemeindeverfammluns 
sen werden vom Könige zufammenberufen. Der Ort, der 
Berfommlungstag, die Verrichtungen, womit fie fich bez 
ſchaͤftigen ſollen, und. die Dauer ihrer Sitzung werden in 
den Konvprationsfchreiben ausgedrückt, 


! 
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Art. 53. Miemand kann zum Stimmen zugelaffen 
werden, der nicht das 27. Jahr zurückgelegt hat, im Ge⸗ 
nuß feiner Rechte, oder fir emancipirt erklärt ift. Die 
Emancipation kann in Zukunft; ‚ungeachtet aller bisherigen , 
zumiderlaufenden Gefeße oder Gewohnheiten, mit 21 Jah⸗ 
ven Staft haben, / — 
Art. 54. Jeder Landtag oder jede Diſtriktsverſamm⸗ 
lung ernennt ‚einen Landboten (Nonce), und fchlägt Cans 
didaten zu den Departements: und Diſtriktsraͤthen, ſo wie 
zu den Friedenswichterftellen, vor. | 
Art, 55. Bei den Landtagen führt ein vom Könige: 
ernannter Marfchali den Vorfig, 2 RR 
Art. 56. Bie werden in zehn Reihen (series) gez, 
theilt. Sede Reihe befteht aus folhen Diſtrikten, die von 
einander durch das Gebiet eines oder mehrerer Diſtrikte ges 
trennt find. Zwei Reihen können nicht zu gleicher Zeit zu⸗ 
- fammenberufen werden. 

Art. 37. Die Abgeordneten der Gemeinden werben 
durch die Gemeindeverfammlungen ernannt. Sie ſchlagen 
eine doppelte Lifte von Candidaten zu den Municipalräthen . 
vor, £ 

‚Art, 38» In den. Gemeindeverfammlungen find. zu 
ftimmen berechtigt: a. Jeder angefeflene, nichtadeliche Br; 
ger. b. Jeder Fabrikant oder Kaufmann, der in feiner. 

Boutique oder Magazin einen Fonds von wenigfteng 10,000 

polnifchen Gulden an Werth. hat, co. Alle Pfarrer. und. 

Vikarien. d. Jeder Künftler und jeder Bürger, der fih 

durch feine Talente, feine Kenntniſſe, oder durch Dienfte, 

die, er. dem Kandel oder den Künften geleiftet hat, auszeichs 
net. o. Jeder Unteroffizier. und Soldat, der, nachdem er 
„Wunden. erhalten oder mehrere Feldzüge gemacht, feinen 
Abſchied befommen hat. F. Jeder dienftthuende Unter; 
offigier oder Soldat, der wegen feines guten Betragens 

Auszeihnüungen erhalten- Hat. g. Die Offiziere von jes 

dem Grade. Die befagten, zu der Zeit wirklich dienſt⸗ 

thuenden, Offiziere, Unteroffisiere und Soldaten, melde , 

ſich in der Stadt, wo die Gemeindgverfammlung gehalten 
. wird, zur Beſatzung befinden koͤnnten, dürfen, blos in 
diefem Halle, das durch gegenwärtigen Artikel bewilligte 

Recht nicht ausuͤben. | — 


[zu 
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Art. 59. Die Lifte der angeſeſſenen Stimmberech— 
tigten wird durch die Municipalität angefertigt, und durch) 
die Steuereinnehmer beglaubigte. Die Lifte der Pfarrer 
und Vicarien wird vom Präferten angefertigt, und durch 
den Minifter des Innern viſirt. Die Lifte der im obigen 
Artikel angeführten Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten 
wird vom Präferten angefertigt, und durch den Kriegsmiz 
nifter vifirt. Die Riten der Fabrikanten, Kaufleute, Künfts 
lex u. f. w. werden vom Praͤfecten angefertigt, und alle 
Jahre duch den Senat beftätigt, Die Bürger, welche 
ſich in dem legten der oben angefuͤhrten Fälle befinden, kön: 
nen ihre Petitionen mit beigefügten Beweisſchriften gerade 
an den Senat richten. 

Art. 60, Der Senat kann in allen Fällen, wo er 
in Bildung der Liften, Mißbraͤuche zu argwohnen, Urfache 
hat, die Verfertigung neuer anbefehlen. 

Art. 61, Die Gemeindeverfammlungen können nich 
zu gleicher Zeit im ganzen Umkreiſe eines Diſtrikts zuſam⸗ 
menberufen werden. Es wird immer ein Zwiſchenraum 
von acht Tagen zwiſchen der Verſammlung einer jeden von 
ihnen ſeyn, blos die zu Warſchau ausgenommen, von des 
nen immer zwei zugleich zufammenberufen werden fönnen. - 

Art. 62. In den Gemeindeyerfammlungen führe ein 
vom Könige ernannter Buͤrger den Vorſitz. 

Art. 63. Am den Landtagen und Gemeindeverſamm⸗ 
Jungen darf feine Discuffion, von welcher Art fie auch fey, 
feine Verathfchlagung, Petition oder Vorftellung Statt 
finden. Sie dürfen fih nur mit der Wahl der Deputirten 
oder Kandidaten befchäftigen, deren Zahl nad) dem Obigen 
in den Convocationsſchreiben im Voraus angegeben ift, 


Achter Titel, 
Gebietseintheilung und Verwaltung, 


Art. 64. Das Gebiet bleibt in ſechs Departements 
vertheilt. | | | 
- Art, 65. Jedes Departement wird durch einen Prär 
feeten verwaltet. In jedem Departement ift ein Rath für 
die ftreitigen Angelegenheiten, der. wenigftens aus drei, hoͤch⸗ 
ſtens aus fuͤnf Mitgliedern beſteht, und ein allgemeiner 


- 
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Departementsrath, der wenigftens aus ſechszehn, hoͤchſtens 
aus vier und zwanzig Mitgliedern befteht, 

Art. 66. Die Diftritte werden durch einen Unterz. 
präfeeten verwaltet. In jedem Diftrift it ein Diſtrikts— 
rath, der menigftens aus neun, hoͤchſtens aus zwölf, Mit⸗ 
gliedern befteht. 

Art: 67. Jede Municipalität wird durch einen Maire 
oder Präfidenten verwaltet, In jeder Municipalität ift ein’ 
Municipalrath, der aus zehn Mitgliedern für 2,500 Eins 


wohner und darunter, aus zwanzig für sooo Einwohner 


und darunter, und aus dreißig für die Städte von mehr. 
als sooo Einwohnern beſteht. \ 

Art. 68. Die Präferte, Praͤfecturraͤthe, Unterpräs 
feste und Maires, werden vom Könige, ohne vorgängsge 
Praͤſentation, ernannt, Die Mitglieder der Departes 
——— und Diſtriktsraͤthe werden vom Koͤnige aus ei⸗ 
ner zwiefachen, durch die Diſtriktslandtage angefertigten 
Candidatenliſte ernannt. Sie werden aller zwei Jahre zur 
Haͤlfte erneuert. Die Mitglieder der Municipalraͤthe wer⸗ 
den vom Koͤnige aus einer zwiefachen, von den Gemeinde: 
verfammlungen angefertigten, Candidatenlifte ernannt. Sie, 
werden aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Die Deparz 
tements; und Diftriftsräthe, fo wie die Municipalräthe, 
ernennen einen aus ihrer Mitte gewählten Präfidenten, 


* 


| Neunster Titel, 
GSGerihtsverfaffung. 


Art, 69. Der Eoder: Napoleon wird das bürgerliche 
Geſetz im Herzogthum Warfchau bilden. \ 

"Art, 70. Das Verfahren ift öffentlih, ſowohl in: 
givil : als peinlihen Sachen, | | 

Art. 71, Sn jedem Diftrikte ift ein Friedendgericht ; 
in. jedem Departement ein bärgerliches Tribunal erſter In⸗ 
ftanz; für zwei Departements immer ein veinlicher Ge: 
richtshof, und für das ganze Herzogthum Warſchau nur 
Ein Appellationsaerichtshof. * 

Art, 72. Der Staatsrath, dem vier von dem Kör 
nige ernannte Requetenmeifter zugegeben find, verfieht dig 
Verrichtungen eines Caſſationsgerichts. — 


\ 
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Art. 73. - Die Friedensrichter werden vom Könige 
aus einer dreifachen, durch die Diftriktslandtage angefers 
tiaten, Candidatenlifte ernannt. Sie werden aller zwei 
Sahre zum dritten Theil erneuert. 

Art. 74. Der richterlihe Stand ift unabhängig. 

Art. 75. ‚Die Richter der Tribunale erfter Inſtanz, 
der Criminalgerichtshöfe und des Appellationsgerichts, wer⸗ 
den vom Könige, und zwar auf Lebenszeit, ernannt. . 

Art. 76. Das Appellationsgericht kann, entweder 
auf die Denuneiation des Föniglichen Procurators, oder eis 
nes feiner Präfidenten, vom Könige die Abjegung eines 
Kichters von einem Tribunale erfter Inſtanz, oder von eis 
nem Criminalgerichtshofe, den es. einer Prävarication in 
der Ausübung feines Amtes für ſchuldig hält, begehren. 
Die Abſetzung eines Richters von dem Appellationsgerichtss 
hofe kann durch den Staatsrath, in feiner Figenfchaft als 
Caflationsgericht, begehrt werden. Nur in diefen Fällen 
kann der König die Abfegung eines Richters verfügen. 
Art. 77.. Die Urtheile der Gerihtshöfe und Tribus 
nalien werden im Namen des Königs ausgefprochen. 

. Art. 78, Das Begnadigungsrecht gehört dem Kr 
nige; er allein kann die Strafe erlaffen oder abändern, 


Zehnter Titel, 
Bon der bewaffneten Macht, 


Art. 79. Die bewaffnete Macht wird aus 30,000 
Mann von allen Waffenarten, effectiv im Dienft, beftes 
hen. Die Nationalgarden find hiebei nicht mifgerechnet. 
Art. 80. Der König kann einen Theil. ber Truppen 
des Herzogthums Warfchau nach Sachen berufen, wenn 
er fie durch eine gleiche Anzahl fähfiiher Truppen erfeßt. - 

Art. 81,° Falls die Umftände es mit fich- brächten, 
daß außer den Truppen des Herzogtums Warfehau der 
König in das Gebiet diefes Herzogthums andere fächfifche 
Truppencorps ſchickte; fo fol doch bei diefer Gelegenheit 
feine neue Auflage oder öffentliche Laft, außer den durch 
das Finanzgeſetz auforifirten, eingeführte werden ‚dürfen, 
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Eilfter Titel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


Art. 82. Die Titularen aller Stellen und Aemter, 
die nicht lebenslaͤnglich find, die Vicekoͤnigsſtelle mit einges 
fehloffen , aber die Landboten ausgenommen, koͤnnen nad) 
dem Gutbefinden des Königs abberufen werden. 

Art. 83. Kein Individuum, das nicht Bürger des 
Herzogthums Warfchau ift, kann darin zu einem Amte ers 
nannt werden, daffelbe fey nun geiftlich, oder bürgerlich, - 
oder tichterlich. | 

Art. 84. Alle Acten der Regierung, der Gefeßge: 
bung, der Verwaltung und der Tribunalien, werden in 
der Nationalfprache gefchrieben. . 

Art. 85. Die vormals in Polen beftandenen Civil: 
und Milttärorden werden beibehalten. Der König ift das 
Haupt diejer Orden. er: 

Art. 86. Gegenwärtiges Verfaſſungsſtatut wird durch 
Reglements vervollitändigt werden, die der König erläft, 
nachdem fie in feinem Staatsrathe discutirt worden. 

Art. 87. Die Gefege und öffentlichen Verwaltungs— 
veglements werden im Bulletin der Gefege publicirt, und 
dedürfen Feiner andern Form von Publication, um vers 
pflihtend zu werden. 


Zwoͤlfter Titel. 
Vorſchriften für einen gewiffen Zeitraum. 


Art, 88: Die gegenwärtig beftehenden Abgaben werz 
den fortwährend. bis zum ı. Jan. 1809 bezogen werden. 

Art. 89. Man wird Nichts an der gegenwärtigen 
zahl und Organifation der Truppen ändern, bis in diefer 
Ruͤckſicht durch. den erften zufammenberufenen allgemeinen 
Reichstag etwas feftgejegt iſt. ! 


Unterzeichnet, die Mitglieder der Regierungscommiiffion : 
Malahomsty; Dzialinsky; Wibizky; Bi: 
linsty; Sobolewsky; Luszewsty, Generak 

Seecretaͤr. | 
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Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durch die 
Conftitutionen Kaifer der Franzoſen, König von Stalien, 
Beſchuͤtzer des rheiniſchen Bundes, haben genehmigt‘ und 
genehmigen vorftehendes Verfaflungsftatut, welches uns 
in Vollziehung des 5. Art. des Tiljiter Tractats vorgelegt 
worden iſt, und welches wir fiir angemeflen halten, unfere 
Verpflihtungen gegen die Völker von Warfchau und Großs 
polen zu erfüllen, indem e8 ihre Freiheiten und Rechte mit 
der Ruhe der benachbarten Staaten in Einklang bringt. 


| So gefchehen im königlichen Pallafte za Dresden den 
22. Sul. 1807, (Unterz.) Napoleon. 


Durch den Kaifer, der Minifter Staats ; Secretär, 
(Unterz) HB Maier 





Henn die erfte polnifche Konftitution im Ganzen 
das Gepräge einer Nationalverfaffung trug; fo 
leuchtet aus dem Verfaffungsftatute des Herzogthums 
Warſchau die Nachbildung der jüngern europäifchen 
Conftitutionen, und befonderg der franzöfifchen, hervor. 
Demungeachtet berückfichtigte fie Vieles aus den Local: 
verhältniffen der polnifchen Nation. Gie erhob bie fa: 
tholifche Religion zur Staatsreligion, ob fie gleich den 
freien und öffentlichen Kultus für jebe andere Religion 
ausfprach. Sie erneuerte den Namen der Eandboten, 
der Woywoden und Kaftellane, obgleich die innere Or« 
ganifation des Senats, des Staatsraths und des Mi- 
niſterconſeils, und die Einfegung von Präfecten, Unter: 
präfecten und Maires, ſo wie bie Einführung des Na- 
‚poleonifchen Gefegbuches die neue Verfaſſung der fran- 
söfifchen näher brachte. Ein großer Vorſchritt zur hoͤ⸗ 
bern Eivilifation der polnifchen Nation war die Ver⸗ 
nihtung der Leibeigenfhaft, und die Gleich- 
ſtellung aller Bürger vor dem Geſetze. Kaum darf es 
aber bemerkt werden, daß die geringe Ausſtattung der 
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herzoglichen Krohe mit 7 Millionen polnifcher Gulden, 
(den Gulden zu 4 Gr. gerechnet ,) für eine in Warfchau 
regierende befondere Dynaſtie nicht hätte hinreichen koͤn⸗ 
nen; fo wie der König von Sachſen, mährend feiner 
ſechsjaͤhrigen Regierung über dieſen Staat, nie. einen 
Gulden der ihm beftimmten Einkünfte für fich bezogen, 
fondern zum Nugen des Herzogthums verwendet, and 
demfelben fogar noch anfehnliche Vorſchuͤſſe gemacht hat, 
wie fich dies auß dem am 18. Mai 1815 zu Wien von 
Sachſen mit Preußen abgefchloffenen Frieden ergab, in 
welchem diefe Borfchüffe zu 2,555,193 fl. berechnet 
wurden. 

Wie, nach dem Wiener Frieden, dag Herzogthum 
Warfchau, das bie dahin auf 1851 Duadratnieilen 
eine Bevölkerung von 2,319,300 Einwohnern ums 
fchloß, durch einen Zuwachs von 920 Duadratmeilen 
und 1,400,000 neuer Bürger verfiärft ward, kamen zu 
den bisherigen 6 Departementen noch 4 neue Departe- 
mente hinzu, fo daß feit dem Eöniglichen Decrete vom 
17. Apr. 1810 diefer Staat aus 10 Departementen 
beftand. 

Als aber Napoleon am 22. Juny 1812 ben von 
ihm fogenannten zweiten polnifhen Krieg gegen 
Rußland eröffnete, war bereits von ihm der Erzbifchoff 
von Mecheln, de Pradt, als Ambaffadeur nach War» 
fchau gefandt, und von dem Könige von Sachfen daß 
dafige Minifterconfeil beauftragt worden, in dringenden 
Fällen -feine Rechte und die Verfaſſung zu vertreten. 
Der zufammenberufene Reichstag proclamirte am 28, 
Juny 1812 die Wiederherftellung des König. 
reiches Polen, mit Einfchluß aller derjenigen Pro- 
vinzen, welche in den drei Theilungen an — ge⸗ 
kommen waͤren. 
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Aulein nach dem Ruͤckzuge der Franzofen aus Ruß— 
Sand ward das Herzogthum Warfchau von den' nadı= 
rückenden Ruſſen befegt, und deſſen Schichfal auf dem 
Wiener Congreffe dahin entfehieden, daß bdaffelbe — 
bis auf das an Preußen abgetretene Großherzogthum 
Poſen — ganz,‘ unter dem Namen: Königreich 
Polen mit Rußland vereiniget werden folte. Der 
Kaifer Alerander nahm am 30. Apr. 1815 ben Ti⸗ 
tel eines Königs von Polen an, und gab am 27. Nov. - 
18135 dieſem Staate eine neue Conſtitution. 


D) Conſtitution des Koͤnigreiches Polen 
vom 27. Nov. 181 5. 


1. Bude Bon den politiſchen Verhaͤltniſſen 
des Königreiches. 


$. 1. Das Königreich Polen iſt auf ewig dem ruf 
fiihen Katferreiche einverleibt. | 

$ 2. Die bürgerlichen und politifhen Verhältniffe, 
in die Wir es verfegen, fo wie die Bande, welche diefe 
Vereinigung befeftigen follen, find, durd gegenwärtige 
Eonſtitutionsurkunde, die Wir demjelben verleihen, ber 
ftimmt. | 
$. 3. Die Krone des Königreiches Polen iſt erblich 
in Unfrer Perfon und in der Unfrer Nachkommen, Erben 
und Nachfolger, nach der für den Faiferlihen Thron von 
Rußland eingeführten Erbfolgeordnung, 

. 6. 4. Die Berfaflungsurfunde ſetzt die Art und den 
Grundfag der Ausübung der Souverainetät. feft. 

. Der König ernennt, im Falle feiner Abwefen: 
heit, einen Statthalter (Lientenant), der im Königveiche 
- feinen Sig nehmen muß. Der Statthalter kann, nad) 
Willtühr, abberufen werden. 

86. Wenn der König zu feinem Statthalter nicht 
einen Eaiferlichen Prinzen von Rußland ernennt; fo kan 
die Wahl nur auf einen Eingebornen, oder auf eine Pers 
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fon fallen, welcher der König die Naturalifation, nad 
Vorſchrift des $. 33, ertheilt Haben wird. | 
97. Die Ernennung des Statthalters wird durch 
eine öffentliche Urkunde gefchehen. Diefe Urkunde wird 
genau die Befchaffenheit und die Ausdehnung der ihm übers 
tragenen Vollmachten beftimmen. | 
$. 8. Die auswärtigen politifchen Verhaͤltniſſe Unfers 
— werden dem Koͤnigreiche Polen gemeinſchaft⸗ 
ich feyn, i 
| $. 9. Der Souverain allein wird das Recht haben, 
die en des Königreichs Polen an Rußlands Krie⸗ 
gen, jo wie an den Friedens s und Handelsverträgen, welche 
letztere Macht abjchließen dürfte, zu beftimmen. — 
$. 10. Sn allen Fällen, wo ruſſiſche Truppen nad 
Polen, oder polnifche Truppen nach Rußland geführt wer: 
den ‚oder die einen oder andern Truppen durch eine Pros 
vinz jener zwei Staaten ziehen, werden bie -Koften der 
Wnterhaltung und des Transports gänzlidy dem Lande zur 
Laft fallen, dem fie angehören. Das polnifche Heer wird 
nie außer Europa verwendet werden. ' 


I. Bud. Allgemeine Garantieen. 


5. 11. Die roͤmiſch-katholiſche Religion, zu 
welcher fih die Mehrzahl der Einwohner des Königreichs, 
Molen befennt, wird der Öegenftand der befondern Sorgs 
falt der Regierung feyn, ohne daß fie dadurch der Freiheit 
- der andern Gottesverehrungen wird Abbruch thun koͤnnen, 
welche ſaͤmmtlich, ohne Ausnahme, frei und Öffentlid) kön: 
nen gehalten werden, und des Schußes der Regierung ges 
nießen. Der Unterfchied zwiſchen den chriftlihen Glau⸗ 
benshefenntniffen wird feinen Unterfchied im Genuffe der 
buͤrgerlichen und politifchen Rechte begründen. 

6. 12. Die Diener aller Gottesverehrungen * 
unter dem Schutze und der Aufſicht der Geſetze und der Re— 
sierung. p 

$. 13. Die Capitalten, melde die roͤmiſch-katholi⸗ 
fche und die griechiſch⸗ unirte Geiſtlichkeit gegenwärtig ber 
figen, und die, welhe Wir ihnen, durch ein befonderes 
Derret, anmeifen werden, -follen für ein unverdußerliches, 
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und der- ganzen kirchlichen Hierarchie gemeinfchaftliches 
Eigenthum erklärt werden, fobald die Regierung die Nas 


tionalgäter beſtimmt, und den befagten‘Geiftlichkeiten zus 


Ei haben wird, aus denen ihre Ausfteuer -beftes 
en fol. | 
. 8 14. Im Senate des Königreichs Polen werden fo 
viele Bifchöffe des römifch » Fatholifchen Ritus Sitz nehmen, 
als Palatinate durch das Geſetz werden feſtgeſetzt wers 
den. ‚Es wird überdies ein Biſchoff des griechifch - unirten 
Ritus Sie darin — A: 

$. 15. Die Geiftlichkeit des evangelifchen Augsburger 
Bekenntniſſes, und die des evatigelifchen reformirten Ber 
kenntniſſes follen der jaͤhrlichen Unterftügung zu genießen 
haben, welche Wir ihnen bewilligen werden. 

$. 16. Die Preßfreiheit iſt zugefichert. - Das 
Geſetz wird die Mittel, anordnen, um den Mißbräuchen 
derfelben Einhalt zu thun. 

$. 17. Das Gefeß befhägt, auf gleiche Art, alle 
Bürger, ohne Unterjchied ihres Ranges und Standes. 

$. 18. Das alte Grundgefeg: ‚‚Neminem capti- 
vari permittimus nisi iure victum‘‘ wird auf. die Eins 
‚wohner ;: von welchem Range fie feyn mögen, nach folgen: 
den Beflimmungen angewandt. 


$. 19. Niemand Fann, verhaftet werden, ausgenoms 


men nach Vorfchrift des Gefeges, und in den von Ihm bes 
zeichneten Fällen. 

$. 20. Man muß fogleich und fehriftlich dem Verhaf⸗ 
teten die Urfache feiner Verhaftung befannt machen. 

6. 21. Jedes verhaftere Individuum wird, fpäteftens 
innerhalb drei Tagen, vor das competente Gericht ges 
bracht, um dafelbft nach den vorgefchriebenen Formen uns 
terfucht und abgeurtheilt zu werden. Wenn es durch die 
zuerſt vorgenommenen Unterfuchungen als ſchuldlos erkannt 
wird; fo wird es fogleich in Freiheit gefegt werden. 

$. 22. In den durch das Geſetz beftimmten Fällen 
muß man denjenigen, der Bürgfchaft leiftet, vorläufig in 
Freiheit feßen. | : 
7923. Niemand kann geftraft merden, als in Ges 
mäßheit der, bejtehenden Gefege, und in Folge eines, von 
der competenten Obrigkeit erlaflenen, Urtheile. - 


- 
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—6. 24. Jdedem Polen ſteht frei, ſeine Perſon und 
fein Eigenthum, unter Beobachtung der vom Geſetze ber 
ftimmten Formen, anderswohin zu transferiren. i 
$. 25. Jeder Verurtheilte wird feine Strafe im Königs 
geiche empfangen; niemand foll daraus fortgefchafft werden 
—— außer in den vom Gefege beſtimmten Verbannungs⸗ 
fallen. —* 
5. 26. Jedes Eigenthum, welches auch feine Beſchaf⸗ 
fenheit und. ſeine Beſtimmung ſey, es möge ſich auf ber 
Oberflaͤche, oder im Schooße der Erde befinden, und ges 
re BE wolle, ift für heilig und unverleßs 
erklaͤrt. Keine Gewalt fol, unter welhem Vorwande 
es feyn. möge, Hand daran legen. Wer das Eigenthum 
eines Andern angreift, wird, es fey wer es wolle, als 
Verleger der Öffentlichen Sicherheit, angejehen und als fol 
‚er beitraft werden. - a ae, 

5. 27. Sedoch hat. die Regierung das. Recht, von eis 
nem Privatmanne das Dpfer feines Eigenthums, wenn der 
Öffentliche Nutzen es erheifcht, mitteljt einer ‚gerechten und 
vorläufigen Schadloshaltüng zu fordern. Das Gefes wird 
die Fille und die Formen beftimmen, in welchen diefer 
Srundfag angewandt werden kann, | 

$. 28. Ale öffentliche Verwaltungs z, gerichtlichen und 
militärifchen Geſchaͤfte werden, ohne Ausnahme, in. der 
solnifhen Sprache verhandelt werden. 

- 929. Die öffentlihen, bürgerlichen, und militäris 
chen Aemter können nur durch Polen bekleidet wer⸗ 
den. Die Stellen der Präfidenten der Gerichtshoͤfe erſter 
Inſtanz, der Präfidenten, der Palatinalcommiffionen, der 
Landboten (Munzien), der Abgeordneten zum Reichstage, 
and der Senatoren können nur Grundeigenthümern 
werliehen werden. | 
6. 30. Alle Beamte in der Öffentlihen Verwaltung 
koͤnnen nach Willkuͤhr durch diefelbe Gewalt, die fie ernannt 
bat, abgefegt werden. Alle, ohne Ausnahme, find für 
ihre Ausführung verantwortlich. 

$. 31. - Die polnifhe Nation wird auf ewige Zeiten 
eine Nationalrepräfentation haben, die in einem 
Landtage befteht, der aus dem Könige und zwei 
Kammern zufammengefegt ifl. Die erfte ve wird vom 

4. 
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Senate, die zweite von den Landboten und den 
Abgeordneten der Gemeinen gebildet. 
$. 32. Jeder Fremde wird, nachdem er fich legitimirt 


hat, gleich den übrigen Einwohnern, den Schuß der Ges 


fege und die Vortheile, die fie zufihern, genießen. Er 
wird wie fie im Lande bleiben, oder fid aus demfelben ber 
- geben können, fobald er fih den beftehenden Vorſchriften 
füget. Er kann dahin zuruͤckkehren, daſelbſt Grundeigen⸗ 
thum erwerben, und ſich, nad) gehoͤriger Ausweiſung, um 
die Naturaliſation bewerben. 

— 6. 33. Jeder Fremde, der Grundeigenthuͤmer und 
naturaliſirt worden iſt, und die polniſche Sprache erlernt 
hat, kann zur Ausuͤbung oͤffentlicher Aemter, nach f uͤnfe 
jährigem Aufenthalt im Lande und bei einem tadelloſen 
Betragen, zugelaflen werden. 

6. 34. Jedoch wird der König aus eigenem Antriebe, 
oder auf Vorfchlag des Staatsrathes, Ausländer, die durch 
ihre Talente fich auszeichnen, auch zu andern öffentlichen 
— als jenen, die im $. go benannt find, zulaſſen 

Önnen. ei : | 


IT. Buch. Bon ber Regierung. 


Kap: 1. Vom Könige. $ 35. Die Regierung, 


ift ein Attribut der Perfon des Könige. Er übt in ihrem 
ganzen Umfange alle Verrihtungen der vollziehenden 
Macht aus. Jede verwaltende oder vollziehende Gewalt 
geht nothwendig von ihm aus. 


letzlich. | 
8 $. 37. Die öffentlihen Urkunden der Gerichtäftellen, 
Gerichtshöfe und Magiftrate jeder Art werden im Namen 
des Königs gefertigt. Die Münzen und Stempel werden 
das Gepräge tragen, das cr beftimmen wird. 

$. 38. Die Leitung der bewaffneten Macht, im Fries 
den wie im Kriege, fo wie die Ernennung der Oberbefehles 
haber und Offiziere, ftehet ausfchließlich dem Könige zu. 
6. 39. Der König verfügt über die Einkünfte des 
Staates, in Gemäßheit des Budgets, das darüber entwor⸗ 
fen und ihm zur Beftäsigung vorgelegt werden wird. 


$. 36. Die Perſon des Königs iſt Heilig und unver⸗ 
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6. 40. Das Recht, Krieg zu erklären und Tractaten 
und Conventionen, von welcher Art fie immer feyn mögen, 
abzufchließen , ift dem Könige vorbehalten. Er 

$. 41. Der König einennt die Senatoren, die Mis 
nifter, die Staatsräthe, die maitres de requetes, die 
Praͤſidenten der Palatinalcommiſſionen, die Praͤſidenten 
und Richter der verſchiedenen Gerichtshoͤfe, die ihm zu er⸗ 
nennen überlaflen find, ‚die diplomatifchen und Handels: 
agenten und alle andere Verwaltungsbeamte. Er ernen: 
net fie entweder unmittelbar, oder durch die Autoritäten, 
die er dazu ermächtigt haben wird. no 
- $. 42. Der König ernennt die Erzbifhöffe und Bir . 
fchöffe der verfchiedenen Arten des Eultus, die Suffragane, 
die Prälaten und Domherren. 

. 43. Das Recht zu begnadigen iſt ausfchkießend dem 
Könige vorbehalten. Er kann die Strafe nachlaflen oder 
verändern. . We 

$. 44. Die Stiftung, Abfaffung der Statuten und 
Verleihung der bürgerlichen und militärifhen Orden. ſtehet 
- dem Souverain zu. 
- 945. Alle Unfere Nachfolger im Königreihe Polen 
find verpflichtet, fih zu Königen von Polen in der Haupts 
Kadt, auf die von Uns zu beftimmende Weife, Erönen zu 
laſſen, und folgenden Eid zu leiften: „Ich ſchwöre und 
verfpreche vor Gott und auf das Evangelium, die Verfafz 
fungsurfunde aufrecht zu halten und mit aller meiner Mache 
in Vollziehung zu feßen,““ | 
5. 46. Das Recht den Abelftand j ertheilen, zu naz 
tuvalifiven. und Ehrentitel zu verleihen, ftehet dem Koͤ— 
nige zu. - — 

$. 47. Alle Befehle und Decrete des Könige werden 
von dem Minifter, der an der Spige eines Departements 
fteht, contrafignirt werden. Diefer Miniſter wird. für als 
les das verantwortlich feyn, was jene Befehle und Decrete 
der — und den, Geſetzen Zuwiderlaufendes enthal⸗ 
ten koͤnnen. 


Kap. 2. Bon der Regentſchaft. 6. 48. Die 
Negentfchaftsfälle, die für Rußland anerkannt find oder 
ſeyn werden, fo wie die Machtvollkommenheit und Vor— 
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rechte bes Regenten, werden dem Königreiche Polen ger 
meinſchaftlich ſeyn und nach denſelben Grundſaͤtzen ange⸗ 
ordnet werden. RE : 

$. 49. Sm Falle einer Regentſchaft ift der Minifter 
Staatsfeeretär, unfer perfänfiher Verantwortlichkeit, verz 
Hflichtet, dem Statthalter die Einfegung einer Regent⸗ 
ſchaft für Rußland anzuzeigen. 

$. 50. Sobald der Statthalter die Eröffnung über 
die Regentichaft für Rußland und den Bericht des Minis 
ftevs s Staarsfecretärs erhält, ruft er den Senat zur Wahl 
der Glieder der Regentfchaft des Königreiches zufammen. 

$. 51. Die Regentfchaft des Königreihes wird aus 
dem Regenten Rußlands, aus vier vom Senate ernannten 
Gliedern und ans dem Minifter Staatsfecretär bejtehen. 
Sie wird in der Hauptſtadt des ruffifhen Reichs ihre Res 
fidenz nehmen. Der Regent führt den Vorſitz. 

8. 52. Die Macht der Regentſchaft des Königreichs 
iſt gleich der des Königs; mit Ausnahme jedoch, daß fie 
“ Beine Senatoren ernennen kann; daß alle ihre Ernennuns 
ee der Beitätigung des Königs unterliegen, fo daß er fie, 

ei Antritt feiner Regierung, widerrufen kann, und daß 

fie ihre Decrete im Namen des Königs bekannt macht. 

$. 53. Die Ernennung und Abbrrufung des Stattr 
halters Hänge von der Regentfchaft, während ihrer Staats: 
verwaltung, ab. . 

$. 54. Der König wird fid) bei Uebernahme der Res 
sierung von der Regentſchaft über ihre Amtsführung Res 
chenſchaft ablegen laflen. . 

$. 55. Die Glicder der Negentfchaft des Königreichs 
find mit ihren Perfonen und Gütern für alles das verants 
wortlich, was fie gegen die Verfaſſung und die Gefeße ger 
than haben follten. 
6. 56. Wenn ein Glied der Regentfhaft ftirbt; fo 
wird der Senat vom Statthalter zufammenberufen, um zu 
der erledigten Stelle zu wählen. Die Regentfchaft ernennt 
den Minifter Staatsfecretär. 

$. 57... Die Glieder der Kegentfchaft werden, vor ih: 
rer Abreife nad) der Hauptitadt Rußlands, vor dem Se: 
nate den Eid ablegen: die Verfaffung und die Gefege treus 
lich zu achten und zu befolgen. 
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$. 58. Der Senat von Rußland wird denſelben Eid 
. ern der Glieder der Regentſchaft des Königreichs 
iften. | —— RE 
$..59. Der. Minifter Staatsfecretär wird zu gleichem 
Eide verpflichtet feyn.. : | 
. 60: Die Urkunde der Eidesleiftung des Regenten 
wird dem Senate von Polen zugeftellt werden. - 
— 6. 61. ' Die Urkunde.der Eidesleiftung des Minifters 
zen wird gleichfalls dem Senate von Polen zu: 
geſandt. | » | 
$. 62. Die Urkunde der Eidesleiftung der Regent: 
fchaftsglieder wird von dem Senate von Polen dem Regen: 
ten von Rußland übermadht. 


. Kap. 3. Bom Statthalter und vom Staats 
rathe. 6. 63. Der Staatsrath, unter dem Vorfige des . 
Königs oder feines Statthalters, befteht aus den Minis 
ern, den Staatsräthen, dem maitre des requetes, und‘ 
den Perfonen, die es dem Könige gefallen wird, befonders 
dazu zu berufen. | 
/ $. 64. Der Statthalter und der Staatsrath beforgen, 
in Abwefenheit des Königs und in feinem Namen, die dfs 

fentlihen Angelegenheiten des Königreichs. | 

$. 65. Der Staatsrath  theilt fih in den DVerwals 
tungsrath und in die allgemeine Berfammlung. 

$. 66. Der Berwaltungsrath wird zufammengefest 
aus dem Statthalter, den Miniftern, die an der Spitze 
der fünf Regierungsdepartements ſtehen, und aus ans 
dern Perfonen, die vom Könige insbefondere dazu berufen 
werden. 

$. 67. Die Glieder des DVerwaltungsrathes haben 
confultatorifhe Vota. Die Meinung des Statthal: 
ters allein entfcheidet, Er wird feine Beichläffe im Rathe 
nach Vorfchrift der Eonftitutionsacte und in Gemäßheit der 
Geſetze und königlihen Vollmahten nehmen. . 

$. 68. Jedes Decret des Statthalter muß, um ver: 
bindlich zu feyn, im Verwaltungsrathe gegeben, und von 
einem Minifter, der. ein Departement hat, contraſignirt 
ſeyn. | — 
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$. 69. Der Statthalter fhlägt dem Könige, zufolge 
einer befonders darüber äbzufaflenden Vorfchrift, zwei Can⸗ 
didaten für jeden erledigten Platz eines Erzbifchoffs oder 
Bifhoffs, Senators, Minifters, Oberrichters, Staats⸗ 
. tathes und maitre de requ£tes vor, | 

$. 70. Der Staathalter legt in die Hände des Königs 
in Gegenwart des Senats folgenden Eid ab: 5,Ich ſchwoͤre 
zum allmächtigen Gott, die Angelegenheiten Polens, im 
‚Namen des Königs und nach Borfeheift der Verfaflungsurs 
tunde, der Geſetze und der königlichen Vollmacht zu vers 
walten, und dem Könige die mir anvertraute Gewalt zu: 
rückzugeben, fobald Se. Maj. es für dienlih erachten 
wird.‘ Wenn der König fich nicht im Königreiche befin: 
det; fo wird die Urkunde des vom Statthalter in die Hände 


des Königs abgelegten Eides dem Senate durch den Minis 


ſter Staatsfecretär zugefchickt werden. 5 

$. 71. Iſt der König gegenwärtig; fo. wird die Ger 
walt des Statthalters ſuſpendirt. Es hänge fodann vom 
Könige ab, mit den Miniftern insbefondere zu arbeiten, 
oder den VBerwaltungsrath zufammen zu berufen. 


$. 72. Wenn der Statthalter ftirbt, oder der König . 
ed nicht für dienlich findet, einen zu ernennen; fo wird er 


ihn ad interim durch einen Präfidenten erfegen. 

6. 73. Die allgemeine Verfammlung des Staatsrathes 
wird aus ven im h. 63 bezeichneten Sliedern zufammenges 
fest feyn. In ihm wird der König oder der Statthalter, 
und in ihrer Abweſenheit das erite Glied des Staatsrathes, 
nad) der in den 66. 63 und 66 feftgejeßten Ordnung, den 
Borfig führen. Ihr Wirkungskreis it: * 

1. Alle Geſetzesentwuͤrfe und alle Anordnungen, welche 
die allgemeine Nerwaltung des Landes betreffen, zu 
erörtern und abzufaflen ; 

2. Ueber die gerichtliche Anklage aller vom Könige ers 
nannten DVerwaltungsbeamten, die der Pflichtvergefr 
fenheit in Dienftfachen bezächtigt worden , zu entfcheis 
den, mit Ausnahme derer, die allein der Jurisdiction 
des hohen Nationalhofes unterworfen find; 

3.. Ueber die Fälle des Kollidivens der Jurisdictionen 
zu erkennen; Ä 
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4. Jährlich die von jedem Hauptzweige der Verwaltung 
abgelegte Rechenfchaft zu prüfen; ö 
5. Ueber die Mißbräuche zu wachen, welche die Conitiz 
tutionsurkunde verlegen fönnen, und aus ihren Beob⸗ 
achtungen darüber einen allgemeinen Bericht zu bilz 
den, den fie an den Souverain einfchicken wird, das 
mit er die Gegenftände bezeichne, welche ihrer Natur 
nad) entweder an den Senat oder an-den Landtag 
auf feinen Befehl verwiefen werden follen. 


6:74. Die allgemeine Berfammlung des Staateras 
thes tritt in Berathſchlagung auf Befehl des Königs, des 
Statthalters, oder in Folge des Anjuchens, das ein Des 
partementshaupt den organifchen Geſetzen ‚gemäß gemacht 

Haben wird. | — 

9.75. Die Beſchluͤſſe der allgemeinen Verſammlung 
des Staatsrathes unterliegen der Beſtaͤtigung des Koͤnigs 
oder des Statthalters. "Diejenigen, welche auf die gerich⸗ 
liche Anklage der Beamten und auf die Collifion der Juris . 
dictionen Bezug haben, werden fogleich vollzogen. 


"Rap. 4. Von den Zweigen der Verwaltung. 
.$. 76. Die Vollziehung der Gefege ift nad) den genannten 
‘ verfchiedenen Zweigen der äffentlichen Verwaltung anver⸗ 

traut: 

2. der Commiſſion des Kultus und des äffentlichen Uns 

terrichts; re 

2..der Commiffion der Juſtiz, gewählt unter den Glie⸗ 
dern des oberften Gerichtshofes ; 1 
3. der Commiffion des Innern und der Polizei; 
4. der Commiffion des Krieges; 

5. der Commifjion der Finanzen und des Schatzes. 
Diefe verfchiedenen Tommiffionen werden jede von einem 
dazu ernannten Minifter präfidirt und geleitet werden, 

6. 77. Es it ein Miniſter Staatsfecretär ernannt, 
der beftändig fich bei der Perfon des Königs befinden wird. 

6. 78. Eine Rechenkammer wird eingerichtet, beauf? 
teagt mit der Definitivrevifion der Rechnungen und der Ab: 
folution der NRechnungspflichtigen.. Sie wird blos vom 
Könige abhängen. | 
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9. 79. Ein ogganifhes Gefeg wird bie Zuſammen⸗ 
feßung und den Wirkungskreis der Commilfion des öffent 
iichen Unterrichts und der gerichtlichen Hierarchie feftfegen. 
6. 80, Die Commillionen des Innern, des. Kriegs und 
der Finangen werden aus einem Minifter und den Staats: 
rächen, Generaldireetoren, den Verfügungen der organi⸗ 
ſchen Gefege gemäß, zufammengefeßt feyn. Ba 

6. 81. Der Minifter Staatsfecretär legt dem Könige 

die Gefchäfte vor, die ihm von dem Statthalter zugeichickt 
werden, und ftellt dem Statthalter die Decrete des. Königs 
zu. Die auswärtigen Verhältniffe, in fo weit fie das Kös 
nigreich Polen betreffen, find ihm anvertraut. 

6. 82. Die Minifter, die ein Departement haben und 
die Slieder der Negierungscommiffion find dem Nas 
tionalhofe verantwortlich, und fiehen unter feiner Gerichtss 
barkeit für jede begangene Verlegung der Conjtitutionsurz 
kunde der Gefege und der Decrete des Könige. = 


Kap. 5. Bon den Palatinalverwaltungen. 
6. 83. In jedem Palatinate wird eine Palatinalcommiffion 
Statt haben, beftehend aus einem Präfidenten und den 
Commiſſarien, welche beauftragt find, die Befehle der Res- 
gierungscommiffton nach einer befondern Vorſchrift zu volls 
ziehen. 

* 34. In den Städten wird es Municipalobrig⸗ 
keiten geben. Ein Schultheis wird in jeder Commune 
mit Vollziehung der Regierungsbefehle beauftragt ſeyn, 
und das letzte Glied der Staatsverwaltung bilden. 


IV. Bud. Bon der Nationalrepraͤſentation. 


Kap. ı. Vom Landtage. G. 85. Die Natios 
nalrepräfentation wird zufammengefegt feyn nad) der Vor⸗ 
ſchrift des 9. 31. 

6. 86. Die gefeßgebende Gewalt ruht in der Perfon 
des Königs und in den beiden Kammern des Landtages, 
nach Vorſchrift deffelben 9. 3r. 

6. 87. Der ordentliche Landtag verfammelt ſich aller 
zwei Jahre zu Warfchau zu der Zeit, welche der König 
in der Zufammenberufungsfchrift feftfegen wird. Die 
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Sitzung dauert 30 Tage. Der Koͤnig allein kann fie”pros 
rogiren, adjourniren und aufloͤſen. | Erle 
6.88: Der König ruft einen außerordentlichen Land⸗ 
tag zufammen, wenn er es für dienlich finder. 
.. 6. 89. Ein Mitglied des Landtages kann während der 
Dauer deffelben weder verhaftet noch von einem Criminal⸗ 
gerichte gerichtet werden, ohne ausdräcdliche Bewilligung 
der Kammer, zu welcher er gehört, | 
6. 90. Der Landtag berathſchlagt über alle Entwürfe 
bürgerlicher, peinlicher oder Berwaltungsgefege, die ihm 
von Seiten des Königs durch den Staatsrath zugeftellt 
werden. Er berathichlagt über alle Entwürfe, die ihm det 
a. zuftellen läge um Milderung oder Aenderung in die 
efugnifle der conftitutionellen Aemter und Gewalten zu 
bringen, als da find: des Landtags, des Staatsraths, der 
gerichtlichen Hierarchie und der Regierungscommilfionen. _ 
6. 91. Der Landtag berathſchlagt in Folge der Mits 
theilungen des Souveraind: Über Vermehrung oder Ders 
minderung der Steuern, Abgaben und anderer. öffentlichen 
Laſten; über die Abänderungen, die damit vorzunehmen 
wären; über die befte und gerechtefte Art der Vertheilung; 
fiber die Abfaflung des Budgets der Ausgaben und Eins 
nahmen; über die Einrichtung des Muͤnzſyſtems; über die 
Aushebung der Nekruten; endlich über alle Gegenftände, 
die ihm vom Souverain zugeftellt werden. Ä 
6. 92. Der Landtag. berathfchlagt auch Über die Mits 
theilungen, die ihm von Seiten des Königs in Folge des 
eneralberichts gemacht werden, womit die Berfammlung 
des Staatsrarhes durch den 6. 73 beauftragt it. Endlich, 
nachdem über alle diefe Gegenftände ein Befchluß gefaßt 
worden ift, empfängt der Landtag auch die Eröffnungen, 
Bitten, Borftellungen und Beichwerden, die von den 
Landboten und Abgeordneten der Communen für das Wohl 
ihrer Committenten eingebracht worden. Er. überfchidt 
diefelben dem Staatsrathe, der fie dem Souverain vorlegt. 
Nachdem diefe Eingaben durch den Staatsrath dem Könige 
zugeftellt find, berathfchlagt der Landtag über die Geſetzes⸗ 
— wozu jene Beſchwerden Veranlaſſung gegeben 
en. 
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6; 93. An dem Falle, wo der Landtag kein neues 
Budget befchließt, behält.das alte Geſetz Kraft bis zur 
neuen Sitzung. Jedoch Hört das Budget nah vier Jah⸗ 
ten von felbft auf, menn der Landtag in diefem Zeitraume 
nicht zufammenberufen wurde. . | 

6. 94. Der Landtag kann fich nur mit den Gegenftäns 
den befchäftigen, die in feinem Wirkungskreiſe liegen, oder 
durch die Zufammenberufungsichrift angedeutet werden. 
9. 95. Die beiden Kammern berathichlagen dffents 
lich. Sie können ſich jedoch in eine befondere Committee, 
auf Verlangen eines Zehntheils der gegenwärtigen Mitglie⸗ 
der, verwandeln, t 

6. 96. Die im Staatsrathe abgefaßten Geſetzent⸗ 
wuͤrfe werden dem Landtage, auf Befehl des Königs, durch 
Mitglieder jenes Rathes uͤberbracht. 

6. 97. Es hängt vom Könige ab,. bie Gefegentwürfe 
entweder vor die Kammer des Senats oder vor die Kams 
mer der Landboten bringen zu laffen. Ausgenommen find ? 
die Entwürfe zu Finanzgefegen, welche vorläufig in die 
Kammer der Landboten gebracht werden müäflen. 

'6. 98. Zur Erörterung der Entwürfe wählt jede Kam⸗ 
mer durch Abſtimmung drei Commiſſionen. Sie beftehen 
aus drei Sliedern im Senate, und aus fünf der Kams 
mer der Landboten, Diefe Commiffionen find die Commiſ⸗ 
ſion der Finanzen, die Commiffien der bürgerlihen und 
peinlihen, und die Commiffion der organischen und admi⸗ 
niftrativen Gefeßgebung. Jede Kammer theilt dem Staats: 
tathe die gemachten Bemerkungen mit. Die Commiffionen 
‚treten mit dem Staatsrathe in Mittheilung. 

6. 99. Die auf Befehl des Königs überbrachten Ent; 
wuͤrfe fönnen nur vom Staatsrathe, in Folge der Bemer⸗ 
tungen, abgeändert werden, welche ihm die dazu befugte 
Commiſſion des Landtages wird mitgetheilt haben. 

'6. 100. Die Glieder des Staatsrathes in den beiden 
Kammern und die Commiffionen der Kammern haben al: 
lein das Recht, gefchriebene Neden zu halten. Die andern 
Glieder koͤnnen nur Reden aus dem Stegreife halten. 

6. 101. Die Glieder des Staatsrathes haben das 
Recht, in den beiden Kammern Sig zu nehmen uud das 
Wort zu begehren, wenn über die Entwürfe der Regierung 
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berathſchlagt wird. Sie Haben. fein Stimmrecht; ausges. 
nommen wenn ſie Senatoren, Landboten ober Abgeord⸗ 
nete ſind. E — oo. MEERE 7 ze 
6. 102, ‚Die Entwürfe werden nah. Stimmenmehrheit 
entihieden. Man gibt feine Zuftimmung mit lauter 
Stimme. Ein Gefegentwurf, der. auf diefe.Art von einer 
ammer mit Stimmenmehrheit angenommen wurde, wirb 
an die andere Kammer ‚gebracht, welche auf dieſelbe Ark 
berathfchlagt und befchließt. Die Gleichheit der Stimmen. 
‚hat die Annahme des Entwurfs zur Folge. 
$. 103, Ein Entwurf, der von einer Kammer angez 
nommen worden ift, kann von der andern nicht abgeändert 
werden; er muß fimplieiter angenommen oder verworfen 
werden. Syn Fall, 
9. 104 Ein von beiden. Kammern angenommener 
Entwurf wird dem Könige zur Sanrtion vorgelegt. 

6. 105. Wenn der König die Sanction ertheile; ſo 
wird. der Erttwurf zum: Gefeße. Der König befiehle die 
. Bekanntmachung deflelben in den vorgefchriebenen Formen! 
Wenn der König die Beſtaͤtigung verweigert; fo fällt der 
Entwurf durch. 3 
9. 106. Der Generalbericht uͤber die Lage des Landes 
wird im Staatsrathe abgefaßt, dem Senate uͤberſchickt 
und in den vereinigten Kammern geleſen. 
9. 107. Jede Kammer wird dieſen Bericht durch ihre 
Commiſſion prüfen laffen, und darüber ihre Meinung dem 
Könige vorlegen. Der Bericht kann gedruckt werden, 


Kap. 2. Vom Senate. 9. 108. Der Senat 
befteht aus den Prinzen von Eaiferlichem und Föniglichenm 
rn aus den Biihöffen, den Palatinen, den Kaftels 
anen. Ä 
9. 109. Die Zahl der Senatoren ‚dann nicht die Haͤlfte 
der Zahl der Landboten und Deputirten überfchreiten. 

. 6. 110. Der König ernennt die Senatoren, Ihre 
Würde ift lebenslänglihd. Der Senat ſchlaͤgt dem Könige 
durch den Statthalter zw ei Candidaten für jeden erledigten 
Platz eines Senators, Palatins, orer Kaftellans vor. 

- 6. 111. Um als Candidat für die Stelle eines Sena 
re, Palatins oder Kaſtellans erwähls werden zu koͤnnen, 
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muß man volle fuͤnf und dreißig Jahre haben, eine 
jährliche Steuer. von zw eitaufend fl. polniſch ‚zahlen, 
und die durch die organiſchen Geſetze erforderten Bedingun⸗ 
‚gen in fich vereinigen. 

. 112, Die Prinzen vom Gebtüte haben mit dem 
Aiter von achtzehn — das Recht, ga Senate Un 
ſihen und zu ſtimmen. 

H9. 113. Im Senate wird das erſte feiner Glieber 
* der Ordnung, die durch ein beſonderes Decret 

immt werden wird, den Vorſitz fuͤhren. 

. 114. Außer feiner geſetzgebenden Eigenſchaft hat 
der Senat auch noch andere, die beſonders bezeichn 
werden. 

9. 115. Um feine geſetzgebende Eigenſchaft auszuäben, 
fann der Senat ſich nur, in Folge der Zufammenberufung 
des Königs, während des Landtages verfammeln. Um feine 
andern Pflichten zu erfüllen, wird er von fein Praſtden⸗ 
ten zufammenberufen, 

s 6 116. Der Senat entfipeibeh über: den Antrag gut 
gerichtlichen Verfolgung der Senatoren, der Minifter , die 
ein Departemetit haben, :der Staatstäthe und Requeten⸗ 
meiſter, in Betreff welcher, wegen Pflichtvergeflenheit in 
Ausäbung ihrer Amtspflicht, von Seiten des Königs oder 
des Statthalters, und in Folge einer Anklage. ber —— 
tenkammer jener Antrag gemacht worden iſt. 

F. 117. Der Senat entſcheidet endlich uͤber die * 
timitaͤt * Provinzial; und der Communialverfammlungen, 
und über die der Wahlen; jo wie auch über die Formirung 
der Bürgerliften fowohl für ‚die Provinzial; ⸗ * fuͤr die 
Communialverſammlungen. 


Rap 3. Vonder Kammer der —— 
F. 118. Die Kammer der Landboten beſteht 1. aus fieb.en 
und ſiebz ig Landboten, die von den Provinzialverſamm⸗ 
lungen der Adelichen (Didtinen) zu Landboten für einen Be 
zirk ernannt werden; 2. aus ein und funfztig Abgeord⸗ 
neten der Kommunen, In der Kammer führt ein Marſchall 
den Vorſitz, der aus ihren sr — und vom 
Koͤnige ernannt wird. 
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— 6 119.' Das ganze Gebiet des ‚Königreiches Polen 
wird, zum Behuf.der Nationalrepräfentation und. der; Bahr 
den,. in fieben und ftebzig Bezirke -eingerheilt, Fer 
ner wird es in cin und funfzig; Communenfprengel 
abgeiheilt; acht für die Stade Warſchau und dre i und 
vierzig für das uͤbrige Landd. ey 
6, 130, Die Mitglieder der Landhotenfammer. bleir 
ben Tech s Jahre lang in ihren Funetionen. Aller zwei 
Jahre wird ein Dritsheil davon: erneuert: Demzufolge 
wird, doch nur für das erftemal; ein Drittheil der: Glie⸗ 
der der Landbotenfammer nur zw ei Jahre, und ein. anderes 
Drittheil nur vier Jahre in Wirkfamkeit. bleiben’ Das 
Verzeichniß der zu diefen beiden Epochen: austretenden Glie⸗ 
der wird durch "das Loos gebildet... Die austretenden Gliep 
der können zu jeder Zeit wieder erwählt werden. | 
—S. 121. Um zu einem Gliede der. Landbotenfammer 
wählbar zu feyn, muß man ein-Alter von völlig dreißig 
Sahren haben, aller Bürgerrechte genießen und eine, Steuer 
von Hundert fl. polnifch jährlich zahlen. * 
$. 122, Kein oͤffentlicher Civil⸗ oder Militaͤrbeamter 
Tann zum Gliede der Landbotenfammer gewählt werden, 
ohne vorläufig die Einwilligung der Behörde erhalten zu 
Haben, von. der: er abhängt. . J er 
$. 123. Wenn ein Landbote oder ‚ein Abgeordneter, 
der vor feiner Wahl kein vom .öffentlihen Schaße beſolde⸗ 
tes Amt: beleidete, ſeitdem eines angenommen hat; fo 
wird eine neue Provinzial oder Communialverfammlung 
zuſammenberufen, um zur neuen. Wahl eines. Landbpten 
oder Deputirten zu fchreiten. . 
(. 124. Der König hat das Recht die Landbotenkam—⸗ 
mer aufzulöfen. : Wenn er diefes Recht ausübt; fo trennt 
fich die Kammer, und der Koͤnig ordnet binnen zwei Mo⸗ 
naten neue Wahlen von Landboten und Abgeordneten an. 


Kap. 4. Von den Provinzialverfammluns 
gen des Adels (Didtinen).. $. 125. Die.adelihen 
Srundeigenthümer von jedem Bezirke auf einer Diätine 
verfammelt, wählen einen Landboten und zwei Glieder. zu 
dem Palatinatsrathe, und entwerfen ein Verzeichniß der 
. Kandidaten-für die Verwaltungeſtellen.— 


! 
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6. 126. Diefe Provinzialverfammlungen konnen nur 
in Folge der Zufammenberufung des Königs zufammentrer 
ten, der den Tag, die Dauer und den Gegenitand. ihrer 
Berathfchlagungen feſtſetzt. 1 

6. 127. Kein Adelicher kann zugelaffen werden in eis 
ner folhen Verfammlung zu ftimmen, wenn er nicht in 
das Bürgerbuch der Adelihen des Bezirks eingetragen ijt; 
went er nicht den Genuß feiner Bürgerrechte hat; wenn er 
nicht völlig ein und zwanzig Jahre alt und wenn er 
nicht Srundeigenthümer if. | 
9. 728. Das Bnuch der Adelihen des Bezirks wird 
vom Palatinatsrathe entworfen und vom Senate vidimirt. 

$. 129. In den Provinzialverfammlungen führe ein 
vom Könige ernannter Marſchall den Vorfig. 


— Kap. 5. Von den Eommunalverfammluns 
gen. 6. 130. In jedem  Communalfprengel wird eine 
Communalverfammlüng Statt haben, die einen Abgeords 
neten. zum Landtage, ein Mitglied des Palatinatsrarhes 
wähle, und ein Verzeichniß von Kandidaten für die Ver⸗ 
waltungsſtellen entwirft. | 
" 131. : Zu den. Communalverfammlungen werden 
zugelaflen: ı. Alle Bürger, die Grundeigenthümer und 
nicht adelich find, "und von ihrem Grundeigenthume eine 
Steuer bezahlen, welche fie auch feyn möge. 2. Sjeder 
Fabrikant und Werkftattsherr; jeder Kaufmann, der ein 
Waarenlager von zehntaufend fl. polnifch an Werth bes 
en 3; Alle Pfarrer und Vicarien. 4. Die Profefloren, 
ehrer und andere Perfonen, ‚welche mit dem öffentlichen 
Unterricht beauftragte find. 5. Jeder Künftler, der fich 
durch feine Talente, feine Kenntniffe, oder die Dienfte 
ausgezeichnet hat, die er dem Kandel oder den Künften 
geleiftet. | | u 
6. 132. SKeiner kann zugelaffen werden in den Coms 
müunalverfammlungen zu fiimimen, wenn er nicht in das 
Bürgerbuch der Gemeinde eingefchrieben iſt; wenn er nicht - 
den Genuß feiner Bürgerrechte und ein Alter von vollen 
ein und zwanzig Jahren hat. 
G. 133. Das Verzeichniß der abftimmenden Eigen: 
thämer wird durch den Palatinatsrath, das der. Fabrikan⸗ 
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ten, Kaufleute und der durch ihre Talente und Dienfte aus⸗ 
gezeichneten Bürger von der Commiflion des Innern; end; 
lic) das der Pfarrer, Vicarien und der öffentlichen Lehrer, 
von der Commiffion des Kultus und des Unterrichts ent 
worfen. f 

9 134. Die Communalverfammlungen haben zum 
Praͤſes einen. vom Könige ernannten Marfchall. 


Rap. 6 Vom Palatinatsrathe. G. 135. Sn 
jedem Palatinate wird ein PDalatinatsrath. feyn, beſtehend 
aus Näthen, die von den Provinzials und Communalverz 
fanmlungen gewählt werden. 

$. 136. Im Parlamentsrathe wird der Altefte Rath 
den Vorfiß führen, 

$. 137. Die vorzüglichften Befugnifle des Dalctinas _ 
tes find: 1. Die Richter für die erften beiden Inſtanzen zu 
wählen; 2. zur Entwerfung.und Reinigung der Verzeich⸗ 
niffe der Candidaten zu den adminiftrativen Stellen mitz 
zuwirken; 3. das Wohl des Palatinates zu beforgen. Al⸗ 
les in Gemäßheit der Verfügungen einer befondern Vers 
ordnung. ‚ 


V. Bud. Vom Stande der Richter, oder ber 
gerichtlihen Hierarchie. 
8. 138. Der Stand der Richter ift verfaſſungsmaͤßig 
unabhängig. ; 
$. 139. Unter der Unabhängigkeit der Richter verfteht 
man die Fähigkeit, feine Meinung beim Urtheil frei zu 
äußern, ohne dabei weder durch die oberfte Macht, noch 
durch minifterielle Gewalt, noch durch irgend eine Neben: 
vückjicht geleitet zu werden. Jede andre Erklärung oder 
Auslegung von der Unabhängigkeit der Richter wird für 
dißbrauch erklärt. | 
$. 140. Die Gerichtshöfe beſtehen aus Richtern, die 
nach Vorjchrift des organifchen Statutes erwählt werden, 
$. 141. Die vom Könige ernannten Richter find unz 
abfegbar und auf Lebenszeit. Die gewählten Richter find 
gleichfalls unabfeßbat für die Dauer ihrer Junction, 
9. 142. Kein Richter kann abgeſetzt werden als durch 
Beſchluß einer gerichtlichen, dazu befugten Inftanz im Falle 
Sweiter Band, 5 — 
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einer bewieſenen Pflichtvergeſſenheit, oder wegen jedes at: 
dern beftätigten Verbrechens. 

$. 143. Die Difeiplin der ernannten und ermählten 
Magiftrate, fo wie die Beſtrafung ihrer "Vergehen, infor 
weit fie auf den öffentlichen Dienft ſich beziehen, fteht dem 
oberjien Serichtshofe zu. | 

$. 144. Friedensrichter. "Es wird Friedensrich: 
ter für alle Klaflen der Bewohner geben; ihre ‚Function 
iſt die eines Verföhnungsmagiftrats, 

6. 145. Keine Streitfache kann vor ein Bürgerliches 
Gericht erfter Inftanz gebracht werden, wenn fie nicht vors 
her dem betreffenden Friedensrichter vorgelegt wurde, mit 
Ausnahme derjenigen, bei welhen, nach Vorſchrift des 
Geſetzes, eine Sühne nicht Statt haben darf. 

$. 146. Gerichtshoͤfe erſter Inſtanz. Für 
Streitfahen, welche nicht fünfhundert fl. polniſch 
überjteigen, werden in jeder Kommune und -in jeder Stadt 
Eivil: und Poltzeigericheshöfe beſtehen. | 

‘8. 147. Fuͤr Streitfahen über fünfhundert fl. 
polnifch werden in jedem Palatinate mehrere Gerichtshoͤfe 
erſter Inſtanz und Affiffengerichte feyn. 

$. 148. Es werden Überdies Handelsgerichte "Start 
finden. 

$. 149. Für Eriminals und Zuchtpolizeifälle werden 
in jedem Palatinate mehrere Triminalgerichtshöfe beftehen. 

$. 150. Appellationshoͤfe. Es wird wenigftens 
zwei folche Gerichtshöfe fm Königreiche geben; fie werden 
in zweiter Inſtanz über die von den "Civil: Criminals 
und Handelsgerichtshöfen in erfter Inſtanz abgeurtheilten 
Fälle, entſcheiden. 

$. 151, Dberfter Gerichtshof. Es wird einen 
oberiten Gerichtshof zu Warſchau für das Königreich geben, 
der in letzter Inſtanz über alle bürgerliche und Criminal 
fälle, Staatsverbrechen ausgenommen, entſcheiden wird. 
Er wird zum Theil aus Senatoren, die der Reihe nach 
darin jigen, zum Theil aus Richtern beftehen, die vom 
Könige auf Lebenszeit gewähle wersen. 

8. 152. Hoher Nationalhof. Ein höher Nar 
tionalhof wird über die Staateverbrechen und die von den 
großen Beamten des Königreiches begangenen Vergehen 
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urtheilen. Ihre Verfolgung vor Gericht wird von dem 
Senate verfügt g. 116. Der hohe Nationalhef heſteht aus 
allen Gliedern des Senats. | 


VI Bud. Bon ber bewaffneten Macht. 


$. 153. Die bewaffnete Macht wird aus einem in ‚efz 
fectivem Dienft (tehenden befoldeten Heere und aus Milizen 
— ‚die bereit find, daſſelbe noͤthigen Falls zu verz 
ren. 
O. 154, Die Stärke des Heeres, das auf Koften des 
Landes zu erhalten iſt, wird vom Souverain beftimmt, mit 
Ruͤckſicht auf das Beduͤrfniß und in Verhaͤltniß zu den in 
dem Budget dazu ausgeworfenen Summen. 
8. 155. Das Eantoniven ‚der Truppen wird mit vers 


einigter Ruͤckſicht auf die Einwohner, ‚auf ‚das Mitieärfpe 


ſtem und auf die Staatsverwaltung angeordnet werden. 

9. 156. Das Heer wird die Farbe feiner Uniform, 
feine bejondere Tracht und alles, was mit.feiner Nationalis 
*ät in Verbindung ſteht, beibehalten. | 


VD. Bud. Allgemeine Verordnungen. 


$. 157. Die Güter und Einkünfte der koͤniglichen 
Krone werden beitehen: ı. in. den Krondomainen, ‚die ins⸗— 
‚befondere für Rechnung des Königs duch eine Kammer 
oder duch Beamte, ınad) feiner Wahl verwaltet werden 
follen ; 2. in dem königlichen Pallaſte von Warfchau und in 
dem ſaͤchſiſchen Pallaite. | 

$. 158. Die öffentliche Staatsfchuld. ift verbuͤrgt. 

$. 159. Die Strafe der Confifcatton tft aufgehoben 
und kann in keinem Falle wieder eingeführt werden. ' 

‘6. 160. Die bürgerlihen und ‚militärifchen Orden 
Polens, naͤmlich des weißen Adlers, ‚des heil. Stanislays 
und des Militärfreuges find beibehalten. | 
8. 161. Die gegenwärtige Verfaflungsurfunde wird 
durd) die organifchen Statuten weiter entwickelt werden. 
Die, welche nicht unmittelbar nad) Bekanntmachung der 
Verfaſſungsurkunde feitgefegt werden, follen im Staats: 
vathe vorläufig erörtert werden. 

5* 
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$. 162. Das erſte Budget wird in Vollzichung ge: 
fegt, bis es von dem Souverain und den beiden Kammern 
gemildert oder abgeändert ſeyn wird. | 

$. 163. Alles, was nicht der Gegenftand eines organi⸗ 
ſchen Statutes oder eines Coder ift, fo wie alles, was nicht 
der Berathfchlagung des Landtages in Folge feiner Befug: 
niffe unterliegt, wird durch Decrete des Königs oder durd) 
Verordnungen der Regierung geregelt... Die organifchen 
- Statuten und die Codices Finnen nur vom Souverain und 
den beiden Kammern des Landtages abgeändert werden. 

(. 164. Die Gefeße, Decrete und Verordnungen 
des Königs werden im Gefeßesblatte abgedruckt. Ein Der 
cret des Königs wird die Formen ihrer Bekanntmachung 
beſtimmen. J 

9. 165. Alle frühere Geſetze und Einrichtungen, die 
der gegenwärtigen Conſtitutionsurkunde zumider laufen, 
find aufgehoben. 

Ä Da wie in unferm Gewiffen überzeugt find, daß bie 
gegenwärtige Verfaſſungsurkunde unfern väterlichen Abfich: 
ten entfpreche, welche zum Zwecke haben, allen Klaffen 
unfrer Unterthanen des Königreiches Polen den Frieden, die 
Eintracht und die zu ihrer Wohlfahrt jo nöthige Einheit zu 
erhalten, und die Blückjeligkeit, die wir ihnen zu verfchaf? 
“ fen wänfchen, zu befeitigen, fo haben wir ihnen gegenmwärz 
tige Verfaflungsurfunde gegeben und geben ihnen diefelbe, 
die Wir für Uns und unfre Nachfolger annehmen, und 
machen es überdies allen öffentlichen Gewalten zur Pflicht, 
zu ihrer Vollziehung mitzuwirken, 


‚Gegeben in Unferm Eöniglihen Schloffe zu Warſchau 
den 15. (27.) November 1815. i j 
(Unterz.) Alerander. 


5. 
E race am. 


Nie Wiener Congreßacte vom 9. Juny 1815 erflärte, 

im fechften Artifel, die Stadt Cracau für eine freie 
Stadt, beftimmte, im fiebenten Artifel, deren Gebiet, 
und ftelte fie unter den Schuß Rußlands, Deftreichg 
und Preußens. Das. Gebiet diefes neugebildeten Sreis 
ftaates beficht aus dem größern Theile des vormaligen 
Cracauer Kreifes, und enthält auf 19 Duadratmeilen 
eine Bevölferung von ungefähre 60,000 Einwohnern, 
Die Univerfität, das Bisthum und das Domcapitel in 
diefer Stadt wurden beibehalten; auch erhielt der Kleine 
Sreiftaat am 3. Mai r8ı5 eine neue Conftitutiom, 
welche nach liberaten Grundſaͤtzen entworfen ift, und dee 
demofratifchen Staatsform fich nähere. Sie ward un« 
terzeichnet von dem Zürften Mesternich, dem Zürften 
Hardenberg und dem Grafen von Raſumoffsky, nad)= 
dem diefe drei Staatsmänner, an demfelben Tage, zu 
Wien, im Namen ihrer Monarchen, einen Vertrag in 
Betreff der freien Stadt Eracau und. für: die gemein 
fchaftliche Garantie der neuen Verfaffung derſelben uns 
terzeichnet hatten. - So weit dies bei einer republifanie 
fchen Staatsform möglich war, nähert fich diefe Vers 
faffung der dritten Eonftitution Polens in vielen polite 
fchen Beſtimmungen. 
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Conftietution der freien Stadt Cracau 
vom 3. Mai 1815, 


1. Die römifch :Fatholifch sapoftolifche Religion wird, 
als Religion des Landes, in Kraft erhalten. 


. 2. Jeder chriſtliche Gottesdienft ift frei und begrändet | 
feinen Unterfchied in den gefellfchaftlihen Rechten. 

3. Die gegenwärtig beftehenden Rechte der Landleute 
werden ın Kraft erhalten. Bor dem Gejege find alle Bürs 
ger gleih; und alle werden auf gleiche Arc von ihm ber 
ſchuͤtzt. Das Geſetz beſchuͤtzt eben fo alle geduldete Arten 
der Gottesverehrung. 


. 4. Die Regierung der freien Stadt Cracau und ihres 
Territoriums wird einem Senate beiwohnen, der aus 
zwoͤlf Mitgliedern, die Senatoren heißen, und aus einem 
räfidenten beftcht. | 

5. Neun Seiiatoren, den Präfidenten mit einbegrifz 
fen, werden von der Kepräfentantenverfammlung gewählt, 
Die Übrigen Vier werden vom Domcapitel und von der 
Afademie auserfehen, welche Körperfchaften das Recht ha; 
ben, jede zwei ihrer Mitglieder dazu, daß fie Sig im 
Senate haben, zu ernennen. 

6. Sechs Senatoren find es auf Lebenszeit. Det 
Präfident des Senats bleibt drei Jahre fang im Amte, 
kann aber wieder erwäahlt werden. Won den übrigen Sena⸗ 
toren tritt jährlich. die Hälfte aus dem Senate, um den’ 
neugewählten lag zu machen; das Alter bezeichnet die 
drei Mitgiieder, welche zu Ende des erften abgelaufenen 
Sahres ihre Stellen verlaffen müflen; fo daß die jüngften 
an Alter zuerft austreten. Was die von dem Domcapitel 
und der Akademie angeitellten vier Senatoren betrifft; fo 
bleiben zwei davon lebenslang im Amte, die beiden andern 
werden alljährlidy durch neue erfegt. 

7. Die Mitglieder der Weltgeiftlichkeit und der Unts 
verfität, desgleihen die Eigenthimer von Ländereien, Häus 
fern oder ſonſt irgend einem dergleichen Beſitzthume, wenn 
fie funfzig Gulden polnifh Grundſteuer bezahlen, die 
Inhaber von Fabriken und Manufacturen, die Großhänds 
ler und alle diejenigen, welche ale Börfenmitglieder einge: 
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fchrieben find, die. ausgezeichneten. Sainftler in deu ſchoͤnen 
Künften.und die Schulprofefloren follen, fobald fie das er: 
forderliche Alter angetreten haben, das flaatsbürgerliche 
Mecht haben, zu wählen. Sie können auch erwählt werz 
den, wenn fie ſonſt den,übrigen vom. Geſetze vorgeſchriebe⸗ 
nen Bedingungen Senügeleiften.. 

8. Der Senat beſetzt die Bermaltungsftellen, und feßt. 
nach Willen die, durch jeine Macht angeitellten, Beamten 
wieder ab; er vergibt. auch alle geiftliche Dfründen, deren 
Verleihung dem Staate vorbehalten ift; vier Domherren⸗ 
ftellen ausgenommen, die den Facultätsdoetoren, melde 
Lehrämter bekleiden, vorbehalten bleiben und won der Aka: 
demie bejeßt werden, 

9. Die Stadt Cracau mit ihrem Territorium wird in 
Stadt: und Landgemeinden eingetheilt werden. Von den 
erftern wird, fo viel es die Ortsumſtaͤnde geſtatten, eine. 
jede wenigfiens zwei taufend, von deu leßtern eine jede 
wenigftens, drei taufend fünf Hundert Seelen ftarf 
feyn. Jede diefer Gemeinden wird einen Gemeindevoriter 
her haben, der frei erwählt wird, und dem die Vollſtreckung 
der Befehle der Regierung obliegt. In den Landgemeinz 
den fann, wenn es die Limftände erfordern, der Gemeins 
devorſteher mehrere Stellvertreter haben. 

10. Zm Monate December jeden Jahres. wird eine, 
Repräfentantenverfammlung, gehalten, deren Sigungen, 
‚nicht über yier Wochen hinaus verlängert werden dürfen. 
Diefe Berfammlung übt alle Befugniſſe der gefeggebenden 
Gewalt aus; präft die Sahresrechnungen der öffentlichen 
Verwaltungen, und ftellt den Etat für jedes. Jahr feft. 
Sie waͤhlt die Senatöglieder nach dem. deshalb feſtgeſetzten 
organifhen Statut. Sie waͤhlt deflelbengleihen die, 
Kichter. Sie hat das Recht, die Öffentlihen Beamten, 
welche es auch feyn, wenn fie fich der Veruntreuung, der 
Erpreifung, oder des Mißbrauchs in Verwaltung ihrer 
Stellen verdächtig gemacht haben, durch eine, Stimmen: 
mehrheit von zwei Drittel in Anklageftand zu ſetzen, und 
bei dem oberften Gerichtshofe zu belangen. 

11. Die Repräfentantenverfammlung befteht: _ 

3) Aus den Abgeordneten der Gemeinden, deren jede 

einen wählt; 
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2) aus drei vom Senate abgeordneten Mitgliedern; 

3) ausdrei vom Domcapitel abgeordneten Praͤlaten; 

4) aus drei von der Univerſitaͤt abgeordneten Facul— 

taͤtsdoctoren; 

5) aus ſechs im Amte ſtehenden Friedensrichtern, die 

nach der Reihe genommen werden. | 
Der Bräfident der Verfammlung wird aus den drei, vom 
ik abgeordneten, Mitgliedern gewählt. Kein Ge⸗ 
fegesentwurf, der dahin abzweckt, an einem Geſetz oder” 
einer bejtehenden Verordnung einige Aenderung anzubrins 
gen, darf der Repräfentantenverfjammlung zur Berath⸗ 
ſchlagung vorgelegt werden, bevor er nicht dem Senate 
mitgetheilt worden iſt, und dieſer die Vorlegung des Ent— 
wurfs durch Stimmenmehrheit genehmiget hat. 
12. Die Repraͤſentantenverſammlung wird ſich mit der 
Abfaſſung eines buͤrgerlichen und peinlichen Geſetzbaches, 
und einer Ordnung fuͤr das gerichtliche Verfahren bejchärtiz 
gen. Sie wird unverzuͤglich einen Ausſchuß ernennen, 
welchem obliegt, dieſe Arbeit vorzubereiten, bei der die oͤrt⸗ 
liche Beſchaffenheit des Landes und der Geiſt ſeiner Ein— 
wohner gehörig beachtet werden muͤſſen. Zwei Genaiss 
glieder werden Mitglieder diefes Ausſchuſſes ſeyn. 

13, Iſt ein Geſetz nicht von ſie ben Achttheilen der Re⸗ 
praͤſentanten angenommen worden, und der Senat befindet, 
durch eine Mehrheit von neun Stimmen, dab Sun? e 
der öffentlihen Wohlfahrt vorhanden find, es einer nochz 

maligen Berathung der Gefeggeber zu unterwerfen; jo 
wird es an die Derfammlung.des nächftfolgenden Jahres 
zur Entfcheidung gewiefen, Betrifft der Gegenſtand das 
Finanzweſen; jo bleibt, bis zur Einführung des neuen Ser 
ſetzes, das im verfloffenen Jahre beſtandene in Kraft. 

14, Jeder, mindeftens fehstaufend Seelen enthalz 
tende, Bezirk foll einen, von der Repräfentantenverfanums 
lung ernannten, Friedensrichter haben. : Seiner Amtes _ 
führung ift eine Dauer von drei Jahren geſetzt. Außer 
feiner Obliegenheit ald Vermittler foll er, von Amtswegen, 
über die Angelegenheiten der Minderjährigen, ingleichen 
über die Rechtshändel wachen, melde die, dem Staate 
oder den Öffentlichen Anftalten gehörigen, Gelder und Bes 
ſitzthuͤmer betreffen, Er wird in diefen beiden Beziehun⸗ 
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gen, im Einverſtaͤndniſſe mit dem jüngften Senator, Ban: 
deln, dem die Wahrnehmung des Beften der: Minderjähris 
gen, und alles deſſen, was die, .auf die Gelder und Bes 
fischümer des Staates fich beziehenden, Rechtsſachen ber 
seit, ausdruͤcklich übertragen feyn-wird:!. HR 

15: Es foll ein, Gerichtshof erfter Inſtanz und ein Ap⸗ 
pellationsgerichrsho Aingefest werden? Drei Nichter vor. 
dem eriiern und bier von ders Appellationsgerichtshofe, 
die Präfidenten beider Gerichtshöäfe mit. einbegriffen, haben 
thre Stellen auf Lebenszeit. Die übrigen Richter, die ei— 
nem jeden der beiden Gerichtshöfe in der, nach den Orts⸗ 
umſtaͤnden erforderlichen, Anzahl beigegeben werden, hänz 
gen von der freien Wahl der Gemeinden ab, und werden. 
* Amt nur binnen eines, durch die organiſchen Geſetze be⸗ 

immten, Zeitraumes verwalten. Dieſe beiden Gerichts— 
hoͤfe entſcheiden alle Rechtshaͤndel, wie ſie auch beſchaffen 
und wie auch die Perſonen geeigenſchaftet ſeyn mögen, 
Wenn die Erkenntniſſe beider Inſtanzen In ihrer Entfchetz 
dung gleihförmig find; fo hat feine Appellation weiter 
Statt. Weichen ihre Enticheidungen in der Sache felbft 
von einander ab, oder befindet die Akademie, nach eirigez 
fchenen Acten, daß Grund vorhanden fey, fih über Ver: 
letzung der Geſetze oder wefentlicher Förmlichkeiten des Ver— 
fahrens, in bürgerlihen Nechtsfachen zu befchweren ; ſo 
wird, wie auch beiallen, auf Todesftrafg oder Entehrung 
Jautenden, Erfenntniffen, die Sache hochmals vor das Apz 
pellationsgevicht, gebracht; alsdann aber werden der gewöhnz 
lichen Richterzahl alle Friedensrichter der Stadt und vier 
Individuen beigefellt,. von denen jede Hauptpartei die 
Hälfte, nach Gefallen, aus den Bürgern wählen kann. 
Drei Richter muͤſſen gegenwärtig feyn, damit in erfter, 
— fünf, damit in zweiter, — und fieben, damit im 
legter Inſtanz erkannt werden könne. | | 


16. Der oberfie Gerichtshof für die im 10, Artikel bes 
dachten Fälle ſoll beſtehen . 
1) aus fünf durch das Loos gewählten Nepräfentanten 
2) aus drei Mitgliedern des Senats, die er felbft 
auserſieht; 
3) aus den Praͤſidenten der beiten Gerichtshoͤfe; 
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4) aus: vier Friedensrichtern, mach der: Reihe ges 
nommen; — | 
5) — Buͤrgern, die der angeklagte Beamte aus, 
waͤhlt. | R | 
Zur Faͤllung des Urtheils wird die Gegenwart von neun 
Mitgliedern erfordert. — 

17. Das Verfahren in bürgerlichen. und peinlichen 
Rechtsſachen ift öffentlich. Bei der Inſtruction der Pros 
zeſſe, (und vornehmlich folder, die im eigentlichen Sinne 
geinliche ſind,) fol die” Gejchrworneneinrichtung Anwenz 
dung finden, die der Ortsbefchaffenheit (localite) des Lanz 
des, dem Grade der Bildung und der Sinnesart (cara- 
ctere) feiner Bewohner angeeignet werden. wird. 

18. Die Rechtspflege iſt unabhängig. | 

19. Zu Ende des Fechten Sahres, von Befanntmar 
hung der Verfaflungsurfunde an gerechnet, follen die Ber 
dingniffe, um durch) die Wahl der Repräfenranten Senator 
werden zu können, folgende jeyn: | | | 

2) Das fünf und dreißigfte Lebensjahr voll 
endet — 

2) feine Studien auf einer, im Umfange des chemali: 
gen Königreiches Polen belegenen, hohen Schule zu; 
ruͤckgelegt — | | 

3) das Amt eines Gemeindevorftchers zw ei Jahre lang, 
eben fo lange das Richteramt und die Stelle eines Nez 
'präfentanten, während zweier Sitzungen der Ver⸗ 
ſammlung, bekleidet zu haben; | 

. 4), ein auf Hundert und funfzig Gulden polnifch 
Grundſteuer gefchäßtes, und wenigftens ein Jahr früz 
her, als man erwählt wird, erworbenes uubeweglis 
ches Eigenthum zu befißen, 

Die Bedingungen, um das Richteramt zu erlangen, 
find; | 

ı) das dreißigfte Jahr vollendet — | 

2) feine Studien auf einer der vorbemerften hohen 
Schulen zurückgelegt, und die Doctorwuͤrde erlangt 
zu haben; Ä 

3) ein Jahr lang bei einem Gerichtsactuae (greffier) 
gearbeitet zu haben, und eben fo lange bei einem 
Sachwalter in Thärigkeit gewefen zu feyn; 


—— —— 
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4) ein unbemwegliches Eigentum vor ahrranfend 

- Gulden polniſch an Werthe zw befinen, das wenigſtens 
* > früher, als man. gewäßlt: wird, | erwor— 

en iſt. | 
- Um ein Richteramt in zweiter Inſtanz, oder die Praͤ⸗ 
fidentenftelle Bei einem von beiden Serichtshöfen zu erlarz 
gen, muß man, außer diefen Bedingungen, annocy die 
Stelle eines Friedensrichters zwei Jahre hindurch bekleidet , 
haben und einmal Repräfentant geweſen feym. , 

Um zum Nepräfentanten einer Gemeinde gewähls zu 
werden, muß man 

ı). volle ſechs und zwanzig Jahre alt ſeyn; 

3) die vollftändige Studienlaufbahn auf der Cracauer 
Akademie zurückgelegt haben; 

3) ein unbewegliches, auf neunzig Gulden gefchäßte®, 
wenigſtens ein Jahr,früher, als man gewählt wird, 
erworbenes Eigenthum befigen. 

Alle in dem gegenwärtigen Artikel aufgeftellte Bedin⸗ 
gungen find auf diejenigen Individuen, die, während dag 
Herzogthum Warfchau beftand, von der königlichen Ernens 
nung oder der Wahl der Bezirksverfammlungen abhängige 
Stellen bekleidet Haben, nicht mehr — und. auch nicht auf 
diejenigen anwendbar, die, aus Macht der contrahivenden 
Souveraine, angeftellt find. Solche Individuen find volls 
ftändig berechtigt, zu allen Stellen ernannt oder erkohren 
zu werden, | a 


20, Ueber alle Handlungen der Regierung, der Ger 
feßgebung und der Gerichtshöfe werden die Aufſaͤtze in pol: 
niiher Sprache abgefaßt werden. 


a1. Die Einnahme und Ausgabe der Akademie wird 
“einen Theil des Generaletats der freien Stadt Cracau und 
ihres Territoriums ausmachen. 


22. Sicherheit und Polizei im Innern werden durch 
eine hinreichende Abtheilung der Stadtmiliz gehandhabt 
werden. Dieſe Abtheilung wird von Zeit zu Zeit abgelöft, 
und von einem bei Linientruppen geftandenen Dfficiere bes _ 
fehliget werden, der, nachdem er mit Auszeichnung gedient, 
diefe Art von Verforgung empfängt. 
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Zur Handhabung der Sicherheit der: Wege und des 
platten Landes, wird cine hinlängliche — Gensd'ar⸗ 
men bewaffnet und beritten gemacht. 


Geſchehen zu Wien den dritten Mai des Jahres 
Eintauſend achthundert und funfzehn. 
(Unterz.) Ein: v. Hardenberg. 
Srafv. Rafumoffsty.. 
(Mit Deftveich ift ein gleichlautendes Eremplar alfo 984 


zeichnet.) 
Fuͤrſt v. Metternid. 
Fürftv. Hardenberg. 


7. 


6. 
Teutſchland. 


Teutſchland, ein Reich, deſſen politiſche Organiſation, 
gegründet auf das Lehnsſyſtem und die kirchliche Hierar— 
hie, in der Welt des Alterthums und der neuern Zeit 
nicht feines Gleichen hatte, beruhte in feinem Innern, 
bis auf den Anfang des achtzehnten Jahrhunderts, nur 
auffünf fogenannten Reichsgrundgeſetzen: der 
goldenen Bulle vom Jahre 1356, dem ewigen 
Landfrieden vom Jahre 1495, der jedegmaligen 
faiferlihen Wahlcapitulation (feit Karl 5 
Mahl gewoͤhnlich), dem Religiongfrieden vom 
Sahre 1555, und dem weftphälifchen Frieden 
vom Jahre 1648. — Durchgreifende Veränderungen 
in dem Länderbeftande, und, mit denfelben, zugleich in 
der Verfaffung, bewirkte der füneviller Friede vom 
9. Febr. 1801, in welchem das ganze linfe Rheinufer 
an Sranfreich überlaffen, und, auf die Baſis deffelben, 
unter Franfreihs und Rußlands Einfluſſe, am 25. 
Sebr. 1803 ber Reichsdeputationshaupt> 
ſchluß zu Regensburg für die neue geographifche Form 
Teutfchlands, mit Beibehaltung der Ältern Derfaffung 
bes Reiches, abgefchloffen ward. 

Wie aber die Beſtimmungen des Preßburger Fries 
dens, und die Abtretungen Deftreichg im Weften feineg 
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Gebiets, dieſe Macht den teutſchen Intereſſen ſchon bes 
deutend entfremdet hatte; ſo reſignirte der Kaiſer 
Franz 2, wenige Wochen nach der Unterzeichnung der 
Confoͤderationsacte des Rheinbundes, am 
6. Aug. 1806 feine Würde als Oberhaupt des Reiches. 
Teutſchland war feit biefer Zeit ohne Kaiſer; allein Na— 
poleon war in jener Acte als Protector des Bundes 
ausgefprochen worden. : Ob nun gleich der Rheinbund 
Anfangs nur dag weftliche und füdliche Teutfchland um- 
fehloß und geographifch »publiciftifch neu geftaltete; fo 
führten doch die Niederlagen der Preußen auf ‚den 
thüringifchen Schlachtfeldern im Oct. 1806 die Ören- 
zen diefes Bundes bis an die Ober⸗, Mittel» und Nie 
derefbe, und feldft noch über diefen Strom hinaus, 
durch die Aufnahme der fächfifchen Länder auf dem rech- 
ten Elbufer und der Mecklenburgifchen Häufer in den 
Bund. | | 

Zwar dauerte dieſer Rheinbund nur ſieben 
drückende Jahre; allein während der Zeit feines Beſte⸗ 
hens «erhielten mehrere teutfche — durch jene Confoͤ. 
Derationsacte founerain gewordene — Staaten 
neue Conftitutionen, welche groͤßtentheils aus— 
mwärtigen Muftern nachgebildet, zum Theile aber dach 
auch mit Rückficht auf einheimiſche Localverhältniffe ent- 
worfen toorden waren. Db, wann und wie — 
ohne eine rheinifche Conföderationsacte — dieſe teut⸗ 
fchen : Staaten ıbefondere Eonftitutionen erhalten haben 
würden, bleibe dahin:geftellt; allein unverfennbar ward 
die Bekanntmachung diefer Conſtitutionen durch die neue 
politifche Form Teutfchlands herbeigeführt und beſchleu⸗ 
nigt. Wenn alfo auch die Confoͤderationsacte des 
Kheinbundes ſo wenig, wie die neue teutfhe Bun- 
besacse vom 8. Juny 1815 im eigentlichen Sinne 
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als eine Conſtitut ion Tentfhlands angeſehen 
werden kann; fo enthalten doch beide die Gru nd bed im- 
gungen der neuen Geſtalt der innern und aͤußern 
Verhältniffe Teutſchlands überhaupt, in zwei ſchnell 


auf einander folgenden Zeiträumen, und zugleich die 


“Grundbedingungen der neuen: Conſtitutionen der einzel⸗ 
nen Staaten des teutſchen Bundes. Unverkennbar 
wuͤrden die — theils noch geltenden, theils ſchon wie⸗ 
ber erloſchenen — Conſtitutionen der ſouverainen teut- 
ſchen Staaten, welche in die Zeit von 1806 — 1813 
fallen, anders geftaltet worden feyn, wenn fie nad) 
dem 8. Jun. 1815 gegeben worden wären; fo mie bes 
reits die ſeit dieſer Zeit erfchienene Weimari ſche 
Conſtitution ein ganz andere politiſches Gepraͤge traͤgt, 
als jene fruͤhern teutſchen Conſtitutionen. 

Beide generelle Acten Teutſchlands haben das 
mit einander gemein, daß ſie Teutſchland fuͤr einen 


Staatenbund, und jedes einzelne Mitglied des 


Bundes für ſouverain erklären; allein die rheinifche 
Bundesatte ‚gab Teutfchland einen auswärtigen 
‚Protector, und die in derfelben angefündigte Bundes— 
derfammlung tratınie in Wirflichfeit; dagegen bat der 
teutiche Staatenbund weder einen inländifchen, noch 
auswärtigen Protector, und bereits ift die Bundegvir, 


ſammlung zu Frankfurt — obgleich 14 Monate foi- 


ter, als es die Bundesacte ausfprah — eroffnee 
worden. Wenn nun gleich, zum Heile Teutfchlands, 


"die rheinifche Bundesacte nur noch: der Geſchichte 


angehört; fo iſt fie doch wegen der in ihr enthaltenen 
"Ratiftifch » geographifchen Beftimmungen und wegen der 
Mediatifirung der großen Mehrzahl der chemalis 
gen teutfchen reichgunmittelbaren Stände, welche man 
in der teutſchen -Bundesacte-beibehielt, noch jetzt von 


— 
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großer Wichtigkeit, und viele einzelne Beſtimmungen 
in den beſondern Conſtitutionen teutſcher Staaten koͤn— 
nen, ohne Ruͤckſicht auf ſie, nicht verſtanden werden; 
fo wie bei Rordamerika und beider Schweiz — 
nur freilich nach einem andern Maasſtabe — die bes _ 
fondern Conftitutionen der einzelnen Provinzen und Gans 
fong, ohne ihre Beziehung auf das allgemeine Bundes» 
ſtatut diefer beiden Freiſtaaten, nicht völlig richtig auf- 
gefaßt werden Fönnen, 


Es folgen alfo, bevor bie befondern Conſtitu— 
tionen der einzelnen teutfchen Staaten und Länder auf: 
genommen werden, zuerft jene beiden allgemeinen Acten: 
die Confsderationsacte des Rheinbundes, 
und die teutſche Bundesacte. Go wieder Geift, 
der in ihnen herrſcht, weſentlich von einander verfchies 
den ift; fo leuchtet auch das Verhältnif diefer generels 
len Acten zu den, auf fie gegründeten, befondern Sons 
ftitutionen teuffcher Staaten von felbft ein, ohne daß 
im Einzelnen ausführlich die Nückfiche der einzelnen 
Conftitutionen zu denfelden (5. B. der meftphälifchen, 
franffurtifchen," Eöthenfchen ec. zur Rheinbundsacte, und 
ber weimarifchen zur teutfchen Bundesacte) nachgewies 

„fen werden dürfte. 


A) Conföderationsacte des Rheinbun— 
des vom ı2. July 1806, 


Da Se. Maf. der Katfer der Franzofen, König von 
italien einer; und andern Seits Ihro Majejtäten die Koͤ— 
nige von Baiern und Würtemberg, Ihro Durchlauchten - 

die Churfürfien Reichserzkanzler und von Baden, der Herz 
309g von Berg und Eleve, der Landgraf von Helfen: Darınz 
ftadt, die Fürjten von Naffaus Ufingen und Naffau: Weil; 
burg, die Sürften von Hohenzollern’ Hechingen und Ho⸗ 
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henzollern⸗Sigmaringen, die Fuͤrſten von Salm⸗Salm 
und Salm-Kyrburg, der Fuͤrſt von Iſenburg⸗ Birfein, 
der Herzog von Ahremberg, der Fuͤrſt ven Lichtenſtein und 
der Graf. von der Leyen den Wunſch nährten, durch Seine 
angemeflene Uebereinkunft den ınnern und dußern Frieden 
dem mittägigen Teutfchlande zu verfihern, welchem, wie 
die Erfahrung feit langem und noch ganz neuerlich lehrte, 
die teutſche Reichsverfaſſung keine Art von Gewähr mehr 
deiften tonnte, haben zur Abſchließung derfelben zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt, und zwar: | 

Se. Maj. der Kaifer der Franzofen, König von Stalien: _ 
Herrn Karl Moris Talleyrand, Hürften und Herzog 
von Benevent, Allerhoͤchſtihren Oberfitämmerer und 
Mintiter der auswärtigen Verhältniffe, Großkrenz der Chr 
eenlegion, des preußiſchen ſchwarzen umd rothen Adlerorz 
dens, auch des St. Kubertusordens Ritter. | 
_ . Se Maj. der König von Baiern: Herrn Anton von 
Cetto, Allerhoͤchſtihren ordentlichen Staatsrath, außere 
‚ordentlihen Sejandten und bevollmächtigten Minifter bet 
Sr. Maj. dem Katfer der Franzoſen, König von Stalien, 
des Loͤwenordens Ritter. | 

Se. Maj, der König von Wirtemberg: Herrn Levin 
Grafen von Winzingeroda, Allerhoͤchſtihren Staatsr 
Eonferenzs und Kabinetsminifter, ihres großen Ordens 
Ritter, Commenthur des Zohanniterordeng und Ritter des 
weißen Adlers, - / | 
| Se, urfürftlihe Gnaden der Churfuͤrſt⸗ Erzkanzler 

des teutſchen Neichs: den Herrn Karl Grafen von Beu fi, 
Hoͤchſtihren außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigz 
ten Minüter bei Sr. Maj. dem Kaifer der Sranzofen, Köz 
nig von Stalien, des goldenen Loͤwenordens Ritter. 

Se. churfuͤrſtliche Durchlaucht von Baden: den Herrn 
Sigismund Karl Johann Freiherrn von Reizenſtein, 
Kabinetsminiſter St. churfuͤrſtl. Durchlaucht, Großkreuz 
des Ordens der Treue. un 

Se. kaiſerl. Hoheit der Herr Prinz Joachim, Herzog 
von Eleve und Berg: Herrn Marimilian Freiherrn von 
Schell, 

Se. Durchlaucht der. Landgraf von Heſſen /Darmſtadt: 
Herrn Auguft Sreiheren von P appenheim, Hoͤchſtihren 

Bweiter Band, | 6 
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bevollmaͤchtigten Minifter bei Sr. Ma. dem Kaifer der 
Franzoſen, König von Stalien. 

Idhre Durchlauchten die Fürften von Naffau : Ufingen 
und Weilburg: Herrn Johann Erhft Freiheren von Gas 
gern, Höchftihren Minifter. ii 

Ihre Durchlauchten die Fürften von Hohenzollern : Her 
hingen und Hohenzollern » Sigmaringen; Herrn Franz Kar 
ver Major von Fifchler. 

Idhre Durchlauchten die Fürften von Salm »Salm und 
Salm: Kyrburg: denfelben Herrn Franz KZaver Major 
von Fifdhler. 

Se. Durdlaucht der Fürft von Iſenburg-Birſtein: 
Herrn von Greuhm, Refidenten und Bevollmächtigten 
: &r. Durchlaucht. 

Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg: Herrn 
Durand St. Andre. 
Der Graf von der Leyen: Herrn Durand St. 


Andre, 

Und diefe find nach wechfelfeitiger Mittheilung ihrer 

Vollmachten über nachſtehende Artikel übereingefommen. 
| Art. 1. Die Staaten ihrer Majeftäten der Könige 
von Baiern und Wirtemberg, Ihrer Durchlauchten der 
Churfärften Erzkanzler und von Baden, des Herzogs von 
Berg und Eleve, des Landgrafen von Heflen: Darmftade, 
der Fürften von Naffau-Ufingen und Naflau » Weilburg, 
der Kürften von Hohenzollern «Hechingen und Hohenzol⸗ 
fern : Sigmaringen, der Fürften von Salm» Salm und 
Salm: Kyrburg, des Färften von Iſenburg-Birſtein, des 
Herzogs von Ahremberg und des Fuͤrſteu von Lichtenftein 
und des Grafen von der Leyen werden für immer vom teutz 
fchen Neichsgebiete abgefondert, und unter fih durch eine 
befondere Conföderation unter dem Namen: vheinifche Bun⸗ 
desſtaaten vereinigt. | J 
Art. 2. Alle teutſche Reichsgeſetze, welche Ihren Mar 
jeftäten und Durchlauchten die im vorigen Artikel benann⸗ 
ten Könige, Fuͤrſten und die Grafen, ihre Unterthanen 
und ihre Staaten oder Theile derfelben bisher angehen, oder 
für fie verbindlich feyn konnten, follen für die Zukunft in 
Hinficht Ihrer benannten Majeftäten und Durchlauchten 

umd des gedachten Grafen ihrer Staaten und Unterthanen: 
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nichtig und von feiner Wirkung ſeyn. Ausgenommen hier 
von find jedoch die Rechte, welche die Staatsgläubiger und 
Menfioniften durch den Rezeß von 13803 erlangt haben, dess 
gleichen die Verfügungen des 39. $. befagten Rezeſſes in 
Betreff der Rheinichiffahrtsoctroi, welche noch ferner nad) 
Form und Inhalt in Vollzug gefeßt werden follen. 

Art. 3. Jeder der conföderirten Könige und Fürften 
verzichtet auf jene feiner Titel, welche irgend eine Bezie— 
bung auf das teutfche Reich ausdrüden, und wird am ers 
ften Tage des naͤchſten Monats Auguft dem Reichstage feine 
Trennung vom Reiche befannt machen laflen. 

Art. 4. Se. hurfürftliche Gnaden der Reichserzkanz⸗ 
ler nimmt den Titel: Fürft Primas und Hochwuͤrdigſte 

Hoheit an. 

j Mit dem Titel: Fuͤrſt Primas ift aber fein Vorzug 
verbunden, welcher der vollen Souverainetät entgegen wäre, 
die jeder Conföderirte genießen fol. | 

Art. 5. Ihre Durchlauchten, der Ehurfürft von Bas 
den, der Herzog von Berg und Cleve, und der Landgraf 
von Heflens Darimftadt nehmen den Titel: Großherzog 
an. Sie genießen der Rechte, Ehren und Vorzüge, welche 
mit der königlichen Würde verbunden find. Ihr Rang und 
Ihr Vorgangsredht find und bleiben nach der Ordnung feitz 
gejegt, in welcher fie im gegenwärtigen Artikel genannt 
find. Das Haupt des Haufes Naſſau nimmt den Titel eis 
nes Herzogs und der Graf von der Leyen jenen eines Fürs 

en an, Ä 
‘ Art. 6 Die gemeinfchaftlihen Intereſſen der Bun⸗ 

desftaaten werden auf einem Bundestage verhandelt, der ° 
zu Frankfurt feinen Sitz hat, und fih in zwei Collegien 
theilt, nämlich in das Collegium der Könige und in das 
Eollegium der Fürften. 

Art. 7. Die Fürften muͤſſen nothwendig von jeder 
dem rheinifchen Bunde fremden Macht unabhängig feyn; 
fie tönnen daher auch Dienfte ivgend einer Art nur in den 
rheinifchen oder mit dem Bunde allirten Staaten anneh⸗ 
men. Diejenigen, welche fich_bereits in Dienften anderer 
Mächte befinden, und in denfelben bleiben wollen, find 
gehalten, ihre Fuͤrſtenthuͤmer einem ihrer Kinder zu übers 
laffen. 
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Krt. 8. Sollte der Fall eintreten, daß einer der gei 
nannten Fürften feine Souverainetät völlig oder nur zum, 
Theil abtreten wollte; fo kann er es nur zu Gunſten eines 
der conföderirten Staaten 

Art. 9. Alle Streitigkeiten, welche fih unter den 
Bundesftaaten ergeben dürften, werden von der Bundes 
verfammlung zu Frankfurt entjchieden. | 

Art. 10. In der Bundesverfammlung Hat Se. Ho⸗ 
heit der Fuͤrſt Primas den Vorfiß. Kat eines der beiden 
Tollegten über irgend eine Angelegenheit fih allein zu bes 
rathen; fo hat in jenem der Könige Se. Hoheit und in jer 
nem der Fürften der Herzog von Naflau den Vorſitz. 

Art. ır. Die Zeitpuncte, wo ſich entweder der ganz? 
Bund oder ein Collegium infonderheit zu verfammeln hat, 
die Art der Zulammenberufung, die Gegenftände der Ber 

- rathung, die Art und Weife, wie Befchläffe zu fallen und 

in Vollzug zu feßen find, werden durch ein Fundamental: 
Statut beftimmt. Diefes wird Se. Hoheit der Färft Pris 
mas binnen einem Monate nach der zu Regensburg erfolg: 
ten Notification vorſchlagen, und muß von den Buntes 
ſtaaten genehmigt werden. Ehen diefes Fundamental: 
Statut wird den Rang der Mitglieder des, Fürften ; Coller 
giums beftimmt feftfegen. = | 

Art. ı2. Se. Maj. der Kaifer der Franzoſen wird 
als Protertor des vheinifchen Bundes ausgerufen, und in 
diefer Eigenfchaft ernennt derfelbe nach dem jedesmaligen 
Abgange des Färften Primas deflen Nachfolger. 

Art. 13. Se. Maj. der König von Baiern tritt an 
Se. Maj. den König von Wiürtemberg die Herrſchaft Wie: 
fenfteig ab, und verzichtet anf die Rechte, melde Aller: 

Schfidiefelbe von wegen der Markgrafihaft Burgau auf 
die Abtei Wiblingen haben oder anfprechen könnte. j 
- Art. 14. Se. Maj. der König von Wirtemberg tritt 
‘an Se. Koheit den Großherzog von Baden ab: die Grafr 
fchaft Bondorf, die Städte Breunlingen und Villingen 
mit demjenigen Theile des Gebiets diefer leßtern, welcher 
auf der rechten Seite der Brigach liegt, desgleichen die 
Stadt Tuttlingen mit den auf dem rechten Donaunfer lie⸗ 
genden Zugehörden des Amtes diefes Namens, 
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Art. 25. Se. Hoheit der Großherzog von Baden 
tritt ab an Se. Maj. den König von Wirtemberg Stadt 
und Gebiet von Biberach nebft allen Zubehörden. ;_ 
: Art. 16. Ge. Durdlaudt der Herzog von Naflau 
tritt ab an Se. kaiferliche Hoheit den Großherzog von Berg 
und Eleve die Stadt Deus oder Duys mit ihrem Gebiete, 
ru und das Amt Königswinter, und das Amt 
lich. 
Art. 17. Se. Maj. der König von Baiern wird die 
. Stadt Nürnberg nebſt ıhrem Gebiete, ferner die Teutſch⸗ 
Ordens s Commenden Rohr und Waldftetten mit feinen 
Staaten vereinigen, und folhe mit vollem Eigenthum und 
Souverainetät beſitzen. I 
Art. 18. Se. Maj. der König von Wirtemberg wird 
mit feinen Staaten vereinigen und mit vollem Eigenthum 
und Souverainetät befigen: die Herrſchaft Wiefeniteig, 
und Stadt, Gebiet und Dependenzen von Biberach ver: 
möge der von Sr. Maj. dem Könige von Baiern und Sr. - 
Hoheit dem Großherzuge von Baden gefchehenen Abtretun: 
. gen, ferner die Stade Waldfee, die Grafihaft Scheltlins 
gen und die Commenden Kapfenburg oder Lauchheim und 
Alſchhauſen (mit Ausnahme der Herrſchaften Achberg und 
Hohenfels), endlid) die Abtei Wiblingen, 

Art. 29. Se. Hoheit der Großherzog von Baden 
wird mit feinen Staaten vereinigen, und mit vollem Ei⸗ 
genthum und Sonverainetät befigen: die Grafſchaft Bon: 
dorf,. die Städte Breunlingen, Vilſingen und Tuttlingen, 
nebft den im vierzehnten Artikel verzeichneten Theilen ihrer 
Gebiete und Dependenzen, fo wie fie Sr. Hoheit von Sr, 
Maj. dem Könige von Wirtemberg abgetreten worden find. 

Se. Hoheit wird ferner mit vollem Eigenthum be 
ſitzen: das Fürftenehum Keitersheim, nebft allen jenen dazu 
gehörigen Theilen, welche in Hoͤchſtihren vermöge des ge: 
genwärtigen Vertrags beflimmten Befigungen liegen. 

Auf gleiche Weife wird Hoͤchſtderſelbe die Teutfch Dr: 
deng : Conımenden Beuggen und Freiburg mit vollem Ei: 
genthum befigen. | 

Art. 20. Se, kaiſerl. Hoheit der Großherzog von 
Berg wird mit voller Souverainetät und Eigenthum ber 
fisen: die Stadt Deus oder Duyg mit ihrem Gebiete, 
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Stadt und Amt Königswinter, nnd das Amt Villich, gemäß 
der von Sr. Durchlausht dem Herzoge von Naffau gejches 
henen Abtretung. Ä 

Art. 21. Se. Hoheit der Großherzog von Keffens 

Darmftadt wird mit feinen Staaten. die Burggrafichaft 
Friedberg vereinigen, und fie, fo lange der jeßige Burgs 
graf lebt, blos mit Souverainetät, nach feinem Tode aber 
> zugleidy mit vollem Eigenthum befigen, 
Art. 22. Se. Hoheit der Fuͤrſt Primas wird die 
Stadt Frankfurt und ihr Gebiet mit feinen Staaten vereis 
| — und mit vollem Eigenthum und Souverainetaͤt ber 
tzen. 

Art. 23. Se. Durchlaucht der Fuͤrſt von Hohenzolz 
lern⸗-Sigmaringen wird mit vollem Eigenthum und Sou⸗ 
verainerät befißen: die vorhin zur Commende Alfchhaufen . 
gehörigen Herrfchaften Achberg und Mohenfels, ferner die 
Klöfter Klofterwald und Habsthal, 

Se. Durdlaucht wird mit Souverainetät jene vitters 
fhaftlihe Befisungen erhalten , welche innerhalb feiner ne; 
. genwärtigen Lande und den Bezirken im Norden der Dor 
nau liegen, über die ſich Kraft gegenwärtigen Vertrages 
feine Souverainetät erſtrecken fol, namentlich die Herr⸗ 
fchaften Gamertingen und Hettingen, 

Art, 24. Ihre Majeftäten die Könige von Baiern 
und Wirtemberg, Ihre Hoheiten die Großherzoge von Bas 
den, Berg und Heflen : Darmftadt, Ihre Hoheit der Fürft 
Primas, Shre Durchlauchten der Herzog und die Fürften 
von Naffau :Ufingen und Weilburg, Hohenzollern : Sig: 
maringen, Salm: Kyrburg, Iſenburg-Birſtein und der 
Herzog von Ahremberg werden alle Souverainetätsrechte 

ausüben und zwar: | | 
Se. Maj. der König von Baiern Über das Fürftens 
thum Schwarzenberg, die Graffchaft Kaftel, die Hertz 
fhaften Specfeld und Wiefentheid, die Theile des Fürs 
ſtenthums Hohenlohe, welche in der Markgrafjchaft Anss 
bach und im Gebiete von Rothenburg eingefchloffen find, 
namentlich) das Oberamt Schillingsfürft und Kirchberg ; 
ferner über die Grafſchaft Sternftein, die Fuͤrſtenthuͤmer 
Dettingen, die Befißungen des Fürften von Thurn und 
Taris im Norden des Fuͤrſtenthums Neuburg, die Graf; 
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shaft Edelftetten, die Befisungen des Fürften und der 
Grafen Fugger, das Burggraftfum Winterrieden und 
endlich die Herrſchaften Burheim und Tannhaufen, fo wie 
über die Totalität der Heerftraße, welche von Memmingen 
nach) Lindau führt. | | 
Se. Maj. der König von Wirtemberg: über die Ber 
fisungen der Fürften und Grafen von Truchfeß: Walbburg, 
die Sraffchaften Baindt, Egloffs, Guttenzell, Hegbach, 
Sony, Koͤnigseck⸗Aulendorf, Ochfenhaufen, Roth, Schufs 
fenried, und Weifenau, über die Herrfhaften Mietingen 
und Sulmingen, Neu: Ravensburg, Tannheim, Warts 
haufen und Weingarten, mit Ausnahme der Herrfhaft 
Hagnau, über die Befigungen des Fürften von Thurn und 
Taris (mit Ausfchluß derjenigen, welche dem Fuͤrſtenthum 
Neuburg nördlich liegen, der Herrſchaft Strasberg und 
des Amtes Oftrach), ferner Über die Herrfchaften Gundels 
fingen und Neufra, über die Theile der Grafichaft Lim: 
burg: Gaildorf, welche befagte Se. Maj. noch nicht be— 
figen, über alle Befigungen der Fürften von Hohenlohe mit 
der im vorhergehenden Abfchnitte gemachten Ausnahme; 
endlich über den Theil des vormals churmainzifchen Amtes 
Srautheim, welcher auf der linken Seite der Jagſt liegt. 
Se. Hoheit der Großherzog von Baden: über das Fürz 
ſtenthum Fürftenberg (wovon jedoch die Herrfchaften Gunz 
delfingen, Neufra, Trochtelfingen, Sjungnau, und der 
auf der linfen Seite der Donau liegende Theil des Amtes 
Moͤskirch ausgenommen find), über die Kerrfchaft Hag⸗ 
nau, die Graffchaft Thengen, die Landgrafjchaft Klettgau, 
‚die Aemter Neudenau und Billigheim, das Färftenthum 
Leiningen, die auf der linfen Mainfeite liegenden Befißunz 
gen des Fürften und der Grafen von Löwenftein Wertheim, 
wovon jedoch die Srafichaft Löwenftein, der den Grafen 
von Löwenftein gehörige Antheil an Limburg: Gaildorf, fo 
wie die Herrſchaften Heubah, Breuberg und Habizheim 
ausgenommen find, und endlich über die Befigungen des 
Fürften von Salm s Neiferfcheid : Krautheim auf der Nords 
feite der Jagſt. 
Se. kaiſerl. Hoheit der Großherzog von Berg: uͤber 
die Herrfchaften Limburg: Styrum, Bruck, Hardenberg, 
Gimborn-Neuſtadt, und Wildenberg; über die Grafſchaf—⸗ 
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ten Homburg, Bentheim, Steinfurt, Horſtmar, und bie 
Befisungen des Herzogs von Looz, über die Graffchaften 
Siegen, Dillenburg (mit Ausnahme der Aemter Wehrs 
heim und Burbach) und Hadamar, Über die Herrfchaften 
MWefterburg, Schade und Beilftein, dann über den Theil 
der Herrichaft Runkel, welcher eigentlid fo genannt wird 
und auf der rechten Seite der Lahn liegt, Um eine Vers 
bindung zwifchen dem Herzogtum Cleve und den obenges 
nannten im Morden deflelben liegenden Befigungen zu has 
ben, fol Sr. faiferl. Hoheit der Gebrauch einer Straße 
durch) die. Staaten der Fürften von Salm frei fichen. 


Se. Hoheit der Großherzog von Darmftadt: über die 
Herrichaften Breuberg und Heubah, über die Herrſchaft 
oder das Amt Habizheim, über die Grafſchaft Erbach, die 
Herrfchaft Flbenftadt, den Stollberg : Sedernfhen Antheif 
an'der Graffchaft Königftein, über die in den Staaten St, 
Hoheit eingefchloffenen oder daran ftoßenden Befigungen 
der Freiherren von Niedefel, namentliay die Gerichte Lauz 
terbach, Stockhauſen, Moos und Freienftein, über die: 
Beſitzungen der Fürften und Grafen von Solms in der Wets 
terau mit Ausnahme der Aemter Kohenfolms, Braunfels 
‚und Greifenftein, endlih über die Grafihaften Wittgen— 
ſtein und Berleburg und Über das Amt Helfen: Homburg, 
welches die davon benannte appanagirte Linie des Hauſes 
Heſſen-Darmſtadt im Befige hat, 


Se. Hoheit der Färft Drimas: über die auf der rechten 
Seite des Mains gelegenen Befigungen des Fürften und 
der Grafen von Löwenftein: Wertheim, und über die Grafe 
ſchaft Riued. 


Idhre Durchlauchten der Herzog von Naſſau⸗Uſingen 
und der Färft von Nafau- Weilburg: über die Aemter 
Dierdorf, Altenwied, Neuerburg und den dem Fürften 
von Wied Munkel gehörigen Antheil an der Grafſchaft 
Nieder-Iſenburg, über die Srafichaften Wied; Neuwied 
und Holzapfel, über die Herrſchaft Schaumburg, die Graf⸗ 
fchaft Diez ſammt Dependengen, über den dem Fürften von 
DHaffau s Fulda gehörigen Antheil am Dorfe Münzfelden,. 
über die Aemter Wehrheim und Burbach, über den auf 
der linken Seite der Lahn gelegenen Theil der Herrſchaft 
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Runkel, über das Rittergut Kranzberg, und endlich über 
die Aemter Hohenfolms, Braunfels und Greifenftein. 
Se. Durchlaucht der Fuͤrſt von Hohenzollern: Sigmas 
ringen: über die Herrichaften Trochtelfingen,” Jungnau 
und Strasberg, über das Amt Oſtrach und den am linken 
Ufer der Donau liegenden Theil der Herrfchaft Moͤskirch. 
Se. Durchlaucht der Fürft von Salmz Kyrburg: über 
die Herrſchaft Gehmen. | u 
Se. Durchlaucht der Färft von Iſenburg-Birſtein: 
Über die Befigungen der Grafen von fenburg : Büdingen; 
Wächtersbah und Meerholj, ohne daß die appanagirten 
Grafen feiner Linie diefe Stipulationen zum Grunde von 
irgend einigen Anfprüchen gegen ihn anführen dürfen. 
Endlih Se. Durchlaucht der Herzog von Ahremberg : 
über die Grafihaft Dülmen. - 
Art. 25. Ein jeder der conföderirten Könige und 
Fuͤrſten fol die in feinen Befigungen eingefchloffenen ritters 
ſchaftlichen Güter mit voller Souverainerät befigen. Die 
wifhen zwei conföderirten Staaten gelegenen \ritterfchaftz 
ihen Güter follen in Hinficht auf Sonverainetät fo gleich 
als möglich getheilt werden, dergeftalt jedoch, daß dar⸗ 
aus weder eine Zerſtuͤckelung nod eine Vermiſchung der 
Gebiete entftehe, 
Art. 26. Die Rechte der Souverainetät find: Ger 
feßgebung, obere Gerichtsbarkeit, Dber ; Polizei, militäs 
* Conſcription oder Rekrutenzug, und Recht der Aufs 
agen. 
Art. 27. Ein jeder der jeßt regierenden Fürften oder, 

Grafen behält als Patrimonial: und Privateigenthum, ohne 
Ausnahme, alle Domainen, welche fie gegenwärtig befißen, 
und fo auch alle Herrſchafts- und Feudalrechte, die nicht 
wejentlih zur Souverainetät gehören, namentlic das Recht 
der niedern und mittlern bürgerlichen und peinlihen Ge: 
richtsbarkeit, der forfteilihen Gerichtsbarkeit und Polizei, 
der Jagd und Fifcherei, der Berg: und Huͤttenwerke, des 
Zehnten und der Feudalgefäle, das Patronatrecht und ans 
dere diefen ähnliche, fo wie die aus befagten Domainen 
und Rechten fließenden Einkünfte, 

Ihre Domainen und Güter follen in Ruͤckſicht der Auf⸗ 
lagen wie die Domainen und Güter der Prinzen des Haus 


88 | Teutſchland. 


ſes gehalten werden, unter deſſen Souverainetaͤt ſie Kraft 
des gegenwaͤrtigen Vertrages ſtehen. Sollte kein Prinz 
dieſes Hauſes unbewegliche Guͤter beſitzen; ſo werden jene 
den Domainen und Gütern der privilegirteſten Klaſſe gleich: 
‚ gehalten. Ä 

Uebrigens können befagte Domainen und Rechte an feis 
nen der Conföderation fremden Souverain verkauft, noch 
auf andere Art veräußert werden, wenn fie nicht zuvor dem 
Fürften, unter deflen Souverainetät fie ſtehen, angeboten 
worden find. 

Art. 28. Sn peinlichen Fällen genießen bie jest res 
gierenden Färften und Grafen und ihre Erben das Recht 
der Aufteägals Inftanz, das heißt, das Recht von ihren 
Ebenbuͤrtigen gerichtet zu werden; und in feinem Falle darf 
die Einziehung ihrer Güter erkannt oder verhängt, fondern 
nur die Einkünfte koͤnnen während der Lebenszeit des Ver: 
urtheilten ſequeſtrirt werden. 

Art. 29. Die confoͤderirten Staaten tragen zur Ber 
zahlung der dermaligen Kreisfchulden nicht blos in Rück 
ficht ihrer alten Beſitzungen bei, fondern auch für jene Ges 
biete, die jegt ihrer Souverainetät unterworfen werden. 

Die Schulden des Ihwäbifhen Kreifes fallen Ihren 

Majeftäten den Königen von Baiern und Wirtemberg, 
darin Ihro Hoheit dem Großherzoge von Baden, und Jh: 
ren Durchlauchten den Fürften von Hohenzollern: Hedins 
gen und Sigmaringen, von Lichtenftein und von der Leyen 
‚zur Laft, und werden nach Verhältniß der künftigen Ber 
fisungen eines jeden dev befagten Könige und Fürften vers 
theilt. 
Art. 30. Die hefondern Schulden eines jeden Für: 
ftenthums, einer jeden Graf oder Herrfchaft, die unter 
die Souverainetät eines der conföderirten Staaten foms 
men, follen zwifchen dem genannten Staate und den jeßt 
regierenden Fürften oder Grafen nach dem Verhaͤltniſſe der 
‚Einkünfte getheilt werden, welche der Souverain erwirbt, 
und die Fürften und Grafen nad obigen Bellimmungen 
behalten. 

Art. 31. Den jetzt regierenden Fürften oder Grafen 
und ihren Erben folf frei feyn, ihre Reſidenz zu verlegen, 
wohin fie wollen, nur muß diefe in den Staaten eincs 
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Mitgliedes oder Alliirten der rheiniſchen Confoͤderation, 
oder in den Beſitzungen ſeyn, welche ſie mit Souverainetaͤt 
außerhalb des Gebietes beſagter Confoͤderation behalten. 
Sie koͤnnen alsdann ihre Einkuͤnfte oder Capitalien bezie⸗ 
hen, ohne irgend einem Rechte oder irgend einer Auflage 
unterworfen zu ſeyn. | 

Art, 32, Die bei den äffentlihen Verwaltungen in 
den Fürftenthämern, Graf: oder Herrfchaften, melde 
Kraft des gegenwärtigen Vertrages unter die Souverainetät 
eines der conföderirten Staaten fommen, angeftellten Ders 
fonen, deren Beibehaltung in ihren Dienften der Souve— 
rain nicht für dienlich hält, follen einer Penfion genießen, 
die derjenigen gleich fommen muß, welche die Geſetze oder 
Derordnungen des Staates den Bedienfteten von gleichem 
Grade zufihern. | Ss 

Art. 33. Die Mitglieder der militärifchen oder geiſt⸗ 
lihen Orden, welche zu Folge des gegenwärtigen Vertrages: 
außer Beſitz Fommen, oder färularifirt werden fönnten, 
erhalten eine jährlihe und lebenslängliche Penfton, welche 
ihren bisher gehabten Einkünften, ihrer Würde und ihrem 
Alter angemeflen ift, und diefe ſoll auf die Güter, verhypo⸗ 
thecirt werden, deren Nußnießer fie waren. 

Art. 34. Die confäderirten Könige, Großherzoge, 
Herzoge und Fürften entfagen, jeder für fih, feine Frben 
und Nachfolger, jedem jet beftehenden Rechte, welches 
derfelbe auf jegige oder durch gegenwärtigen Vertrag bes 
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- Hat oder in Anfpruch nehmen könnte. Ausgenommen 
bleiben blos die eventuellen Rechte der Nachfolge, aber nur 
für den Fall, wenn ein Haus oder eine Linie erlöfchen 
follte, welche dermalen die Gebiete, Domäinen und Güs 
ter, über die fich obgedachte Rechte erftrecken koͤnnen, als 
Souverain befigt, oder vermöge des gegenwärtigen Vers 
trages befigen foll. | 

Art. 35. Zwifchen dem franzöfifhen Reiche und den 
rheinischen Bundesftaaten foll in ihrer Gefammtheit ſowohl 
als mit jedem einzelnen ein Buͤndniß Statt haben, vers 
möge deflen jeder Krieg auf dem feiten Lande, den einer 
der contrahirenden Theile zu führen haben fünnte, für alle 
andere unmittelbar zur gemeinfamen Sache wird. 
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Art. 36. Am Falle eine diefem Bündniffe fremde 
and benachbarte Macht fich ruͤſtet, follen die hohen contra⸗ 
——— Theile, um nicht unvorbereitet uͤberfallen zu wer⸗ 

n, auf die Anforderung, welche der Miniſter eines cons 
Töderirten Staates desfalls zu Frankfurt machen wird, fich 
ebenfalls bewaffnen. ° 

Das Eontingent, welches ein jeder von den Verbünz 
beten zu ſtellen hat, wird in vier Viertel geheilt, und die 
Bundesverſammlung hat zu beftimmen, wie viel ;Wiertel 
mobil gemacht werden follen; aber die Bewaffnung darf 
nicht eher bemerkftellige werden, als in Folge einer von 
Sr. Maj. dem Kaifer und Könige an jede der verbunde 
nen Maͤchte erlaflenen Einladung. r h 

Art. 37. Se. Mai. der König von. Baiern macht 
ſich anheifchig , die Städte Augsburg und Lindau zu befer 
ſtigen, im erften diefer beiden Pläge Artillerie: Erabliffes 
ments zu errichten und zu allen Zeiten zu unterhalten; am 
zweiten Orte aber einen binlänglihen Vorrath an Flinten 
und Munition zu haben, der als Referve dienen fol, des— 
gleichen auch in Augsburg Bäckereien anzulegen, um einen 
Vorrath von Zwieback baden laflen zu können, damit im 
Falle eines Krieges der Marfch der Armeen feinen Aufent: 
halt erleide. | | | 

Art. 38. Das von jedem der Verbündeten im Falle 
eines Krieges zu ftellende Kontingent wird auf folgende 
Weiſe feſtgeſetzt: 

Frankreich ſtellt 200,,000 Mann von jeder Art Waf⸗ 
fen; das Königreich Baiern 30,000 von jeder Waffengat: 
tung; das Königreich Wirtemberg 12,000; der Großher⸗ 
zog von Baden 8000; der Großherzog von Berg 5000; 
der Großherzog von Darmftadt 4000. Ihre Durchlauch⸗ 
ten der Herzog und der Fürft von Maflau fiellen mit den 
übrigen verbündeten Fürften ein Kontingent von 4000 
Mann, 

Art. 39. Die hohen contrahirenden Theile behalten 
fid) vor, in der Folge auch andere Fürften und Staaten 
Tentfchlands in den neuen Bund aufzunehmen, deren 
Aufnahme man dem gemeinfhaftlihen Intereſſe angemeſſen 
finden wird, 
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Art. 40. Die Ratificationen des gegenwärtigen Ver⸗ 
tages follen am 25. Julius des laufenden Jahres zu Muͤn⸗ 
hen "ansgewechfelt werden. So geſchehen Parts am 
12, July 1806, | 

REES: Unterzeichhet : 
Karl Moriz Talleyrand, Fürft von Bene 
vent, Oberſtkaͤmmerer Sr. Majeftät des Kai⸗ 
jers der Franzoſen, Könige von Stalien, 
Minifter der auswärtigen Verhaͤltniſſe. 
Anton von Cetto, | 
Levin Graf von Winzingerobda, 

Karl Graf von Beuft. 
Sigismund K. J. Freiherr von Reizenfteim, 
Maximilian Freiherr von Schell. 

Auguſt von Pappenheim. 
Dohann Ernſt Freiherr von Gagern 
Fuͤr die Haͤuſer von Hohenzollern 
Franz Kaver von Fifſchler. 
Fuͤr die Haͤuſer von Salm 
Franz Xaver von Fiſchler. 
Für den Fuͤrſten von Iſenburg⸗Birſtein 
_ Ludwig von Greuhm. 
Für Se. Durchlaucht den Herzog von Ahremberg, - 
-» Dutand St. Andre, Ä 
Fuͤr den Grafen von der Leyen 
Durand St, Andre, 





Für die allgemeine Verfaſſung Teutſch— 
lands war es von Wichtigkeit, daß in diefer Acte alle 
bisherige teutſche Reichsgeſetze fuͤr nich tig erklaͤrt, 
alle nicht in den Bund aufgenommene Reichsſtaͤnde im 
weſtlichen und ſuͤdlichen Teutſchlande mediati ſirt, die 
Mitglieder des Bundes auf dem (nie eroͤffneten) Bun⸗ 
bestage in zwei Collegia getheilt, ale innere 
Streitigkeiten. unter Mitgliedern des Bundes an diefe 
Bundesverſammlung zu Frankfurt gewieſen, ſaͤmmtliche 
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Mitglieder fiir ſouver ain erklaͤrt, und die Rechte ber 
Souverainetät in dag Recht der Gefeßgebung, der hoͤch⸗ 
ſten Gerichtsbarkeit, der hohen Polizei, der Conſcrip⸗ 
tion und der Beſteuerung geſetzt wurden. 

Nach den Niederlagen der Preußen in Thuͤringen 
ward dieſer Rheinbund über das ganze noͤrdliche 
Teutſchland — doch ohne Mediatifirung — erwei⸗ 
tert. Durch beſondere Vertraͤge traten demſelben bei: zu 
Poſen der Churfuͤrſt von Sachſen, als Koͤnig, am 11. 
Dec, 1806; die fünf ſaͤchſiſchen Herzoge zu Poſen am 
15. Dee. 1806; bie Häufer Anhalt, Schwarzburg, 
Lippe, Neuß und Walde zu Warſchau am 18. Apr. 
1807; bie beiden mecklenburgiſchen Käufer im Februar 
und März 1808, und der Herzog von Dldenburg am 
14. Dit. 1808. Anerkannt von Rußland und Preu- 
en ward der Rheinbund im Frieden zu Tilſit am 8. 
und 9. July 1807, nach welchem auch das, in biefem 
Frieden neugefchaffene, Königreich Weftphalen einen 

Theil deſſelben bildete. | 
| Wenn nun auch die Ereigniffe, unter welchen der 
Rheinbund nach der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig (16. und 
18. Det. 1813) zufammenftärzte, nicht hieher gehören; 
fo erhielt doch Zeutfchland.n a ch diefer Schlacht, durch 
die Rückkehr einiger teutſcher Zürften, welche ihre Län» 
der verloren hatten, durch das Erlöfhen des Koͤnigrei⸗ 
ches Weſtphalen, des Großherzogthums Frankfurt und 
des Großherzogthums Berg, ſo wie durch die Media⸗ 
tiſirung der Fuͤrſten von Iſenburg und von Leyen, und 
durch die Theilung des Koͤnigreiches Sachſen ſehr be⸗ 
deutende ſtatiſtiſch⸗ politifche Veraͤnderungen, welche 
durch die Vergroͤßerung Preußens und Hannovers, 
Weimars und anderer teutſcher Staaten, durch den 
Beitritt Oeſtreichs und Preußens, nach ihren teutſchen 
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eändern ‚ zu dem teutſchen Bunde, und durch die Auf— 
nahme Holſteins und Luxemburgs in denſelben noch 
folgenreicher wurden. So kam, mit Ruͤckſicht auf dieſe 
neuen ſtatiſtiſch⸗politiſchen Beſtimmungen, am 8. Juny 
1815 auf dem Wiener Congreſſe, nad) langen Ver⸗ 
bandlungen und nach mehrern vorgelegten und verwor⸗ 
fenen Entwürfen, die teutfche Bundegacte zu 
Stande, welche nach ihren eilf allgemeinen Artikeln der 
Generalacte des Wiener Congreſſes vom 9. Sun. 1815 
einverleibt, und dadurch unter.die Garantie aller auf 
dem Wiener Congreffe verfammelten me mus 
geſtellt ward. 


B) Die teutſche Bundesacte vom 
8. Suny 1815. *) 


Im Namen der allerheiligſten und untheil— 
baren Dreieinigkeit. 


Die ſouverainen Fuͤrſten und freien Staͤdte Teutſch— 
lands, den gemeinſamen Wunſch hegend, den 6ten Artikel 
des Pariſer Friedens vom 30. Mai 1814 in Erfuͤllung zu 
ſetzen, und von den Vortheilen uͤberzeugt, welche aus ih— 
rer feſten und dauerhaften Verbindung fuͤr die Sicherheit 
und Unabhaͤngigkeit Teutſchlands, und die Ruhe und das 
SGleichgewicht Europa's hervorgehen würden, find Äbereins 
gefommen ſich zu einem beftändigen Bunde zu vereinigen, 
und haben zu diefem Behuf ihre Gefandten und Abgeords 
neten am Congreſſe in Wien mis Vollmachten verjehen, 
" namlich: 


») Abgedruckt nach dem authentiſchen Abdrucke, ber zu 
Frankfurt am Main 1816 mit Bewilligung der kaiſerlichen 
oͤſtreichiſchen Geſandtſchaft am teutſchen Bundestage er⸗ 
ſchien. 


94 Teutſchland. 


Se. Kailſetlich⸗Koͤnigliche apoſtoliſche Majeſtaͤt den 
Herrn Clemens Wenzeslaus Lothar Fuͤrſten von Metter⸗ 
nich u. ſ. w. - 


Solgen die Namen der Bevollmächtigten . .... ... 


In Gemaͤßheit dieſer Beſchluͤſſe haben die vorſtehenden 
Bevollmaͤchtigten, nach geſchehener Auswechslung ihrer 
richtig befundenen Vollmachten, folgende Artikel verab⸗ 
redet: 


1. 
Allgemeine Beflimmungen 


Urtifel 1. - 


Die fouverainen Fürften und frelen Städte Teutſch⸗ 
lands , mit Einfhluß IJ. MM. des. Kaifers von Oeſtreich 
und der Könige von Preußen, von Daͤnemark und der 
Niederlande: und zwar der Kaiſer von Deftreich, der Kös 
nig von Preußen, beide für ihre gefammten vormals zum 
teutſchen Reiche gehörigen Befigungen; der König von DEF 
nemark für Holſtein, der König der Niederlande für das 
Großherzogthum Lusemburg, vereinigen fi zu einem ber 
ftändigen Bunde, welcher der teutſche Bund. heißen 
fol, m | 

| Artikel 2. 

Der Zweck deffelben iſt Erhaltung der aͤußern und in: 
nern Sicherheit Teutfchlands, und der Unabhängigkeit und 
Unverlegbarkeit der einzelnen teutichen Staaten, 


| Yrtifel 3. 

Alte Bundesglieder haben als folche gleihe Rechte. Sie 
verpflichten fid) ale gleihmäßig, die Bundesarte unvers 
brüchlich zu halten: 

Artikel 4. 
Die Angelegenheiten des Bundes werden durch eine 
Bundesverſammlung beſorgt, in welcher alle Glieder deflels 


ben durch ihre Bevollmächtigten theils einzelne, theils Ger 
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Tammtftimmen folgendermaßen, jedoch — ihres 
Ranges, fuͤhren: F 


1. Oeſtreich .. 
2. Preußen _ . 
3. Baiern . . 
4. Sachſen . . 
5. Amnnoder . 
6: Wirtemberg . 
7. Baden » . . 
8. Churheflen . . ee 
Ä h4 Sroßherzogthum Heffen . 2% 
. Dänemark wegen Kolftein 
* Niederlande wegen des Groerjrhume 
Luremburg 
12. Die Sroßhergsglich und Herjzoglich Si 
fifhen Haufe . » : 2 2. 
13. Braunfchweig und Naflu » . . 
14. Medlenburg s Schwerin und rede 
Streliß — 
15. HolfeinsOlbenbung, Anpalt und Soma 


urg 
16. — Lichtenſtein, Keuf, Schauim⸗ 
burg⸗Lippe, Lippe und Waldeck. 1 — 
17. Die freien Staͤdte, Luͤbeck, Frankfurt, 
Bremen und "Hamburg —— — 


— — 
Zuſammen * 02 a 0» . 17 Stimmen, b 


‚ Artitel 5 


Oeſtreich hat bei der Bundes verſammlung den Vorſitz. 
Jedes Bundesglied iſt befugt, Vorſchlaͤge zu machen und in 
Vortrag zu bringen, und der Vorſitzende iſt verpflichtet, 
ſolche in einer zu beſtimmenden Zeitfriſt der Berathung zu 
uͤbergeben. 


1 Stimme. 
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Artikel 6. | 
Wo es auf Abfaſſung und Abänderung von Srundger 
fegen des Bundes, auf Befhläffe, welche die Bundesacte 
ſelbſt betreffen, auf organifhe Bundeseinrichtungen und auf 
gemeinnägige Anordnungen fonftiger Art ankommt, bilder 
Zweiter Band, 7 
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ſich die Verſammlung einem, Pleuum, wobei jedoch, mit 
Raͤckſicht auf die Verſchiedenheit der Größe der einzelnen 
Bundesftaaten, folgende Berechnung und Vertheilung der 
Stimmen verabredet iſt:; — 


1. Oeſtreich hä 4 Stimmen. 
2. Dreußen .»' ee ——— 4 
3. Sadfen °. . -» 4 
4. Baiern . : 4 
5. Hannover . 4 
6. Wirtemberg - - 4 
7. Baden. 3 
8. Churheſſen .. 3 
9. — Henin 3 
— Holſtein . 3 
a 3 
12. Bralinfchweig - ne — 
13. Weclenburg⸗ —2 ee — 
14. Naflau .. ER — — 
15. Sadjfen: Weimar. 8* ar I 
16. :_ Boha : I 
17. ⸗Coburg. I 
— ⸗ cn 1 
Hildburghauſen I 

F Mecklenburg-Strelitz I 
21. Holitein: Oldenburg - I 
22. Anhalt Deffau * . - I 
23. 3 Bernbug - - I 
24. ss Cötben : . - : I 
25. Ohmarhwigr@onverspunfen . L 
26. 4 ⸗ Rudolſtadt1 
37. Hohenzollern⸗Hechingen 
28. Lichtenftein- - ». - N 
29. Hohenjllern  Cigmaringen F — 
30. Waldeck -. ek 
31. Neuß, ältere Linie ee ae te a 
32. 8 jüngere Linie — MW 
33. Schaumburgslippe » m d 
34. Lippe - | a en I 
35: Die freie See. 
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36. Die freie Stadt Frankfurt » . ı Stimme. 
——— »s : Ss - Bremen - - 2: UN — 
38.3 ⸗ ⸗Hamburg.. ..ı 


Zuſammen ⸗ ⸗ 2 = » + . : . 69 Sti men. *) 


Ob den mediatifirten vormaligen Reichsftänden auch eis 
nige Euriatfiimmen in Pleno zugeflanden werden follen, 
wird die Bundesverfammlung bei der Berathung der orga⸗ 
niſchen Bundrsgefege in Erwägung nehmen, 


Artikel, 7. 


In wiefern ein Gegenftand nach obiger Beſtimmung 
für das Plenum geeignet fey, wird in der engern Ver— 
fammlung durch Stimmenmehrheit entſchieden. - 

Die der Entfcheidung des Pleni zu unterziehenden Ber 
ſchluß⸗ Entwürfe werden in der engern Verfammlung vor: 
bereitet, und bis zur Annahme oder Verwerfung zur Reife 
gebraht. Sowohl in der engern Verfammlung, als in 
Pleno, werden die Befchlüffe nad) der Mehrheit der Stim⸗ 
men gefaßt, jedody in der Art, daß in der erftern die. abr 
folute, in legterer aber nur eine auf zwei Drittheilen der 
Abftimmung beruhende Mehrheit entfcheider. 

Bei Stimmengleichheit in der engern DVerfammlung 
fiehet dem Vorfigenden die Entfcheidung zu, 

Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grund⸗ 
gefege, auf organifche Bundeseintichtungen, auf jura sin- 
gulorum oder Religionsangelegenheiten ankommt, kann 
weder in der engeren Verfammlung noch in Pleno ein Be; 
ſchluß durch Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Die Bundesverſammlung iſt beſtaͤndig, hat aber die 
Befugniß, wenn die ihrer Berathung unterzogenen- Ger, 


genftände erledigt find, auf eine beftimmte Zeit, jedoch : 


nicht auf länger als vier Monate, fich zu vertagen, 


Alle nähere, die DVertagung und die Beforgung der , 


etwa während derfelben vorkommenden: dringenden Ger 


fhäfte, betreffende Beftimmungen werden der Bundes— 
verfammlung bei Abfaflung der organifchen Geſetze vorber , 





halten. — 
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Artikel & 


Die Abſtimmungsordnung der Bundesglieder betiefr 
fend, wird feitgefeßt, dab, To lange die Bundesverfamms 
lung mit Abfaflung der. organifchen Geſetze beſchaͤftiget iſt, 
hierüber teinerlei Bejtimmung gelte, und die zufällig ſich 
fügende Ordnung feinem der Mitglieder zum Nachtheil ges 
reihen, noch eine Regel begründen foll. “ 

Nach Abfaſſung der organijchen Gefege wird die Bun⸗ 
desverfammlung die fünftige, als beitändige Folge einzu: - 
führende Stimmenordnung in Berathung nehmen, und - 
ſich darin fo wenig als möglich von der ehemals auf dem 
Keichstage und namentlich in Gemäßheit des Neichsdepu: 
tationshauptfchlufles beobachteten Ordnung entfernen, Auch 
diefe Ordnung ann aber auf den Rang der Bundesglieder 
überhaupt, und ihren Vortritt außer den Verhältniffen der 
Bundesverfammlung, feinen Einfluß ausüben. 


Artifel 9. 


Die Bundesverſammlung hat ihren Sitz zu Frankfurt 
am Main: Die Eröffnung derſelben iſt auf den 1. Sept. 
1815 feſtgeſetzt. 1J 


Artikel 10. 


Das erſte Geſchaͤft der Bundesverſammlung, nad) ihrer. 
Sroͤffnung, wird die Abfaſſung der Grundgeſetze des Bun: 
de3 und deſſen organifche Einrichtung in Rücklicht auf feine 
auswärtigen, militärifchen und innern Verhaͤltniſſe fenn. 


Artikel 11. 


Alle Mitglieder des Bundes verſprechen, ſowohl ganz 
Teutſchland, als jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden 
Angriff in Schuß zu nehmen, und garantiren ſich gegen: 
feitig ihre färnmtlihen unter dem Bunde begriffenen Ber 
fißungen. = 0° _ | 

Bet einmal erflärtem Bundeskriege darf Fein Mitglied 
einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eingehen, noch 
einfeitig Waffentilftand oder Frieden fchließen. 

Die Buntesglieder behalten zwar das Necht der Buͤnd⸗ 
niffe aller Art, verpflichten fich jedoch, in feine Verbindun⸗ 


\ 
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sen. einzugehen‘, welche gegen die Sicherheit des Bundes 
. oder einzelner Bundesjtaaten aerichtet wären. 

Die Bundesglieder machen fich ebenfalls verbindlich, 
einander unter keinerlei Borwande zu befriegen, nocd ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der 
Bundesverfammlung anzubringen. | | 

Diefer liegt alsdann ob, die Vermittlung durd einen 
Ausfchuß zu verfuchen, und falls diefer Verſuch fehlſchlagen 
follte, und demnach eine richterliche Enticheidung nothwen⸗ 
dig wuͤrde, ſolche durch eine wohlgeordnete Auſtraͤgal⸗In⸗ 
ſtanz zu bewirken, deren Ausſpruch die ſtreitenden Theile 
ſich ſofort zu unterwerfen haben. 

II. 
Befondere Beflimmungen, 

Außer den in den vorhergehenden Artifeln beftimmten, 
auf die Feftftellung des. Bundes ‚gerichteten, Puncten find 
die verbuͤndeten Mitglieder Übereingefommen, hiemit über 
folgende Gegenftände, die in den nachitehenden Artikeln 


enthaltenen Beftimmungen zu treffen, welche mit jenen Ars 
titeln gleiche Kraft haben follen: 


Artikel 12. 


Diejenigen Bundesglieder, deren Beſitzungen nicht . 


eine Voikszahl von 300,000 Seelen erreichen, werden fich 
mit den ihnen verwandten Käufern oder andern Bundes⸗ 
. gliedern, mit welden fie wenigftens eine ſolche Volkszahl 
ausmachen, zur Bildung eines ‚gemeinfhaftlihen oberften 
Gerichts vereinigen. | | 

In den Staaten von folder Volksmenge, wo ſchon jet 
dergleichen Gerichte dritter Inftanz vorhanden find, werden 
jedoch diefe in * bisherigen Eigenſchaft erhalten, wo⸗ 
fern nur die Volkszahl, über welche fie ſich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Öeelen iſt. 

- Den vier freien Städten ſteht das Recht zu, ſich unter: 
einander über die Errichtung eines gemeinſamen oberften 
Gerichts zu vereinigen. F 

Bei den ſolchergeſtalt errichteten gemeinſchaftlichen 
oberſten Gerichten ſoll jeder der Partheien geſtattet ſeyn, 


4 


100 | Teutfchland. 


auf die Verſchickung der Arten auf eine teutfche Facultaͤt 
oder an einen Schöppenftuhl zur Abfaflung des Endurtheils 
anzutragen. 


Artikel 13. 


In allen Bundesftaaten wird eine landesftändifche Wers 
faſſung Statt finden. 


Artikel 14. 


Um den im Jahre 1806 und feitdem mittelbar gewor— 
denen ehemaligen Reichsſtaͤnden und Neichsangehörigen, in 
Gemaͤßheit der gegenwärtigen Verhältniffe, in allen Bun— 
‚besftaaten einen gleihförmig bieibenden Rechtszuſtand zu 
verfchaffen; fo vereinigen die Bundesftaaten fid) dahin: 

a. Daß diefe fürftlihen und gräflichen Hauſer fortan 

‚ nichts defto weniger zu dem hohen Adel in Teutſchland ge; 
rechnet werden, und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit 
in dem bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt. | 

b. Sind die Häypter diefer Käufer die erfien Stan: 
desherren in dem Staate, zu dem fie gehören. Sie und 
ihre Familien bilden die privilegirtefte Klaffe in demfelben, 
ingsbefondere in Anfehung der Befteuerung. 
‚ec. Es follen ihnen überhaupt in Ruͤckſicht ihrer Perſo⸗ 
nen, Familien und Befigungen alle diejenigen Nechte und 
Vorzüge zugefichert werden, oder bleiben, welde aus ihrem 
Eigenthume und deflen ungeftörtem Genuſſe herrühren, und 
nicht zu der Staatsgewalt und den höhern Regierungsrech⸗ 
ten gehören. 

Unter vorerwähnten Rechten find insbefondere und na; 
mentlich begriffen: 

ı. Die unbeſchraͤnkte Freiheit, ihren Aufenthalt in jer 
dem zu dem Bunde gehörenden oder mit demjelben im Fries 
den lebenden Staate zu nehmen. 

2. Werden nah den Srundfäßgen der. früheren teutz 
fchen Verfaſſung die noch beftehenden Familienverträge auf; 
vecht erhalten, und ihnen die Befugniß zugefichert, über 
ihre Güter und Familienverhältniffe verbindlihe Verfügunz: 
gen zu treffen, welche jedoch dem Souverain vorgelegt, 
und bei den höchften Landesftellen zur allgemeinen Kennt: 
niß und Nachachtung gebracht werden muͤſſen. Alle bisher 
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dagegen erlaffenen Verordnungen follen für fünftige Säle 
nicht weiter anwendbar feyn. 

3. Privilegirter Gerichtsftand und Befreiung von aller 
Militärpflichtigkeit für fih und ihre Familien. 

4. Die Ausübung der ;bürgerlichen und peinlichen Se 
rechtigkeitspflege in erfter, und, wo die Beſitzung groß ge: 
nug iſt, in zweiter Inftanz, der. Forfigerichtsbarkeit, Orts⸗ 
polizei und Auffiht in Kirchen +» und Schulfachen, auch 
über milde Stiftungen, jedoch nach Vorfchrift der Landes: 
gefege, welchen fie, fo wie der Militärverfaflung und der 
Oberaufſicht der Regierungen über jene Zuftändigfeiten uns 
terworfen bleiben. 

Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befug⸗ 
nifle fowohl, wie Äberbaupt und in allen übrigen Puncten, 
wird zur weitern Begründung und Seftftellung eines in alz 
len deutſchen Bundesftaaten übereinftimmenden Rechtszu⸗ 
ftandes der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und 
Herren, die in dem Betreff erlaffene Königlich Baiertfche ' 
Berordnung vom Jahre 1807 als Bafis und Norm unter: 
legt werden. 

Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub nro. ı. - 
und 2. angeführten Rechte; Antheil der Begüterten an 
Landftandfcehaft, Patrimonial :- und Forftgerichtsbarkeit, 
Drrspolizei, Kirchenpatronat, und der privilegirte Ger’ 
richtsſtand zugeſichert. Dieſe Rechte werden jedoch nur 
nad) Vorfchrift der Landesgeſetze ausgeübt. 

- An den durch den Frieden von Lüneville vom’ 9. Febr, 
180: von Teutjchland abgetretenen und jetzt wieder damit’ 

vereinigten Provinzen werden bei Anwendung der obigen“ 
Srundfäge auf den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel 
diejenigen Beſchraͤnkungen Statt finden, welche die dort 
beftchenben bejondern Verhaͤltniſſe nothwendig machen. 


Artifel 15. 


Die Fortdauer der auf die Rheinſchiffahrtsoctroi anges 
wiejenen directen und fubfidiarifchen Nenten, die durch den 
Neichsdeputationsfhluß vom 25: Febr. 1803 getroffenen 
Berfügungen in Betreff des Schuldeniwefens, und feftger 
fester Penfionen an geiftliche und weltliche Individuen 
werden von dem Bunde garantirt. 
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Die Mitglieder der — Dom : und freien 
Reiche: Stifter haben die Befugniß, ihre durch ten er: 
mwähnten. Reichsdeputationsfchluß feſtgeſetzten Penfionen 
ohne Abzug in jedem mit dem teutfchen Bunde im Frieden 
fiehenden Staate verzehren zu dürfen. 

Die Mitglieder des teutſchen Ordens werden ebenfalls, 
. nad) den in dem Reichsveputationshauptichluffe von 1803 
für die Domitifter feftgefegten Grundfägen , Penfionen ers 
halten, in fo fern fie ihnen noch nicht hinreichend bewilliz 
‚get worden, und diejenigen Fürsten, welche eingezogene 
Beſitzungen des teutfchen Ordens erhalten haben, werden 
diefe PDenfionen nah Verhaͤltniß ihres Antheils an den ches 
maligen Befigungen bezahlen. | 

Die Berathung über die NRegulirung der Suftentas 
tionskaſſe und der Penfionen für die überrheinifchen -Bis 
wüöffe und Seiftlihen, "welche Penſionen auf die Befiger 
des linken Rheinufers übertragen werden, ift der Bundes⸗ 
verfammlung, vorbehalten. Diefe Regulirung ift binnen 
Sahresfrift zu beendigen; bis dahin mird die Bezahlung 
der erwähnten Penfionen auf die bisherige Art fortgefegt. 


Artifel 16, 


Die Verfchiedenheit der chriftlihen Religionspartheien 
fann in den Ländern und Gebieten des teutihen Bundes 
feinen Unterfchied in dem Genuffe der bürgerlichen und por 
litiſchen Rechte begränden, 

Die Bundesverfammlung wird in Berathung ziehen, 
wie auf eine moͤglichſt übereinftimmende Weife die bürgers 
liche Verbefferung der Bekenner des jüdijchen Glaubens in 
Teutſchland zu bewirken fey, und wie infonderheit denfelben 
der Genuß der. bürgerlihen Rechte, gegen die Uebernahme 
aller Sürgerpflichten, in den Bundesſtaaten verfchafft und 
gefihert werden könne. Jedoch werden den Bekennern 
‚ diefes Glaubens, bis dahin, die denjelben von den einzels. 
nen Bundeöftaaten bereits eingeräumten Rechte erhalten, 


Artifel 17. 


‚ Das fürftliche Haus Thurn und Taxis bleibt in dem 
durch den Neichsdeputationsfhluß vom 25. Febr. 1803 
oder in fpäteren Verträgen beftätigten Befig und Genuß | 
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der Poſten in den verfehiedenen Bundesftaaten, fo lange 

als nicht etwa durch freie Uebereinkunft anderweitige Der: 
träge abgefchloflen werden follten. 

In jedem Falle werden demjelben in Solge des Artikels 
13. des erwähnten Reichsdeputationshauptfchluffes,, feine 
auf Belaffung der Poften, oder auf eine angemeflene Ent: 
fhädigung gegründeten Rechte und Anfprüche verfichert. 

Diefes fol auch da Statt finden, wo die Aufhebung 
der Poften feit 1863 gegen den Inhalt des Reichsdeputa— 
tionshauptfchluffes bereits gejhehen wäre, in fo fern diefe 
Enefoädigung durch Verträge nicht ſchon — feſtge⸗ 
ſebtt iſt. 

Artikel 18. 


Die verbuͤndeten Fuͤrſten und freien Staͤdte kommen 
überein, den Unterthanen der teutſchen Bundesſtaaten fol⸗ 
gende Rechte zuzuſichern: 

- a, Grundeigenthum außerhalb des Staates, ben fie 
bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deßhalb in 
dem fremien Staate mehreren Abgaben und Laften unters 
worfen zu feyn, als deflen eigene Unterthanen, Ä 

b, Die Befugniß: 

1). des freien. Wegziehens aus einem teutfhen Bundes; - 
ſtaate in den andern, der erweislich fie zu Unterthanen an: 
nehmen will, auch 

2) in Civils und Militärdienfte deffelben zu treten; 
beides jedoch nur, in fo fern feine Verbindlichkeit zu Mir 
litärdienften gegen das bisherige Vaterland im Wege ftehe; 
und damit wegen der dermal vorwaltenden DVerfchiedenheit 
der gefeglichen Vorſchriften über Militärpflichtigkeit, ‚hierz 
unter nicht ein ungleichartiges, für einzelne Bundesitaaten 
nachtheiliges Berhälenig entfichen möge, fo wird bei der 
Bundesverfammlung die Einführung möglichft gleichförmi⸗ 
ger Grundfäge über diefen Gegenftand, in Berathung ge: 
nommen werden. 

c. Die Freiheit von aller Nachſteuer (ius detractus, 
gabella emigrationis), in fo fern das Vermögen in einen 
andern teutfchen Bundesftaat übergeht, und mit diefem - 

* beſondere ai durch ee ve eteitaverircae | 
ſtehen. | 
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d. Die Bundesverſammlung wird ſich bei ihrer erften 
Zufammentunft mit Abfallung gleihförmiger Berfügungen 
über die Preßfreiheit und die Sicherftellung der Rechte der 
Schriftſteller und Verleger gegen den Nachdruck beſchaf⸗ 


Artikel 19. 


Die Bundesglieder behalten fich vor, bei der .erften Zu: 
fammenfunft der Bundesverfammlung in Frankfurt, wegen 
des Handels und Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bun— 
desftaaten, fo wie wegen ter Schifffahrt, nach Anleitung 
der auf dem Eongrefle zu Wien angenommenen Grundfäge, 
in Berathung zu treten. 


Artifel 20. 


Der gegenwärtige Vertrag wird von allen contrahirenz 
den Theilen ratificire werden, und die Ratificationen follen 
binnen der Zeit von ſechs Wochen, oder wo möglich noch 
früher nach Wien an die Kaiferlicd) » Deftreichifche Hof: und 
Staatskanzlei eingefandt, und bei Eröffnung des Bundes 
in das Archiv deflelben niedergelegt werden. 

Zur Urkunde deſſen haben ſaͤmmtliche Bevollmächtigte 
den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet, und mit ihren 
Wappen beftegelt. So gefhehen Wien, den achten — 
im Jahre Eintauſend Achthundert und funfzehn. 


Folgen die Unterſchriften. 





Nach dieſen beiden, waͤhrend eines Decenniums 
für Teutſchland erfchienenen, generellen Bundes 
acten, folgen die befondern Conſtitutionen der ein— 
zelnen teutfchen Staaten feit diefer Zeit, welche zum 
Theile wirkliche und vollffändige Conftitus 
tionen bilden, zum Theile blog allgemeine orga— 
nifhe Decrete enthalten follten, um darnach bie 
innern Grundverhältniffe der Staaten zu geftalten. 
Dei dem allgemeinen Verlangen aller teutfchen Völker 
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fchaften, daß ihre bürgerliche Freiheit durch Conſtitu⸗ 
tionen feftgegründet, und dag Verhältniß der einzelnen 
Stände der Staatsbürger gegen einander zeitgemäß ans 
geordnet werde, wird es nicht fehlen, daß. im nächften 
Decennium den. hier mitgutheilenden Conftitutionen noch 
mehrere fich anfchließen werden; befonderg rechnet gang 
Teutfchland darauf, daß Wirtemberg unter feinem 
neuen Könige Wilhelm eine zeitgemäße und dem Cha» 
rafter eines Fräftigen teutfchen Volkes völlig entfpres 
chende Eonftitution — vielleicht das Mufter vieler 
andern — erhalten wirb. 


ı) Deftreid. 


Weil die neue Eonftitution des lombarbifch» 
venetianiſchen Königreiches im Zufammenhange der 
italienifhen Gonftitutionen während der legten 25 
Jahre gegeben werden muß; fo fann unter Deftreich 
blos die, unser einer neuen Form bergeftellte, Verfaſſung 
Tyrols aufgeführt werben, da big jest noch unents 
fehieden ift, ob das neugebildete Königreih Jllyrien 
ju den teutfchen Ländern des Kaiſers von Deftreich 
zu rechnen ſey, und ob diefes Königreich eine befon- 
dere Conſtitution erhalten werde. 2 


a) Ständeverfaffung in Tyrol vom 
24. März 1816, 


Wir Franz der Erfte, von Gottes Gnaden Kaifer 
don Deftreich; König von Jerufalem, Hungarn, Böheim, 
der Lombardei und Venedig, von Dalmatien, Croatien, 
Slavonien, Sallizien und Lodomerien; Erzherzog von 
Deftreih; Herzog von Lothringen, Salzburg,  Steyer, 
Kärnthen, Krain, Dber: und Nieder: Schlefien; Großs 
fürft von Siebenbürgen; Markgraf in Mähren; gefürftes 
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ter Graf von Habsburg und Tyrolic. ꝛc. Zum B “ie 
Unſrer väterlichen Fürforge für das Wohl der getreue' “ 
vinz Tyrol, und mit voller Anerkennung der vie gen 
Verdienſte und der hochherzigen patriotifchen Sefinnungen 
der biedern Bewohner diefes Landes haben Wir den De: 
ſchluß gefaßt, die unter der vorigen Regierung aufgehobene 
ftändifche Verfaſſung auf der Grundlage derjenigen Privis 
legien und Sreiheitsbriefe, welche Unſre in Gore ruhende 
Vorfahren und Wir felbft dem Laute aus befonderer Gnade, 
verlichen haben, herzuftellen, und dabei nur diejenigen 
Derbefferungen vorzunehmen, welche die veränderten Vers 
haͤltniſſe und das Beduͤrfniß der Zeit erheifchen. Sn die: 
F Abſicht finden Wir hiermit folgende Beſtimmungen feſt⸗ 
zuſetzen: 
1. Das Land Tyrol wird durch vier Stände, naͤm— 
lich: den Brälaten:, den Herren: und Ritter-, 
den Bürgers undden Bauernſtand repraͤſentirt. 

2. Alle jene Stifter und Capitel, in jo fern fie noch 

beftehen oder wieder hevgeftellt werden, wie auch alle Mit: 

glieder des Herren:, Ritter: und Adelltandes, und die 
Städte und Gerichte, welche vor der Abtretung des Landes 
in der Zandesmatrifel einperleibt waren, treten wieder in 
ihre Rechte der Theilnahme ‚an der Landftandfchaft ein;. 
auch wollen Wir die Führung der ftändifiyen Matritel und 
den Vorfchlag zur Aufnahme in felbige dem Landmarfchalf 
und den Verordneten des Herren, Ritters und Adelsftans 
des geitatten; jedoch behalten Wir Uns die Aufnahme in . 
die Landesmatrifel felbft in Anfehung aller vier Stände vor, 

3. Zugleich cerflären Wir die vormaligen Bezirke 
Trient und Briren auch in Abſicht auf die ftändifche 
Berfaffung als Landestheile Unfrer getreuen Provinz Typs 
rol, conftituiren in denfelben die vier Stände, wie in den 
übrigen Landestheilen, und befehlen zu dem Ende deren 
Einverleibung. in die tnrolifche Landesmatrikel dergeitalt, 
daß diefriben für die Zukunft an den Rechten der Landftand: 
Schaft gleichen Antheil wie die Abrigen Landestheile und 
Viertel zunehmen haben. | 

4. Die Erblandesämter, insbefondere auch jenes des 
Erblandmarſchalles, Haben wieder in ihre Rechte einzutrer 
ten. Jedoch, in fo fern ein oder der andere Befiger der 


' 
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lehnbaren Erblandesämter während der Trennung Tyrols 
geſtorben wäre, kann der hierzu berufene Nachfolger erſt 
dann im daflelbe eintreten, wenn von ihm das Belehnungss 
geſuch „bei der gehörigen Behörde eingereicht, Die Beleh⸗ 
nung ihm ertheilt ſeyn, und derſelbe alles geleiſtet haben 
wird, was Geſetze und Herkommen diesfalls beftimmen. 

5. Die Ernennung des Landeshauptmanng bleibt fuͤr 
tmmer Unſrer Wahl vorbehalten, und Haben Wie beſchioſ 
fen, diejes Amt, nad) dem Beifpiele der fchon unter der . 
hoͤchſtſeligen Kaiſerin und Königin Marta Iherefia beitans 
denen Uebung, Unferm jeweiligen Landesgouverneur in Th⸗ 
rol anzuvertrauen. | 
6. Den Ständen wollen Wir zwar die Evidenthaftimg, 
Repartirung und Einhebung der von Uns auf Grund und 
Boden gelesten Steuern, und der damit im Zufammens 
Hange ftehenden Leitungen nach den von Uns feitgefeßten, 
und fünftig noch feftzufeßenden Vorſchriften übertragen: 
doch fol ihnen keineswegs geftattet feyn, ohne Unſre lan; 
besherrlihe Genehmigung, zu was immer für einen Zweck, 
Stetten und Abgaben auszufchreiben. 

7. Das Recht der Befteuerung felbft wollen Wir 
“ aber Uns feinem ganzen Umfange nad; vorbehalten wiſſen; 
jedoch werden Wir die befchloffene Ansfhreibung der Grund. 
fleuer den vier Ständen, in Form eigener Poftufate, jähr: 
fich befannt geben, 

8. Den Ständen fol das Hecht unbenommen bleißen, 
in ihren gefegmäßigen Berfammlungen Bitten und Bor: 
ftellungen im Namen des Landes, entweder unmittelgar 
an Uns einzufenden, oder dem Landesgubernium zu über— 
reihen, welches ſolche Eingaben Unfern Hofftellen vorzule: 
gen verpflichtet ift. Deputationen an Unfer Hoflager duͤr⸗ 
fen nur nad) vorläufig von Uns erhaltener Genehmigung 
abgefandt werden. | 


9. In Beziehung auf die dem Lande Tyrol ankiebende 
Schuld haben Wir zuförderft eine ordentliche Liguidirung 
derjelben anzuordnen befunden, und behalten Uns vor, 
wenn felbige beendigt feyn wird, zu erklären, auf welche 
Art, und in welchem Maaße die Stände dieſelbe zu übers, 
nehmen haben werden, : | 


— 
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10. Haben Wir Unſre Willensmeinung, baß das Land 
Tyrol zur Vertheidigung der Monarchie verhaͤltnißmaͤßig 
beizutragen habe, durch Stellung eines Jaͤgerregiments 
von vier Bataillons, bereits zu erkennen gegeben, und ber 
halten Uns übrigens vor, Unfere Entfchließung in Abficht 
auf das tyroliiche Landesdefenfionswefen nachträglich zu ers 
öffnen. 

ır. Den Ständen geftatten Wir die freie Wahl der 
Deputirten zu den ftändifchen Berfammlungen, mit Beobs 
achtung der fir die Wahlen gegebenen Borfchriften. 

12. Auch. wollen Wir. ihnen das Recht zur Ernennung 
der ftändifchen Beamten gegen die Verpflichtung einraͤu⸗ 
men, daß fie den vorläufig von Uns genehmigten Perfonal: 


und Befoldungsftand nicht überfchreiten. 


13. Alle Beſchluͤſſe des Landtages oder ftändifchen Auss 
fhußcongrefles, wenn fie nicht auf bloße Vorftellungen und 
Bitten gerichter find, muͤſſen Unjrer hoͤchſten Genehmigung 
vorgelegt werden. j 

14. Sndem Wir Uns vorbehalten, die Stänte ganz 
nach Unferm Ermellen auch in einem offenen Landtage zu 
verfammeln, feßen Wir zugleich feit, daß die ſtaͤndiſchen 
Derfammlungen in einem großen Ausfchuffe, und in einer 
perennirenden Activität beftehen follen. Erſterer hat die 
Stände vorzuftellen, und aus 52 Vocalen, nämlidh aus 
ı3 Stimmen von jedem Stande zu beftehen. Er kann 
auch nur durch landesherrlihe Konvocatorien zufammentre: 
ten, und hat auf die in Unferm Namen erfolgende Erkläz 
rung des Guberniums, daß der Ausſchußcongreß aufgcho: 
ben ſey, auch gleich wieder auseinander zu gehen. 

15: Bet diefem großen Außfchußcongrefle hat der Lanz 
deshauptmann den Vorfiß, und der Landmarfchall das Dis 
reetorium zu führen. Dem Landeshauptmann fteht dag 
Recht zu, feine Stimme voraus zu ſchicken, oder zuletzt 
abzugeben, und ift ihm unbenommen, felbft die Stimmen‘ 
zu fammeln. Der Landmarfchall hat kein eigenes Botum, 
Der Landeshauptmann hat. die Gegenftände der Berath⸗ 
fchlagung zu eröffnen, und der Generalreferent feine hier⸗ 
über vorbereiteten Ausarbeitungen mit feinem voto infor- 
mativo vorzutragen-, worauf die Abftimmung mit reihen: 
weiſer Aufrufung der anwefenden Mitglieder zu ‚erfolgen‘ 
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hat. In Verhinderungsfaͤllen des Landeshauptmanns und 
des Landmarſchalls hat im erſtern Falle Unſer bei dem Gu— 
bernium beftiimmte Hofrath, als landesfärftliher Commiſ⸗ 
fär,, die Funetionen des Landeshauptmanns, und im letz⸗ 
tern Falle der erfte Verordnete vom Adelftande-jene des 
Landmarfchalls, und. diefer in der Art zu beforgen, daß er 
zugleich feine Stimme ald Verordneter demungeachtet bei: 
behalte. Der ftändifche Serretär ift dazu beftimmt, un: 
ter Muffiche des Landmarfchalls das ‘Protocol zu verfaflen, 
und der Landeshauptmann hat fodann den Beſchluß zu pros 
clamiren. Die Aufjäge find von dem Generalreferenten 
und den fiändiihen Secretären zu verfallen, von dem Lanz 
deshuuptmanne und Landmarfchalle zu genehmigen, fonacy 
im Namen der Stände auszufertigen,; und von dem Lanz 
deshauptmanne fowohl als dem Landmarfhalle zu unter: 
zeichnen. 

16. Den Ausfchußeongreß erflären Wir demnach als 
die gewöhnliche und ordentliche Nepräfentation, welche über 
alle Gegenftände im Namen des Landes Beſchluͤſſe zu fallen 
berechtigt iſt. 

17. Zur currenten Behandlung der den Ständen an: 
vertrauten Gefchäfte bewilligen Wir aber die einzige perper 
tuirlihe, aus vier Vocalen, und zwar aus einem Vocalen 
von jedem Stande, in Innsbruck zu beftchen habende Acti⸗ 
vitaͤt. Dieſer Activitde hat der Landeshauptmann vorzus 
figen; dieſelbe wird mit dem erforderlichen Concepts», 
Kanzlei:, Regiftraturss, Buchhalterei: und Kafla + Ders 
fonale, dann mit einer erfchöpfenden Inſtruction verfehen, 
und bleibt in ihren Amtshandlungen der Aufſicht der 
Stände, und der Controle der Staatsverwaltung unters 
zogen. 


18. Die Stände haben in ihrer Correfpondenz an Uns 
und Unſre Hofitellen die Form der Berichte, bei Eingaben 
an die Landesftelle die Form. der Erfuchfchreiben, an alle 
Iandesfürftlichen Behörden die Form der Noten zu beobach⸗ 
ten. In allen Gelegenheiten, wo Wir den Staͤnden un: 
mittelbare Eröffnungen machen, wird diefes durch Referipte 
gefhehen. . Unfre Hofitellen Haben, wie es auch vormals 
Ablich war, mit deu Ständen nur dusch das Landesguber⸗ 
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nium zu correfpondiren , welches letztere mit den’ Ständen 
die Torrefpondenz mit Noten zu führen hat. 

19. Webrigens bewilligen Wir den adelichen ftändifchen 
Mitgliedern als Merkmal Unfrer befonzern Gnade, zu ihr 
ver Äuszeichnung diefelbe Uniform fammt dem Matrifelzeir 
hen: wieder, welche ihnen bereits vor der Abtretung des 
Landes zugeflanden war. ' 

Da Wir durch die obigen Beftimmungen in ihren Haupt⸗ 
zügen Unfre Willensmeinung über die hergeſtellte ftändifche 
Verfaſſung von Tyrol zu erkennen gegeben haben; ‚jo ers 
Eliven Wir zugleich, daß Wir den großen Ausfhußcongreß, 
ſobald die Wahl der, Mitglieder deffelben nach den gegeber 
nen Vorfchriften beendigt feyn wird, des eheſtens zur feierz 
fichen Huldigung, und zur Antretung feiner Functionen 
zuſammen berufen, und demſelben das Landhaus und das 
ſtandiſche Archiv, ſo wie dem Landmarſchalle das Marrikels 
archiv gehörig einräumen laffen werden. 

Gegeben in Unfrer k. k. Haupt: und Reſidenzſtadt 
Wien, den vier und zwanzigſten Monatstag März, im 
eintaufend achthundert und fechszehnten, Unſrer Reiche im 
fünf und zwanzigiten Jahre. 

| | I Gran. 


Aloys Graf von und zu UÜgatte, koͤnig⸗ 
lich⸗- boͤhmiſcher oberſter und erzherzoglich⸗ 
| dftreichifcher erjter Kanzler. 
Prokop Srafv. Lazanzky, Hofkanzler. 
Auf ausdruͤcklichen allerhoͤchſten Befehl: 
| Karl v. Eiberg. 





Nach dem Zeugniffe der Gefchichte beruhte die Stell 
vertretung der Nation in Tentfchland von jeher auf der 
ſtaͤndiſchen Verfaffung, welche von einem Nepräfene 
tativſyſteme, tie es in Sranfreich, in den Niederlans 
den ac. gilt, gar fehr verfchirden iſt. Abgeſehen davon, 
daß beide Syſteme, das ſtaͤndiſche und das rein repraͤ⸗ 
ſentative, ihre Licht » und ihre Schattenfeise haben, 
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foricht eine fieben» bis achthundertjähtige Erfahrung 
und die, bei allen Erfchütterungen in den teutfchen 
- Staaten, dennoch im Ganzen beibehaltene Hffentliche 
Sorm des innern politifchen Lebens auf teutfchem Bo⸗ 
den, für die Beibehaltung der ſtaͤndiſchen Verfaſ— 
fung 5; auch hat fich die großherzoglich »weimarifche Con⸗ 
flitution bereits practiſch dafür erflärt. Allein diefe 
ftändifche Verfaffung bedarf auf teutfchem Boden einer 
zeitgemäßen Modification, befonders in proteftantifchen 
Ländern, mo bie Fortführung eines eigenen Präla- 
tenftandes an eine Zeit erinnert, welche mit der Kir⸗ 
chenverbefferung und mit dem Umſturze aller  geiftlichen 
Macht im Neichsbeputationshauprfehluffe und in ber 
Nheinbundsacte längft für Teutfchland untergegangen, 
und durch die teutfche Bundesacte nicht wieder aus ih—⸗ 
rem Grabe geweckt worden if. Mag alfo noch im ka⸗ 
tholifchen Teutfchlande es nöthig fcheinen, daß ein bes 
fonderer Prälatenftand vertreten werde; bie Prälaten 
des proteftantifchen Tentfchlandg find Sinecureſtel⸗ 
len mit veralteten Titeln: Dagegen aber verlangt es 
ber fortgefchrittene Geift der Zeit, daß folgende vier 
Stände von Staatsbürgern durch befondere Repräfen- 
tanten vertreten werden: bie Grunbeigenthümer 
(Adliche und Bürgerliche) —; der Stand der Ge. 
lehrten und ber Künftler, ber bag geiflige Les 
ben der Nation erhält und befsrdert, und der, ſtatt 
der Prälaten, wohl einer befondern Vertretung we⸗ 
gen feines unermeßlichen Einfluffes auf alle Theile des 
Staates bedürfte, oder da, wo man bag Beraltete 
durchaus nicht anfiquiren will, mit ben Prälaten 
derfchmolzgen werden koͤnnte; — der DBürger- 
ftand mit befonderer Berückfichtigung des Kaufmanns⸗ 
- und Gewerbsſtandes; — und ber Bauernſtand. 
aweiter Band, | 8 
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Es gehoͤrt zu den guten Zeichen der Zeit, daß einige 
teutſche Staaten bereits angefangen haben, den 
Bauernſtand, wie in Schweden ſeit Guſtav Waſa's 
Zeiten, beſonders vertreten zu laſſen. Welcher teutſche 
Fuͤrſt wird aber. ven Ruhm in der Geſchichte der teut- 
fehen Nation erfireben, der Erfte zu ſeyn, welcher ven 
Stand, der das geiftige Leben fördert und erhält, 
durch eigene NRepräfentanten zur oͤffentlichen Vertretung 
erhebt ? 

Wenn. diefe Bemerfungen ſich überhaupt auf. alle 
ftändifche Repräfentationen auf teutfchem Boden besie» 
ben; fo gelten fie auch im Einzelnen von der wieder» 
hbergeftellten und etwas veränderten Bers 
faffung in Tyrol. Man fieht wohl, dag Alte. 
ift die Bafis bei derfelben geblieben, und eine durchs 
‚greifende zeitgemäße neue Drganifation hat man nicht 
beabfichtige, wahrſcheinlich weil das brave Wolf. von 
Tyrol durchaus. allen Neuerungen abgeneigt, und für. 
ben großen Umfchwung, melchen das übrige Teutſch⸗ 
land feit 30 Jahren erhalten bat, in feinen Bergen. 
noch nicht reif geworden if. Deshalb darf die Auffri- 
fchung eines befondern Prälaten- und Herren- 
ſtandes nicht. befremben;. treten fie doch. durch bie: 
beiden Stände des Bürgersund Bauers, bie au 
befonderg repräfentirt werden, in dem ganzen Spfteme 
wieder ind Gleichgewicht. Allein uͤberraſchend iſt es, 
daß den Staͤnden das Recht der Steuerbewilli— 
gung entzogen wird, das auf teutſchem Boden ſo alt 
iſt, als der Rechtszuſtand ſelbſt, und das ehemals den 
tyroliſchen Staͤnden, wie allen auf teutſcher Erde, zuſtand. 
Eben fo iſt das Recht, „Bitten und Vorſtellun— 
gen im Namen des Landes“ zu erlaffen, ein Recht, 
dag ſich von ſelbſt verſteht, weil ja felbft in den Staats⸗ 


1 
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verfaſſungen vom ſtrengſten monarchiſchen Zuſchnitte 
das Recht, bit tweiſe an den Monarchen ſich zu wen⸗ 
den, nicht verkuͤmmert wird. In dieſen Hinſichten, 
und wegen vieler uͤbergangener Puncte, die 
ſich in andern neuen Verfaſſungen finden) erfcheint, 
dieſe tyrolifche Verfaffung allerdings Hinter ber 
Zeit zu ſtehen, wo fie erfchien. — | | 





2) Preußen: 


Zu großen Erwartungen iſt dag preußifche Volk in. ® 
Hinficht feiner neuen Conftitution berechtigt; denn bei 
dem Grade der Kultur, welchen diefeg Volf erreicht hat, 
und bei der intellectuellen und. moralifchen Kraft, ‚die, 
bemfelben einwohnt, kann es durch etwas Unvolfoms 
menes und. Halbes nicht befriedigt werden. Zugleich 
verfündige die neue Conftitution, welche dag Fuͤrſten⸗ 
thum Neufchatel ſogleich nach der Ruͤckkehr unter 
die preußiſche Regierung erhielt (welche unter der 
Schweiz aufgeführt wird, weil Neufchatel nun 
einen ber 22 Cantons der Schweiz bilder), daß ein. 
Iiberaler und milder Geift in den oberften Staatsbehoͤr⸗ 
den ber Monarchie waltet. 

Dieſer gefammten Monarchie ward zu der Zeit, wo 
das Volk zum zweiten Niefenfampfe gegen den wieder 
auf franzoͤſiſchem Boden erfchienenen Napoleon aufge- 
fordert ward, — am 22. Mai 1815 vom Könige eine 
repräfentative Verfaffung in ben heiligften Zu⸗ 
fiherungen verheißen. Bis nun diefe Verfaffung felbft 
erſcheint, ſtehe Hier: das koͤnigliche Decrer, dag 
dieſe Verfaſſung nach ihren Grundgigen ankuͤndigt. 


% 
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114 Preußen 
Königh Decret vom 22. Mai i8ı5, 
Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden Kr 


nig von Preußen x. Durch linfre Verordnung vom 30; 


v.M. Haben Wir für Unfre Monarchie eine regelmäßige 
Verwaltung, mit onen der frühern Provinzial⸗ 
verhältniffe, angeordnet. Die Gefchichte des preußiſchen 
Staates zeigt zwar, daB der wohlthätige Zuſtand bürgerliz 
cher Freiheit und die Dauer einer gerechten, auf Ordnung 
gegründeten, Verwaltung in den Eigenfchaften der Regen⸗ 
ten und in ihrer Eintracht mi? dem Volke bisher diejenige 
Sicherheit fanden, die fih bei der Unvollkommenheit und 
dem Unbeftande menſchlicher Einrichtungen erreichen läßt. 
Damit fie jedoh fefter begründet, der preußifchen 
Nation ein Pfand Unjers Vertrauens gegeben, und. der 
Nachkommenſchaft die Grundfäge, nach welchen Unſre Borz 
fahren und Wir felbft die Regierung Unſers Reiches mit 
ernftliher Vorſorge fuͤr das Glück Unfrer Unterthanen ge: 
führt Haben, treu überliefert, und vermittelt einer fchrift? 
lichen Urkunde, als Verfaflung des preußifhen Reiches 
dauerhaft bewahrt werden, haben Wir Nachfichendes bes 
ſchloſſen: 

9. 1. Es ſoll eine Repraͤſentation des Volkes 
gebildet werden. 

$. 2. Zu dieſem Zwecke find a. die Provinzial⸗ 
ſtaͤn de da, wo ſie mit mehr oder minder Wirkſamkeit noch 
vorhanden ſind, herzuſtellen, und dem Beduͤrfniſſe der Zeit 
gemäß einzurichten; b. wo gegenwärtig feine Provinzial⸗ 
ftände vorhanden find, fie anzuordnen, 

$. 3. Aus den Provinzialftänden wird die 
VBerfammlung der Repräfentantenfammer ger 
wählt, die in Berlin ihren Sig haben foll. 

8. 4: Die Wirkfamkeit der Landesrepräfentanten 
erftreckt fih auf die Berachung über alle Segen 
ftände der Geſetzgebung, welche die perfoön— 


lichen und Eigenthbumsrechte der Staatsbür— 


ger, mit Einfhluß der Beſteuerung, betref— 
fen. | | 
9. 5. Es ift ohne Zeitverluft eine Commiſſion in Ber⸗ 


| —— — — —— — 
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lin nieberzufegen, die aus’ einfichtsvsllen Staatsbeamten 
und Eingejeflenen der Provinzen beftehen foll. 
&6. Diefe Eommiffion fol fi befchäftigen: a. mit 
der Organifation der Provinzialftände; bh. mit dev 
Drganilation der Landesrepräfentanten; c. mit der 
Ausarbeitung einer Verfaſſungsurkunde nach den 
aufgeitellten Grundſaͤtzen. 

‚$. 7. Sie fol am 1. Sept. d. J. zufammentreten. 

9. 8. Unſer Staatskanzler ift mit der Bollziehung 
diefer Verordnung beauftragt, und hat Uns die Arbeiten 
der Commiſſion demnächft vorzulegen. Er ernennt die 
Mitglieder derſelben, und führt darin den Vorſitz, iſt aber 
befugt, in Derhinderungsfällen einen Stellvertreter für fich 
zu beftellen. Urkundlich unter Unfrer Höchfteigenhändigen 
Unterfchrift und beigedrucktem Eöniglihen Snfiegel. So 
gefhehen Wien, den 22. Mai 1815. | 

— (unterz.) Friedrich Wilhelm. 

C. F. v. Hardenberg. | 





| 3) Weſtphalen. 
Das Koͤnigreich Weſtphalen ward im Tilſiter 
Frieden zum Daſeyn gerufen, und von Napoleon aug 
vormaligen preußifchen, churhanndverifchen, herzoglich« 
braunfchweigifchen, churfürftlich <Heffifchen, oranifchen 
und einigen a gebildef, zu welchen im, 
März 1808 die Einiglich - fächfifchen Abtretungen, für 
den an Sachfen übergegangenen Eotbuffer Kreis, hin» 
zufamen. In dieſem neuorganifirten Staafe, deſſen 
König, Napoleons jüngfter Bruder, Hieronymus, 
ein Mitglied des Rheinbundes ward, ward 
zuerft auf teutſchem Boden eine Conftitution ein- 
geführt, welche der franzöfifchen in den meiften Puncten 
nachgebildet war, und auf Ältere teutfche Sitte und Los 
ealverhältniffe faft gar Feine Nückficht nahm. Die fol: 
genden Eonftitutionen in den teutfhen Staaten des Koͤ⸗ 
nigs von Baiern, des Großherzogs von Franfe 
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furt, des Fuͤrſten von Anhalt⸗Koͤthen xc., wurden 
mit fteter Rückficht auf diefe weftphälifche Eonflitu- 
tion entworfen und befanne gemacht, obgleich nur bie 
des Großherzogthums Frankfurt derfelben fih am mei« 
ſten naͤherte, und auf ſie als Urbild und Muſter ſich 
bezog. 

Wenn man nun gleich zugeſtehen muß, daß manche 
Beſtimmung dieſer weſtphaͤliſchen Conſtitution zeitgemaͤß 
war, und daß in einem, aus fo vielen verfchiedenarti- 
sen Beftandtheilen zufammengefeßten, Königreiche, wie 
Weftphalen, die ältere in diefen Landfchaften beftehende 
landftändifche Verfaffung, nach ihrer frühern Form, 
nicht fortbefteben konnte; fo enthielt doch auch diefe 
Conftitution zu vieles, maß ber teutfchen Sitte und 
dem teutfchen Nationalcharafter bis dahin völlig fremd 
war, ale daß diefe Eonftitution die Wünfche und Bes 
dürfniffe des weſtphaͤliſchen Volkes hätte. befriedigen 
koͤnnen. 
Sie ward uͤbrigens von Napoleon, als Eroberer. 
und Befieger der nun von ihm zu einem Konigreiche 
vereinigten Länder, gegeben und vorgefchrieben, 
ohne baf die, aus diefen Ländern zur Begrüßung ihres 
neuen Königs nach Paris gereifeten, Deputirten einen 
Einfluß. auf diefelbe erhielten. Das Hauptgebrechen 
in der Verfaſſung des neuen Königreiches Weftphalen 
war aber, daß, meil der Kaifer fich die Hälfte der Als 
Iedialdomainen vorbehielt, der Staat in finanzieller 
Hinſicht nie in Ordnung und zu Kräften kommen konnte, 
und daß bedeutende Summen jährlich aus demfelben 
nach FSranfreich gingen, die für ihn verloren waren. 
Wenn alfo auch die Eonftitution die Gleichheit al— 
ler Untertbanen vor dem Gefege, die Frei— 
beit des firchlichen Kultug, die Aufhebung 
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der Leibeigenſchaft und ber Abelsvorrechte, 
doch mit Beibehaltung feiner bisherigen Namen un 
Grade, die Gleichheit der Befteuerung, die 
Grundfieuer nach dem Maasſtabe des Fünf 
tels des reinen Ertrag, eine neue Reptaͤ⸗ 
fentation von hundert Individuen, die Be 
gründung von Frie dens richter n und die beffern 
Sormen ber Öcerichtsverfaffung mit Beftimmt: 
heit ausfprach ; fo Fonnte doch das Königreich Weſtpha⸗ 
len, als politifches Ganzes, zu feiner innern Kraft ges 
langen, weil e8, während der fieben Jahre feiner 
Dauer, an allen Kämpfen feines Stifters Antheil neh» 
men, fich die willführliche Erweiterung und Verminde- 
rung feines geographifchen Umfanges gefallen laſſen, 
und anfehnlihe Summen jährlih an Napoleon ſelbſt 
und an feine mit großen Dotationen ausgeftattete Lich- 
linge bezahlen mnßte. — Nach der Aufldfung des Koͤ⸗ 
nigreiches Weftphalen gehört dieſe Eonftitution zu den 
Antiquitäten des nordtentfchen Bodens; allein fie darf 
in der Reihe der teutfchen Eonftitutionen während der Ieß« 
ten 25 Jahre nicht fehlen; theilß als‘ wichtiges Acten⸗ 
ſtuͤck der Zeitgefchichte felbft; theils als Vorbild mehres 
rer ihr nachfolgender Conſtitutionen in andern seutfchen 
Staaten, Ä | 


a) Conftitution vom 15.November 1807, 


Wir Napoleon, von Gottes Gnaden und durd 
die Conftitutionen Kaifer der Franzofen, 
König von Ftalien und Beſchuͤtzer des Rhei— 
nifhen Bundes, | Ä 

haben in der Abfiht, den 19. Artikel des Tilfiter Friedens: 

ſchluſſes fchleunig in Vollzug zu feßen, und dem Köntgreiche 

Weftphalen eine Grundverfaflung zu geben, welche das 

Gluͤck feiner Voͤlker fichere und zugleih dem Souverain, 


— 


ET Weſiphalen. 


als Mitgliede des rheiniſchen Bundes, die Mittel geiwähre, 
* gemeinſchaftlichen Sicherheit und Wohlfahrt mitzuwir⸗ 
en, verordnet und verordnen, wie folget; 


Erſter Sitel, 


Kot. x. Das Königreich Weftphalen ift aus folgenden 
Staaten zufammengefegt, nämlich ; 
aus den Braunfepweig: Wolfenbüttelfcen Staaten, 
aus dem auf dem linken Ufer der Elbe gelegenen Theile 
der Altmark, 
ans dem auf dem. linken Elbufer gelegenen Theile der 
Provinz Magdeburg, | 
aus dem Gebiete von Halle, 
aus dem Hildesheimiſchen und der Stadt Goslar, 
aus derg Lande Halberftadt, 
aus dem Hohenfteinifchen, 
aus dem Gebiete von Quedlinburg, 
aus der Srafjchaft Mansfeld, 
* Eichsfelde, nebſt Treffurt, Mohlhauſen, Nord⸗ 
auſen, 
aus der Grafſchaft Stollberg-Wernigerode, 
aus den Staaten von Heſſen-Caſſel, nebſt Rinteln und 

Schaumburg, jedoch mit Ausnahme des Gebietes von 

Hanau und Katzenellenbogen am Rheine, 
aus dem Gebiete von Corvey, Göttingen und Gruben; 

hagen, nebft den Zubehörungen von Hohenſtein und 

Elbingerode, 
aus dem Bisthume Osnabruͤck, 
aus dem Bisthume Paderborn, 
Minden und Ravensberg, 

‚aus der Grafſchaft Rietberg ; Kaunitz. 

Art. 2. Wir behalten Uns die Hälfte der Allodiak⸗ 
bomainen der Fürften vor, um folche zu den Belohnungen 
zu verwenden, die Wir den Offizieren Unfrer Armeen vers 
fprochen haben, melde Uns im gegenwärtigen Kriege die 
meiften Dienfte leifteten. 

Die Befisnahme yon diefen Gütern ſoll unverzuͤglich 
durch Unſere Intendanten geſchehen, und das Protocoll 
daruͤber ſoll vor dem erſten December mit Zuziehung deu 
Landesbehörden aufgeſetzt werden, 


24 
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Art ”. Die, befagten Pändern auferlegten, außer⸗ 
ordentlichena Kriegsſteuern follen abgetragen, oder es fol 
für ihre Abzahlung , vor dem erften December; Sicherheit 
gegeben werden. — 
Art. 4. Den x. December ſoll der Koͤnig durch Com⸗ 
miſſarien, welche Wir zu dem Ende ernennen worden, in 
den Beſitz des vollen Genuſſes und der Souverainetaͤt feis 
nes Gebietes gefegt werden, un | 


Zweiter Titel, 


Art. 93. Das Königreih Weftphalen macht einen 
Theil des rheiniſchen Bundes aus. F 

Sein Contingent ſoll aus fuͤnf und zwanzig tauſend 
Mann wirklich dienſtthuender Soldaten von Waffen aller 
Art beftehen, nämlich : . 

20,000 Mann Spnfanterie, 
3300 — . Bavallerie, 
- 71500 — Artillerie, 

Während der erften Jahre ſollen nur zehntaufens Mann 
Infanterie, zweitaufend Dann Cavallerie, und fünfhuns 
dert Mann Artillerie befoldet werden. Die übrigen zwölf: 
tauſend fünfhundere Mann follen von Frankreich geftelle 
- werden und die Garnifon yon Magdeburg bilden. Diefe 
zwölftaufend fünfhundere Mann follen vom Könige von 
Weſtphalen befoldet und gekleidet werden, _ 


Dritter Titel 


Art. 6. Das Känigreic, Weſtphalen folf in des Prins 
zen Hieronymus Napoleon directer, natürlicher und 
rechtmäßiger Nachkommenſchaft, männlichen Gefchlechtes, 
in Folge der Erftgeburt, und mit beftändiger Ausfchliefung 
der Weiber und ihrer Nachkommenſchaft, erblich jeyn. 

Falls der Prinz Hieronymus Napoleon keine na: 
tärliche und vechtmäßige Nachfommenfchaft haben würde, 
foll der Thron Meftphalens Uns, und Unſern natürlichen 
und rechtmäßigen oder adoptirten Erben und Nachkommen, 

in Ermangelung diefer, den natärlichen und rechtmäßi; 
gen Nachkommen des Prinzen Joſe ph Napoleon, 8b, 

nigs von Neapel und Sicilien, | 


* 
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in Ermangelung dieſer Prinzen, den natdͤrlichen und 
sehtmäßigen Nachkommen des Prinzen Ludwig Napo? 
leon, Königs von Holland, 

und in Ermangelung diefer letztern, deu natuͤrlichen 
und rechtmaͤßigen Nachkommen des Prinzen Saum; 
Großherzogs von Berg und Cleve, anheim fallen. 

Art. 7. Der König von Weftphalen und feine zami⸗ 
lie ſind in dem, was ſie betrifft, den Verfuͤgungen der kai⸗ 
ſerlichen Familien ⸗/Statuten unterworfen. 

Art. 8. Im Falle der Minderjaͤhrigkeit, ſoll det Re⸗ 
gent des Koͤnigreiches von Uns oder Unſern Nachfolgern, 
in unſrer Eigenſchaft als Haupt der kaiſerlichen Familie, 
ernannt werden. 

Er ſoll unter den Prinzen der koͤniglichen Familie ges 
wählt werden. 

Die Minderjährigkeit des Königs endigt fih mit dem 
zuruͤckgelegten achtzehnten Jahre. 

Art. 9. Der König und die koͤnigliche Familie Haben 
zu ihrem Unterhalte einen befondern Schag, unter dem, 
Ste Kronfchag, welcher fünf Millionen Franken Reves 
nen beträgt. 

Der Ertrag der Domanialwaldungen und ein Theil der - 
Domainett find zu diefem Behufe beftimmt. Falls der Erz 
trag der Domainen nicht zureichend feyn würde; fo fol das 
Fehlende aus der Staatskaſſe mit einem Zmwölftel jeden Mos 
nat zugefchoflen werden. 


“ Vierter Titel. 


Art. 10. Das Koͤnigreich Weftphalen foll durch Con⸗ 
flitutionen vegiert werden, welche die Gleichheit aller Un: 
tertbanen vor dem Geſetze, und die freie Ausübung des _ 
— der verſchiedenen Religionsgeſellſchaften feſt— 
etzen. 

Art. 11. Die Landſtaͤnde der Provinzen, aus welchen 
das Koͤnigreich beſteht, ſowohl die allgemeinen als die be⸗ 
ſondern, alle politiſche Corporationen dieſer Art und alle 
Privilegien beſagter Corporationen, Staͤdte und Provin⸗ 
zen, ſind aufgehoben. 
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Art. ı2. Gleichergeftalt find alle Privilegien einzelner 
Perſonen und Familien, in fo fern fie mit den Verfügung 
gen vorftehenden Artikels unverträglic find, aufgehoben, ; 

Art. 13. Alle Leibeigenfchaft, von welcher Natur fie 
feyn, und wie fie heißen möge, ift aufgchoben, indem alle _ 
Einwohner des Königreiches die nämlichen Rechte genießen 
- follen. ; ) 
Art. 14. Der Abel fol in feinen verfchiedenen Gras 
den und mit feinen verfchiedenen Benennungen fortbeftehen, 
ohne daß folder jedoch ein ausfchließendes Recht zu irgend- 
einem Amte, Dienfte oder einer Wirde, noch Befreiung 
von irgend einer öffentlichen Laft verleihen könne. 

Art. 15. Die Statuten der adelichen Abteien, Priv: 
rate und Capitel follen dahin abgeändert werden, daß jeder 
Unterthan des Reiches darin zugelaffen werden fönne. 

Art. 16. Es foll ein und daflelde Steuerſyſtem für 
alle Theile des Königreiches feyn. Die Grundfteuer fol 
das Fünftel der Revenuͤen nicht Überfteigen dürfen. » 

Art. ı7. Das Münzfyftem und dad Spftem der 
Maaße und Gewichte, welche dermalen in Frankreich be: 
ftehen, follen im ganzen Königreiche eingeführt werden. 

Art. 18. Die Münzen follen mit dem Wappen: 
Weſtphalens und mit dem Bildniffe des Königs gefchlagen 
werden. 


Fünfter Titel. 


Art. 19. Es ſollen vier Miniſter ſeyn, naͤmlich: 
einer für das Juſtizweſen und die innern Angelegenhei⸗ 
ten, | 
einer für das Kriegswefen, 
az für die Finanzen, den Kandel und den öffentlichen . 
da | 
es foll ein Minifter Staats: Sereretär feyn. 
Art. 20. Die Minifter find, jeder in feinem. Fache, : 
für die Vollziehung der Gefege und der Befehle des Königs 
verantwortlich. Ä 


Scehfter Sitel. 


Art. 21. Der Staatsrath foll zum mwenigften aus 
ſechs zehn und hoͤchſtens aus fünf und zwanzig Mitgliedern 


— | Weſtphalen. 


beſtehen, welche vom Koͤnige ernannt werden, und deren 
Ernennung von ihm nach Gutduͤnken zuruͤckgenommen wer⸗ 
den kann. — 

Er ſoll in drei Sectionen abgetheilt werden; naͤmlich: 


Section des Juſtizweſens und der innern Angelegenhei⸗ 


ten, 
Section des Kriegsweſens, 
Section des Handels und der Finanzen. 

Der Staatsrath ſoll die Verrichtungen des Caflattonds 
gerichts verſehen. Es follen für die Gefchäfte, welche ges 
eignet find, vor das Caſſationsgericht gebracht zu werden, 
und für die flreitigen Fälle in Berwaltungsfachen, Advoca⸗ 
ten bei demfelben angeftelle werden, z 

Art. 22. Das Gefeß über die Auflagen, oder dad 
Finanzgeſetz, die: Civil: und peinlihen Gefege follen im 
Staatsrathe discutire und entworfen werden. 

Art. 23. Die im Staatsrathe entworfenen Geſetze 


follen den von den Ständen ernannten Commiffionen mits 


‚getheilt werden, — 

Dieſe Commiſſionen, deren drei ſeyn ſollen, naͤmlich 
eine Finanzcommiſſion, eine Commiſſion des bürgerlichen 
Juſtizweſens, und eine Commiſſion des peinlichen Juſtiz⸗ 
weſens, ſollen aus fuͤnf Mitgliedern beſtehen, welche in 
jeder Seſſion ernannt und erneuert werden muͤſſen. 

Art. 24. Dieſe ſtaͤndiſchen Commiſſionen koͤnnen mit 
den reſpectiven Sectionen des Staatsrathes die ihnen mit⸗ 
getheilten Geſetzesentwuͤrfe discutiren. 

Die Bemerkungen beſagter Commiſſionen ſollen im ver⸗ 


ſammelten, vom Könige praͤſidirten, Staatsrathe verleſen, 


und es ſoll, wenn man es noͤthig finden wird, uͤber die 
Modificationen, deren die Geſetzesentwuͤrfe fuͤr empfaͤng⸗ 
lich werden gehalten werden, berathſchlaget werden. 

Art. 25, Die definitiv angenommene Redaction der 
Sefepesentwärfe foll durch Mitglieder des Staatsrathes 
unmittelbar den Ständen überbracht werden,. welche, nach 
Anhörung der Beweggründe jener Gefegesentwürfe und 
der Berichte der Commiſſion, darüber berathichlagen 
werden, | 

Art. 26. Der Staatsrach hat die Verwaltungs Vers 
ordnungen zu discutiren und folche zu entwerfen. 





— —— 
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Art. 37. Er hat über die unter den Verwaltungs: 
und gerichtlihen Behörden fi erhebenden Yurisdictiong; 
Streitigkeiten, über die ftreitigen Berwaltungsgegehftände 
and über die Frage zu erfennen, ob Verwaltungsbeamte . 
vor Gericht geftellt werden können und follen? 

Art. 28: Der Staatsrath hat, in Ausübung feiner 
Attributen, nur eine berathende Stimme, 

Siebenter Lieeh - 

Art. 39. Die Stände desReiches follen ans hundert 
Mitgliedern beftehen, welche durch. die Departementscoller 
glen ernännt worden, nämlich: fiebenzig werden gewählt 
aus der Klafle der Grundeigenthuͤmer, funfzehn unter den 
Kaufleuten und Fabritanten, und fünfzehn unter den Ger 
lehrten und andern Bürgern, welche fih um den Staat 
verdient gemacht haben. 

Die Mitglieder der Stände bekommen keinen Gehalt. 
Art. 30, ‚ Sie follen aller drei Jahre zu einem Deitz 

tel erneuert werden; die austretenden Mitglieder können 
unmittelbar wieder gewählt werden. j 

Art. 31. Der Präfidene der Stände wird vom KR 
hige ernannt, | 

Art, 33. Die Stände verfammeln ſich auf die vom 
Könige anbefohlene Zufammenberufung. 

Sie können blos dur den König zufammenberufen, 
protögirt, vertagt und aufgelöfet werden. 

Art. 33. Die Stände berathfchlägen über die vom 
Staatsrathe verfaßten Gefegesentwürfe, welche ihnen auf 
Befehl des Königs vorgelegt worden, ſowohl Aber die Aufz 
lagen oder das jährliche Finanzgefeß, als über die im Ci⸗ 
vilgefegbuche und im Muͤnzſyſteme vorzunehmenden Veraͤn⸗ 
berungen, | 

Die gedruckten Rechnungen der Deinifter follen ihnen 
alle Jahre vorgelegt werden. 

‚Die Stände berathfchlagen Über die Geſetzesentwuͤrfe 
im geheimen Serutinium durch abfolute Mehrheit der 
Stimmen, 
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Achter Titel. 

Art. 34. Das Gebiet foll in Departemente, die Des 
partemente in Diftriete,, die Diftrtete in Cantone, und 
diefe in Muniripalitäten: eingetheilt werden. 
. .„. Die Zahl der Departemente fol weder unter acht, noch 
über zwölf feyn. Ä 

Die Zahl dei Diſtricte fol in einem Departemente wei 
der unter drei, noch über fünf feyn. 


Neunter Titel. 


Art. 35. Die Departemente follen durch einen Präs 
fecten verwaltet werden. 

Es foll in jedem Departemente ein Präfecturrath für 
die ſtreitigen Sachen, und ein General» Departementsrath, . 
feyn. | | 
Art, 36. Die Diſtricte follen durch -einen Unterpräs 
fecten verwaltet werden. . | 

Es ſoll in jedem Diſtriete oder in jeder Uhterpräfeetur, 

ein Diſtrictsrath ſeen. ” 

Art: 37.. Jede Munteipalitäe fol durch einen Maire 
verwaltet werden. DURING; | 

Es foll in jeder Municipalität ein Municipalrath ſeyn. 

Art. 38. Die Mitglieder der General + Departes 
mentsräthe, der Diftrietsräthe und der Municipalraͤthe 
folfen aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert werden. 


Zehnter Titel. 


Art. 39. Es foll in jedem Departemente ein Depar⸗ 
tements; Collegium gebildet werden. 

. Art. 4%. Die Zahl der Mitglieder. der Departe⸗ 
ments : Collegien fol durch die Zahl der Bewohner des Des 
partements-beftimmt werden, jo daß ein Mitglied auf tau⸗ 
fend Bewohner deffelden kommt; doch datf die Zahl der 
Mitglieder nicht unter, zweihundert ſeyn. | | 

Art. 41. Die Mitglieder der Departements’ Colle: . 
gien füllen vom Könige ernannt und folgendermaßen ge 
wählt werden, nämlich: 


* 
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. Bier Sechftel unter den fehshundert Hoͤchſt⸗ Befteuers 
ten des Departements, 
ein Sechſtel unter den veichften Kaufleuten und Fabri⸗ 


 Santen,. 


Und ein-Sechftel unter den ausgezeichnetften Gelehrten 
und Künftlern, und unter den Bürgern, welche fih am 
meiften um den Staat verdient gemacht haben, 

Art. 42. Es kann niemand, der nicht volle. 21 Jahre , 
alt it, zum Mitgliede eines Departements; Collegiums 
ernannt werden. 

Art. 43. Die Functionen der Mitglieder der Des 
partements ; Collegien find Iebenslänglih; es kann Feines 
derfelben anders, als durch einen Urtheilsfpruch, entſetzt 
werden. 

Art. 44. Die Departements s Collegien ſollen die 
Mitglieder der Stände ernennen, und dem Könige Candi⸗ 
- baten für die Stellen der Friedensrichter, Departements ;, 

Diftriets: und Munteipalräthe vorfchlagen. | 

Fur jede zu machende Ernennung follen zwei Candida⸗ 

ten vorgefchlagen werden. 


Eilfter Titel. 


Art. 45. Der Coder Napoleon fol vom r. Sa: 
nuar 1808 an das bürgerliche Geſetzbuch des Königreiches 
Weftphalen feyn. | | | 

Art. 46. Das gerichtliche Verfahren fol öffentlich 
feyn, und in peinlihen Fällen follen die Sefhwornen /Ge⸗ 
richte Statt haben. Diefe neue peinliche Jurisprudenz ſoll 
ſpaͤteſtens bis zum 1. Julius 1808 eingefuͤhrt ſeyn. | 

Art. 47. Sn jedem Cantone foll ein Friedensgericht, 
in jedem Diſtricte ein Civilgericht erſter Inſtanz, und in. 
jedem Departemente ein peinlicher Gerichtshof, und für 
das ganze Königreich ein einziger Appellationg s Gerichts⸗ 
bof feyn. 

Art. 48. Die Friedensrichter follen vier Jahre lang 
im Amte bleiben, und follen fogleich darauf wieder gewählt 
werden koͤnnen, wenn fie als Candidaten von den Depars 
temenss ; Eollegien vorgefchlagen worden. 


Art. 49. Der tichterlihe Stand ift unabhängig, 
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Ark z0. Die Richter werben vom Könige ernannt. 

Ernennungen auf Lebenszeit follen fie erft erhalten, 
wenn man, nachdem fie Ihr Amt fünf Jahre lang werden 
verwaltet haben, überzeugt jeyn wird, daß fie in ihren 
Aemtern beibehalten zu werden verdienen, 


Art. 51. Das Appellationsgericht fan auf die De - - 


hunciation des Föniglihen Procurators fowohl, als auf 
. jene eines feiner Präfidenten, vom Könige die Abfegung 
eines Richters begehren , welchen es in der Ausübung fetz 
ner Amtsverrichtungen einer Verlegung feiner Pflichten für 
ſchuldig haͤlt. | 

In diefem einzigen Falle fol die Amtschtfeßung eines 
NRichters vom Könige ausgefprochen werden können. 
—Art. 52: Die Ürtheile der Gerichtshöfe und Tribu— 
nale werden im Namen des Königs ausgefprochen. 
Er allein kann Gnade ertheilen, die Strafe erlaſſen 
-dder mildern. | 


 Bwölfeer Titel. Es 
Art. 53. Die Militär Confertption fol Grundgefeg 
bes Königreiches Weftphalen feyn. Es dürfen Feine Werz 
bungen für Geld Statt haben, | 
Drekzehnter Titel, 
Art. 54. Begenwärtige Conftitution fol durch konig⸗ 
liche, im Staatsrathe discutirte, Verordnungen ergänzt 
Art. 55. Die Öefepe und Verwaltungs: Verordnun? 
gen follen im ‚Gefet + Bulletin bekannt gemacht werden, 
und haben zu ihrer Verbindlichkeit Feiner anderweiten Pu⸗ 
blicaiions⸗ Formalitaͤt nöthig. 
Gegeben in Unſerm Pallaſte zu Fontainebleau, am 
ıisten Tage des Monats November des Jahres 1807. 
Unterſchrieben: Napoleon, 
Auf Befehl des Kaiſers, 
der Miniſter Staats⸗Secvretaͤr 
Hugo B. Maret. 
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Wir Hieronymus Napoleon, von Gottes Gnaden 
und durch die. Eonftitutionen König von Weftphalen, 
franzoͤſiſcher Prinz ꝛc. ꝛc. 
Nach Anſicht der Conſtitution des Koͤnigreiches Weſtpha⸗ 
len, vom 15. November 1807, 
Befehlen, daß dieſelbe ins Geſetz-Bulletin eingeruͤckt und 
im ganzen Umfange des Koͤnigreiches bekannt gemacht wer⸗ 
den ſoll. | 
Gegeben in Unferm Königlichen Pallafte zu Napoleonss " 
höhe am 7. December 1807, im-ıften Jahre Unferer Res 
gierung. — 
Unterſchrieben: Hieronymus Napoleon. 
Auf Befehl des Königs, 
in Abwefenheit des Minifters Staats s Serretärg, 
der Kabinets⸗Secretaͤr 
Unterſchrieben: Couſin von Marinville 
Als gleichlautend beſcheiniget, 
der proviſoriſche Miniſter des Juſtizweſens und 
der innern re a ia 
meon. 





b) Ergängungsftaent vom 23. Dec, 1808! 


Wir Hieronymus Napoleon ic. ꝛc. 
aben, in Erwägung, daß die allgemeine Verwaltung der 
* und des Innern taͤglich zu viele und zu verſchiedene 
Gegenſtaͤnde darbietet, als daß Unſer, mit dieſen beiden 
Departements zugleich beauftragter, Miniſter die zahlreichen 
und weſentlich von einander abweichenden Details derſelben 
allein bearbeiten könnte; Kraft des 54. Artikels der Conz 
ftitntionsurfunde, welche verfügt, daß die Eonftitution durch 
von Uns erlaffene, und im Staatsrat discutirte, Werords 
nungen ergänzt werden foll; 
nach Anhörung Unfers Staatsrarhes, 
befchloffen, ‚und befchließen folgendes: 

Art. 2. Die allgemeine Verwaltung der Juſtiz und 
des Innern fol, dom 1. Januar 1809 an gerechnet, zwei 
getrennte Minifterien bilden. 

3Zweiter Band, 9: 
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Art: 2. Die Attributionen des Juſtiz -Miniſterlums 


find : | | 

Die gewöhnliche (laufende) Correfpondenz mit den Ge: 
richtshöfen und Tribunalen, und mit den königlichen Pro: 
euratoren in allem, 1048 auf die Verwaltung der Juſtiz, 
ſowohl in Civil; als in peinlichen Sachen, Bezug hatz die 
Hrgänifation der Gerichtshöfe, Tribunale und Friedens; 
gerichte, und die’ Ausuͤbung des Rechts der Dberaufficht, 
‚ Und der Zurechtweifung; das Notariatss und Hypotheken ⸗ 
weſen; 

Die Berichte uͤber die Begnadigungsgeſuche und die an 
die Tribunale I machende Verfendung der Gnadenbriefe, 
und ſolcher, welche eine Milderung der Strafen enthalten; 

Die Berichte über folche Fragen, welche eine Ausles 
gung der Geſetze nothwendig machen ; 

Die Rechenfchaft, welche dem Könige in Hinſicht der 
gefammelten Bemerkungen über bie verſchiedenen Zweige, 
der Geſetzgebung, Aber die Mißbräuche, welche in die Aus: 
äbung der Juſtiz fich eingefchlihen Haben, und über die 
Difeiplin der Tribunale abzulegen iſt; die Anweifung zur 
Bezahlung aller, die gerichtlihe Ordnung betreffenden, 
Ausgaben; das-Abdruden der Geſetze, königlichen Derrete, 
Proclamationen oder Verordnungen in das Bulletin, und 
die Verſendung deffelben an alle Behörden: ' 

Der Vorſitz in Unferm Staatsrathe, wenn derfelbe, in 
Gemäßheit des 22. Artikels der Conftitutionsurkunde vom 
R 5. Nov. 1807, die Gefhäfte des Caflationsgerichts ver: 
ieht; 

— hohe Polizei des Königreiches ; en 

Art. 3. Die Attributionen des Minifteriums des Ins 
nern find: | 

Die Correfpondenz mit den Präferten, und die Obers 
aufficht über die Verwaltung ; 

Die Aufrechthaltung der die Departementscollegien und 
die General:, Departementss, Diftriets: und Municipal; 
väthe betreffenden Geſetze; 

Das Perfonale der Ernennungen der temporairen und 
nn Dienftentfegung deu Praͤfecten, Unterpräfeeten 
und Maire; 


Ergänzungsftatut vom 23. Dec. 1808. 129 


Das Rehnungswefen der Departements und der Ger 
meinden; | ' 
Die Gefängniffe und Zuchthäufer ? 
Die Civilhoſpitaͤler, die zur Aufnahme der Bettler bes 
ſtimmten Gebäude, die Öffentlichen Unterftügungss und 
Woplthätigkeitsänftalten; J 
Drer Ackerbau, die Baumſchulen und Schaͤfereien; der 
‚Öffentliche Gottesdienſt, die Induſtrie, die Kuͤnſte und 
Gewerbe; \ | | 
Die Prämien und Aufmühterungeh, die Gefundheite: 
maßregeln, die Maße und Gewichte ; | 
| Der dffentlihe Unterricht, die Mufeen, Bolkefefte, 
Univerfitäten und Theater: ar | 
Die Verfertigung der Bevoͤlkerungs⸗ und der ſtatiſti⸗ 
ſchen Tabellen, fo wie derjenigen, uͤber den’ Territorialz 
Era; | ar, | 
Die öffentlichen Arbeiten, mit Ausfchluß der Kanäle 
und Chauſſeen, weiche bis zum 1. Januar 1810 fortfahren 
werden, zu den Attributionen des Finanzminiſteriums zu 
gehören, von diefer Zeit an gerechnet aber einen Theil der 
Attributionen des Minifteriums des Innern ausmachen 
folen. © BR FJ 
Es iſt Unſer Wille und Befehl, daß das gegenwaͤrtige 
Statut, mit dem Staatsſiegel verſehen, in das Gefeb— 
bulletin eingerädt, und an die Gerihtshöfe, Tribunale 
und Verwaltungsbehörden gefandt werde, damit diefelden es 
in ihre Regiſter eintragen, fi genau darnach richten, und 
auf deflen Beobachtung Halten; Unſer Juſtizminiſter ift ber 
auftragt, über die Vollziehung deflelben zu wachen. 
Gegeben in Unferm koͤniglichen Pallafte zu Caffel, am 
a3. Desember 1808; im aten Jahre Unfrer Regierung, 


4) Bayern 

Die naͤchſte neue Conftitution in Teutſchland nach 

der Conſtitution des Königreiches Weftphalen war vie 

bes Königreiches Bayern. Es bedarf keiner Nach: 

weifung. barüber, was und wie viel aus jener in 
| 9 * 
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diefe überging, fobald man beide forgfältig mit einan⸗ 
der vergleicht. Die Hauptgegenftände ihrer Verwandt 
ſchaft betreffen: die völlige Aufhebung der früher beſtan⸗ 
denen Landftände, die Begründung einer neuen Natio» 
nalrepräfentation, die Vernichtung ber Leibeigenfchaft, 
die Einführung einer gleichen Befteuerung, die gleich- 
‚mäßige Berechtigung aller Staatsbürger zu den Staats. 
. ämtern, die ausgefprochene Sicherheit der Perfon und 
des Eigenthumes, die Gewiſſens⸗, Religions⸗ und 
Preßfreiheit, die Verantwortlichkeit der Minifter u. f. 
mw. Doch diefe Eonftitution hatte auch ihre mannigfal- 
tigen Unvofffommenheiten und Lücken, welche felbft von 
inländifchen baprifchen Schriftfiellern nicht ungeruͤgt 
blieben. *) So follten in jedem Kreife aus denjenigen 
zweihundert Landeigenthümern, Kaufleuten und Fabri⸗ 
kanten des Bezirkes, welche die höchfte Grundftener 
‚bezahlen, von den Wahlmännern 7 Deputirte auf 6 
Jahre gewählt werden, wodurch weder der Adel. der 
Geburt, noch) jener des Geiftes und Herzens, fondern 
blos das Vermögen und das Geld bie Aus; 
ficht gewährte, in die Reihe der Nepräfentanten zu 
‚treten. Doch wurden durch Deeret vom 22. Der. 
1811 bie Majoratsherren und adlihen 
Lehnsbeſitzer für gebohrne Nepräfentanten der 
bayrifchen Nation erklärt. Die Prälaten und Stifter, 
welche vormals einen zu großen Einfluß auf die Landes» 
verfammlung behaupteten, wurden, fo wie die, Univer- 
fitäten, ganz Äbergangen, obgleich die italienifchen Con⸗ 
‚ Ritutionen den Stand der Gelehrten in die Res 


*) Wir, folgen in der Angabe biefer Unvollkommenheiten 
einem eingebohrnen Bayer: Brendel, in der Ger 
fhihte, das Wefen und der Werth der Ka: 
sionalrepräfjenstation, Ih, 1, S. 257 ff. 
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präfentation aufnahmen. Aus vielen Näckfichten feheint 
die Gegenwart von Nechtsgelehrten bei der ftändifchen 
Verſammlung nothwendig, um über rechtliche Gegen» 
ftände ihr freies Gutachten zu hören ; ‘allein die bayrifche 
Sonftitution fchloß den Nechtsgelehrten, wie den Kuͤnſt⸗ 
ler, und wie jeben aus, der nicht fo viel Vermögen be⸗ 
figt, um in der Klaffe der am böchften Befteuerten zu 
ſtehen. Die Wahlmänner wurden nicht von der 


Gefammtheit ber Bürger von Zeit zu Zeit beftimmt, fon« . 


dern, wie die Präfidenten und Secretäre der Wahlcolle⸗ 
gien, Ichenslänglich vom Könige ernannt. Die Natio«. 
nalrepräfentanten follen zwar aus fich Commiffionen von 
drei big vier Mitgliedern erwählen, um über die bürger« 
liche und 'peinliche Gefeßgebung, über Finanzen, über 


den Schuldentilgungsfonds und die innere Verwaltung. 


zu berathfchlagen; allein dies gefchieht nicht ex officio, 
ſondern blog dann, wann es bie Regierung von ihnen: 
verlangt. Sind die Gefege fo vorbereitet; fo ſtimmt 
bie Verfammlung durch den Weg des geheimen 
Scrutiniums nach abfoluter Stimmenmehrheit. Es 
ift alfo feine Rebe von freier Difeuffion; denn nic« 
mand darf das Wort führen, als die Föniglichen Com⸗ 
miſſarien und die gewählten Glieder der Commiſſionen. 


Zwar follte der geheime Rath aus verdienten Bes 


amten aller Provinzen vom Könige gewählt, und von 
ihm jeder Geſetzesentwurf im Voraus verhandelt wer« 
den; allein die Grundzüge dazu werden ihm vom Ka⸗ 
binette vorgelegt, und die dem geheimen Nathe über« 
tragene Adminiftrationsjuftiz bringe ihn in den Fall, 
in feiner Behörde Verwaltung und Juſtiz zugleich zu 
vereinigen, ‚fo daß er nicht nur 5. B. über die Zuläffig- 
feit einee Specialunterfuchung erfennt, fondern auch 
Über. deu Beſtand eines von ihm gefällten Urtheils 
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ſpricht, ſobalb ber Angeſchuldigte gegen die Speriahin« 
serfuchung appelliert. 

Ob nun gleich dieſe Eonftitution von der Regierung 
neuerlich felbft deſavouirt, und am 20. Dck. 1814, fo 
wie am 26. Mai 1815 erflärt worden ift, daß ber 
König ſchon Früher befchloffen habe, „feinen Staaten 
eine Seiner Würde und ben äußern und innern Berhält« 
niffen angemeflene Verfaffung zu geben,“ deshalb auch 
für diefen Zweck zu München eine eigene Commiffion 
niedergefegt ward; fo ift doch bis jet diefe neue Ver⸗ 
faffung noch nicht erfchienen.. So viel bleibt. dag Ver« 
dienft der am ı. Mai 1808 promulgirten bayrifchen 
Conſtitution, daß fie zuerfi in einem reinteutfhen 
Staate die Idee einer Nationalrepräfentation 
aufſtellte und realifirte, und dag mehrere einzelne Be- 
flimmungen berfelben den Fortſchritten des Zeitgeifteg, 
den Grundfägen einer aufgeflärten Negierung und dem 
Bedürfniffen eines mündig sewordenen Volkes ent⸗ 


ſprach en. 
a) Conſtitution vom 1. Mai 1808. 


Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden Koͤnig 
von Bayern. Von der Ueberzeugung geleitet, daß der 
Staat, fo lange er ein bloßes Aggregat verſchiedenartiger 
Beftandtheile bleibt, weder zur Erreichung der vollen Ges 
ſammtkraft, die in feinen Mitteln liegt, gelangen, noch, 
den einzelnen Gliedern deſſelben alle Vortheile der bürgerz 
lichen Vereinigung, in dem Maaße, wie es diefe bezweckt, 
gewähren fann, haben Wir bereits durch mehrere Verords 
nungen die Verfchiedenheit der Verwaltungsformen in Uns 
jerm Reiche, fo weit es vor der Hand möglich war, zu hes 
ben, für die directen Auflagen ſowohl, als für die indis 
recten ein gleihfärmigeres Syſtem zu gründen, und die 
wichtigften oͤffentlichen Anftalten dem Gemeinfamen ihrer 
Veſtimmung durch Einrichtungen, die zugleich ihre beſon⸗ 
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dern fihern, entfprechender zu machen gefucht. Ferner 
Haben Wir, um Unfern gefammten Staaten den Vortheil 
angemeſſener gleicher bürgerlicher und peinlicher Gefege zu 
verfchaffen, auch die hiezu nöthigen Vorarbeiten angeords 
net, die zum Theit fchon wirklich vollendet find. Da aber 
diefe einzelnen Ausbildungen befonderer Theile der Staats; 
einrichtung nur unvollfommen zum Zwede führen, und 
Luͤcken zurädlaflen, deren Ausfüllung ein wefentlihes Bes 
dürfnig der nothwendigen Einheit des Ganzen ift; fo has 
ben Wir Hefchloflen, fämmtlihen WBeftandtheilen der Ges 
feßgebung und Verwaltung Unfers Reiches, mit Ruͤckſicht 
auf die äußern und innern Verhältnifle deflelben, durch or⸗ 
ganifche Geſetze einen vollftändigen Zufammenhang zu ges 
ben, und hiezu den Grund durch gegenwärtige Conftitus 
tionsurfunde zu legen, die zur Abficht hat, durch ent⸗ 
fprechende Anordnungen und Beftimmungen den gerechten, 
im allgemeinen Staatszwecke gegründeten, Forderungen des 
Staates an feine einzelnen lieder, fo wie der einzelnen 
Glieder an den Stadt, die Gemährleiftung ihrer Erfüllung, 
dem Ganzen fefte Haltung und Verbindung, und jedem 
Theile der Staatsgewalt die ihm angemeſſene Wirkungss 
kraft nach den Bedärfniflen des Geſammtwohls zu verfhafz 
fen. Wir beftimmen und verordnen demnach), wie folgt: 


Erfier Titel, 
Hauptbeſtimmungen. 
gr. Das Koͤnigreich Baiern bilder einen Theil der 
sheinifchen Föderation. 

6. 2. Alle befondere Verfaflungen, Privilegien, Erbs 
ämter und landfchaftliche Corporationen der einzelnen Pros 
vinzen find aufgehoben. Das ganze Königreich wird durch 
eine Nationalvepräfentation vertreten, nad) gleichen Ge: 
fegen gerichtet und nach gleihen Grundfägen verwaltet; 
dem zu Folge foll ein und daflelbe Steuerfyftem für das 
aanze Königreich feyn. Die Grundfteuer kann den fünften 
Theil der Einkünfte nicht überfteigen. 


| G. 3. Die Leibeigenfhaft-wird da, mo fie noch bes 
ſteht, aufgehoben, er 
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6. 4. Ohne Ruͤckſicht auf die bis daher beftandene Eins 
theilung in Provinzen, wird das ganze Koͤnigreich in moͤg⸗ 
lichſt gleiche Kreife, und, fo viel thunlich, nach natürlichen 
Grenzen getheilt. | | 

$. 5. Der Adel behält feine Titel und, wie jeder 
Gutseigenthuͤmer, feine gutsherrlihen Rechte nach den ges 
feglihen Beftimmungen; übrigens aber wird er in Rück 
fiht auf die Staatslaften, wie fie dermal beftehen oder noch 
eingeführte werden mögen, den übrigen Staatsbärgern 
ganz gleich behandelt, Er bilder auch Feinen befondern 
Theil der Nationalrepräfentatton, fondern nimmt mit den 
übrigen ganz freien Landeseigenthämern einen verhältnißr 
mäßigen Antheil daran. Eben fo wenig wird ihm ein auss 
Ichließlihes Recht auf Staatsaͤmter, Staatswuͤrden, 
Staatspfruͤnden zugeſtanden. Die geſammten Statuten 
der noch beſtehenden Corporationen muͤſſen nach dieſen 
Grundſaͤtzen abgeändert, oder feiner Zeit eingerichtet 
werden. 


6. 6. Diefelben Beftimmungen treten auch bei der 
Seijtlichkeit ein. UWebrigens wird allen Religionstheilen, 
ohne Ausnahme, der ausfchließlihe und volllommene Ber 
fiß der Pfarr, Schul: und Kirchengäter, wie fie nach 
der Verordnung vom 1. Ort. 1807 unter die 3 Rubriken: 
des Kultus, des Unterrichts und der Wohlthätigkeit in Einer 
Adminiftration vereinigte find, beſtaͤtigt. Diefe Befisuns 
gen können weder unter irgend einem Vorwande eingezos 
gen, mod zu einem fremden Zwecke veräußert werden, 
Daffelbe gilt auch von den Gütern, welche feiner Zeit zu 
den errichtenden Bischimern und Kapiteln zur Dotation 
angewiefen werden follen. 


+ & 7. Der Staat gewährt allen Staatsbärgern Sir 
cherheit der Perfonen und des Eigenthums — vollkom⸗ 
mene Gewiflensfreiheit — Preßfreiheit nach dem Zenfurz - 
edit vom 13. Juni 1803 und den wegen der politifchen 
Zeitfchriften am 6. Sept. 1799 und 17. Febr. 1806 erlaf 
fenen Verordnungen. Nur Eingeborne, oder im Staate 
Begäterte, können Staatsämter befleiden. Das Indiges 
nat kann nur durch eine tönigliche Erklärung ‚oder cin Ges 
feg ertheilt werden, 5 
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88. Ein jeder Staatsbürger, ber das 21. Jahr zus 
ruckgelegt hat, iſt fhuldig, vor der Verwaltung feines 
Kreifes einen Eid abzulegen, daß er der Gonflitution und 
den Geſetzen gehorchen — dem Könige treu feyn wolle, 
Niemand kann ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Monats 
chen auswandern, in das Ausland gehen oder in fremde 
Dienſte übergehen, noch von einer auswärtigen Macht 
Gehalte oder Ehrenzeichen annehmen, bei Verluft aller buͤr⸗ 
erlihen Rechte, Alle jene, welche -außer den durch Her’ 
ommen oder Verträge beftimmten Fällen, eine fremde Ge⸗ 
richtährkeit über fi erkennen, perfallen in diefelbe Strafe, 
undFönnen nach. Umftänden mit einer noch ſchaͤrfern belegt 







werben, 


Zweiter Titel. 
Bon dem koͤniglichen Haufe 


. x. Die Krone ift erblich In dem Mannsftamme bed 
regierenden Haufes, nach dem Reuite der Erfigeburt und 
der agnatifch s linealifchen Erbfolge. u 

$ 2. Die Pringeffinnen find auf immer von der Res 
gierung ausgefchloffen,, und bleiben es von der Erbfolge in 
fo lange, als noch ein männlicher Sprofle des regierenden 
Haufes vorhanden ift. | u ur ar Se De 

F. 3. Nach gänzliher Erlöfhung des Mahnsftammes 
fällt die Erbfchaft-auf die Töchter und ihre männliche Nach 
kommenſchaft. 

9. 4. Ein beſonderes Familiengeſetz wird die Art, 
wie dieſe Erbfolge eintreten ſoll, beſtimmen; jedoch mit 
Vorbehalt der im $. 34 der rheiniſchen Foͤderationsacte ers 
wähnten erblichen Anfprüche, in fo weit fie anerfannt und 
beftimmt find. Der Legtlebende vom Föniglichen Haufe 
wird durch zweckmaͤßige Maaßregeln die Ruhe und Seldfts 
ftändigfeit des Nechts zu erhalten ſuchen. 


9. 5. Die nachgebohrnen Prinzen erhalten feine lies 
ende Güter, fondern eine jährliche Appanagialrente von 
oͤchſtens 100,000 Bulden,aus der föniglihen Schatzkam⸗ 

mer in monatlichen Raten ausbezahlt, die nach Abgang 
ihrer männlichen Erben dahin zuruͤckfaͤllt. 
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9. 6. Zweimal Hundert Taufend Gulden jährliche Eins 
känfte nebſt einer anftändigen Nefidenz find als Marimum 
für das Witthum der regierenden Königin beftimmt; das 
Heirathgut einer Prinzeffin ift auf 100,000 Gulden fefts 
eſetzt. 
9. 7. Alle Glieder des koͤniglichen Hauſes ſtehen unter 
Gerichtsbarkeit des Monarchen, und koͤnnen bei Verluſt 
Di Erbfolgerechts nur mit deffen Einwilligung zur Ehe 
reiten, _ 
5. 8. Die Volljährigkeit der königlichen Prinzen tritt 
mit dem zuräckgelegten 18. Jahre ein. | 
99. Einem jeden Monarchen fteht es frei, unter 
den volljährigen Prinzen des’ Haufes den Reichsverweſer 
während der Minderjährigkelt feines Nachfolgers zu waͤh⸗ 
len, In Ermangelung einer folhen Beftimmung gebührt 
fie den nächften volljährigen Agnaten.: Der weiter Ents 
fernte, welcher wegen Unmuͤndigkeit eines nähern die Ver⸗ 
paltung übernommen bat, fest fie bis zur Volljaͤhrigkeit 
es Monarchen fort. Die Regierung wird im Namen des 
Minderjährigen geführt; alle Aemter, mit Ausnahme der 
Juſtizſtellen, koͤnnen während der Resentfhaft nur provis 
ſoriſch vergeben werden. : Der Reichsvermwefer kann weder 
Kronguͤter veräußern, noch neue Aemter fchaffen. In Ers 
mangelung eines -volljährigen. Agnaten verwaltet der erfte 
Kronbeamte das Reich. Einer verwittwetren Königin kann 
die Erziehung ihrer Kinder unter Auflicht des Reichsver⸗ 
wefers, nie aber die Verwaltung des Reichs Übertragen 
werden, | 
59. 10. Es follen 4 Kronaͤmter des Neiches errichtet 
werden. Ein Kron : Oberfihofmeifter — ein Kron⸗Oberſt⸗ 
fämmerer — ein Kron:DOberfimarfhall — ein Kron⸗ 
Oberſtpoſtmeiſter, „die den Sigungen des geheimen Rathes 
beiwohnen. Alle wirklich dirigirende geheime Staatsmini: 
ter genießen alle mit der Kronämterwärde verbundenen 
hren und Vorzüge. 

6. 11. Die am 20. Det, 1804 wegen Unveräufßers 
lichkeit der Staatsgüter erlaffene Pragmatik wird beftätigt, 
jedoch foll es dem Könige frei ftehen, zur Belohnung großer 
und befiimmter, dem Staate geleifteter Dienfte, vorzuͤg⸗ 
lich die künftig heimfallenden Lehen oder neu erworbene 


Li 
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Staatsbomainen dazu zu verwenden, die fodann die Eigens, 
haft von Mannslehen der Krone annehmen, und woraͤher 
feine Anwartſchaft erteilt werden kann, — 


Dritter "Titel, 
Bon der Verwaltung des Reiches. 


6.1. Das Minilterium theilt fih in 5 Departements 
jenes der auswärtigen Verhältnifle, der Juſtiz, der Finanz 

zen, des Innern und des Kriegswefens, Die Gefhäftss 
ſphaͤre eines jeden ift und bleibt durch die Verordnungen 
vom 26. Mai 1801, 29. Det. 1806, und 9. März 1807 
beftimmt, Mehrere Minifterien können in Einer Perſon 
Yereinigt werden. Das Staatsferretariat wird von einem 
* Miniſter für fein Departement verſehen; daher müf; 
jen alle koͤnigl. Deerete von demfelben unterzeichnet werden, 
und nur mit diefer Formalität werden fie als rechtskraͤftig 
angefehen, Die Minifter find für die genaue Vollziehung 
der koͤnigl. Befehle fomohl, als für jede Verlegung der 
Conſtitution, welche auf ihre Veranlaffung oder ihre Mitz 
wirfung Statt findet, dem Könige verantwortlih. Sie 
erftatten jährlich dem Monarchen einen ausführlichen Bes 
gicht über den Zuftand-ihres Departements, = 
6. 2. Zur Berathfchlagung über die wichtigften Innern 
Angelegenheiten des Reiches wird ein geheimer Rath anges 
ordnet, der neben den Miniftern aus ı2 oder hoͤchſtens 16 
Gliedern befteht. Die geheimen Raͤthe werden von dem 
Könige anfänglich auf Ein Jahr ernannt, und nicht eher 
als nad) Sjährigem Dienfte als permanent angefehen, Der 
König und der Kronerbe wohnen den Sigungen des geheis - 
men Rathes bei; in beider Abweſenheit praͤſidirt der Altefte 
der anmwefenden Staatsminifter. Dex geheime Rath entz 
wirft und discutirt-alle Gefeße und KHauptverordnungen 
nad) den Grundzügen, welche ihm von dem Könige durch 
die einfchlägigen Minifterten zugetheilt werden, befonders 
das Geſetz über die Auflagen, oder das Finanzgeſetz. Ev 
entfcheidet alle Competenzftreitigkeiten dev Gerichtsftellen 
und Verwaltungen, wie auch die Frage: ob ein Verwal; 
tungsbeamter vor Gericht geftellt werden fünne oder folle? 
gur Führung der Geſchaͤfte wird der geheime Nach in drei 
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Sectionen gethellt: jene der buͤrgerlichen und peinlichen 
Geſetzgebung, der Finanzen und der innern Verwaltung. 
Eine jede Section beſteht wenigſtens aus 3 Mitgliedern, 
und bereitet die Geſchaͤfte zum Vortrage im verſammelten 
Rathe vor. 

9. 3. Der geheime Rath Hat in Ausuͤbung feiner At⸗ 
tributen nur eine berathende Stimme. 

9. 4. An der Spitze eines jeden Kreiſes ſteht ein Eds 
nigl. Generalcommiffair, dem wenigftens 3, höchftens 5 
Kreisräthe untergeordnet find; ferner befteht in einem jes 
den Kreije _ 

a) eine allgemeine Berfammlung, und 
bhdy eine Deputation. 

Erftere wählt die Nationalrepräfentanten; leßtere wird 
som Könige aus der Mitte der Kreisverfammlung gewählt, 
und bringt i 

1) die zur Beftreitung der Localausgaben nöthigen Aufs 

Sagen in Vorſchlag, welche gefondert in den jährlichen 
Finanzetat aufgenommen, von den Rent; und Öteuers 
Beamten mit den Auflagen des Reiches erhoben, und 
ausschließlich zu dem Zwecke, wozu fie beſtimmt find, 
verwendet werden muͤſſen. 

2) Laͤßt fie die, die Verbefferung des Zuftandes des 
Kreifes betreffenden, Vorfchläge und Wünfche durch 
das Mintfterium des Innern an den König gelangen. . 

Die Stellen bei der allgemeinen Verfammlung werden 
von dem Könige auf Lebenszeit vergeben; fie werden aus 
denjenigen 400 Landeseigenthümern, Kaufleuten oder Fas 

brikanten des Bezirks, welche die höchfte Srundfteuer bes 
zahlen, nachdem Verhältniß von ı zu 1000 Einwohnern 
gewählt, und verfammeln fi, fo oft die Wahl eines Re 
präfentanten vorfällt, oder es der Monarch befehl. Ihre 
Verſammlungen dauern hoͤchſtens 8 Tage, 9 Der König 
ernennt den Präfidenten und die übrigen Officianten auf 
eine oder mehrere Seffionen; erfiere Stelle kann auch dem 
Generalcommiffair des Kreifes übertragen werden. Die 
Kreisdeputation wird jährlich zu dem dritten Theile ers 
neuert. Der König ernennt die Glieder derfelben aus den 
Deputirten der allgemeinen VBerfammlung. Der Name der 
Austretenden wird.durch das Loos beſtimmt. Die Depu— 
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tation verfammelt fih jährlid auf hoͤchſtens 3 Wochen. 
Zeit und Ort des Zufammentrittes werden von dem Mor 
naschen beftimmt. Mit dem Vorftande und den Secretai⸗ 
ven wird es. fo, wie bei der Gencralverfammlung gehalten. 
9. 5. Die Landgerichte üben die Localpolizei unter der 
Auffiht der. Generalcommiflariate aus, und erhalten zu 
diefem Behufe einen oder mehrere Polizeiartuarien. Für . 
eine jede ftädtifche und Ruralgemeinde wird eine Localvers 
waltung angeordnet werden, 

%. 6. Die Gefälle, Steuern und Auflagen des Reiches 
werden, fo wie die Local; Nebenbeifchläge, durch die Rent: 
aͤmter und die übrigen zur Einnahme der Auflagen beftimms 
ten Beamten erhoben. 

$. 7. Alle Verwaltungsbeamte, von dem wirklichen 
Rathe an, unterliegen den Beftimmungen der Hauptvers 
srdnungen vom 1. San. 1805, und 8. Juni 18075 jedoch 
werden alle künftig Anzuftellende nur dann als wirkliche 
Staatsbeamte angefehen, wenn fie ein Amt, welches die: 
fes Recht mit fih bringt, 6 Jahre lang ununterbrochen 
verwaltet haben. Wegen der Unterftüßgungsbeiträge der 
übrigen koͤnigl. Diener und ihrer Witwen wird eine eis 
‚gene zweckmaͤßige Verordnung erlaffen werden. _ 


Vierter Titel. 
Bon der Nationalrepräfentation, 


6. 1. Sn einem jeden Kreife werden aus denjenigen 
200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten, wels 
he die hoͤchſte Srundfteuer bezahlen, von den Wahlmäns 
nern fieben Mitglieder gewählt, "welche zufammen die 
Reichsverſammlung bilden. | | 

$. 2. Der König ernennt einen. Präfidenten und vier 
Secretaire aus den Mitgliedern der Verfammlung auf eine 
oder mehrere Sigungen. Ä 

$. 3. Die Dauer der Functionen der Deputirten 
wird auf fechs Jahre beſtimmt; jedoch find fie nach Verlauf 
diefer ſechs Jahre wieder erwählbar. | 

64 Die Nationalrepräfentation verfammelt fich wer 
nigfteng einmal im Jahre auf die vom Könige erhaltene 
gufammenberufung, welcher die Verſammlung eröffnet und 
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ſchlleßt. Er kann fie auch vertagen ober auftbſen; jedoch 
muß im legten Falle wenigftens innerhalb zwei Monaten 
eine neue zufammenberufen werden, 

95 &o oft die Wahl eines Depurirten oder auch 
der ganzen Reichsrepräfentation vorzunehmen ift, werden 
entweder alle oder die bethetligte Kreisverfammlung durch 
koͤnigliche offene Briefe, welche der Minifter des Innern 
erpedirt, hierzu aufgefordert. 

5. 6 Die Berfammlung wähle unter ſich Commiſſio⸗ 
nen von drei, höchitens vier Mitgliedern; jche der Finanz 
zen, der bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung, der inz 
nern Verwaltung und der Tilgung der Staatsfchulden, 
Diefe verfammein fich und totrefpondiren mit den einfchlä: 
gigen Sectionen des geheimen Nathes über die Entwürfe 
der Geſetze und Hauptreglements fowohl, als den jährlichen, 
Finanzetat, fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. 
89 Die auf folhe Art vorbereiteten Gefege werden 
an die Repräfentation durch zwei, Höchftens drei Mitglier 
der des geheimen Nathes gebracht; die Verfammlung 
ſtimmt darüber durch den Weg des geheimen Scrutiniums 
nach der abfoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand iſt 
befugt das Wort zu führen, als die königlichen Commilfaive 
aus dem geheimen Nathe und die Glieder der einfchlägigen 
Kommifjion der Repräfentation. 


Fuͤufter Titel 
Bon der Juſtiz.— 
$. 1. Die Juſtiz wird durch die, in geeigneter Zahl 
beftimmten, Ober ; und Untergerichte verwaltet. Für das 
ganze Reich befteht eine einzige oberite Juſtizſtelle. 

6. 2. Alle Gerichtsftellen find verbunden, bei Endur 
theilen die Entfheidungsgründe anzuführen: 
. 3. Die Glieder der Juſtizcolleglen werden von dem 
Könige anf Lebenszeit ernannt, und können nur durch einen 
foͤrmlichen Spruch ihre Stellen verlieren. Ä 
. $ 4. Der König fann in (Criminalfahen Gnade erz 
theilen, die Strafe erlaffen oder mildern, aber in feiner 
Halle irgend eine anhängige Streitfache oder angefangene 
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Unterfuchuug hemmen, vielweniger eine Partei ihrem ges 
feglihen Richter entziehen. | — 

5. Der koͤnigliche Fiſcus wird in allen ſtreitigen 
Privatrechtsverhaͤltniſſen bei den koͤniglichen Gerichtshöfen 
Recht nehmen. | | 

$. 6. Die Ölitercönfifcation hat in Feiner Falle, den 
der Defertion ausgenommen, Statt; mohl aber können 
die Einkünfte während der Lebenszeit des Verbrechers fer 
queftrivt und die Gerichtskoſten damit deftritten werden. 
6. 7. Es ſoll für das ganze Reich ein eignes buͤrger⸗ 
liches und peinliches Geſetzbuch eingeführt werden, 


Schfter Titel— 
Bon dem Militärftande 


6. t. Zur Vertheidigung des Staates und zur Erfüls 
lung der duch die rheinifche Bundesacte eingegangenen 
Berbindlichkeiten, wird eine ftehende Armee unterhalten. 

$. 2. Die Truppen werden durch den Weg der Allge 
meinen Militärconfeription ergänzt, Ä 
. 3. DieArmee handelt nur gegen äußere Feinde; im 

Innern aber nur dann, wenn es der Monarch in einem 
befondern Falle ausdrücklich befichle, oder die Militärmache 
von der Eivilbehörde förmlich dazu aufgefordert wird: 
94. Die Militärperfonen fiehen nur in Criminal 
und Dienftfachen unter dev-Milttärgerichtsbarkeit; in allen 
übrigen aber find fie, mie jeder Staatsbürger, den eine 
ſchlaͤgigen Civilgerichten unterworfen. 

9. 5: Die Buͤrgermiliz wird beſtaͤtigt. Zur Erhaltung 
der Ruhe in Kriegszeiten wird eine Nationalgarde, und 
zur Handhabung der Polizei eine Gensd’armerie errichtet 
werden. | | 

Dies find die Grundlagen der Lünftigen Verfaſſung 
Unfers Reiche. Ihre Einführung wird Hiermit fefigefeßt 
auf den 1. Det. diefes Jahres, In der Ziwifchenzeit werden 
die hiernach zu entwerfenden Geſetzbuͤcher, fo wie die eins 
zelnen organifchen Sefege, welche obigen Beftimmungen 
sheils zur-nähern Erläuterung dienen, theils die Art und 

eife ihres Vollzugs vorzeichnen, nachfolgen, — Voͤlker 


I 


/ 
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Unſers Reiches! Die Befeſtigung eurer gemeinſchaftlichen 
Wohlfahrt iſt Unſer Ziel. Je wichtiger euch daſſelbe er: 
ſcheint, und je durchdrungener ihr von der Erkenntniß 
ſeyd, daß kein beſonderes Wohl ſich anders, als in der 
engſten Verbindung mit dem allgemeinen dauerhaft erhals 
ten kann; defto ficherer wird diefes Ziel erreicht, und Uns 
fere Negentenforge belohnt werden. So gegeben in Unſe⸗ 
rer Haupt: und Refidenzftade München, am erften Tage 
des Monats Mai, im Eintaufend Achthundert und Achten 


Sahre, Unfers Reiches im Dritten. 
| Martmilian Joſeph. 


Freih. v. Montgelas. Graf Moramiztp. 
Freih. v. Hompeſch. 





Auf dieſe Conſtitution folgten, zur Ergaͤnzung der 
einzelnen allgemeinen Beſtimmungen derſelben, mehrere 
organiſche Edicte. 


b) Organiſches Ediet vom 4. Jun. 1808, 
die Bildung des geheimen Rathes 
betreffend, | 


Bir Marimilian Sofeph von Bottes Önaden 
König von Bayern | 

2 zur Vollziehung der im dritten Titel 9. 2 — 3 der 
onftitution über die, die Errichtung des geheimen Rathes 

enthaltenen allgemeinen, Beftimmungen folgende organifche 

Anordnungen zu treffen beſchloſſen, und befchließen hier⸗ 

mit wie folger: 


Erfier Titel, 
Eonftituirung des Perfonals. 


Art. 1. Wir und Unfer Kronprinz wohnen den Sts 
tzungen des geheimen Rathes bei. 
Diefer foll beſtehen a) aus Unfern Miniftern; b) aus 
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12, höchſtens 16 geheimen Räthen, die Wir ernennen 
werden; c):auch Unfre Kronbeamte koͤnnen während ihrer 
Anweſenheit in Unſrer Reſidenz den Sitzungen des geheis. 
men Rathes beitwohnen, und nehmen alsdann ihren Platz 
nad) Unfern Miniftern; d) die Stelle des ‚General: Ses 
eretärs bei dem geheimen Rathe wird Unſerm geheimen 
Konferenz : Serretär übertragen. 

Art 2. Die geheimen Räthe werden anfänglich von 
Uns nur auf ein Jahr ernannt, und find nicht eher als 
nach fechsjähriger ununterbrochener Dienftleiftung in diefer 
Eigenſchaft als permanent anzufehen. 

Ale Sahre mit dem 1. October wird eine von Uns 
angeordnete Lifte der geheimen Räthe erfcheinen. Diejeniz 
gen, welche nicht auf diefer Lifte fiehen, hören von ſelbſt 
auf, geheime Näthe zu feyn. \ 

Art. 3. Der Gehalt eines geheimen Rathes wird 
auf 4500. Gulden feftgefegt, mit Einrechnung desjenigen, 
den ein Mitglied wirklich fchon bezieht. 

Art. 4. Der Öehalt des General: Secretärs iſt 4000. 


Art. 5. Die auf Lebenszeit ernannten geheimen 
Käthe und der General: Secretär erhalten alle Vortheile 
der Pragmatif für den Staatsdienit, wenn fie ihnen nicht 
ſchon nad) ihren bisherigen Dienftverhältniflen zuftehen ; 
. fo wie fie auch allen aus derfelben Hervorgehenden Verbind⸗ 
lichkeiten unterworfen find. 


Zweiter Titel. 
Gefhäftstreis des geheimen Kathes, 
Art. 1. Unfer geheime. Rath ift in Gemäßheit des 

Titels III. $. 2. der Eonftitution die höchfte berathichlagende 
Stelle in den wichtigften innern Angelegenheiten Unſers 
Neiches. J — 
Art. 2. Er kann ſich nur auf unſern Befehl vers 
ſammeln. | 
Art. 3. Er hat in feinem Gefchäfte die Synitiation, 
und kann nur über diejenigen Gegenftände berathfchlagen, 
welche auf Unfern Befehl von Unfern Miniſtern an ihn ges 
Zweiter Band, io 
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bracht werden. Ueber die Gegenſtaͤnde, die ſich zur Bera⸗ 
thung in dem geheimen Rathe eignen, werden die Sitzun⸗ 
gen, ſo oft Wir es auf den Vortrag Unſrer Miniſter noͤ⸗ 
thig erachten, von Uns beſtimmt. Es wird nie eine Vor⸗ 
ftellung unmittelbar an den geheimen Rath gerichtet, fonts 
dern alfezeit an Uns, mit Bemerkung des Gegenftandes. 

Art.4. Zufolge des 9. 2. Titel III. discutirt und 
entwirft er die Gefepe und Hauptverwaltungs: Berordrunz 
gen nach den Grundfägen, die ihm von Uns durch die ein: 
fchlägigen Minifterien werden mitgetheilt werden. | 

Art. 5. Ueber die’ an Uns gerichteten und von Uns 
an ihr durch die einfchlägigen Minifterien gewiefenen Fra— 
gen, den Sinn der Gefege betreffend, hat der geheime 
Rath Uns fein Gutachten vorzulegen, 

Art 6. Er vereinigt mit dem Character der berathr 
ſchlagenden Stelle den richterlichen in allen contentiöfen ads 
miniftrativen Gegenftänden, die auf Unſern Befehl durch 
die einfchlägigen Minifterien an ihn gemacht werden, und 
für welche er die legte Inſtanz nach den nähern Beſtim⸗ 
mungen bildet, die hierüber fowohl in Beziehung auf die. 
Gegenftände, als auf die dabei zu beobachtenden Foͤrmlich⸗ 
keiten nachfolgen werden. Ä 

Art: 7. Er beurtheilt a) die Kompetenz Streitigfeis 
ten zwifchen der Gerichts: und Verwaltungsftelle; b) die 
Stage: ob öffentliche Beamte wegen begangenen Verbrechen: - 
vor Gericht geftellt werden können und follen. | 

Art, 8. Wegen diefer Judicialgeſchaͤfte verfammelt 
fich der geheime Rath wöchentlich einmal an einem noch zu 
beſtimmenden Tage. Bei. diefen Verfammlungen muͤſſen 
jedesmal zwei Drittheile der Mitglieder gegenwärtig feyn. 


Dritter Titel. 
GSefhäftsgang, | 

Art. 1. Aus der General: Berfammlung des gehelr 
men Rathes werden nach den ihr zugemwiefenen Gegenftän: 
den drei Sectionen gebildet ; 

a) Der bürgerlichen und peinlichen Gefeßgebung, b) der 
Sinanzen, und c) der innern Verwaltung. 

Art. 2. Jede Sertion beſteht wenigftens aus 3 Mite 


I) 
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gliedern. Wenn Fein befonderer Präfident als Vorſtand der 
Section von Uns ernennt wird; fo fommen dem älteften: 
Mitgliede derfelben die Functionen des Dirigenten zu. 

Art. 3. In den einzelnen Sectionen werden die daz 
hin gewiefenen Gegenftände zum Vortrage in der allgemeis 
nen Berfammlung vorbereitet. * 

Art. 4. Die einzelnen Sectionen verſammeln ſich ſo 
oft, als es dic Bearbeitung der ihnen zugewieſenen Gegen⸗ 
ftände erfordert. Ein geheimer Secretär desjenigen Mini: 
fterials Departements, zu deflen Gefhäftstreife der zu ber 
arbeitende Gegenftand gehört, I dabei dag Protocol, 

Art. 5. In der General: Berfammlung wird allezeit 
-auf den Vortrag derjenigen Section berathfchlagt, welche 
den Gegenftand hiezu vorbereitet hat. 

Art. 6. Wenn Wir oder Unſer Kronprinz der Siz⸗ 
zung nicht in Perfon beimohnen ; fo präfidire der Altefte der 
anwefenden Staatsminifter. 

Art. 7. Der Generals Secretär führe if der Gener 
rals Berfammlung das Protocol. In denjenigen Vers 
fammlungen, welche durch wichtige innere Angelegenheiten 
des Reiches, oder durch die zu discutirenden Gefeßentwärfe _ 
veranlaßt werden, ift ev verbunden, über jeden diefer Ger 
genftände ein eigenes Protocol zu führen, welches Uns 
durch den einfchlägigen Minifter zur Genehmigung vorge: 
legt wird. Derſelbe führt auch das Einlaufsprotocoll über 
die an den geheimen Rath gewiefenen Gegenftände, vers 
wahrt die Protocolfe, und. forgt für die Fertigung der nö 
thigen Ertracte, die von ihm unterzeichnet werden. 

Art. 8. Die Erkenntniffe des ‘geheimen Rathes in 
eontentidfen adminiftrattven.Sahen; fo wie die Entfchei- 
dungen der Anfragen, welche entweder Competenzftreitige 
feiten der Gerichts ; und VBerwaltungsftellen, oder die 
Stellung eines öÖffentlihen Beamten vor das Gericht bez 
treffen, werden'in Unferm Namen mit Bemerkung der hier: 
über vorausgegangenen Bernehmung des geheimen Nathes 
durch die einfchlägigen Minifterien ausgefertigt. 

Art. 9. Sobald die Entfhließungen des geheimen 
Rathes in organifchen Verwaltungsgegenftänden, die durch, 
den einfchlägigen Minifter Uns. vorgelegt werden, Unſere 
Genehmigung erhalten Haben, Hilden. fie Decrete, und: 

ı0 * 
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werden von demfelden Minifterium, in deſſen Geſchaͤfts⸗ 
kreis fie einfhlagen, in Unferm Namen ausgefertigt, 
Art. 10. Ergibt fi der Fall, daß ein in dem gehei: 
men Kathe auf Unfern Befehl in Berathung gefommener 
Gefegentwurf nach Unferer durch den einfchlägigen Minis - 
fer zuvor hierüber erhohlten Genehmigung, den Reiche 
ftänden mitzutheilen ift; fo wird derſelbe jedesmal dur) 
die von Uns dazu befonders zu ernennenden Mitglieder des 
geheimen Rathes mit dem in dem organifchen Ediet über 
die Nationals Repräfentation vorgefchriebenen Sörmlichkeis 
ten an die Verſammlung der Reichsſtaͤnde gebracht. | 

Art. 11. Iſt über einen folhen Gefegentwurf mit 
der National» Repräfentation das Erforderliche berichtigt ; 
fo kommt derfelbe in das einfchlägige Minifterium zurüc, 
und wird, nachdem er Uns durch diefes zur endlichen Ber 
ftätigung wieder vorgelegt worden, auf gehörige Art aus 
. gefertigt. 

Art. 12, Ein jeder Unfrer Staats: und Conferenz? 
minifter wird hiemit beauftragt, zur Ausführung diefes 
organifchen Ediets die in feinem Wirkungskreiſe einſchlaͤgi⸗ 
gen weitern Einleitungen zu treffen, daß daflelbe mit Anz 
fange des künftigen Etats: Jahres in Vollzug geſetzt wer⸗ 
den kann. 

München, den 4. Juny, 1808, 

| Max. ofeyh . 

Freiherr v. Montgelas. Graf Morawitzky. Sreiherr 
| v. Hompeſch. | 
Auf Eöniglichen allerhöchften Befehl 
j v. Biarowsky. 


J 





ec) Organiſches Ediet vom 24. July 
1808, die Gerichtsverfaſſung be— 
| treffend. 
Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gna— 
den König von Bayern. 


Zur Vollziehung des V. Titels der Konftitution, und um 
in Unſerm Koͤnigreiche eihe gleihförmige, den Verhaͤltniſ— 
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fen und der Geſetzgebung entfprechende Gerichtsverfaſſung 
zu Hilden, haben Wir die näheren organiſchen Verordnuns 
gen zu treffen befchloffen, und befchließen „ wie folgt; 


U J. Titel 
Allgemeine Eintheilung der Gerichte. 


6. 1. Es ſollen in jedem Kreiſe Unſers Königreiches 
Untergerichte als erſte Inſtauzen in Civilrechtsſachen, dann 
als inſtruirende Behörden in peinlichen Proceflen für die 
ihnen angewiejenen Bezirke beftchen. 
62. &s werden Appellationsgerichte, in der Negel 
je für zwei Kreife, als zweite Inſtanzen in fireitigen Eis 
vilvechtsfachen und. als erfte entjcheidende Stellen in peinlis 
chen Rechtsfaͤllen errichtet. | | 

$. 3. In Unfrer Refidenzftadt foll ein Oberappellas 
tionsgericht als legte Inſtanz in Civil: und peinlichen 
Rechtsfaͤllen für Unſer ganzes Königreich angeordnet 
werden. | | 

II. Titel. 
Bon den Untergerichten. 

‚»& 4. Die Untergerichte, welche in jedem Kreiſe bes 
ſtehen, theilen ſich in Stadtgerichte, in Landgerichte und 
in Parrimonialgerichte. 
6. 5. Die Stadtgerichte beftchen aus einem Stadts 
vichter und mehreren Stadtgerichts s Beifigern. . Die Zahl 
der legtern wird nach. dem Verhaͤltniſſe der Population 
beftimmt. | 
- 6. 6. Die Untergerichte auf dem Lande beftehen aus 
einem Nichter und zwei bis drei der Rechte fundigen und- 
geprüften Landgerichtsbeifigern, aus welchen Einer befonz 
dere Beweiſe über theoretifhe und practiiche Kenntnifle in 
der peinlihen Nechtswiflenfchaft abgelegt haben muß. 

$. 7. Für die Patrimonialgerichte, welche Wir als 
fünftig zu beftehende Untergerichte beftätigen'werden,, wird 
eheefihtlic ihrer Belegung fowohl, als. ihres künftigen 
Deftandes eine eigene Verordnung folgen. 

$. 8. Die Gerichte erfter Inſtanz dei Unfrer Souve⸗ 
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tainetät untergebenen mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen 
nehmen gleiche Verfaſſung, wie Unfre Untergerichte an. 

$. 9. Wir werden ein Verzeihniß aller in jedem 
Kreife beftehenden Untergerichte, mit genauer. Bemerkung 
ihres Bezirkes, Öffentlich befannt machen. 

$. 10. Die Kompetenz der Untergerichte erftrecft fich 
auf alle in ihrem Bezirke angebrachte Real: und Perfonal; 
Hagen, ohne Ruͤckſicht auf die bisher beftandenen perfänlis 
hen Drivilegien und Eremtionen. 
6. 11. Nur den Unfrer Souverainetät unterworfes 
nen Fürften und Grafen, welche in dem wirklichen Befige 
der Patrimonialgäter fich befinden, jo wie jenen, welche 
Wir ihnen gleich zu ftellen etwa für gut finden werden, 
bleibt das erftere nach Unſrer Declaration vom 19. März 
1307 in allen fie betreffenden Real: und Perſonalklagen 
eingeräumte ‚privilegirte Forum erfter Inſtanz bei den Ap⸗ 
vellationsgerichten. 

Die übrigen Glieder diefer Familien find dem orbentlis 
den Gerichtsftande unterworfen. 


$. 12. In Anfehung der Klagen in Wechfelz und - - 


Merkantilfachen bleibt es bei der fchon Beftehenden Verfafz 
fung, nach welcher fie in erfter Inftang zu den Wechfelges 
richten gehören. _ —— 
6. 13. Die Stadtgerichte uͤben in ihrem Bezirke die 
Eivilgerichtsbarkeit in collegialifher Form, nach den ihnen 
bei ihrer DOrganifation ſchon ertheilten,, oder noch zu ertheiz 
lenden Vorfchriften aus, E 

Die Inſtruction der peinlichen Proceſſe uͤber die in den 
Gefängniffen der Stadtgerichte verwahrten Webelthäter, 
und die Übrigen in die peinliche Gerichtspflege ihres Bezirs 
kes einfchlagenden Sefchäfte werden durch den Stadtrichter 
felöft, oder aus deflen Auftrag von einem oder mehreren 
Stadtgerichtsbeifigern beforgt. 

Sie fenden die inftruirten Acten zur Entfcheidung an 
die Appellationsgerichte, vollziehen die Urtheile diefer us 
ſtizhoͤfe, und haben ihre Aufträge zu Gefolgen. 

Sie wachen über die in ihren Gefängniflen befindlichen 
Inquiſiten, über ihre Verwahrung, Nahrung, Behands 
lung. — 

9. 14. Bei den Landgerichten koͤnnen jene Civilſtrei⸗ 


* 
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tigfeiten, wobei nach der Gerichtsordnung Fein Schriften⸗ 
‚wechfel Statt findet, von dem Landrichter allein, ‚mit Bei⸗ 
ziehung eines Protocollführers, oder nach Auftrag deſſelben 
yon einem Landgerichtsbeifiger, mit gleicher Beiziehung des 
Mrotocollführers, vorgenommen und geſchlichtet werden. 

Diefe Befugniß koͤmmt auch dem Lahdrichter, oder den 
Sandgerichtsbeifigern in jenen Handlungen zu, welche blos 
‚die Inſtruction der übrigen Civilprogefle betreffen, z. B. 
Zeugenverhöre, Productionen, Kommiffionen ꝛc. 

Decreie und Befcheide hierin, welche nicht definitiv 
find, erläßt der .Landrichter allein; bei denjenigen aber, die 
eine definitive Kraft haben, treten die Gerichtsmitglieder 
zufammen, und entfcheiden nach der Stimmenmehrheit. 
— Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Richter. 

Die oben $. 13 erwähnten Gefhäfte der peinlichen 
Gerichtöpflege liegen dem Landrichter, oder nad deflen 

Auftrag einem der Landgerichtsbeifiger ob, | 
2 In Abwefenheit, oder im Verhinderungsfallejdes Land 
richters, vertritt deflen Stelle der Altefte Beifiger. Ä 
6. 15. Bei jenen mebdiatifirten Fürften und Grafen, 
. welche ſich in dem Befige der peinlichen Gerichtsbarkeit bes 
finden, haben die Suftizkanzleien die Obliegenheiten und 
Befugniſſe der Untergerichte. Sie fenden auch, wie diefe, 
die inſtruirten Prorefle an die Appellationsgerichte zur 
Entfcheidung ein. — 

9. 16. Den Patrimonialgerichten koͤmmt nur die Erz 
greifung und Verwahrung der in ihrem Bezirke betrete⸗ 
en, eines Verbrechens verdaͤchtigen, Perfonen zu; fie 
liefern die Verhafteten längftens binnen 43 Stunden an 
das nächte Landgericht aus, 

$. 17. Von den Untergerichten geht in den durch. die 
Gerichtsordnung zu beftimmenden Eisilfällen die Berufung 
an die Appellationsgerihte. | 

F. 18. Don den Gerichten erfter Inſtanz der media⸗ 
tiſirten Fürften und Grafen geht die Appellation an ihre 
Juſtizkanzleien. Be —— 

$. 19. In nicht ſtreitigen Civilrechtsſachen find von 
den Untergerichten jene Geſchaͤfte zu beſorgen, welche ihnen 
durch das Civilgeſetzbuch und die Gerichtsordnung zuge 
eheilt werden, 3 ea 


— 
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$. 20. Wir werden den. Untergerichten Aberhaups 
über ihre Geſchaͤftszweige und Gefchäftsführung befondere 
Inſtructionen erteilen. 

6. 21. Ueber die Gehalte der Stadtgerichtsmitglieder 
wird bei ihrer Organifation die Beftimmung folgen, | 

$. 22. Die Landrichter behalten His auf weitere Ber 
ftimmung ihren dermaligen Gehalt. 

Die Gerichtsbeifiger erhalten bis auf weitere Berords 
nung den bisher für die Landgerichts; Actuarg auegeſproche⸗ 
nen Gehalt. 


III Titel, | 
Bon den Appellationsgeridhten. 


$. 23. Für zwei Kreiſe Unfers Königreiches foll in 
der Regel ein Appellationsgericht als zweite Inſtanz in Eis 


pilrechtsſachen, und als erfte entfcheidende Stelle in peins 


Jichen Fällen errichtet werden. 

Daſſelbe ift zugleich die erfte Inſtanz für die mediatiſtr⸗ 
ten Fuͤrſten und Grafen, und diejenigen, welche Wir dies 
ſen zu aflimiliven für gut finden werden. 

Es werden auch, als Ausnahmen, für einzelne Kreiſe 


Appellationsgerichte beſtehen. 


$. 24. Die zu errichtenden Appellationsgerichte ſind 
daher folgende: 
1. Für den Mainkreis ein Appellationsge⸗ 


richt in Bamberg. 
2. Für den Pegnitz⸗ und Nabkreis ein Ay: 
pellationsgericht in . . Amberg, 
3. Für den Rezatkreis ein Appellarionsger 
richt in . Ansbach. 
4. Fuͤr den Oberdonau⸗ und Aitmuͤhltreis | 
ein Appellatiönsgeriht in» - Meyburg, 
5. Für den Iller⸗ und Lechkreis ein Appels 
lationsgericht in »- » . Memmingen, 


: 6. Für den Negen: und Unterdonaufreis 
ein Appellationsgericht in » - : Straubing, 

7. Fuͤr den Iſar⸗ und Salzachkreis ein 
Appellationsgeriht in» - + + + Münden, 
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8, Fuͤr den Eiſak⸗ und Innkreis ein Apr no 
pellationsgeriht in » » » 8.7... Inusbruf; 
9. Für den Etſchkreis ein Appellationsges 2 
richt in C....... Trient, 
6.25: Wo zwei Kreife einem -Appellationsgerichte 
untergeordnet find, befteht daflelbe aus x Präfidenten, 
2 Directoren, 16'Räthen, 4 Secretaͤren, ı Expeditor, 
2 Regiftrasoren, 8 Kanzelliften, 1 Rathsdiener, = Bote. 
9. 26. Jene Appellationsgerichte, welche nur einen 
Kreis zu ihrem Bezirke erhalten, beftehen aus ı Präfidens 
ten, ı Director, 8 Räthen, "2’Secretären, ı Erpeditgr, 
. 2 Regiftratoren, welche duch im ndthigen Falle zu Secres 
tärsdienften zu gebrauchen find, 4 Kanzelliften, ı NRarher 
6.27. Das Appelfattonsgericht, welches für 3 Kreiſe 
befieht, heilt fih, ale Rathstage in Senate, bei welchen 
nicht Änter 5, und in peinlichen Fällen nicht unter 7 Mit⸗ 
—5 — mit Einſchluſſe des Vorſtandes anweſend ſeyn 
rfen. * | 
9. 28, Der Präfident kann abwechſelnd allen Sena⸗ 
ten beimohnen. Er hat in den Seffionen die Direction, 
Hält das Praͤſenz⸗Protocoll und die ‚Umfrage, und gibt, 
wenn Stimmengleichheit vorhanden iſt, die Entfcheidung, : 
Die Geſchaͤfts⸗ und Difeiplinarauffiht fteht dem Präs 
fidenten zu, welcher. in wichtigen Fällen den Rath der Dir 
rectoren zu erhohlen hat, Eee, | —— 
$. 29. Wenn der Praͤſident abweſend, oder verhin⸗ 
dert iſt, vertritt der Altefte Director fowohl in als außer 
bem Rathe feine Stelle, in dem Verhinderungsfalle deu 
Directoren kommt die Reihe an den Älteften Rath. :n 
6. 30. Es ſollen wenigftens drei Selfionen des: Aps 
pelfationsgerichts in jeder Woche gehalten werden. Bei 
großem Drange der Gefchäfte find nebſt diefen noch außerz 
pidentliche Sigungen zu veranflalten, » 
$. 31. Die Appellationsgerichte erfennen als Appella 
tions: Inſtanzen in allen jenen ſtreitigen Eivilfahen, welche 
nach der Serichtsordnung von den Untergerichten ihrer, Bes 
zirke im Wege der Berufung.an. fie.gelangen koͤnnen, und 
gelangen; find in erſter Inſtanz bei den Cyilſtreitigkziten 
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der Mediatiſtrten und derjenigen, welche Wir ihnen gleich 
zu ſtellen fuͤr gut finden werden. 

$. 32. Sie erkennen auch in zweiter und letzter In⸗ 
ſtanz in ftreitigen Wechfel: und Merkantilfahen, melde 

von den Wechielgerichten erſter Inſtanz durch Appellation 

an fie kommen. 

$. 33. Sie entſcheiden alle durch die inquirirenden 
Behoͤrden ihrer Kreife inſtruirten peinlichen Proceffe, und 
—— dle Acten mit dem Urtheile zur Execution dahin 
zur 

Sie ordnen die vor der Entſcheidung allenfalls noch 
m. Erfegungen und Snftructionen an. 

34. Den wirklichen Befigern der mediatifirten Fürs 

ent imer und Sraffıhaften bleibe künftig das beftimmte 

strägalgericht, fo wie es in der Derlaration vom 19, 
März 1807 ausgefprochen ift, 

$. 35. Wenn ein Untergeriht von einem flreitenden 
Theile aus Verdachtsgründen, oder anderer Urſache recu⸗ 
firt wird, entfcheidet über den Beftand oder Unbeſtand der 
Recuſation die Appellationgftelle, und verweifet im erften 
Falle den Streit an ein anderes nahe gelegenes Unterges 


sicht. \ 

v 8.36. Wenn zwiſchen Untergerichten, welche unter 

demfelben Appellationsgerichte ſtehen, Competenzconflicte 

ſich ergeben; fo hat das Appellationsgericht Bericht darüber 
zu eritatten = Unfre allerhoͤchſte Entfcheidung zu erholen, - 

6. 37. Die Appellationsgerichte Haben die unmittel 
bare Aufficht fowohl im Civil⸗ als peinlihen Fache über 
die Untergerichte ihres Bezirkes, fie erhalten ihre Arbeitez 
tabellen, welche fie ale Quartale mit ihren Erinnerungen 
an das Minifterials Zuftigdepartement eingufenden, und 
die allenfalls dafeldft entftandenen Gebrechen anzuzeigen 

ben. " 

G. 38, Dieje Gerihtshöfe find übrigens an die ber : 
ftehende Rathsordnung in Hinſicht auf ihre Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung angemwiefen. 

$. 39. Der Praͤſident hat — Oehal 4000 fl. 
der ältefte Dieter +» » « . 3000 — 
der zweite ,. » 42u500 ° 
die + ältefien Käthe jeder . an an 0 none A000 — 
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* nachfolgenden-6 jeder nenn 1800 fl 
die 6 jüngften jeder - 2 1600 — 
der erſte Secretaͤr . . *4000 — 
der zweite Er EEE 9— 900 —⸗ 
der dritte Bes ur > De EL en Tuer Sur. Sue EEE 850 — 
der vierete800 — 
der Expeditor EEE 4 1000 — 
der erſte Regiſtrateeee90 — 
der zweite we 1.2 8 300 — 
die 4 erſten Tanzeliiſte en jeder vun 0. 600. 
die folgenden. jeder » +» = «non 0 no. 550 — 
5 der Rathsdiener . 08T TB. AR. 00. 500 — 
der Bote re er EEE 400 — 


$. 40. Beiden Appellationsgerichten, welche nur eis: 
nen Kreis zum Bezirke — hat der Präf dent 4000 fl, 


der Dirertor ., :. aha. 25.200 
von den 2 ältefien Räthen jeder . 0 a 1800 
. von den 3 jüngften jeder « » “0 ı 1600 
ber erfte Secretaͤr — 424 « 1000 
der zweite4830 
der Expedia Kane e «+ 1000 
ber erfte Resiſtrator 4900 
der zweite «800 


von den 2 älteften Sanpefiiten jeder we. 600 
von den 2 letzten jeder -» “ne. 550 
der Rathsdiene. 0. = 500 
— rennen 4 


IV. Titel — 
Von dem Oberappellationsgerichte. — 


$. 41. Das Oberappellationsgericht beſteht aus einem 
Praͤſidenten, 3 Directoren, 30 Rathen, 4 Secvetären, 
I Rathsdiener 2 Boten. 
6. 42. Es theilt ſich in 3 Senate; doch fteht dem 
Praͤſidenten frei, wenn die Zahl der Gefchäfte es ers 
heiſcht, auch 4 Senate zu bilden, bei welchen aber nicht 
weniger, als 6 Näthe und ein Vorftand, bei Todesurcheis 
len aber 9 Räthe, mit Einſchluſſe des Re anwe⸗ 
ſend ſeyn muͤſſen. 


— — 


— 


- 
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$. 43. Der Präfidene kann abwechſelnd jedem Se⸗ 

nate beiwohnen. — 
Er hat in den Seffionen die Direction, hält das Präs 
ſenz-⸗Protocoll, die Umfrage, und gibt, wenn Stimmen: 
gleichheit vorhanden iſt, die entfchelderde Stimme. Außer 
der VBerfammfung gebührt ihm die Eröffnung des Einlauz 
fes, die Vertheilung der Arbeiten. 

Die Gefchäfts: und Difeipfinaraufficht ſteht dem Prä: 
fidenten zu, weldjer in wichtigen Fällen den Rath der Dir 
rectoren zu erholen bat, ° Ä 

$. 44. In Abweſenheit des Praͤſt identen vertritt der 
ältefte Director deflen Stelle. 

$. 45. €s follen alle Wochen wenigftens 3 Seſſionen 
der Senate Statt finden, in dringenden Faͤllen werden 
außerordentliche Sitzungen gehalten. 

— 5. 46. Jaͤhrlich treten aus jedem Senate 3 Käche 
nad) dem Dienitalter aus, und gehen in einen andern über, 
and fo durchgehen fie alle Senate. 

Die Directoren kännen, nad) Sutbefinden des Präfidens 
ten, von Zeit zu Zeit.in den Senaten gewechfelt werden, 

6. 47. Wir werden bei Vefegung der ſich Eünftig ers 
dedigenden Stelfen der. Oberappeflations + Serichtsräthe diefe 
Stelle mit ihrem Gutachten vernehmen. 

— 6. 48. Das Oberappellationsgericht erfennt in letzter 
Inſtanz über ftreitige Einils.und über peinliche Nechtsfälle 
des ganzen Königreiches... . 

9. 49. Ueber welche Civilrechtsſtreite die Berufung 
von den Appellationsgerichten an diefes Tribunal ergriffen 
werden könne, wird die Gerichtsordnung angeben. 

$..50%, Wenn ein Appellationggericht von einem ftreis 
tenden Theile aus Gründen eines rechtmäßigen Verdacht, 
öder aus einer andern Urſache reeufirt wird, -entfcheidet 
über die Statthaftigkeit der Mecufation das Oberappella⸗ 
tionsgericht. 

. z1. Wenn zwiſchen Appellationsgerichten unter 
ſich, oder zwiſchen Untergerichten, welche nicht unter einem 
und. demſelben Appellationsgerichte ſtehen, Competenzcon⸗ 
fliete ſich ergeben; fo hat das Oberappellationsgericht Bes 
richt zu erſtatten, und Unſre allerhoͤchſte Entſcheidung zu 


erholen. 
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6.523. In. peinlihen Procefien ſteht dem Oberappel⸗ 
fationsgerichte die Reviſion, oder das Appellationserkenntz: 
niß in den durch bejondere Verordnungen von Ung gefeglich 
zu beftimmenden Fällen zu. | — 

$. 53. Es kann in peinlichen Fällen die Urtheile der 
Appellationsgerichte nur.beftätigen, oder zum Wortheile der 
Angefchuldigten veformiren. | 2 

6. 54. Diefem Obergerichte fteher die Aufſicht über 
die fämmtlichen Appellationsgerichte Unfers Reiches zu. -  - 

Es fann Uns, wenn es Vifitationen derfelben nothwen⸗ 

dig findet, feinen Anfragsbericht hierüber erftatten, und 
nach erfolgter Genehmigung diefelben abordnen, und Ein? 
fiht von dem Gange der Gefchäfte nehmen, und Uns fos 
dann mit Aalegung der Protocolle und Beifügung feiner 
Erinnerungen berichtlihe Anzeige über den Befund machen, 
6. 55. Wir werden durch Unſer Juſtizminiſterium 
J Viſitatoren Unſers Oberappellationsgerichts anordnen 
laſſen. 

F. 56. Der Praͤſident dieſes Obertribunals hat zum 
jaͤhrlichen Gehaltee...2800o0 fl. 
der aͤlteſte Direcrteeeer.. 000. 4000 
der zweite Te ka 5 3500 
der Ville > “0 0 dee ee. . 3000 
von den 15 älteren Räthen jeder - - » . 2500 
von den folgenden jeder - -» = * =... 2200 
die älteren 2 Secretäre jeder « -» » * ... 1500 
die folgenden jeder - = = “20 2 02. 1200 
der Rathsdiener. 600 
DEE Botte400 


V. Titel. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


9. 57. Den Definitivurtheilen in Civil- und peinli⸗ 
chen Proceflen muͤſſen von allen Gerichten künftig die Ent— 
fcheidungsgrände beigefügt werden. 

9. 58. Mit dem 1. Sinner 1809 treten fämmtliche 
nen organifirte, Gerichtähöfe und Gerichtöftellen ihre Ber 
rufögefchäfte an, und die bei den nicht mehr beftehenden 
Gerichten noch vorhandenen Arten, Dorumente, Depofis- 


Bee 
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ten, Bücher, f. a. werben an die betreffenden Gerichtsbe⸗ 
hörden ausgeliefert. Es muß zu diefem Ende von den Er⸗ 
ften eın Verzeichniß aller oben genannten Gegenftände bis 
zur Auslieferung gefertigt werden. 

6. 59. Die Zuftiz fann in Unferm ganzen Königreiche 
nur von den von Uns neu organifirten oder beftätigten Ger 
vichtshöfen in Unjerm Namen, nad Unfern Gefegen und 
Vorſchriften verwaltet werden. 

Vom ı. Sinner des fünftigen Jahres hören daher die 
Gefchäfte aller jener Gerichtsbehörden auf, welche von Uns 
nicht als künftig beftchend öffentlich bekannt gemachte wor⸗ 
den find. 

Diejenigen, welhe nad obigem feftgefeßten Termine 
fih einer fernern Gerichtsbarkeit anmaßen, follen ald Verz 
leger Unſrer Hoheitsrechte beftraft, und ihre Handlungen, 
als nichtig angefehen werden. 

Unfer ZYuftigminifter it beauftragt, mit Anfange des 
fünftigen Jahres gegenwärtige Drganifation in Vollzug: 
bringen zu laſſen. 

— den 24. Suty. 1808. 

Rz. Mar Joſepeh. 
Freih. v. Montgelas, 
Gr. Morawitzky. 
Freih. v. — 





d) Organiſches Edict vom 28. Sul. 1808, 
die al dia Verhältniffe des Adels 
betreffend. 


Bir Marimilien Joſeph, von Gottes Gnar 
den König von Bayern. 


Wir haben in Gemäßheit des J. Titels $. 5. der Con: 
ftitution Unſers Königreiches über: die fünftigen Verhaͤlt⸗ 
niffe des Adels befchloflen und verordnet, wie folgt: 
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L Titel 
Von dem Adel uͤberhaupt. 


1. Kapitel. 
Bon Erlangung des Adels. 


6. 1. Der Adel kann nur durch eine königliche Concefe 
ſton erlangt werden. 


$. 2. Deſſen politiſche Verhaͤltniſſe ſind durch die Con⸗ | 
ftitution beftimmt. 


6. 3. Die Befugnif, Majorate zu errichten, ſteht ihm 
ausſchließlich zu. 

9. 4. Den mediatiſirten Fuͤrſten, Grafen und Herz 
ren verbleiben die Rechte, welche Wir ihnen in Unſrer Er⸗ 
klaͤrung vom 19. Maͤrz 1807 zugeſichert haben, in ſo weit 
ſie den ausdruͤcklichen Beſtimmungen der Conſtitutionsacte 
Titel I. $. 5. nicht widerſprechen. 


6. 5. Denjenigen Majoratöbefigern, welche Wir mit 
dieſem Rechte für ihre Perfon allein, oder ihre Erben zu 
begünftigen für gut finden werden, gebührt der privilegirte 
Serichtsftand, wie er in dem $. 9. erften Abſatz und §9. 11. 
der erwaͤhnten Declaration enthalten iſt. 


2. Kapitel— 


Von der MOSE NEE des Geburts; und Adop⸗ 
tions» Adels, 


$. 6. De Adel wird durch die rechtmäßige eheliche 
Gebuͤrt von adelihen Aeltern, oder durch Adoption ver⸗ 
erbt. 


9. 7. Alle, die in Unſerm Königreiche als Adeliche 
anerkannt ſind, behalten fuͤr ſich und ihre ehelich gebohrne 
Kinder ihre bisherigen Adels-Titel. | 

$. 8. Sn den Fällen, in welchen die Adoption nach 
den Geſetzen Start hat, kann auch mit Unſrer Genehmi⸗ 
gung der Adels; Titel auf den adoptirten Sohn vererbt 
werden. 
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Bon der Erwerbung des Adels durd Gna— 
denbriefe. 


6. 9. Derjenige Unſrer Unterthanen, welcher einen 
Adeis⸗ Titel durch einen Gnadenbrief von Uns erwerben 
will, muß in einer an Uns gerichteten, und bei Unferm 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten übergebenen 
motivirten Vorſtellung durch glaubwürdige Zeugnifle oder 
Urkunden darthun: 

1) Nebft Namen, Vornamen, Alter, Wohnort, feine 

Bisherige Dienftes > oder fonftige Functionen ; 

2) feine und feiner Familie Verdienfte um den Staat; 
3) die Zahl feiner Kinder beiderlet Geſchlechts; 

4) ein hinlängliches ſchuldenfreies Vermögen, | 
6. 10, Gertanntes Minifterium prüft die in der Vor: 
ftellung enthaltenen Angaben, und erftattet an Uns darüber 
einen ausführlichen motivirten Antrag. 

6. 11. Wenn das Geſuch Unfre allerhöchte Geneh⸗ 
migung hierauf erhaͤlt; ſo wird durch das naͤmliche Mini⸗ 
ſterium der Adelsbrief, mit der Beſchreibung des bewillig⸗ 
ten Wappens, in der hergebrachten Form ausgefertiget, 
und nach erlegter Tare in das hierüber zu führende bejonz 
dere Regiſter eingefchrichen, dem Supplicanten fodann zus 
geftellt, und durch das Kegierungsblate befannt gemacht. - 


Berluft, des Adels. 


F. 12. Der Verluft der bürgerlichen Rechte hat zu⸗ 
gleich den Verluſt des Adels zut Folge; jedoch nur für die 
Perfon des Titulairs, und nicht für deflen vechtmäßige 
Erben. 

$. 13. Die Erneuerung des Adels, Titels if eine 
neue Verleihung, und muß unter den nämlichen Bedin⸗ 
gungen, wie in dem 3. Kapitel vorgeſchrieben iſt, ge⸗ 


ſchehen. 
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5. Kapttel. 


Matrikel für ſaͤmmtliche Adeliche des 
Königreiches. 


6. 14. Saͤmmtliche Adeliche Unfers Königreiches, for 
wohl der alten Geſchlechter, als auch diejenigen, welche 
erft in neuern Zeiten die Adelstitel erhalten Haben, follen 
in eine befondere Matrifel eingetragen werden. 

6. 15. Zu dem Ende find alle adeliche Familien gehal⸗ 
ten, innerhalb 6 Monaten nach der Publication des gex 
genwärtigen Edicts, bei Unferm Minifterium der auswärs - 
tigen Angelegenheiten in beglaubten Abfchriften einzugeben: 

a) Shre Adelstitel und die Diplome, oder fonftige Urs 
tunden, durch welche derfelbe bewiefen wird; 

b) ihre Familien; Wappen ; 

c) den Vors und Zunamen aller Familienglieder, ihr 
Alter, ihren gegenwärtigen Wohnort, mit einer Anz 
jeige der Stellen, die fie befleiden. — 

G. 16. Bei jeder adelichen Familie werden dieſe Anz 
gaben, nachdem ihre Beglaubigung unterfücht und richtig 
gefunden worden ift, in die Matrikel eingetragen. 

& 17. Eben fo werden in der nämlichen Matrikel alle 
Veränderungen vorgemerkt, die mit einer Familie fich ere 

eben. a Ze 
9 . 18. Wer in diefe Matrifel nicht eingetragen. ift, 
wird in Unferm Königreiche in den- öffentlichen Arten nicht 
"als adelich erkannt. | 

9. 19. Die Ertracte aus diefer Matrikel geben volle 
tommenen Beweis für den Adelstitel. 

$. 20. Diefe Matrikel wird unter der Aufficht Unſers 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten geführt. 

. 21. Die über den Adel vorfommenden jtreitigen Fälle. 

aber werden bei den einfchlägigen Appellationsgerichten vers 
Handelt und un. J 

$. 22. Sollte das gerichtliche Erkenntniß Veraͤnde⸗ 
rungen in dem Adelstitel zur Folge haben; ſo muͤſſen dieſe 
dem genannten Miniſterium angezeigt werden, damit, durch 
daſſelbe, die den Vorſchriften gemaͤßen Verfügungen vers 
anlaßt werden Können, 
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II. T i t e l. 
Bildung kuͤnftiger Majorate. 
f. Kapitel. 
Allgemeine Vorſchriften. 


9. 23. Die Majorate koͤnnen zukuͤnftig nur gegründet 
werden auf Cinkuͤnfte eines freien in Unſerm Koͤnigreiche 
gelegenen Landeigenthums. | 

9. 24. Diefes muß von allen Schulden und fonftigen 
Laſten frei feyn, woräber die obrigkeitlichen Beurkundung 
— Auszuͤge der, Hypothekenbuͤcher vorgelegt werden 
muͤſſen. 


jenigen, welchen ein ſolcher nach den Geſetzen gebuͤhrt, 
nicht verletzt werden. Dr 
$. 26. Unter dem Betrage von viertaufend Gulden 
reiner Nenten darf kein Majorat confituirt, oder beftätigt 
werden. | u 
$. 27. ‚Die Errichtung der Majorate.erfordert allezeit 
Unſere befondere Bewilligung. | 
G. 28. Diefe wird in einer an Uns gerichteten, und 
bei Unferm Zufttzminifterium übergebenen Vorftellung nachs 
geſucht. | 
$. 29. Es muͤſſen in der Supplif die Motive zur 
Errichtung eines Majorates angegeben feyn, und derfelben 
beurkundete Ausweifungen über den Vermoͤgensſtand beis 
liegen. | 
6. 30. Genanntes Minifterium bat die vorgelegten 
Motive und Beweife, nad vorläufiger Vernehmung der 


9. 25. Durch das Majorat darf der Pflichttheil ders Ä 


geeigneten Juſtizſtellen, zu unterfuchen, und Vortrag an Uns 


zu erſtatten. | 
$. 31. Erfolgt hierauf Unfere Genehmigung ; fo wird 
über die Errichtung des Majorates eine Urkunde, in welcher 
a) die Motive des errichteten Majorates, | 
b) der Adelstitel desjenigen, welcher es conflituirt, 
©) woraus es beiteht, unter Unferm größerm Siegel 
ausgefertigt, in eine Matrikel eingetragen, und nach 
erlegter Tare durch das Negierungsblatt bekannt ger 
macht, auch muß der Majoratöbrief in dem Hypothe⸗ 


— 


3 


/ 
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Eenbuche, wo die Güter gelegen find, eingetragen 
werden. I — 
$.-32. Es wird ferner bei der einſchlaͤgigen Gerichts⸗ 
fielle eine-eigene Matrikel über die in ihrem Bezirke befinde 
lihen Majoratsgüter mit einer genauen Befchreibung ders 
felben geführt. Ä y 
$. 33. Im denjenigen Fällen, in welhen Wir eine 
Adelsverleihung ‚oder Standeserhöhung mit einer Majos 
'ratsdotation ertheilen, werden Wir Unfer darüber ertheils 
sed Deeret, nebft einem Verzeichniſſe ver das Majorat cons 
ftituirenden Güter, Unjerm Minifterium der Juſtiz und der 
auswärtigen Verhältniffe zufertigen, welchem erftern ſodann 
‚obliegt, hienach die Majoratsurfunde auszufertigen, und 
die Eintragung in das Hypothekenbuch fomohl, als in die 
Matritel des einfchlägigen Serichtes, und die Bekanntma— 
chung durch) das Regierungsblatt zu verfügen; leßterem aber 
die Adelsverleihung oder Standeserhöhung. in das Adelsves 
giſter eintragen zu laflen. | | | 
$. 34. Wenn die Dotation nur zum Theile durch Uns 
gefchteht; fo muß wegen des andern &peites die vorgeſchrie⸗ 
bene Unterſuchung der erfüllten Bedingungen vorangehen, 
ehe die Majoratsurkunde ausgefertigt wird. 
G. 35. Die Güter, welche das Majorat bilden, ers 
halten übrigens feine. befondere Befreiung von Staatslar 
ften, fondern fie find diefen, wie das Eigenthum der. alis 
dern Bürger, unterworfen: | | — 
| 2. Rapitel, DE 
Von den Wirkungen des. errihteren Mas 
| jorates. — —— 
In Anſehung der Perſonen. 
6. 36. Das Majorat wird auf die männliche leibliche, 
ober bei Abgang derfelben, durch Adoption nach den Ger 
fegen berufene Defcendenz in der Linealordnung nach der 
Erfigeburt, errichee 
5. 37. Damit aber die Adoption die Wirkung der Vers 
erbung auf das Majorat erhalte, iſt Unfre ausdruͤckliche 
Bewilligung durch ein beſonderes Decret hiezu erforderlich, 
31” 


\ 
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6. 38. Diejenigen, welche in dad Majorat eintreten, 
miffen folgenden Eid ablegen: 

s „Ih ſchwoͤre Treue dem König und dem Eöniglichen 
Kaufe, Gehorfam gegen die Eonftitution, die Geſetze 
und Verordnungen des Weiche, und ich verfprecdhe, 

die Waffen zu ergreifen, zur Vertheidigung des Bas 
terlandes in allen Fällen, in melden demfelben Ges 
fahr drohet, und ich von dem Monarchen dazu aufges 
fordert werde.’ 

= $& 39. Bon den Fürften und Grafen wird diefer Eid 

in Unfre eigenen Hände abgelegt; die übrigen Adelichen lets 
ſten denfelben an Unfrer Statt Unferm Minifter der auss 

"wärtigen Angelegenheiten, oder demienigen, welchen ders 

ſelbe auf Unfern Befehl hiezu beauftragen wird. 


3. Kapitel, 
Sn Anfehbung der Güter. 


6. 40. Die Güter, welche das Majorat bilden, et; 
Halten oder behalten die Eigenfhaft der Stammgüter. 

6. 41. Hienach find fie unveräußerlicd und dürfen wer 
‘der mit Schulden, noch mit fonftigen Laften von dem Nugs 
nießer belegt werden.  _ 
942. Alle durch den Beſitzer —— vorgenom⸗ 
mene Veraͤußerungen, von welcher Art ſie ſeyn moͤgen, 
alle darauf conſtituirten Rechte oder Hypotheken ſind nich⸗ 
tig, und kein Gericht darf ſie als guͤltig erkennen. 

$. 43. Würde yon einem Gerichte dagegen gehandelt; 
fo-follen feine Erfenntniffe auf Anrufen des Nachfolgers im 
Majorate von dem unmittelbar höhern Tribunale cafjirt, 
‚und der urfprünglihe Stand des Majorats hergeftellt 
werden, 

h. 44. Unferm Minifterium der Juſtiz liegt ob, fuͤr die 
Erhaltung der bei ihm einregiſtrirten Majorate zu wachen. 


4. Kapitel. 
| Bon bem Genuffe der Majoratsgäter. 


S. 45. Der Genuß der Majoratsguͤter koͤmmt demjer 
nigen zu, welcher durch die Gefege zur . nach. der 
eben beftimmten Drdnung berufen if, 
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6. 46. Er dat die Verbindlichkeit , die darauf liegen, 
den Staatslaften zu entrichten, und die Güter in gutem: 
Stande zu erhalten. 5% ° | 

$. 47. Wenn der legte Befiger zur Bezahlung feiner 
Schulden, außer dem Majorate, kein anderes hinlänglis 
ches Bermögen zurücläßt; fo haftet der Majoratsnachfols 
ger für. die in den Geſetzen privilegirten Forderungen, 
welche er aus den Einkünften des Majorats zu tilgen vers 
pflihtet iſt; jedoch) dergeftalt, daß nie mehr, als der dritte. 
Theil der jährlihen Einkünfte dafür angemwiefen werden 
dürfe, wonach der ganze Betrag biefer Forderungen in 
verhältnißmäßige Sriften eingetheilt werden muß. 

$. 48. Wenn der Majoratsbefiger eine Wittwe zu: 
rüdläßt, die weder ein zu ihrem Unterhalte eigenes hin⸗ 
längliches Vermögen befigt, noch, daß andre Güter außer 
dem Maiorate vorhanden find, auf welchen ihr ſtandesmaͤ⸗ 
Giger Unterhalt angewiefen werden könnte; fo geht, in 
Ermangelung beider obiger Hilfsquelfen, die Verbindlich⸗ 
feit an die Maipratsbefiger über, ein verhältnißmäßiges 
Witthum aus den Majoratseintünften zu keiften. 

$. 49. Diefes Witthum darf jedoch den dritten Theil 
der Einkünfte des Majorats in feinem Falle Äberfchreiten, 
und jollten mehrere zu leiftende Witthume und zu tilgende 
privilegirte Forderungen bei einem Majoratsbefiger zuſam⸗ 
mentreffen; fo muß diefem allegeit ein Drittheil der Eins 
fünfte fret bleiben. 1 ee | 

$. 50. Auch hört das Witthum durch die zweite Vers 
heirathung auf. BE 


5. Kapitel, 


Bon der Veräußerung der Maforatsgäter, 
den dabei zu beobachtenden Förmlidhkeiten, 
und der Erfesung derfelben. 


6. 51. Diejenigen Wdelichen, welche ein Majorat ers 
richtet haben, können in Fällen der Nothwendigkeit, oder 
eines befondern Nutzens die Veräußerung der Güter, auf 
welche das Majorat gegründet worden ift, und ihre Erz 
ſetzung durch andre entweder im Ganzen, oder zum Xheile 
nahfuhen, - ! b 
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6. 52. Sie muͤſſen die Motive In einer dev einſchlaͤ⸗ 
gigen Juſtizſtelle uͤbergebenen Vorſtellung anzeigen, und 
derſelben ein Verzeichniß der zu veraͤußernden und dagegen 
einzutauſchenden Guͤter, mit einer genauen Beſchreibung 
derſelben, nebſt einem Auszuge aus den Hypothekenbuͤ⸗ 
chern, belegen. 

6. 53. Nach dem von dieſer Stelle dieruͤber erſtatte⸗ 
ten Berichte werden Wir, auf Vortrag Unſers Miniſte⸗ 
riums der Juſtiz, eine den Uns dargelegten Verhaͤltniſſen 

der Sache angemeſſene Entſchließung erlaſſen. 

9. 54. Wenn dieſe dem Geſuche des Supplicanten 
guͤnſtig iſt; ſo treten im Falle eines Tauſches die eingetauſch⸗ 
ten Güter an die Stelle der dafür abgetretenen, unter Bes 
obahtung der im Artikel 31. und 32. vorgefchriebenen 
Foͤrmlichkeiten. ü | 

9. 535. Im Falle eines ohne Taufh von Uns geftats 
teten Verkaufs müllen die Kaufsbedingungen Uns angezeigt 
werden, | 
$. 56. Wenn diefe von Uns, nah Vernehmung ber 
einfchlägigen Zuftizfielle, genehmigt werden ; fo werden die 
neräußerten Güter unter Beobachtung der nämlichen Foͤrm⸗ 
lichkeiten von dem Majoratsverbande gelöft, unter welchen 
fie demfelben übergeben worden waren, und fie treten dan 
in das freie Commerz zuräd. ü 

$. 57. Nach vollzjogenem Berkaufe ift der Majorats⸗ 
befiger. berechtigt, die gefeglichen Zinfen von dem Kaufs 
fhillinge fo lange zu fodern, bis derfelbe baar verlegt ift, 
wenn aud) feine Zinfen ftipulirt worden wären. 

6. 58. Der Raufihilling wird an einen öffentlihen 
Fond entrichtet, den Wir befonders beſtimmen werden, 
welcher dem Titulair dafür haftet, und an denfelben die 
. hergebrachten Zinfen einftweilen bezahlt. | 


6. Kapitel, 


Bon der Wiederanlegung des aus den veräus 
Berten Guͤtern erlöften Geldes. 


6. 59. Die erlöfte Kauffumme muß innerhalb 6 
Monaten, nah vollzogenem Berfaufe, zur Erwerbung 
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Aahnlicher Guͤter verwendet werden, welche zur ‚Bildung eis 

nes Majorats nach dem $. 11. erfodert werden, 

6. 60. Die von dem Titulaire zur Erwerbung in Vor⸗ 
lag gebrachten Guͤtes mäflen Uns, mit einer genauen 
efhrerbung und mit den gerichtlichen Ausweifungen über 

das freie Eigenthum derfelden, ihren Werth und ihren 

wirklichen Ertrag, nach vorläufiger Unterfuchung der eins 
ſchlaͤgigen Juſtizſtelle, angezeigt werden. 

6. 61. Sollten die Ausweiſungen nicht richtig und ges 
gründet befunden worden feyn; fo werden Wir dem Titus 
lair einen weitern Termin zur Erfegung der: veräußerten 
Güter verftatten. 

$. 62. Finden Wir aber in der Erwerbung der ange} 
aelgten Güter, nach obiger Unterfuchung der gefeglichen 

edingungen, einen hinreichenden Erfaß; fo werden Wir 
darüber ein genehmigendes Decret ertheilen, und ihre Eins 
regiftrirung, unter den im $. 31, und 32. bemerften Foͤrm⸗ 
lichkeiten, verfügen. Ä | 

$. 63. Die auf folche Art furrogirten Güter treten in 
allen gefeglichen Wirkungen an die Stelle der veräußerten, 


7. Kapitel, 


Von der gänzlihen Auflöfung des Mar 
| jorates. | 


5. 64. Das Maforat, welches von einem Titulare 
auf feinen Gütern errichtet worden ift, wird aufgelöft : 
a) wenn die leibliche oder adoptirte männliche Defcenz 

denz deflelben erlöfcht, Der legte Beſitzer genieße 
alsdann alle Rechte einer freien Difpofition nach den 
Geſetzen, und wenn derfelbe davon feinen Gebrauch 
“macht; fo tritt nach feinem Ableben die gemeine Ins 
teftaterbfolge ein; ferner - . 

b). duch die Einwilligung ſaͤmmtlicher lebender Majoz 
ratserben, welche gerichtlich erhoben werden muß, mit 
Unſrer darauf erfolgten Genehmigung. 

6. 65. Bei gänzlihem Abgange eines andern Der: 
mögens wird die Alimentation der nachgebohrnen Kinder 
Beiderlei Geſchlechts auf die Einkünfte des Majorates nad 
der Zahl derſelben angewieſen, jedoch in einem ſolchen Ver⸗ 
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ältniffe, daß fie die Hälfte derfelben in keinem Falle übers 

eigen, und mit Einrechnung aller übrigen Laften der dritte 
Theil der Einkünfte dem Befiger frei bleibe. Die Vers 
handlung wird von den Juſtizſtellen berichtigt, und von 
Uns beſtaͤtigt. 

$. 66. Das Majorat wird allezeit in den Pfügtepeil 
des Nachfolgers im Majorate eingerechnet. 

$. 67. Die Auflöfung gefchieht mit Beobachtung der. 
Hei der Errichtung der Majorate vorgefchriebenen Förmlichs 
keiten. 

9. 68. Wenn Wir ſelbſt das Majorat im Ganzen, 
oder zum Theile unter Vorbehalt des Ruͤckfalles nach er⸗ 
loſchenem Mannsſtamme des Titulairs, dotirt haben; ſo 
fallen dieſe Guͤter in dem eintretenden Falle der wirklichen 
Erloͤſchung der ehelichen maͤnnlichen EN deflelben - 
zu Unſrer weitern Difpofition zurück. 


3 Kapitel 


Awwendung ber gegenwärtigen Difparitton 
nen über die Majorate auf die Fideicommiffe 
der in Unferm Königreihe angefeffenen 
adelihen Geſchlechter. 


6. 69. | Die dermaligen Fideicommiſſe Unfrer adelichen 


‚ Samilien find in allen ihren dermaligen rechtlichen Wirkuns 


gen aufgehoben, wie fie auch in der Vorausfegung andrer 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe von Uns bereits beftätigt worz 
den fi . | 
6. Sie nehmen jedoch, die Eigenfchaft eines Mas 
jorates A allen demfelben durch die gegenwärtige Verord⸗ 
nung beigelegten rechtlichen Eigenfchaften an, wenn fie 
a) von Adelichen errichtet find, 
D) in liegenden Gütern beftehen, 
c) von Uns beftätige und immatrieuliet find, 
d) die Summe von 4000 fl. jährlicher reiner Einkünfte 
erreichen, und 
e) wenn fich bie Befiger innerhalb 6 Monaten, von 
dem Tage der. Kundmachung bdiefer Verordnung, 
fohriftlich bei Uns mit der Erklärung melden, dap fie 
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wuͤnſchen, ihre Fideicommiſſe mögen: in ein Majorat 
uͤbergehen. 


$. 71. Zur Berichtigung ber Verhaͤltniſſe einer jeden 
Familie wird eine beſondere Commiſſion von Uns ernannt 
werden. 


— 72. Die Reuredlentauſpruche werden ganz aufge⸗ 
Singen, den 28. July, 1808. 
Man Joſeph. 


Freih. v. Montgelas. 
Graf Morawitzky. 


Freih. v. Hompeſch. 





©) Organiſches Ediet vom 28. July 1808, 
die gutsherrlichen Rechte betreffend. 
Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden 

König. von Bayern. 


In Erwägung des Tit- I. $. 5. der Confitution, wo 
feſtgeſetzt ift: 
Der Adel behält — mie jeder Gutseigenthümer — 
ſeine gutsherrlichen Rechte nach den geſetzlichen SEE 
gen 20. haben Wir beſchloſſen wie folgt: 


1. Abſcch nie t. | 
Rechte, welche den Gutsherren in Bertepung: 


auf die verfhiedenen Zweige der Regierungss. 


gewalt übertragen find. 


6.12. Die Ausübung der in gegenwärtigem Abfchnitte 
begriffenen Rechte koͤmmt nur jenen Gutsherren zu, welche 
ein eignes Gericht zu bilden vermoͤgen. 


J. Titel. 
| Gefeggebung und Oberauffigt, 


%. 2. Das Recht der Gefeßgebung und allgemeinen 
Oberaufſicht ift in feinem ganzen Umfange und mis allen 


er Wirkungen dem’ Souverain, had. dem Inhalte der 
unftitution, allein vorbehalten. Ä | 
83. Alle in den miediatifirten Befigungen beſtehen⸗ 
den Gefege und Gewohnheiten, oder Parficulärtechte, 
welche auf alten Mediatgätern noch gelten könnten, unters 
liegen den Beftimmungen des allgemeinen bürgerlichen Ser 
feßbuches, in fo fern fie im gegenwärtigen Edicte nicht außs 
druͤcklich beftätige find, - ur 

8.4. Das Regierungsblatt ift als allgemeines Organ 
„der Geſetze und Verordnungen des Reiches bei den guts— 
herrlichen Gerichten eben fp, wie bei den Landgerichten zu 
ſammeln und aufzubewahren. | 

6. 5. In Fällen, wo eine befondere Bekanntmachung 
einzelner Gefege, oder Verordnungen befohlen wird, fol 
dieje durch das gutsherrliche Untergericht, oder durch die 
Seelſorger des Ortes vorgenommen werden, 


| Juſtizgewalt. 
6. 6. In der Ausuͤbung der Juſtizgewalt haben ſich 
die Sutsherren nach den über die Juſtizverfaſſung Unfers 


Keiches im Allgemeinen und über die Patrimonialgerichte 
insbeſondere kund gemachten organifchen Edieten zu. achten. 


III. Titel, 
Polizeigewalt. 


8. 7. Ale Polizeifunctionen, welche dem gutsherrlis 
chen Beamten nach gegenwärtigem Ediete obliegen, muͤſt 
fen von dem nämlichen Subjecte, welches die gutsherrliche- 
Gerichtsbarkeit verwaltet, ausgeäbt werden. Der Patris 
monialrichter. foll gehalten feyn, in Polizeifahen Anzeigen 
an den Gutsherrn zu machen, und wenn derfelbe in dem 
Sige des Gerichts anweſend ift, feine Aufträge hierüber 
zu erhohlen. | | 

A, Bevslferungs: Polizei. 

.$. 8. Die Gutsbefiger haben das Recht, neue Hin⸗ 
serfaflen anzunehmen; jedoch ift die Genehmigung bei jes 
dem Falle durch den gutsherrlichen Gerichtsheamten von 
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bem Generals Kreiscommiſſair hiezu einzühohlen, und von 
feiner Seite zu erfchweren. 

$. 9. Wegen des Judenfchuges bleibt es bei den bes 
fiehenden Verordnungen, bis hierüber anders beftimmt 
wird. 
' 9.10 Die Auswanderungen gutsherrlicher Hinters 
faflen in das Ausland find den nämlichen Bedingungen uns 
terworfen, welche bei Unſern übrigen Unterthanen eins 
treten. 

$. 11. Die Regiſter und Acten des Civilſtandes wer⸗ 
den, nach dem allgemeinen Civilgeſetze, von den gutsherr⸗ 
lichen Semeindevorſtehern und Gerichtshaltern beſorgt. 


| B. Ungerrihtss Polizei, 

9. 12. Die Einrichtung neuer Schulen ſteht den 
Suitsherren, in fo fern das Beduͤrfniß aus dem allgemeis 
nen Schul: Organismus hervorgeht, nad) eingehohlter Bes 
willigung . ber s Schulbehörde zu. 

9. 13. Schon beftehende —— Schulen koͤn⸗ 
nen ohne die eben bemerkte Bewilligung weder unterdruͤckt, 
noch re werden. 

6. 14 Die gefammten gutsherrlichen Schulanftalten 
* find. der Kufficht Unfrer General sKreiscommiflariate und 
Infpertionen untergeordnet. 
9. 15. Ron den dahin gewibmeten Fonds darf o 
Bewilligung des Generals Kreiscommiflariates nichts vers 
äußert werden, 
9.16. Die Anftellung der Schullehrer bleibt: den 
Gutsbeſitzern, wo fie diefelbe hergebracht haben, zwar 
vorbehalten; der ernannte Candidas muß aber die in. der 
Schulordnung vorgefchriebenen Eigenſchaften befigen, und 

ur Unterfuchung derfelben der angeordneten Behörde praͤe 
—— werden, 

$. 17. Nah dem Refultate diefer Unterfuchung ers - 
folgt die Beftätigung , oder. die Auflage an den Gutsheren, 

ein taugliches Subject zu ftellen. 


C. Sicherheits: Polizei, 
$. 18. Allgemeine Sicherheitsanftalten werben allein 
von den. Generals Kreiscommiffariaten und. den Landgeriche 
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gen, "als Lnter + Kreiscommillariaten,, ‚angeordnet und ges 
leitet, fofort von dem gutsherrlichen Beamten in Vollzug 
- gebracht. | 

$. 19. In gemifchten Orten, wo die Gerichtsbarkeit 
mehrerer Gutsherren, oder die gut#herrliche und jene Uns 
ſrer Untergerichte coneurrirt, haben leßtre die Sorge für 
die Localfiherheit und die hiezu erforderlihen Anordnung 
gen, namentlich die Löfchanftalten zu übernehmen. An 
ungemifchten Orten hingegen koͤmmt die Locals Sicherheitss 
polizei dem gutsherrlihen Gerichte zu. ° 

6. a0. Die Gertattung Öffentliher Tänze, Schaus 
fpiele, Scheibenfchießen, Wettrennen und andrer Öffentlis 
her Unterhaltungen, dann die Aufficht Über diefelben, 
tömmt nad) den diesfalls beftehenden Verordnungen, jes 
doc) mit dem eben feftgefesten Unterfchiede, den Gutshers 
ren 30. 

21. Die Bewilligung zur Errichtung von Lottes 


ticen, oder des fogenannten Gluͤckshafens gebührt den 


Gutsherren niht, 


D. Dorfss und Gemeindes Polizei. 

$. 23. Die Dorfs- und Gemeinde: Polizei, welde 
auf die Verwaltung des Gemeindegutes, auf die Einrichs 
tung oder Erhaltung der Armenanftalten, der Gemeinder 
wege, auf die Leitung der Gemeindeverfammlungen, und 
überhaupt auf die Handhabung der öffentlihen Ruhe fich 
bezieht, fteht in Dörfern, welche ungemifcht find, dem 
gursherrlihen Gerichte zu. | | 

$. 23. In gemifchten Dörfern bleibt fie gemeinfchafts 
lich, fo mweit es dabei auf die Verwaltung des Gemeindes 
vermögens und auf die Leitung der Armenanftalten ans 
koͤmmt. | —— 

Die Sicherheitspolizei auf dem Felde und im Dorfe 
Hingegen ſteht in ſolchem Falle mit dem Rüge: und Straf⸗ 
gerichte Unferm Landgerichte zu. 


E. Gewerbs- und Handels: Polizei. 


$. 24. Die Auffiht über das Zunftwefen, die Beſtaͤ⸗ 
tigung‘ oder Einführung von Zunft: und Handwerks⸗Ord⸗ 
nungen, die Entiheidung der Streitigkeiten der Zünfte 
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und Zunftgenoffen unter ſich, in Beziehung auf diefe Vers 
bindungen und auf die Ausäbung ihrer Gewerbe, ſteht 
-ausfchließend Unſern General: Kreiscommiflartaten - und 
Landgerichten, als Unter; Kreiscommiffariaten , zu. Y 

$. 25. .. Bei der Annahme der Handwerker, bei Ver⸗ 
leihung neuer oder Wiederbefegung erlöfchender Gewerbes 
Gerechtigkeiten koͤmnmt den gutsherrlihen Gerichten blos 
die Inſtruction des Geſuches nach der Verordnung vom 5. 
Senner 1807 zu; die. Bewilligung oder Entfcheldung ‚hin: 
gegen ift, nad) den Beftimmungen der angeführten Verord⸗ 
nung, bei dem General⸗Kreiscommiſſair felbft nachzufuchen. 
6. 26. Die Auffiht über den Handel im Allgemeinen 
unterliegt den beftehenden Geſetzen, und ift Unſern obern 
Landesftellen vorbehalten, wohin auch 

$. 27. die Annahme neuer Handelsleute und die Er⸗ 
theilung der ‚Fabrik s und Manufacturconceſſionen geeig⸗ 
net iſt. 

$. 28. An Orten, wo die Gutsherren Jahrmaͤrkte 

hergebracht haben, ſollen die hierauf ſich beziehenden Lan⸗ 
desverordnungen befolgt werden. Die Gutsgerichte behal⸗ 
ten aber die Locals Polizeiauffiht, und find verantwortlich 
für die Vollziehung der angeführten Verordnungen, 
-  $. 29. Der Grundfag des freien Verkehrs ſoll zwi⸗ 
fchen den gutsherrlichen Hinterfaffen und Unfein übrigen 
Unterthanen allenthalben in Anwendung kommen. Kein 
fogenanntes Bann⸗ oder Zwangsrecht ſoll jemals Dagegen 
geltend gemacht werden können. 

6. 30. Die Auffiht und Unterfuhung über Elle 
Maaß und Gewicht, Über die Güte der Arbeiten und Feil; 
ſchaften, insbefondere die Muͤhlbeſchau ſteht der gutsherr⸗ 
lichen Localpolizei zu. 

—9. 31. Die Beſtimmung der Taxen der Lebensmittel, 
des Arbeitslohnes u. ſ. w. ſteht, in ſo ferne dieſe Statt | 
finden, den Generals Kreiscommiffariaten zu. 

Die Aufficht Über die Beobachtung der feftgefegten Ta; 
xen liegt den gutsherrlichen Beamten ob. . 


F. Straßen: und Waffer » Polizei. 
6. 33. Die Oberaufſicht anf die Heerſtraßen und 
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Sluüuͤſſe gehört einzig zu dem Geſchaͤftskreiſe Unfrer General 
Straßen: und Waflerbau + Direetion. 
& 33. Die Polizetaufficht Hingegen auf die Srücden 
und Wege, welhe die Verbindungen einzelner Gemeinde 
unterhalten, gebührt der Local; Poltzeibehörde. 


G. Kultur: Dolizei. 


6. 34. Die Anordnungen in Abſicht auf allgemeine 
Landeskultur gehören zur Oberpolizet, und. fichen den Ges 
nerals Kreiscommiflariaten, nad) der ihnen’ ertheilten In⸗ 
firuetion, zu; ihre Vollziehung, wie aud) die erite Inſtanz 
in Kulturftreitigkeiten, in fo ferne der Gutsherr nicht ſelbſt 
dabei betheilige iſt, bleibt den gutsherrlichen Patrimonial⸗ 
gerichten uͤberlaſſen. 

H. Forſt⸗z und Jagd-⸗Polizei. 

:$, 35. Die Forſt/ und Jagd s Polizei, ſo wie bie 
Forſtgerichtsbarkeit, verbleibt den Gutsherren in ihren eis 
genen und in den Gemeindewaldungen; jedoch find fie vers 
bunden , Unfre Forft + und Jagdordnungen unter der Ober⸗ 
aufſicht Unfers oberſten Forftamtes zu befolgen, und ihre 
Hinterſaſſen hiezu anzuhalten. 

1J. Gefundheits; Polizei. 

F. 36. Das Medicinalweſen hängt lediglich von dee 
oberſten Polizeigewalt ab, welcher auch alle Anordnungek | 
* Über Gefundheitspolizei zuftehen. 

9. 37. Die Local: Poligeibehörde iſt mit threr Voll⸗ 
jiehung beauftragt. 

$. 38. Das Ärztliche Dienftperfonaf wird in ber Re 
gel nur von Uns ernannt; jedoch fieht den Gutsherren der 
Vorfchlag der Individuen für ihre Gerichtsbezirke zu. 

$. 39. Die Polizei der Nahrungsmittel, die Sorge 
für die Reinigung der Straßen, die Anftalten gegen. Vers 
breitung anſteckender Krankheiten unter Menfchen und 
Vieh, und alle Äbrigen auf die Erhaltung der. Gefunt heit 
fih beziehenden Localanſtalten gehören gleichfalls zu dem 
gutsherrlicgen Polizeiämtern ; jedoch unter der Aufficht und 
Leitung der obern okipeiftelle, un Infoferne der Titel IL 


$. 29 nicht entgegen ſteht. 
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IV. Titel 
Kirchengewalt.“ 


S8. 40. Die oberfie Kirchenpolizei ſteht dem Souve⸗ 
rain zu; die weltlichen und geiſtlichen Obrigkeiten auf den 
gutsherrlichen Befigungen muͤſſen die in Kirchen⸗Polizei⸗ 
ſachen erlaſſenen landesfuͤrſtlichen Verordnungen vollziehen,. 
und fuͤr ihre Beobachtung wachen. 
S. 41. Die Errichtung neuer Conſiſtorien bleibt der 
Staatsgewalt vorbehalten, — 
9 42. Die Conſiſtorialgerichtsbarkeit wird blos von 
Unfern Appellationsgerichten ausgeuͤbt. Jedoch bleibt es in 
Anfehung jener Grundherren, welche foͤrmliche Juſtizkanz⸗ 
leien mit Unfter Bewilligung halten ,. bei der Declaration 
vom 19. März 1807, Lit. F. m. 4 wonach fie in derlei 
Sällen die Stelle Unfter Appellationsgerichte vertreten: . 
9. 43. Die nicht gerichtlichen Confifteriaifachen der 
Mroteftanten aus. jenen gutsherrlichen Bezirken, wo feine 
befondern Confiftorien beftehen, gehören vor Unſre Eonfis 
florien, oder die an deren Statt tretende Behoͤrde. 
$. 44. An jenen Orten, mo noch befondere gutsherr⸗ 
liche Confiftorien vorhanden find, "bleibt dieſen, oder den 
dafür anzuftellenden Special: Superintendenten die Vers 
Handlung der Confiftorialfahen, wie bisher, mithin auch 
die Auffiht auf Pfarreien und Schulen, die Anordnung 
der Berwefung derfelben, die Verfügung fihriftlicher oder 
mündlicher-Admonitionen; jedoch find fie Unſern Conſiſto⸗ 
rien. oder. Generals Superintendenten untergeordnet, und 
gehalten, 

- a) ‚firengere Grade von Eorrectionen, Dienftjufpenfior 
nen ꝛc. diefen anzuzeigen, und die Betätigung. eins 
zuhohlen. —F 

b) Von den Ausſpruͤchen dieſer beſondern Conſiſtorien, 
oder der Special⸗Superintendenten über die Exa- 
mina pro ministerio, über die Präfentationen ic. 
fann der Recurs an Unfer Eonfiftorium ergriffen 
werden, J 

e) Alljaͤhrlich muͤſſen an dieſes die Conduitenliſten ber 
Geiſtlichen und Schullehrer eingeſendet werden. 
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6. 45. Das Recht der Befiegelung, Beſchreibung 
und Verhandlung, der geiftlihen Verlaflenfchaften fann von 
den gutsherrlihen Gerichten nur da, wo es hergebracht, 

oder wo es von Uns befonders zugeflanden worden ift, auss 
‚geübt werden. F 
75. 46. Das Patronatrecht bleibt den Gutsbeſitzern 
‘da, wo fie es hergebracht haben, mit oder ohne Verbin⸗ 
dung von Gerichtsbarkeit. Weber die Aualification der 
Subjecte mäffen Unfre Gefege beobachtet werden, insbes 
fondre für die katholiſchen Seiftlihen die Verordnung vom 
-30. Der. 1806 für die Proteftanten die neu einzuführende 
‚Eraminationsordnung. 

6,47. Das Inftallationsrecht kann von jenen Guts⸗ 
beſitzern, ‚welchen es bisher zugeftanden hat, nur in Uns 
ſerm Mamen, auf den von Uns hiezu erhaltenen Poflefz 
fionsbefehl ausgeübt werden. | 
6 48. Sene Gutsbefißer, welche als Kirchenpatronen 
gewiſſe Ehrenvechte hergebracht haben, werden hierin ber 
ſtaͤtigt; jedoch follen in dem Kirchengebete eine auf die vors 
malige Eigenfchaft der mediatifirten Gutsherren fich bezie⸗ 
hende Ausdrüde vorkommen. Das Trauergeläute nad) 
dem Tode eines folhen Gutsherren darf nicht über drei 
Tage dauern. - 

6. 49. Die Verwaltung des Kirchen⸗, Schulen: und 
milden Stiftungsvermögens bleibt unter der unmittelbaren 
Leitung und Aufſicht des einfchlägigen gutsherrlichen Ger 
richts; diefes ift aber verbunden, nad) den Beftimmungen 
des organifchen ‚Edictes vom 1. Det. 1807 über die Admi⸗ 
niftration des Stiftungs; und Communalvermögens, und 
den über diefen Gegenſtand künftig noch zu erfcheinenden 
Verordnungen fich zu achten, | 


V. SEELE 
Finanzgewalt. 
A. Beſteuerung. 


6. so. Saͤmmtliche Gutsbeſitzer und ihre Hinterſaſ⸗ 
fen find, in Folge der Eonftitution Titel J. $. 2. und 5, 
mit. den übrigen. Staatsbärgern zu einer. ganz gleichen . 
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Theilnahme an den Staatslaften,, tie fle dermal beftchen, 
oder fünftig beftimmt werden.mögen, verbunden. | 
Sie haben daher zu den Staatsbedärfniffen, wie auch 
zu den zur Errichtung und Erhaltung ‘allgemeiner Landes 
anftalten beitimmten Abgaben verhältnißmäßig zu concurz 
riven, ſofort die hierüber fchon beftehenden fowohl, als’ die 
fünftig erfcheinenden Finanggefege zu befolgen, 
$. 51. Die Staatögewalt allein hat das Recht, 
Steuern und andere öffentliche Abgaben in der conſtitutio— 
nellen Form auszufchzeiben und einzuziehen. IF 
8. 52. Ihre Erhebung gefchieht durch die von Uns 
angeordneten Retepturen. | 
8. 53. Die nämlihen Grundfäge gelten von der Acr 
eife oder den Konfumtionsauflagen. | 
$. 54. Die geiftlihen und milden Stiftungen der 
Autsherrlichen Befigungen follen wie die Abrigen Stiftun: 
gen beiteuert werden, | 
B. Siscals oder fonftige Territorialgefälle 
$. 55. Wegegelder und Brücenzölle, wo fle noch 
beftehen, gehören zu den landesfürftlichen Gefälen 
$. 56. Auch das Heimfallsrecht, die confifcirten Guͤ⸗ 
ter, das erblos gewordene Privateigenthum ſtehen ale 
Nechte der Landeshoheit dem Staate zu, | 
Die fih hierauf beziehenden Verhandlungen werden, 
von Unjern Gerichtsftellen vorgenommen, 
$. 57. Die Einführung und Beziehung der Stempek 
tare hängt gleichfalls blos von der Staatsgewalt ab; ferner: 
$. 58. die Anlegung und Bezug der Zölle: 
H. 59% Uebrigens find ale Gutsbeſitzer mit ihren Bine 
terfaflfen Unfern Mauts und Zollordnungen unterworfen, 
und es it ihnen weder eine Zolls noch Mautfreiheit ferner 
zu geflarren | 
9. 60. Nur allein den mediatiſtrten Fuͤrſten und Gras. 
fen geftarten Wir noch ferner die ihnen in Unfrer Erklärung - 
vom ig. März 1807 bewilligte Zolfs und Chauſſee⸗ oder 
Wegegelds ; Befreiung, wie fie in der Mautordnung vom 
$. März I 9. näher beftimme iſt | 
$. 61. Die Umlagen zur Unterhaltung des Milltaͤrc, 
‚ Bweiter Band, 72 


x 
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zur Tilgung der Kriegskoſten umd der unter diefem Titel 
- contrahirten Schulden, in fo fern erflere nicht von den 
Gemeinden privatim unter ſich geſchehen, find zu den- dies 
ſem Zwecke gewidmeten Öffentlichen Kaflen zu verrechnen. 


6. 62. Dügegen bleiben den Gutebefigern alle Geld⸗ 
firafen als Früchte der Grund und Polizeigerichtsbarteit ; 
jedoch find fie an die Beitimmungen der darüber beſtehen⸗ 
den Geſetze gebunden. 

$. 63. Der Bezug von Targeidern in Juſtiz⸗ und 
Polizeigegenftänden, welche zur Competenz ihrer Gerichte 
gehören, oder für Ausfertigungen bei Ausübung der ihnen 
im gegenwärtigen Edicte zugeſtandenen Rechte, z. B. für 
die Pfarrpräfentationen, verbleibt ihnen nad den beſte⸗ 
henden oder fünftig erfcheinenden Tarordnungen. 

6. 64. Der Vogthaber, wo er Herkommens tft, ger 
Hört gleichfalld zu den gutsherrlihen Sefällen; die Gutes 
herren behalten ihn, wenn auch die Gerichtsbarkeit an die 
Landgerichte übergeht. £ 
6. 65. Wenn Gutsbefiser das Nachſteuerrecht herge⸗ 
bracht haben; ſo ſoll ihnen daſſelbe gegen auswaͤrtige 
Staaten, mit welchen keine Freizuͤgigkeitsvertraͤge beſtehen, 
verbleiben; im Innern des Reichs hingegen und gegen 
Auswaͤrtige, mit welchen Freizuͤgigkeitsvertraͤge beſtehen, 
ſoll es aufgehoben ſeyn. | 

4. 66. Die Entfhädigung jener Gutsherren, welche 
durch den Verluſt der zur Souverainetät gezogenen Steuern, 
Öffentlichen Abgaben und anderer Hohettsgefälle, einen bez 
deutenden Entgang an Einkünften leiden, in fo fern fie 
noch nicht ausgemittelt, oder der Titel hiezu durch gegens 
wärtiges Edict erft entjtanden wäre, richtet fi nach den 
Beſtimmungen, welche in Unfrer Erklärung vom 31. Der, 
1806, die .der öniglihen Souverhinetät unterworfene 
Nitterfchaft betreffend, enthalten find. 


8. 67. Alle übrigen Abgaben, welche zu ben Domals 
nials und Privatgefällen gehören, insbefondre die aus 
Bergwerken, Jagden, Forſten, Fifchereien fließenden Ab: 
gaben verbleiben den Gutsherren da, wo fie diefelben her⸗ 
gebracht haben, 


\ 
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VI. Titel 
Militairgewalt. 


9. 68. Alles, was mit der Militairgewalt in Vers 
Bindung fteht, iſt dem Souverain ausfchließend vorbehals 
ten. Alle Anordnungen bieräber töunen nur von ihm 
ausgehen. A | | 

6. 69. Die Verordnungen über Militairconfeription, 
über das Bürgermilitair, über die Gensd’armerie müffen 
von den Öutsherren und Hinterſaſſen als allgemeine Fans 
desgefege befolgt werden. Ihre Gerichts; und Polizeibes 
hörden nehmen an diefen Anftalten nach den Beftimmungen 
der angeführten Gefege Theil. 

9. 70. Keinem Gutsherrn iſt geftattet, ohne Unſrer 
Bewilligung Militair zur Bewachung ſeiner Perſon und 
ſeiner Schloͤſſer zu halten. | 

Die Anorönung von Polizeiwachen ift ihnen aber nach. 
der Erflärnng vom 19. März 1807 und in fo fern fie 
‚den Gefegen über die Gensd’armerie nicht entgegen ift, 
geſtattet. | = 


I Abſchnitt. 


Rechte der Gutsherren, welche fih auf Das 
» Eigenthum beziehen. 
Ar Bolles Eigenthum. | 
$. 71. Die Gutsherren haben fih, fo viel das Ef: 
genthum ihrer Güter, deflen Erhaltung, Benugung, Ver: - 
befleruug, Veraͤußerung oder Berfchreibung an Dritte be: 
trifft, nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche ih 
allen jenen Fällen und Gefchäften zu achten, worüber dies 
fes Beſtimmungen enthält, 
- 9. 72. Bei Ausübung der Fifcherei, des Jagd⸗, 
Forſt⸗ und Bergrechts haben ſich die Gutsherren an die 
hierüber beftehenden befondern Verordnungen zu halten, 
und nad) dem Inhalte der hiezu etwa nöchigen landesfürft: 
lihen Eonceffionen zu achten. 
B. Getheiltes Eigenthum. 
$.73. Wenn der Gutsherr feinen Grund und Boden 
nicht ſelbſt und auf eigene Regie, oder von Andern unter 
13 * j 
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einer von dem allgenteinen bürgerlichen Geſetze anerkannten 
Form bewirchfchaften läßt, fondern einen fogenannten Cor 
fonar s.und antern aͤhnlichen grundherrlichen Vertrag über 
die Bebauung und Benutzung feines eigenchfimiichen Bruns 
des eingegangen hat; fo foll es bei diefen Verträgen nach 
den am Orte, wo die Güter liegen, vor dem 1. Jenner 
1809 geltenden — und Geſetzen fein Bewender. 
haben; jedoch werden alle in den grundherrlichen Vertraͤ⸗ 
gen conſtituirten ftän’igen und nichtftändigen Renten und - 
Buͤrden für abldsbar erklärt. ’ 

Die Vereinbarungen hierüber follen der freien Unter: 
andlung der Betheiligten überlaffen ſeyn, dhne daß derlei 
blöjungen als eine Verlegung der chemäligen Fiteicom: 

miſſe und gegenwärtigen Majoratsverhaͤltniſſe, oder ander 
ver gerichtlichen Beſtimmungen angefehen, und von den 
GSerichtsftellen behandelt werden follen, wenn das dafür zu 
leiftende Surrogat in Geld nach den Gefegen hergeſteilt 
jeyn wird: 

Sugleich werden für dieſe Verträge folgende Beſtim⸗ 
mungen feftgefeßt. | Nr 

$. 74. Bei keinem Veränderungsfalle, — es mögen 
viele oder wenige Theilhaber dabei concurriren, — fann 
mehr als ein doppeltes Handlohn (laudemium) berechnet, 
— mehr als ein doppelter Leib angefeßt werden. 

Das Auantum beftimmt fih nach den visherigen Los 
als Statuten, 
$75. Vieh und Fahınig (fahrende Habe), baares 
Geld, dürfen bei der Schägung zu: Behandlung des Lau⸗ 
demiums oder des Leibfalles nicht angefchlagen werden. 

$. 76. Das Laudemium vom Werthe der Häufer, wo 
es herkoͤmmlich ift, darf nicht erhoͤhet, wo es aber nicht 
hergebracht war, darf es gar nicht angefegt werden. . 

$. 77. Bon dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage, 
oder von Abfindungen im Belde darf kein Laudemium, kein 
Leibfall beſonders angefeßt werden. — 

F. 78. Die Koſten der Schaͤtzung bei Laudemials 
und Leibfällen bezahlt derjenige, der fie fordert. | 

$. 79. Ruͤckſtandszinſen oder die Forderung eines hoͤ⸗ 

en Betrages wegen Rüditandes grundherslicher Gaben, 
aben in Seinem Galle Platz. | | 
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6. 80. Grumdherrliche Forderungen an Stiften und 
Gilden oder andern jährlichen Präftationen richten fi vom 
1. Senner 1809 an nad) den allgemeinen Gefegen über die 
Verjährung jährlicher Renten. F z j 

\, 31. Die Heimfälligkeit. (Caducitaͤt) eines Gutes 
wird hiermit als aufgehoben erklärt. 

$. 82. Beidem Abzuge vom Gute muß dem Grunds 
Holden der Gutswerth, nah Abrechnung der darauf. haf⸗ 
genden Fordernugen, und nach Öffentlicher Verſteigerung 
an den Meiftbietenden vergütet werden. 

$..83:° Der Gutshere kann in Fällen, mo fonft bie 
. Eaducität Statt hatte, wenn er, durch die hiezu Anlaß ger 
benden Handlungen befhädigt wurde — auf Schadeners 
ſatz klagen. 

9. 84. Das grundherrliche Einſtandsrecht hat kuͤnftig 
nicht mehr Statt. 

6. 85. Wenn Klagen von gutsherrlichen Hinterſaf⸗ 
fen gegen ihre Grundherren wegen übermäßigen grundherr⸗ 
lichen Forderungen erhoben werden; fo follen fie vor dem . 
ordentlichen Gerichten verhandelt werben, 


©. Gutsherrliche Rechte, welhe auf getheit— 
tem gder anf fremdem Eigenthume ausgeübt 
werden, 
e. Scharwerk. | 

9. 86. Die ungemeflene Scharwerk fol durchgehende 
in gemeflene oder beſtimmte Dienfte verwandelt werden. 

$. 87. Diefe Verwandlung fol fein Entſchaͤdigungs⸗ 
geſuch begruͤnden koͤnnen. — 
9. 88. Ale gemeſſene Scharwerk ſoll nah einem 
durch beſondere Verordnung näher zu beſtimmenden Mans 
. Rabe in eine Geldabgabe verwandelt werden, 
b. Zehendrechte. 
6, 89. Der Zehend ift eben fo, wie andere grunds 
herrliche Rechte, auf eigenen Gütern dem Losfaufe unters 


worfett, ü 
6. 90. Bis zur Ablöfung, die auf einem beiderfeitis 
gen Einverftändniffe beruht, verbleibt der Zehend den Zer 
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hendberechtigten nach ben jedes Dres uͤblichen Gefegen, - 
Benejupeien, oder nad) den beftehenden Verträgen. 
© Bodenzinfe, 

6. 91. Alle, wo und wie immer beftehenden Bodens 
zinfe in Frucht, oder in Geld können nach. beiderfeitiger 
Vereinbarung abgelöft werden. 

München, ben 28. July, 1808. 
. Mar Joſeph. 
—JF Freih. v. Montgelas. 
Graf Morawitzky. 
— v. une 





) Drganifches Ediet vom 31. Aug. 1808, 
die Aufhebung der eibeigenſchaft 
betreffend. | 


Wir Marimilian Sofeph, von Gottes Se 
‚König von Bayern. 
Durch die Unferm Reiche gegebene Conſtitution I. Tit. 
9. 3. haben Wir die Leibelgenſchaft, wo ſie ne beſteht, 
für aufgehoben erklärt. 
Um über die Anwendung biefer conftitutionellen Ver⸗ 
ordnung alle möglichen Streitigkeiten und Anftände zu bes 
feitigen, und die Wirkungen der Leibeigenfchaft, welche da; 
durch aufgelöft werden, genauer zu bezeichnen, treffen 
Wir nachfolgende nähere Beſtimmungen: 
6. 1. . Unter der Leibeigenfhaft, welche durch die Con⸗ 
ſtitution aufgehoben iſt, wird das Verhaͤltniß verſtanden, 
nach welchem der Unterthan ſeinem Herrn auf ſolche Weiſe 
dienſtbar und unterwuͤrfig war, daß ihm und feinen Kin: 
dern entweder fein, oder nur ein fehr befepränttes Recht 
über ihren Stand und Erwerb zuftand. 


$. 2. Durch die conftitutionelle Aufhebung diefes Vers 
" gältniffes werden nicht nur alle Gefege, melde diefen Zus 
— bisher noch zugelaſſen haben, und die Leibeigenſchafts⸗ 
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verträge, mo fie noch beſtanden haben, aufgehoben, fons 
dern auch die Beftimmung gegeben, daß auch in der Folge 
Niemand, weder durch Vertrag, noch durch Geburt, noch 
durch Verjährung das Recht der Leibherrfchaft Äber einen 
Unterthan erwerben, noc auch Jemand fich in den Stand 
der Leibeigenfchaft begeben koͤnne. Ä 
$. 3. Die Auflöjung diefes Bandes tritt nicht blos 
bei der perfönlichen Leibeigenſchaft ein, fondern fie erſtteckt 
ſich auch auf die Leibeigenfchaft, welche mit dem Befige 
eines Gutes verbunden ift, und daher von vermifchter Nas 
tur angefehen wird. | * 
§. 4. In dem erſten Falle der blos perfoͤnlichen Leib: 
eigenſchaft hoͤren alle Wirkungen derſelben, ſie moͤgen in 
Dienſten, Abgaben, oder in andern Verbindlichkeiten be: 
ſtehen, ohne Unterſchied und ohne Entfhädigung auf, und 
der Leibeigene tritt aus dem bisherigen Unterthänigfeitss 
verbältniffe gegen feinen Herrn in den freien, bürgerlichen 
Zuftand, mit Unterordnung unter die Geſetze, über. 

$. 5. Mit diefer Veränderung erlöfchen daher von 
Seiten des Leibeigenen aller Dienftzwang, die Entrihtung 
des Leibzinfes, das Mortuarium, die Abzugsz und ans 
dere ähnliche Gebühren, er kann von feinem vorigen Leib⸗ 
| nicht mehr veräußert oder avocirt werden; feine 

tandesveränderung hängt nicht mehr von deflen Bewilliz 
gung ab; dagegen hören auch von Seiten des Leibherrn 
alfe Verbindlichkeiten auf, welche derfelbe gegen den Leibeis 
genen nach Gefegen oder Herkommen getragen hat. 

6. 6. Iſt die Leibeigenfhaft mit dem Befige eines 
Sutes verbunden; fo find die Verbindlichkeiten, welche 
. aus der Leibeigenfchaft fließen, von denen, welche auf dem 
- Gute haften und jonft dem Gefege nicht widerſprechen, zu 
unterjcheiden. \ 

$. 7. Sind diefe Verbindlichkeiten ſchon durch Ge: 
ſetz, Vertrag oder Herkommen ausgefchieden, und fteht die 
Leibeigenfchaft mit dem Befiße des Gutes blos in zufälli- 
ger Verbindung, fo daß der Leibeigene befondere Verbind— 
lichkeiten in diefer Eigenſchaft zu leijten, und andre Dienfte 
und Abgaben von dem Gute zu entrichten hat; fo werden 
jene Verbindlichkeiten aufgelöit, die Srundpräftationen aber 
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werden in Folge des T. Tit. $. 3. der Conftitution, welche 
die grundherrlichen Rechte garantirt, nicht verändert. 

8. 8, Wenn aber diefe Lajten nicht durch eine bes 
ſtimmte Norm unterfhieden find, und die Präitationen 
des Leibeigenen mit dem Beſitze des Gutes felbit in unzers 
trennbarer Verbindung ftehen; fo wird zwar dem Leibeiges 
nen ebenfalls feine Freiheit wieder gegeben, fein Verhaͤlt⸗ 
niß gegen den Grundheren muß aber nach den Geſetzen über 
das nußbare Eigenthum gerichtet werden. 

Dem Gutsherrn ftehen über die freigelaffene Perfon 
ferner feine andere Rechte zu, als welche die Gefege den 
Grundheren rücdfichtlih der Hinterfaflen, einräumen ; — 
er verliert die Anfprüche an feine Verlaſſenſchaft oder das 
Mortuarium, die Abzuggelder hei der Verhetrathung des 
Srundholden, und andere gleichartige Abgaben, 

6. 9x Dagegen verbleibt ihm das dominium dire- 
gtum, — bie jährlihen Abgaben nehmen die Natur und 
den Namen einer jährlichen Srundabgabe oder Canon an, 
m. die bedungenen Dienjte werden wie andre Gild-⸗ oder 
Grundfrohnen beurtheilt, und unterliegen gleichen Beftims 
mungen; — und dürfen die Güter, melche bisher fein 
Laudemium, Kandlohn, Lehenreich, Antrittgebühr, oder 
ähnliche Leitungen entrichtet haben, in Zukunft nicht das 
mit befchwert werden, 

(. 10, Da das in yverfchiedenen Provinzen Unſere 
Reiches noch beitehende Recht oder Herkommen, nach wel: 
dem die Unterthanen oder ihre Kinder auf gewifle Zeit den 
Grund: oder Gerichtsheren zu dienen angehalten werden, 
nur eine Art von Leibeigenfchaft iſt; fo foll mit der Leibetz 
genfeaft auch diefer Gefindes Dienfizwang überall ohne 

ntfhädigung aufgehoben feyn, und Peine perfänliche 
Dienftbarfeit diefer Arı in Unferm Königreiche mehr geſetze 
lichen Schuß finden. ne 


- Münden, den 31. Auguft, 1808, | 
Mar Jo ſeph. 


Freih. v. Montgelas. 
Gr. Morawitzky. 
Freih. v. Hompeſch. 
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g) Organifhes Ediet vom 8. September 
ı808, die Patrimonialgerichtsbarkeit 
betreffend. 


Wir Marimilian Infeph, von Gottes Onas 
den König von Bayern. 


In Erwägung der Conftitution Unferd Reiches, Tit. I, 
&. 2, fo wie Unfers organiihen Edictes Über die Gerichtss 
verfaſſung Tis. II. 6.3. und in befondrer Erwägung, daß 
die Srundfäge der bevorftehenden neuen Geſetzgebung eine 
durch alle Theile des Staatsgebietes gleichmäßig durchges 
führte Organiſation der Gerichtsverfaffung nothwendig mar 
en, haben Wir befchloffen, auch die Patrimonialgerichtss 
barkeit einer durchgreifenden Reviſion zu unterwerfen, und 
daher in Anfehung der Bildung, des Wirkungstreifes und 
der Berwaltung derſelben Folgendes gu vergrönen, 


I. Titel, 


Bon den geographifhen Verhäftniffen, und 
von der Bildung der Patrimonialgerichte, 


6. 1. ‚Die Patrimoniakgerichtsbarfeit Bann nur in ge⸗ 
ſchloſſenen oder zufammenhängenden Bezirken ausgeuͤbt 
werden, über welche dem Juhaber ſchon vorhin diefe Art 
von Gerichtsbarkeit zugeftanden hat. 

6. 2. Gefchloffen ift ein folher Bezirk, wenn feine 
"fremde Gerichtsbarkeit derjelben Art darin Statt findet, 

Zufammenhängend ift er, wenn die Gerichtögewalt von 
ihrem Sige zu allen ihr untergebenen Hinterfaffen gelans 
gen ann, ohne einen fremden Gerichtsantheil zu durch⸗ 
fihneiden. | 

$. 3. Der Bezirk eines Patrimontalgerichts muß wer 
nigftens funfzig Familien in ſich begreifen. 
| $. 4. Die Größe der Patrimonialgerichtsbezirfe wird _ 

durch den Grundſatz beftimmt, daß dev entferntefte Ges 
wichtsgefeffene nicht Über vier Bayerifche Straßenftunden 
von dem Gerichtsfige entlegen feyn fall, 

6. 5. Die Familien mehrerer Güter oder Patrimos 
nialgerichte, welche. von einem und demjelben Gerichtsin⸗ 
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haber abhaͤngen, duͤrfen zuſammengezaͤhlt werden, um da⸗ 
mit die feſtgeſetzte Zahl von funfzig zu bilden, wenn ſie 
inner der im vorgehenden $. 4. feſtgeſetzten Abſtaͤnde ſich 
befinden. | | 
$.,6. Die außerhalb des bemerkten Abftandes gelegen 
nen Familien bilden, fo ferne fie die vorgefchriebene Ans 
zahl erreichen, ein eigenes Patrimonialgericht. 

= Sind fie hiezu nicht higreichend, und tritt der Fall der 
Veberlaflung an ein benachbartes Patrimonialgericht nah - 
den unten folgenden Beftimmungen nicht ein; fo fällt die 
Gerichtsbarkeit Unfern Untergerichten zu. 

6. 7. Familien, welde forthin verfhiedenen Patris 
mondalgerichts » Inhabern zugethan bleiben, zur Bildung 
der Normalzahl zufammen zu zählen, fie mögen inner oder 
— des feſtgeſetzten Abſtandes angeſeſſen ſeyn, iſt nicht 
erlaubt. 

H8. Dagegen ſteht es jedem Patrimonialgerichts⸗ 
Inhaber frei, von benachbarten Patrimonialgerichten oder 
vom Staate die unter ſeiner Gerichtsbarkeit, und inner 
des feſtgeſetzten Abſtandes von vier Bayeriſchen Straßen⸗ 
ſtunden zerſtreut liegenden fremden Gerichtsantheile durch 
Tauſch gegen eigene Gerichtsgeſeſſene zu erwerben, ſofort 
die Normal ⸗Familienzahl zu bilden, und feine Gerichts: 
barfeit zu purificiven. 

9. 9. Auch durch Kauf fremder Gerichtsantheile unter 
Privatgerichtsinhabern kann die Bildung der Normal as 
milienzahl und die Purification dee Patrimonialgerichtsbe: 
zirke bewirkt werden. Ä 

$. 10. Dom Staate hingegen kann durch Kauf feine 
Gerichtsbarkeit, weder über eine, noch über mehrere Fa; 
milien erworben werden. | Ä 

6. 11. An Orten, mo vorhin nur Sißgerichtsbarkeit 
beftanden bat, oder wo niemals Patrimonialgerichtsbarkeit 
ausgeübt wurde, kann fein neues Patrimonialgericht gebil: 
det werden 5; es findet fohin weder Kauf noch Taufch von 
Serichtsantheilen zu einem folhen Zwecke Statt. 

$. 12. Sogenannte einfihtige Unterthanen koͤnnen 
von denjenigen Gutsherren, welche an dem Tage der Pur 
blication diejes Edictes fih in dem ruhigen, unangefochte: 
nen Befige der Gerichtöbarkeit befinden, zur Bildung der 
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zu einem Patrimonialgerichte erforderlichen" Familienzahl 
eingerechnet werden, wenn fie in der ausgefprocyenen. Entz 
fernung von vier Stunden gelegen find. 
$. 13. Die Bildung der Parrimonialgerichtsbezirki 
nach vorftehenden Beitimmungen joll bis zu dem 1. October 
1809 als peremtorifcher Termin vollzogen jeyn. 
: $ 14. Demnach find alle Parrimonialgerichtbarfeitgz 
Inhaber gehalten,*bei Verluſt der Gerichtsbarkeit, die Ber ' 
fhreibung ihrer Gerichtsbezirke, die Machweilung der Fa⸗ 
milienzahſ, nad) der VBorfhrift mit der Beglaubigung des 
Landgerichts, und die Beweife, daß ihnen die Gerichtsbarz 
‚keit über diefelben zuftehe, bei-dem einfchlägigen Generals 
freiscommillariate bis dahin vorzulegen, durch welches fie, 
sach geeigneter Prüfung; an Unſer Minifterium der aus: 
wärtigen Angelegenheiten, als Hoheitsdepartements, mit 
einem, den ganzen Kreis umfäflenden, Berichte zur Ein⸗ 
hohlung Unferer Genehmtgung eingefendet werden. 
9. 15. Mach dem Erfolge derfelben werden die als 
vorfchriftmäßig gebildet von Uns erklärten Patrimonialges 
sichte in das officielle Verzeichniß fämmtlicher Gerichtsbes 
zirke Unjers Reiches aufgenommen, und mit diefen öffent: 
lich bekannt gemacht, 


11. Titel. 


Von dem. Wirfungskreife der Patrimonial; 
gerichte. 


6. 16. Das Patrimonialgericht uͤbt in feinem Bezirke 
die nicht ſtreitige Gerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange 
aus; ihm ſteht das Recht der Verbriefung und der Auf⸗ 
nahme aller derjenigen Vertraͤge und Privatrechtsgeſchaͤfte 
zu, weiche gemäß dem buͤrgerlichen Geſetzbuche eine gericht⸗ 
liche Urkunde erfordern, oder da, wo dieſes den Partheien 
freigelaſſen iſt, nach Verabredung derſelben gerichtlich ge⸗ 
ſchloſſen werden wollen. 

6. 17. Der Patrimonialgerichtsverwalter‘ ift in Faͤl⸗ 
len, wo das Geſetz einen Familienrach erfordert, bei Ber 
vormundungen, Interdictionen, Prodigalitätsertlärungen 
und dergleichen der Borftand des Familienrathes, und hat 
in diefer Eigenfhaft alle Rechte und Berbindlichkeiten, 
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welche das bürgerliche Geſetzbuch einem Beiſitzer des Uns 
tergerichts, als Vorſtande des Familienrathes, beilegt. 

In den Fällen, wo das Geſetz eine Beftätigung des 
Beſchluſſes des Familienrathes, oder eine in Anfehung deſ— 
felben zu erlaffende richterliche Enticheidung erfordert, hat 
das PDatrimonialgericht denfelben dem föntglihen Unterges 
richte einzufenden, umd von dahet die Beſtaͤtigung oder 
Entſcheidung zu erwarten. 

$. 18. Desgleichen hat der Verwalter der Patrimos 
nialgerichtsbarkeit die‘ Verrichtung eines Civilſtandesbeam⸗ 
ten, fowohl was das Aufgebot als auch die Eingehung der 
Ehe nnd die Volziehung der gerichtlich ausgeſchriebenen 
Eheſcheldung betrifft. 

Er hat die Heirathsregiſter, dom Geſehe gemaͤß, dop⸗ 
pelt zu fuͤhren, und ein Exemplar am Schluſſe des Jahres 
in das Archiv des Patrimonialgerichts niederzulegen, das 
andre zu dem koͤniglichen Untergerichte einzuſenden. 

Das koͤnigliche Untergericht hat in Anſehung der richti⸗ 
gen Fuͤhrung dieſer Civilſtandesregiſter die Aufſicht und 
Controlle uͤber den Patrimonialrichter, und iſt in dieſer 
Ruͤckſicht an die Beobachtung aller in dem buͤrgerlichen Ger 
jegbuce er Borfchriften ſtreng gebunden. 

$. 19, Dem Patrimonialgerichte ſteht in feinem Be: 
zirke die Führung der Hypothekenbuͤcher zu. 

$. 20. Die Gerichtsherren find befuge, Ihre liquiden 
Gerichts⸗ und Grundgefälle und andere unbeftrittene gutes 
herrlihe Präjtationen, nicht aber ſolche, welche aus Dars 
jehen oder andern perjönlichen Forderungen eutfprungen 
find, durch ihre Gerichtshalter beitreiben zu laflen, fo weit 
* ee unter ihrer eigenen Jurisdiction ges 
ka en i « 

Das dem fäumigen Gerichtsunterthan megen Zind, 
Stift, Laudemien und andern dergleichen gutsherrlichen 
Geldpräftatignen abgenommene Pfand, wozu das. dem Lands 
manne noͤthige Ackergeraͤthe und unentbehrliche Vieh nie 
genommen werden darf, ſoll von dem Gerichtsverwalter, 
nach vorhergehenden oͤffentlichen Bekanntmachungen, an 
den Meiſtbietenden verſteigert und, nach Abzug der ſchuldi⸗ 
gen Summe, der Ueberreſt dem ie zuruͤckge⸗ 
geben werden. 


— 
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9. ar. Wenn die Gerichtsherrfihaft die in dem vor⸗ 
bergehenden $: beitimmten Grenzen der Selbſtexecution 
oder Pfändung Äberfchritten; wenn fie mehr oder anderes, 
als ihr gebührte, genommen; wenn bei Gelegenheit der 
Ayspfändung von der Gerichtsherrſchaft eine Mißhani lung 
der Perſon des Schuldners, oder fonftige unerlaubte Be⸗ 


ſchaͤdigung feiner Güter vorgefallen; wenn in Fällen, we 


das bürgerliche Geſetz zu einem Nachlafle verpflichtet, oder 
dem Richter Zahlungsfriften zu ertheilen erlaubt, die Fors 
derung mit unbilliger Strenge beigetrieben worden; fo iſt 


der Gerichtsunterthan berechtiget, fih mit feiner Ber - 


ſchwerde oder Klage zu dem Fönigligen Untergerichte zu 
wenden. En 
22 In allen ftreitigen Civil- oder Polizeifachen, 
diefe mögen den Gutsherrn und deſſen Serichtöinfaflen, oder 
die Gerichtsinſaſſen unter fich betreffen, find die Eöniglichen 
Gerichte die allein zuftändige Behörde, | 


$. 23, In Criminalfallen gebühren den Patrimonial⸗ 


- gerichten nur die Apprehenſion und Detention der Anger 


ſchuldeten, Sie find gehalten, dieſe fpätejt binnen acht 
und vierzig Stunden in den Sitz Unjers einfihlägigen 
Rand: oder Stadtgerichts auszuliefern. 
+ Unter denfelben Bedingungen ift ihnen geftattet, ihre - 
Deconomievermakter wegen WVeruntreuung in fichere Vers 
wahrüng nehmen zu Fallen, | 

$. 24. Ales weitere erfahren in Criminalfaͤllen 
Hleibt den Patrimonialgerichten, unter was immer für eis 
nem Namen, ohne Unterſchied, ob fie vorhin Criminal 
erichtsbarfeit ausgeübt Haben oder nicht, für immer verz 
sten. 
5. 25. Den Patrimonialgerichtsherren ſteht innerhalb 
ihres Bezirkes die niedere Polizei zu, nach den Beſtimmun—⸗ 
gen des organiſchen E ietes über die gutsherrlihen Rechte, 

$. 26. Zur Geltendmachung polizeiliher Anordnung _ 
gen, zur Erhaltung der Öffentlichen Drdnung gegen Ruder 
feörer und Widerſpenſtige find fie befugt, ſich der Webertres 
ger zu bemächtigen , und diefelden im Sefängniffe, jedoch 
nie über acht und vierzig Stunden, zu detiniren. | 

6. 27. Sobald die polizeiliche Uebertretung eine ſchwe⸗ 
tere Ahndung, als die h. 26. beftimmte Strafe nad ſich 


l 
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ziehen muß, it der Fall an die einfchlägige Königliche Bes 
hoͤrde zu berichten, welcher alsdann allein. die Cognition: 

‚und Beſtrafung gebuͤhrt. 
| 6. 28. Die Gluchtsherren find nicht befugt, polizei⸗ 
liche Uebertretungen mit Geld zu ahnden, wenn nicht Unſre 
Verordnungen ausdruͤcklich eine ſolche Strafe damit verbuns 
den haben. 

Wenn mit einem Eöniglichen Moligeiverbote, welches 
einen in den polizeilichen Wirkung:kreis ter Patrimonia 
gerichte einfchlagenden Gegenſtand betrifft, eine Gelditrafe 
veröunden worden; fo find diefelben zu deren Beitreibung 
ermächtigt, fo ferne die-ange rohte Geldbuße die Summe 
von fünf Gulden nicht überfchreitet. 

Alle mit größern Geldbußen verpänten Polizeivergehen 
gehoͤren zur Cognition und Beſtrafung der königlichen Ber 

oͤrden. 
9 6. 29. Wegen außerehelihen Schwängerungen darf 
fünftig weder von einem Patrimonialgerichte, noch von eis 
nem töniglichen Gerichte irgend eine Strafe in Geld oder 
an der Ehre, oder. fonft auf andere Weife erkannt und in 
Vollzug gefeßt werden. Unſre befondere Verordnungen 
werden hierüber noch das Nähere beſtimmen. 

$. 30. Die Patrimonialgerichte find gehalten, aller 
drei Monate ihre Steafprotocolle an das General ⸗Kreis⸗ 
commiſſariat einzuſenden. 

III. Titel, 
Bon der Beftellung der Patrimonialgericte. 
$. 31. Die in dem vorftehenden Titel beftimmten 
Rechte der Vatrimonialgerichtsbarfeit werten durch einen 
von dem Serichtsinhaber erwählten, von Unferm Generals 
Kreiscommilfariate bejtätigten, in Unfernr Namen beeide⸗ 
ten Gerichtsverwalter ausgeübt. 

—9. 32. Diejenigen Gerichte, melde nebft dem Ges 
richtsvermwalter nicht zugleich mit einem Actuar beftellt find, 
haben die Verbindlichkeit, zu allen denjenigen Gerichtss _ 
bandlungen, bei welhen das Gefeg die Mitwirkung eines 
beeideten Gerichtsſchreibers erfordert, zwei männliche, großs 
jährige zeugen, welche leſen und ſchreiben finnen, beizu⸗ 
ziehen. 
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$. 33. Die Patrimonialgerichtsverwalter haben die 


nämlichen Eigenfchaften nachzuweiſen, welde von. Unfern 
Landrichtern erfordert werden, | 


$. 34. Der Patrimonialgerihtsinhaber hat feinen 
Berichtsverwalter aus der Zahl der für den Staatsdtenft 
aus der Rechtswiſſenſchaft und der Staatsvermaltung ges 
prüften und zugelaffenen Candidaten zu erwählen. - = 


Doch find die Gerichtsherven nicht verbunden, bei ihrer 
Wahl die Drdnung der Elafüfication der Candidaten zu be: 
folgen. 

9. 35. Nur jene Gerihtsvermwalter, melde zugleich 
Deconomievermwalter find, habeu dem Gerichtsheren eine 
befondere Berwaltungspflicht auf Handtreue zu leiſten. 


8. 36. Advocaten fönnen nicht Gerichtshalter feyn- 


8. 37. Mehrere Patrimonialgerichtsinhaßer koͤnnen 
derfelben Perfon die Verwaltung ihrer Gerichtsbarkeit 
Übertragen. 


9. 38. - Der Gerichtsverwalter darf aber nicht vier, 
— von den verſchiedenen Gerichtsſitzen entferne 
wohnen. 


Auch fol der Sie des Amtes an.einem ein für allemal 
beftimmten Orte ſeyn. | 


$. 39. Der Gerichtsinhaber kann feine Gerichtsbar⸗ 
keit felbft verwalten; er muß fi) aber, wenn er nicht. die 
in Unfrer Verordnung vom 7. November 1807 $. 6. bes 
zeichnete Eigenfchaft hat, über feine Fähigkeit und Kennts 
niffe der nämlichen Prüfung und andern Bedingungen uns 
terwerfen, welche den befondern Gerichtsverwaltern vorger 
fehrieben find, J 


Doch kann derſelbe diejenigen Rechtsgeſchaͤfte, Conz 
tracte, Teſtamente u. dgl., welche ihn ſelbſt betreffen, 
oder bei welchen er betheiligt iſt, und zu ihrer Foͤrmlichkeit 
die gerichtliche Genehmigung oder Mitwirfung erfordern, 
niemals felbft vornehmen. fondern er muß diefelben bei 
‚ demjenigen Gerichte vornehmen laffen, welchem er ſelbſt 
für feine Perfon unterworfen Ift. 
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IV. Titel 


Bon dem Aufhören und der Sufpenfion det 
Patrimonialgerihtsbarkeit, 


G. 40. Die Patrimonialgerichtsbarkeit Hört gänzlich 
auf, wenn die Normal; Familienzahl, gemäß den Beftims 
inungen des I. Titels, nicht gebildet werden kann. 

9. 41. Sie ift nur fufpendirt, wenn fie der Inhaber 
Nach Unfrer Verordnung vom 7. November 1807 Unferm 
Untergerichte aufträgt. — Dr 

42. . Die Untergerichte find fhuldig, jenen Gute: 
beſitzern, welche ihre Gerichtsbarkeit ihnen entweder frel⸗ 
willig überlaffen haben, „der welche derfelben, gemäß 
6. 40, verluftig geworden find, im Vetreibung ihrer lie 
quiden geundherrlichen Forderungen, nad) den in Bezie⸗ 
Hung auf die Cameral⸗ Grundrenten beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, auf jedesmaliges Anrufen behuͤlflich zu ſeyn. 

9. 43. Wenn der Patrimonialgerichtsherr, welcher 
feine Gerichtsbarkeit felbft verwaltet, aus Unwiſſenheit 
oder Nachläffigkeit. folhe zum Nachtheile der Unterthanen 
ausübt: fo wird er zur Beſtellung eines Gerichtshalters 
angehalten. * | 

Wenn der von ihm beftellte Gerichtshalter auf gleiche 
Weiſe fid zur Verwaltung diejes Amtes untäuglich zeigt; 
fo wird der Gerichtsherr angehalten, einen andern an feine 
Statt zu beftellen. i | 

Der Gerichtöhere hat Überdies für allen, aus Mache 
läffigkeit oder Unmiflenheit, des Gerichtshalters entftehenden, 
Schaden zu haften. Ba 
6, 44. Wenn der Gerichtshere die ihm anvertraut? 
Gewalt in rechtswidrigem Vorſatze dergejtalt mißbraucht, 
daß der Mißbrauch in ein in dem Criminalcoder benanntes 
Verbrechen übergeht; To iſt derfelbe, vorbehaltlich aller 
übrigen verwirkten Strafen, der Gerichtsbarkeit auf feine - 
Lebenszeit verluftig, unbeſchadet der Rechte feiner Erben 
und andern Rechtsnachfolgern. 

Münden, den 8. Sept. 1808, 
Mar Yofepyh 
Freih. v. Montgelas. Graf Morawitzky 
Freih. v. Hompeſch. 
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5) Wirtemberg. 


Der erſte Koͤnig von Wirtemberg, Friedrich, 
ber in dem Preßburger Frieden vom 26. Dec, 1805 
die koͤnigliche Würde erhielt, nachdem fein Staat bes 
‚reits durch ben Reichsdeputationshauptſchluß vom 
25. Febr. 1803 bedeutend vergrößert worden mar, 
hob fogleich, nach erlangtee Königsmürde und Sour 
verainetät, die auf alten Verträgen berubende land⸗ 
fändifhe Verfaffung in feinem Erblande auf. 
So willführlich diefer Schritt war, weil andere Staa 
ten die Iandftändifche Verfaffung mit der Souverainetät 
bes Megenten durchaus nicht im Gegenfage fanden, 
und weil ſelbſt Frankre ich und Großbritannien 
bie bedeutendften Reiche Europeng, eine repräfentative 
Verfaffung hatten; fo blieb e8 doch bei dem Befchluffe 
bes Koͤnigs, der feit diefer Zeit bis zum Wiener Con 
greffe fireng monarchifch regierte, nachdem er am 18, 
März; 1806 durch ein wichtiges Drganifationsdecret 
den Gefchäftsfreis aller höchften Behoͤrden des Koͤnig⸗ 
reiches feft beſtimmt hatte Da, außer der Eintheir 
Iung des Königreiches in 12 Landvoigteien, jene Des 
eret das einzige mar, welches für bie innere 
Staatsform bie zu den letzten Jahren galt; fo finder 
8 bier feine Stelle, \ 


a) Organifationsdecret vom 18. März 
1800. 


Wir Friedrich, von Gottes Ben König 
von Wirtemberg, ıc. ic. 
entbieten Infern lieben und getreuen Dienern, Rafallen 
und Unterthanen Unfre Königliche Gnade, - 
Wir finden für nöthig, für die Gefammtheit Unfrer 
zu einem Ganzen vereinigten alten und neuen Ötaaten eine 
Bneite Band, Be + | 


— 
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durchaus gleichfoͤrmige Staatsvermaltung anzuordnen und 
fefizufegen, und haben daher beſchloſſen und befchließen wie 
folgt: E00 a 

$. 1. Die oberfte Staatsbehörde im Köntgreiche iſt 
das Königlihe Staatsminijterium. Es beſteht aus 
den Chefs jämmtlicher Departements und denjenigen Mitz 


‚gliedern, . welche Wir außer diefen noch zu ernennen für 
‚gut finden. | 


6. 2. Es find 6 Departements: ST 
1) das Departement der auswärtigen Angelegenheiten, 
7) das Departement des Innern, J 
3) das Juſtizdepartement, 
4) das Kriegsdepartement, 
5) das Finanzdepartement, 
6) das geiftlihe Departement, | 
8. 3. Das Departement der auswärtigen Angelegen 
Heiten, unter der Benennung Kabinetsminifterium, hat zu 
deforgen: ale Verhandlungen mit Auswärtigen, ‚die Auf: 
rechthaltung und genaue Befolgung der befiehenden Tracta⸗ 


‚ten, die Correſpondenz mit auswärtigen Miniſtern, die Aus: 


fertigung der Öffentlichen Correfpondenz des Königs mit ans 
dern Negenten und Gouvernements, die Angelegenheiten 
des Königlichen Haufes, das Ceremoniel mit Auswärtigen, 
das Ceremoniel im Innern, die Direction des Poftwefeng, 
Drdensangelegenheiten, Standeserhöhungen, die Berwens 


dung für die Königlichen Unterthanen im Auslande, Auss 


fertigung von Pällen und Beutkundung von Docamenten, 
die für daſſelbe beftimme find, J 
.4. Das Departement des Imern umfaßt das por 
figeiliche, ftaatswirchfchaftliche und Regiminalfacd nad) den 
weiter unten folgenden nähern Beſtimmungen. 
6. 5. Zu dem Reffort des Juſtizdepartements gehört 


| das Zuftigwefen in feinem ganzen Umfange. Es führt die 


Speraufficht Über ſaͤmmtliche Civil⸗ und Eriminakuftizftelr 
fen, über Advocaten und Motarien, und befchäftigt fich 
mit dem Vortrage neuer Gefeke und Verordnungen, in fo 
fern fie auf rechtliche Verhältniffe und die Juſtizpflege Ber 
zug haben. | 

6: 6. Das Kriegsdepartement beforgt alles, was zu 


ud 


Militaireinrichtungen Im Allgemeinen gehört, 


“ 
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9. 7. Das Finanzdepartement begreift unter ſich al; 
les, was ſich auf. Staatseinnahmen, fie mögen Namen has 
ben welche fie wollen, bezieht, die Oberaufſicht Über die 
Hauptftaatstaflen, über das Nechnungswefen, und über . 
alle Staatsausgaben nad) dem zu beſtimmenden Finanze 


plane, Berbeflerung der Landesadminiftration in. Finanz: 


fachen, die Oberaufficht Über das Forftdepartement, Salis | 
nens und Bergwerksdepartement, über das Münzs und 
das Poſtweſen, in fo fern in Bezug auf das Legtere von 
Einnahmen und Ausgaben die Rede iſt. | 
. $. 8. Zu dem Sefchäftsfreife des geiftlihen Departes ' 
ments gehört der Kultus, ſowohl der evangeliihen als far 
tholiihen Religion, und anderer im Staare tolerirten Ger 
meinden, das Curatorium der Univerfität, Schulen, und 
überhaupt gelehrte und Bildungsanftalten. 

9% Die Chefs der Departements haben Uns den 
Vortrag bei Bejegung der darunter begriffenen Stellen zu 
machen, und zwar gemeinſchaftlich, jenachdem ein Amt in 
verfchiedener Beziehung unter mehr als ein Departement- 
ehoͤrt. 
ve 10, Die föniglihen Collegien find angemwiefen, 
die ihnen von dem Ötaatsminifterium zukommenden Ber 
fehle aufs genauefte zu befolgen, welche durd) den Chef des 
Departements und zivei andre Mitglieder des Staatsminiz 
fteriums unterzeichnet find. 

9. 11. Der Chef eines Departements hatim Staates 
minijterium den Vortrag über die zum obenbemerkten Se: 
ſchaͤftskreiſe gehörigen Angelegenheiten. 

$ 12. Es werden fo viele geheime Secretairs anges 


ſtellt, als Departements find. Jeder führe das Protocol 


in der Seſſion über die in fein Departement einſchlagenden 
Gegentände, und wird in der Ausarbeitung von den weniz 
ger befchäftigten unterſtuͤtzt. Der erſte geheime Secretair 
empfängt alle einfommende Sachen, führt darüber ein 
Diarium, numerirt die verfchloffenen,, und ftellt diean das 
Staatsminifterium, ohne Bezeichnung des Departements, 
adrejjirten der geheimen Regiſtratur, die für einzelne Der 
partements gehörigen aber den Secretairs derjelben zu, 
welche fie dem Chef zur Eroͤffnung und Zuruͤckgabe, um 
das Diarium dev Materie nach fuppliven zu können, über; 
sc 13 * 
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geben. : Außerdem find bei dem Staatsminifterium ans 
geſtelit: 
= geheime Archivarii, 2 geheime Regiſtratoren, und 
s geheime Canzelliſten. 

9. 13. Zu dem Departement der auswärtigen Anges 
legenheiten oder dem Kabinetsminifterium gehören: 

2 Kabinersminifter, der Oberceremonienmeijter,, der 
Chef vom Buͤreau der auswärtigen Angelegenheiten, 3 vors 
tragende Käthe, 3 geheime Legationsſecretairs, 1 geheimer 
Dberarchivar, 1 geheimer Regiſtrator, 3 geheime Canzel⸗ 
liſten. 

$. 14. Das dem Kabinetsminifterium untergeordnete 
Dberpofidirertorium befteht aus 

ı Oberpojtdirector, 2 Oberpofträthen, 1 Oberpoftfer 
cretalr, ı Secretair, ı Canzelliſten. 

$. 15. Dem Minifter des Innern ift ein General: 
ſecretair und ein Sanzellift zugegeben. Der Seneralfecre: 
tair empfängt die an den Minifter beſonders einfommenden 
Sachen, hält ein Diarium darüber, übergibt die verſchloſ⸗ 
fenen jenem zur Eröffnung und Bertheilung an die nachge— 
festen Stellen, und contrafignirt die Erpeditionen , welche 
von dem Minifter unterzeichnet werden. 

9. 16. Der ganze Umfang der zu diefem Departement 
gehörigen Geſchaͤfte theilt fi) unter folgende Stellen: 

I) Ober: Landesregierung. 

Diefe befteht aus ı Präfidenten, 8 Nähen, 3 Se: 
cretairs, 2 Regiftrgtoren und 5 Canzelliſten. 

Zu ihrem Reflort gehört das Regiminalfach, befonders 
die Wahrung der Königlichen Souverainetätsrechte, die Lanz 
despolizei im Allgemeinen, worunter jedoch die Ortspolizei 
von den 2 Hauptitädten Stuttgart und Ludwigsburg nicht - 
begriffen it, die Oberaufficht Über die Landbeamten in allen 
Fächern, mit Ausfhluffe der Juſtizverwaltung, Beftättz 
Hung der Wahlen zu Magiftrats: und andern Stellen, 
Sachen in Beziehung auf Auswanderung, Ertheilung des 
Unterthanen z und Bürgerrehts, Benölkerungstabellen, 
Gefängniffe, Zucht⸗, Arbeits, und Waifenhäufer, Armen: 
anftalten, Zünfte und Handwerker, Brandafferuration. 

$. 17. Den Lehenhof bilden der Miniſter des Innern 
als Lehenpropfi, und 2 Referenten in Lehensfachen; dazu 


J 
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gehören 1 Seeretair und ı Regiſtrator. Die Belehnun: 
gen ſelbſt aber gefchehen vor der Dberlandesregierung in 
Gegenwart des Minifters des Innern. | 

$. 18. Eine befondere Dirertion beforgt den Stra: 
Ben:, Brüden: and Wafferbau, Marſch- und 
Einquartierungsfahen. Sie beiteht aus 

1 Director, 2 Räthen und 2 Kunftverjtändigen in Ber 
ziehung auf den Bruͤcken- und Wafferbau, 1 Secretair, 
a Caſſierer, ı Canzelliften. 

$. 19. Zu Verfehung der auf die Medicinalanz 
ftalten und das Sanitätswefen überhaupt fich bezie: 
henden Geſchaͤfte befteht eine befondere Direetion in 
- Raͤthen, den wirklichen Leibmedicis, 2 Leibchirurgis 
und 2 Thierärzten, welche ı Secretair und ı Canzelliſten 
erhalten. Ir \ 

$. 20: TI) Ober: Landessconomtecollegium. 

Es hat das ftaatswirthfhaftliche Fach im Allgemeinen 
unter fich; dazu gehören beſonders: Commerz und Landes: 
eultur, Manufacturen und Fabriken, die über diefe Gegen: 
fände eintommenden periodifchen Tabellen und Berichte, 
Geſtuͤte und Schafzucht, Deconomie der Communen, pio- 
‚zum Corporum und Spitäler, das Deconomifche der Uni: 
verfität, welches vom Staatsminiftefium dahin zu geben iſt. 

6. 21. Diefes Collegium befteht aus | 
1 Director, 6 Rüthen, 6 Rechnungsräthen, 4 Se 
cretairs, ı Regiftrator, 4: Canzelliſten. Ä 

Nach Befchaffenheit ver Gegenftände wird der Minifter 
des Innern oder der Director Handlungsverftändige, die 
Directoren der Fabriken und Manufacturen, ‚und über: 
«haupt Sachverftäntige in fonftigen Fächern beizichen. 

$. 22. Das Königreich ift in folgende ı2 Kreife ges 
theilt: | 
? 1. Kreis Heilbronn. 2. Kreis Ludwigsburg. 3. Kreis 
Stuttgart. 4. Kreis Maulbronn. 5. Kreis Schorndorf, 
6. Kreis Urah. 7. Kreis Rotenburg. 8. Kreig Calw. 
9. Kreis Rostweil. 10. Krein Tuttlingen. 11. Kreis 
Zwiefalten. 12. Kreis Ellwangen, | | 

Die zu jedem Kreife gehörigen Aemter und Drtfchaf: 
ten behalten Wir Uns bevor, hienaͤchſtens bekannt zu 
machen, 
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9. 23. Es wird eine zweckmaͤßige Eintheilung und 
Vereinigung der Ober: und Stabsämter, Steuereinnehs 
mereien, Kellereien, Verwaltungen u, ſ. w. nad) und nach 
getroffen werden. 

6. 24. Die unter der Kreiseintheilung begriffenen, 
bisher zu der fogenannten Kammerjchreiberei, nun zur Hofe. 
und Domainenfammer gehörigen Aemter und Orte find nur 
in Beziehung auf Regiminal:, Juſtiz- und Poligeiadmints 
ſtration zu den Kreijen gerechnet. Die Einkünfte davon 
werden nach wie vor unmittelbar an die General: Domais 
nenkaſſe eingeliefert und aud) dahin die Rechnungen geftellt. 

8. 25. Jedem Kreife ift ein Kreishauptmann vorges 
fest. Demfelben wird ein Actuar zugegeben, der Rechts: 
tenntnifle haben muß, und gegen Uns in Pflichten genoms _ 
men wird. Sin allen Regiminal:, Polizeiz und ftaatdr 
wirthfhaftlihen Sachen, alfo mit Ausſchluß von Gegens 
ftänden, die ſich auf die Rechtöpflege beziehen, fenden die 
Beamte ihre Berichte an den Kreishauptmann, welcher, 
wenn er nichts dabei zu erinnern findet, fte blog mit feinem 
vidit, im entgegengefegten Falle aber mit feinen Bemerz 
fungen begleitet, und an die hoͤhern Behörden abgehen 
laͤßt. Seine Derrichtungen beziehen fich hauptfächlid auf _ 
obgenannte Gegenftände im Umfange des ihm untergeber 
nen Kreifes. Insbeſondere beforgt er Straßienfachen, 
Feuers, Lich, Armen-, Bettel: und Überhaupt Sichers 
heitsanjtalten. Er dirigive das Marfchwefen und die Cons 
feription.. Die zu dem Kreife gehörigen Beamte ftehen 
unter ihm, über deren Amtsführung Überhaupt ihm eine 
ſtrenge Aufficht zu führen obliegt. Ein bedeutender Theil 
feiner Verrichtungen wlıd in Kommiffionen beftehen, welche 
ihm von den obern Behörden werden Übertragen werden. 

6. 26. Die adelihen Güter gehören zu demjenigen 
‚ Kreife, in dem fie gelegen find, oder an welchen fie mit 
dem größten Umfange anftoßen. Von den Beamten, Geift 
lichen, übrigen Dienern und Hinterfaflen des Adels wird 
die Huldigung Unfern Königlihen Beamten abgelegt. 
Die Nirtergutsbefiger ſchwoͤren den Eid der Treue und des 
Gehorfams entweder zu Stuttgart vor dem Meinifter des 
Innern oder vor dem Kreishauptmanne, Sie ſtehen in 
feiner politifchen Verbindung unter fi. 
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9. 27. Die Rittergutsbeſitzer bleiben im Beſitz und 
Genuſſe ihrer bisher rechtmäßig bezogenen gutsherrlichen 
und andern Revenuͤen. Jedoch gebuͤhren Uns alle weſent⸗ 

liche Regalien, beſonders auch Zoll, Accis, Umgeld, ſo 
wie das Chauſſeegeld, letzteres gegen Uebernahme der 
Chauſſeekoſten. — | 
Wo jedoch das Umgeld aus irgend einem guͤltigen 
Rechtstitel oder durch unvordenkliche Rerjährung erweislich 
hergebracht iſt, wird wegen deſſen Bonification nah einem 
billigen Durchſchnitt eine Uebereinkunft getroffen werden. 
Eben fo wird denjenigen Gutsbefigern, welche fonft ein 
nußbares Regal, außer ehgedachten, auf eine rechtsbeſtaͤn⸗ 
dige Weiſe beſitzen, ſolches unter der Hoͤchſten Aufſicht be 
taffen,, und im Falle hierin irgend eine abaͤndernde Maas 
regel eintreten follte, eine Vergütung des jährlichen nach 
einer zojährigen Bilance zu berechnenden Ertrags zuge⸗ 


ſichert. | 

6,23. Die Ingeſeſſenen adelicher- Güter genießen die 
Rechte und Vorzüge Unfrer übrigen Königlichen Unter⸗ 
thanen, und find denfelben Pflichten unterworfen, alles 
unter den in gegenwärtiger Verordnung enthaltenen nähern 
Beftimmungen. In Abſicht der Militairpflichtigfeit, der 
Eingnartierung und Mititairfrohnen find fie den Königlichen 
Unterchanen völlig gleichgeftelft, auch in ber Regelk der 
Nachſteuer und dem Abzuge unterworfen, fo wie die Nits 
tergutsbefiger ſelbſt mit ihren Angehörigen, wenn das Vers 
mögen in einen Staat erportirt wird, mit welchem fein: 
Treizügigkeitsvertrag beſteht . — — 

$. 29. In Beziehung auf gedachte Güter hängen Die 
Ertheilung des gandes: Unterthanenrechts, der Erlaubniß 
zum Auswandern, die Conceſſion zu Erbauung neuer Ges 
häude und Anfledlungen, zu venen Gewerben „ Kraͤme⸗ 
veien, Brauhäufern, Branntweinbrennereien , » Wirths⸗ 
bänfern, alle Einrichtungen des Salzverkaufs, fo wie übers 
Haupt der oberften Landespolizei gänzlich von Uns:ab; 

9. 30. Die Rittergutsbeſitzer ſelbſt nebſt ihren Ange⸗ 
hoͤrigen ſind den Gefetzen und Landesſtellen eben ſo wie 
andere, ohne einen Vorzug unterworfen, außer daß fie ein 

‘forum privilegiatum haben, welches weiter unten be⸗ 
ſtimmt ie | > —— 


— 
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6. 31. Bir werden für die Nittergutsbeflger, welche 
keine Hof; oder fonjtige Stellen befleiden, auf ihr unters 
thänigites Bitten eine eigene Uniform beftimmen, auch 
denjenigen, welche bisher zu Tragung eines Ritterordeng 
berechtigt waren, eine in den Zeichen abgeänderte Decora⸗ 
tion verleihen. RE WE | 
- 9. 32. Saͤmmtliche Rittergutsbefiger find von Perſo⸗ 
nalſteuern befreit, hingegen von fonftigen Abgaben nicht, 
und von den gewöhnlichen Grundfteuern nur in Abſicht 
folcher Güter, welche erwiefenermaßen fchon vor Go Jahren 
ein eigentliches adeliches fteuerfreies Hofgut zufammen bil⸗ 
deten; die Freiheit von Einguartierungen finder für Ritters 
gutsbefiger in Zeiten des Kriegs, bei Lagern, und über: 
haupt wenn Königliche Truppen sufammengezogen werden, 
nicht Statt, - TEE | FJ — 
9. 33. Den Rittergutsbeſitzern wird die Forſt⸗ und 
Jagdgerichtsbarkeit, wo ſie ſolche erweislich hergebracht 
und ungeſtoͤrt ausgeuͤbt haben, in ihren eigenen geſchloſſe⸗ 
nen Jagddiſtricten, und über ihre eigene ſowohl, als die 
um Rittergut ‚gehörigen Communmaldungen, zur Aus; 
Abung nad) den Königlichen allgemeinen Forſt- und Jagd⸗ 
geſetzen, und unter Oberaufſicht der Königlichen Oberforfts 
— und geeigneten Departements und Collegien, _ges 
laſſen. 
$. 34. Dem Chef des Juſtizdepartements iſt, wie dem 
Minifter ‚des Innern, ein Generalſecretair und ein Tanz 
gelitt zugegeben. Jener hat in Abjiche feiner Functionen 
das nämliche. zu beobachten, was dem Seneralfecretair von 
dem Departement des Innern in Beziehung auf daſſelbe 
vorgefchrieben. tft. er R, 
35, Der Juſtizminiſter bat bei der Dberaufficht 
‚über ſaͤmmtliche Civil⸗ und Eriminals Zuftizftellen befon; 
ders ſein Augenmerk darauf zu richten, daß jede Inſtanz 
in dem worgeſchriebenen Gange ihrer Gejhäfte und Der; 
richtungen: bleibe, | | | 
Alle Klagen Über verzögerte Juſtiz mäffen zuerft an 
ihn gebracht werden, und erſt dann, wenn feine Abhuͤlfe 
von ‚feiner Seite geſchieht, darf ‚man fich deswegen an 
Uns unmittelbar wenden.  _ ' . * J 
Denn dergleichen Beſchwerden über Verzoͤgerungen 


Coollegien: 
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oder Saumſeligkelt und Nachlaͤſſigkeit der untergeordneten 
Stellen oder Perſonen vorkommen; ſo wird der Miniſter 
die Beſchaffenheit der Sache ſogleich ernſtlich unterſuchen, 
und nach Umſtaͤnden, wenn die Klage gegruͤndet iſt, ent⸗ 
weder Verweiſe geben, oder beſonders aggravirende Faͤlle 
zu Unfrer Kenntniß bringen, um mit ſchaͤrfern Ahndun⸗ 
gen früfenmweife von Gelhftrafen;, welche bei foldhen Gele: 
genheiten ad pioew usus verwendet werden follen, bis felbft 
. ja Dimiffion vorgehen zu kͤnnennn. 

6. 36. Unter dem Yuftigdepartement ftehen folgende 


Mh Das Ober Appellationstribunal. — 


Hiezu gehdren: x Praͤſtdent, 1 Director, 8 Ober⸗ 

Tribunaͤlraͤthe, 2 Secretairs, 2 Canzelliſten, 3 Pedell, 
x Bothe. N cu EEE 
Es entſcheidet als oberfte Juſtizbehoͤrde alle Civil: Fur 
feigfachen in letzter Inſtanz, und bilder zugleich dic Kevis 
fionsbehörde, -: A re * — 

$. 37. Mündliche Vorträge der Partheien finden bei 

dieſem Tribunale nicht Statt; Es werden fchriftliche Ap⸗ 
pellationslibelle eingereicht, und es dürfen neue Grunde 
und Beweiſe im:Appellationsprocefle gebraucht werden. 
6. 38. In zweifelhaften, wichtigen und weitläufigen 
Fällen wird dem Refereriten ein Koreferent zugegeben, 
deflen Wahl von dem Praͤſidium abhaͤngt. In eben ſolchen 
Fällen circuliren die Acten weiter bei dem Praͤſidenten und 
noch einem Rathe, der durch jenen beſtimmt wird, 

6. 39. An das Ober⸗Appellationstribunal wird von 
dem zweiten Senate des Ober⸗Juſtizcollegiums in Sachen, 
die mehr als den Werth von 200 Bulden betvagen, oder 
welche die Ehre, Gerechtfame oder das ganze Vermögen 
einer Parthie betreffen, appellitt, In Ießtgedachten Faͤl⸗ 
len, oder wenn der Betrag der Sache die Summe von 
1500 Gulden Überfteigt, darf die Nevifion, nach vorgäns 
giger Hinterlegung der Succumbenzſumme von 100 Reiches 
‚ thalern (den Fall der gerichtlich beurkundeten Unvermögens 
Ä 2 ausgenommen, wo die Revifion auch ohne diefe erlegte 

umme Statt finden kann) ergriffen werden, welche ſo⸗ 
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dann nach angeorbneter Veränderung ber Steferenten von, 
eben diefem Tribunale vorgenommen werden wird, 

Nach der auf diefe Art gefällten Sentenz findet nur in, 
‘dem außerordentlihen Falle eine weitere Verhandlung 
Statt, wenn Wir Uns nach unmittelbar eingefommener 
Beſchwerde einer Parthie, nach - Befund der. Umftände, 
bewogen finden, ein befonderes Eaflationstribunal nieder⸗ 
zufegen, um die Sache in endlicher Inſtanz ohne Geftats 
tung fernerer Rechtsmittel zu. entisheiden. | 


 Menn Übrigens hei dem ergriffenen Kechtsmittel der 


Reviſion wegen Unvermögenheit feine Summe hinterlegt 
worden, und die Parthie offenbar als muthwilliger oder 
verwegener Kläger erſcheint; ſo foll die Strafe einer 14taͤ⸗ 
gigen, oder nach Befchaffenheit der Umftände Jänger daus 
venden Incarceration gegen diefelbe erkannt werben. 


6. 40. IH Ober : Juftizeollegium. 


Diefes theilt fih in 2 Senate. Der erſte Senat bes 


ſorgt das Criminalfach, beſtimmt den Fall, wo Gantpros 


cefle Statt finden folen, und behandelt die dahin gehöris . 


gen Straffälle. 
Derſelbe beſtehet aus x Präfidenten, 8 Näthen oder 
Affefforen, 2 Secretairs, ı Regiftrator und 2 Canzelliten,; 
8. 41. Von dem erften Senate werden alle Straffälle, 
bei denen unter und bis auf zmohatliche Zuchthaus; und 
Seftungsftrafe ertannt wird, ohne weiteres Anbringen ers 
ledigt, eben ſo Geldftrafen, welche jedoch fe fparfam wie 
möglich zu wählen find, bis inclufive 100 Thaler. 
Legalftrafen werden ohne weiteres von diefem Senate 
erkaunt; fo wie endlich Commiflionsberichte „welche höhere 
Straffälle betreffen, zur meitern Verhandlung dahin vers 
wieſen werden. . PETE AN 
6: 42. Wenn Jemand, gegen welchen der erfte Ser 
nat eine Strafe erkannt. hat, ſich darüber bejchweren zu 
können glaube, der um deren Nachlaß, Berminderun 
oder Verwandlung einfommt; fo ift von Seiten des Senat 
der Fall jedesmal dem Zuftigminifter vorzulegen, welcher 
dann denfelben zur höheren Entfcheidung bringt. 
—5 43. Zu dem Geihäftsumfange des zweiten Sena⸗ 
tes gehören alle Civil Appelationsgegenftände, welche von 
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den Oberamtei⸗, Stadt: und Patrimontalgerichten dahin - 
gebracht werden, die Leitung der. Proceffe bei den untern 
Gerichtsſtellen, ferner Ehefahen, Wechjelfachen und Les 
hensproceffe. Fuͤr die erimirten Perfonen bilder diefer Ses 
nat in Abſicht der Gerichtsbarkeit die erſte Inſtanz. Er 
beiteht aus | 

ı Präfiventen, 10 Räthen oder Affefforen, 4 Secre⸗ 


. tairs, 2 Regiſtrator und 4 Canzelliſten. 


9. 44. HI) Die Oberaufjicht über das geſammte Pu⸗ 
pillenweſen iſt einem beſondern Collegium, dem Koͤniglichen 
Tutelarrathe übergeben. Derfelbe beſteht aus 

1Praͤſidenten, 3 Ober⸗-Juſtizraͤthen, ı Tutelarrathe, 
4 Rechnungsverſtaͤndigen, z Secretair und 2 Canzelliſten. 

$. 45. Die hienach bemerften LUntergerichte wenden 
ſich in Faͤllen, wo Conſilia eingehohlt werden, entweder an 
die Juriſtenfacultaͤt in Tuͤbingen, oder an: eines der Konz 
fulenteneollegien, wovon das:eine in Stuttgart, das andere 
in Tübingen errichtet wird, und jedes aus 7 Suriften bes 


ſteht, deren Einem die Direction Äbertragen wird. Das 


gegen ift gedachten Gerichten unterfagt, ſich an einzelne 
Rechtsgelehr * oder an auswaͤrtige Facultaͤten zu Einhoh⸗ 
— von Gutachten zu wenden. 
9. 46. Die Dorf: und Stadtgerichte bleiben vor der 
Hand an denjenigen Orten, wo fie hergebracht find. | 
Wir behalten Uns jedoch vor, diesfalls eine zweckmaͤßi⸗ 
gere Einrichtung feiner Zeit zu treffen: 
$. 47. Die Stadtgerichte enticheiden alte Angelegens 
heiten, die fi bis auf so Gulden inclufive belaufen, ohne 
daß diesfalls eine weitere Appellation Statt. finden fann. 
Sn Sachen aber, fo fi darüber belaufen, wie auch in 


ſolchen, welche Ehre, Gerechtfame, Gilden und Rechte 


uͤberhaupt, ingleichen das ganze Vermögen einer Parthie 
betreffen, kann an den zweiten Senat des Ober + Zuftigcols 
legiums appellivt werden. Hingegen cefliren von nun an 
alle Appellationen an die Stadsobergerichte der drei Haupts 


ftädte Stuttgart, Tübingen und Ludwigsburg. 


$. 48. Ueber die Stadtgerichte hat der Dberamtmann 


die Führung der Direction ſich ernftlich angelegen feyn zu 


laſſen, und iſt Uns derfelße vorzüglich für ſchleunige und 


anpartheiifhe Juſtizpflege verantwortlich. Am fehriftliche 
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Proceſſe fo viel möglich zu vermindern, und Streitigkeiten 
auf dem Wege der Güte zu fchlichten, wird ſich der Ober— 
amtmann nad) der im folgenden $. enthaltenen, hierauf 
ſich beziehenden Vorſchrift richten. 

$. 49. In Anſehung der buͤrgerlichen Gerichtsbarkeit 
wird in Aemtern, wo feine Stadtgerichte befindlich find, 
die Nechtspflege in erſter Inſtanz von dem Ober: oder 
Stabsamtmanne mit Zuziehung und in Beifeyn des Amtss 
fchreibers als Actuars, und zweier Urkundsperfonen, wozu 
er zwei der tauglichiten Magiftvatsperfonen oder Schultheis 
Ben zu nehmen hat, an den von ihm an beftimmten Tagen 
abzuhaltenden Amtstagen ausgeübt. | 

In fehr bedeutenden Sachen, wo nämlich die Größe 
oder die Wichtigkeit des ftreitigen Gegenftandes, oder die 

Auseinanderfegung fchwerer und verwidelter Rechtsfragen 

es nothwendig machen, hat der Beamte nicht ſelbſt zu ents 
fcheiden, jondern entweder von Amtswegen, oder auf Vers 
langen der ftreitenden Theile, die Arten entweder an die 
Yuriftenfaculede in Tübingen, oder an eines der oben ers 
wähnten Confulentencollegien zum Spruch. Rechtens zu 
fenden. In geringern Fällen hingegen, 3. ®; bei Inju⸗ 
rien, Schuldflagen ıc., in welchen eigentlihe Proceßſchrif⸗ 
ten nicht gemechfelt werden, find die amtlichen Befcheide 
zu vollziehen, fo fern nicht einer der fireitenden Theile 
fogleich oder. längftens in drei Tagen um förmliche gerichts 
liche Verhandlung der Sache bitter. Ä 

Der Oberamtmann hat die Partheien, welche zu einem 
fhriftlichen Procefle zugelaffen werden ‚wollen, erft vorzu⸗ 
befcheiden, ihren Streitpunct genau zu beitimmen, und 
fih Mühe zu geben, den Proceß durch cinen Vergleich abr 
zufchneiden, Das hierüber zu führende, und von den Urs 
fundsperfonen und Partheien zu unterjchreibende, Protocol 
ift den Proceßacten anzufchließen. In allen dieſen Fällen 
bezahlen. die Parcheien die hergebrachten Sporteln, welche 
aber von dem Dberamte der herrfchaftlihen Eafle zu ver; 
rechnen, und wovon die zwei Urkundenperfonen nad) dem 
vorgefchriebenen oder in dergleichen Fällen fonft uͤblichen 
Maasitabe zu belohnen find. 
Der Gerichtszwang erſtreckt ſich über den ganzen Ber . 
zirk des Dbers oder Stabsamtes, und wo, wie. gedacht, 
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keine Stadtr oder Dorfsgerichte eingeführt find, hat der 
Dber : oder Stabsamtmann das Recht, die actus volun- 
taride Turisdictionis auszuüben. 

In Abſicht der Appellation von diejen Oberamtsgerichs 


- ten und der Apvellattonsfumme gelten die nämlichen Ber 


fiimmungen, wie bei den Stadtgerichten. 

9. so. In Straffällen dürfen die Ober s oder Stabs⸗ 
beamten bis auf 10 Thaler und bie auf 8 Tage Incarcera⸗ 
tion erkennen. 

In Krankheits: oder Abwefenheltsfällen iſt der Ober: 
amtsactuar der gefeßliche Amtsverwefer. Derfelbe muß 
fich aber vor feiner Annahme, die jo wie feine Belohnung 
und Entlaffung dem Beamten Äberlaflen bleibt, der weiter 
unten angeordneten Prüfung unterwerfen, und gegen Uns 
durch den Kreishauptmann in Pflihten genommen und be: 
eidigt werden, welchem letztern aud) jede Veränderung mit - 
dem Actuar zeitig anzuzeigen tft. ' | | 

§. 31. Wo adeliche Patrimonialgerichte beftehen, üben 
diefe die Kivilgerichtsbarfeit in erfter Inſtanz aus, 

Von denfelben wird, wie von den vorgedachten Unters 
gerichten, unter gleichen Beftimmungen, an den zweiten 
Senat des Ober + Suftizcolfegiums appellirt. 

Die anzuftellenden Juftitiarien muͤſſen vorher fich einer 
Prüfung über ihre Kenntnifle und fonftige Qualitäten auf 
die hienach beftimmte'Art unterwerfen, die höchfte Confir⸗ 
mation abwarten, und befonders dahin verflichtet werden, 
in alfen ihren Amtshandlungen die Königlichen Gefege und 
die ihnen von den Königlichen Landesftellen zugehenden Ber: 
ordnungen zur alleinigen Richtſchnur ihres Verfahrens zu 
nehmen. Ber nicht einen eigenen Juſtitiarium diefer Art 
hält und dte ihm zuftehende Kiviljurisdietion ausuͤben will, 
bat hiezu mit Vorwiſſen des Königlichen Ober ; Suftizcol: 
legiums zweiten Senates einem benachbarten Köhiglichen 
Mare oder bereits beftätigten Juftitiario den Auftrag zu 
ertheilen. 

2. Sn Straffällen ift die Befugniß der Juſtitia⸗ 
rien die nämliche wie die der Übrigen Königlichen Beamten; 
es wäre denn, daß die Ortsherrfchaft ein Mehreres in Ber 
ziehung auf die Eriminaljurisdietion hergebracht hätte, in 
welchen Falle die Einhohlung von Conſilien bei den obenge⸗ 
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nannten Behörden Statt finden, und die Acten vor der 
Mublication und Vollziehung der Strafe an den erſten Ss 
nat Unfers Ober :Sjwitizcollegiums eingefchieft werden 
follen, welcher die höhern Fälle zu Unfrer Allerhoͤchſten 
Genehmigung vorlegen wird. 

9. 53. Saͤmmtliche Rittergutsbefiger find als Privi⸗ 
degiatt in EivH » Sjurisdietionsfällen dem. zweiten Senate des 
Ober + Zufitzeolegiums in erfter Inftanz, fo wie in Erimi- 
nalfälfen dem erften Senate deffelben unterworfen" · 

$. 54. Der Kriegsminifter erhält für die Kriegsräth- 
liche und Militairgeſchaͤfte feine eigne Canzlei. 

Das bereits organijirte Kriegscollegium beficht 
‚aus ı Präfidenten, dem Kriegsminifter, dem Bicepräfi- 
denten , zugleich. General» Intendant, dem jeweiligen Di: 
rector des Ober : Finangdepartements, ı Ober; Kriegscom: 
miffario, ı Ober: Intendanten, 2 Kriegsräthen, ı Rech— 
nungscontroleur, 2 Serretairs und 2 Canzelliften. 

6. 55. Unter dem Finanzminijter ftehen nachfolgende 
‚ Behörden, von welchen allen er Präfident if. Um die 
ſtete Communication mit diefen verfehiedenen Stellen zu 
unterhalten und zu erleichtern , find ihm neben dem Gene: 
ralfecretair und einem Canzelliften, befonders zwei Raͤthe 
zugegeben, in Verbindung mit weldyen leßtern er zugleich 
die Seneralftastscontrole bildet, und vierteljährig über alte 
Zweige der Finatzadminiftration einen umfaflenden Gene 
talbericht erſtattet. 


I) Ober: Sinan sdepartement. 


Es befteht aus ı Director, ı Procurator, 12 Räthen, 
ı Generalcaffierer mit Siß und Stimme im Collegio, wek 
cher 2 Kammerräthe und 2 Buchhalter unter fich hat. 

Zu der Rechenbank, ‚worüber 2 Raͤthe befonders die 
Aufſicht führen, gehören 24 Kammerräthe, 4 Forji: Kam: 
merräthe, 12 Buchhalter „. s 

zu dem Serretariat und Schreibtifh: 8 Secretairs, 
3 Regiftratoren für die laufenden Arten, 4 Regiftratoren 
für die Altern Arten, 8 Canzelliſten. | . 


II) Forſt-Direction. ! 
Hiezu gehören: a Forſtmaͤnner aus den erften Claſſen 


\ 


| 
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der Forſtbeamten, ı Juſtizrath, 2 Hofräthe, 4 Forſtraͤ⸗ 
the mit Sitz und Stimme, fodann 2 Secretairs, ı Negis 
flrator, 2 Canzelliſen. 

II) Berg-, Salinen: und Mängdirection. 
1 Direstor, a Juſtizrath, 2 Hofr und Finanzräche, 
3 Bergräthe mit Sitz und Stimme, ı Secretair, ı Can— 
gel | = 
IV) Ober: Stenerdirection, 

r Director, ı Rath aus dem Ober: Finanzdepartement, 
3 Ober: Steuerräthe, fodann 2 Ober s Steuereinnehmer, 
a Commillarii-oder Rammerräthe, ı Buchhalter, zugleich 


Secxretair, ı Canzelliſt. 
V) Landbaudirection. 

Der Finanzminiſter führt wie bei den obigen Stellen 
die DOberdirecttion.. - Ä | 

. a Mitglieder aus dem Hofdepartement, 4 Räthe, un: 
ter denen der Ober: Waflerbaudirector und nfpector, | 
Hofbaumeiſter und 6 Landhaumeifter mit Sig und Stimme, 
fodann 4 Baucontroleurs, 2 Secretairs, 1 Regiftrator, 
3 Canzelliſten. 

VI) Tarr, Zolls und Aceisdirection, 

: welche die Aufjiht und Eontrole über alle Zollz, Accisr, 
Umgeldz, Stempelpapier s, Tax⸗, Bruͤcken⸗ und Thauffee: 
geldeinnahmen führt, beftehend aus 

ı Direttor, 1 Juſtizrathe, 4 Finanzraͤthen, fodann 
4 Kammerräthen, 8 Buchhaltern, 2 Secretairs, a Can: 
zelliſten, 2 Zoll: und 2 Aceisfchreiben. us 

VII) Renovatidnd + Keviforat. 

x Renovationsrath, 4 Unserrenovatoren. 

6. 56. Die Hofs und Domainentammer ſteht 
anmittelbar unter Uns, und beficht aus 

ı Director, 1 Hof⸗ und Domainentathe, ı General: 
taffierer, fodann 2 Kammerräthen und ı Buchhalter. 

6. 57. In jedem Kreife wird ein Steuerrath aufge: 
ſtellt, der dem Kreishauptmanne beigegeben ift. Er führe 
vorzüglich die Aufſicht über die Rechnungen der Beamten, 
weiche er nach Belieben von Zeit zu Zeit einzufehen hat. 
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Außerdem wird derfelbe auch befonders in Bonmmifftonsfar 
chen ‚gebraucht, die in das Rechnungs⸗ und Abgabenfach 
einfhlagen. et 
9. 58. - Die Inngeſeſſenen von adelichen Gütern entr 
richten ganz nach dem Maafftabe, welcher den Königlichen 
Unterthanen Überhaupt vorgefchrieben ift, ſo wie die Rits 
tergutsbeſitzer ſelbſt, unter den oben feitgefesten Beſtim⸗ 
mungen alle allgemeine Landeslaften, die Grund: und Ger 
werbſteuer, ſo wie Jämmtliche übrige eingeführte indirecte 
Abgaben, indie ihnen anzumweifenden königlichen: Cameral: 
einnehmereien. 
+ Die Steupreinnehmer der bisher fogenannten neuen 
Lande, die Keller, Verwalter, und Überhaupt alle In diefe 
Claſſe gehörige herrſchaftliche Einnehmer Lefördern die Ein: 
nahmen unmittelbar an die fönigliche Generalcafle des Ober: 
Finamjdepartements zu Stuttgart, oder dahin, wohin fie 
von legterer angewiefen werden, machen aber jedesmal dar 
von dem betreffenden Steuerrathe des Kreijes die Anzeige, 
$. 59. Der Chef des geiftlihen Departements erhält, 
wie die vorhergehenden, zu feinen unmittelbaren Gefhäfz 
ten einen Generalfecretair und einen Eanzelliften, 


Bon diefem Departement reflorticen? F 
I) Das Ober-Conſiſtorium. 


Es fuͤhrt die Aufſicht Über das gefammte evangelif 
Kirchen: und Schulwefen, fo wie über die dabei angefte 
ten Diener, auf gleiche Art auch über die Übrigen im Kö: 
nigreiche tolerirten Gemeinden, und befteht aus ı Praͤſi⸗ 
denten, ı Director, 3 weltlihen, 3 geiſtlichen Raͤthen, 
2 Secretairs, ı Regirtrator, 2 Sanzelliften. 

$. 60, "Bei Befegung geiftliher Stellen hat der Mi: 
nifter des Departements, wie die übrigen, Uns. den’ Vor: 
frag zu machen. K. 

Alle Candidaten werden vor dem Dberconfiftorium exa⸗ 

minirt, und über fie ſowohl als über fämmtliche angeftellte 
Decane, Pfarrer und Vicarien wird jährlich eine Lifte, un: 
ter gewiſſenhafter Angabe ihres moralifhen Betragens, 
Fleißes und ihrer Talente vorgelegt. 

$. 61. In Abficht der vormaligen alten Lande hat es 
vor der Hand bei der Eintheilung in 4 Generalate fein Ver⸗ 
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bleiben. In Bezug auf die bisher fogenannten neuen ande 
wird ein weiteres Generalat errichtet, unter welchem zus 
nächft die Decanate von Heilbronn und Hall ftehen. Die 
Decanate Aalen, Eßlingen und Reutlingen, werden unter 
die übrigen Generalate vertheilt. 


‘Die General; Superintendenten führen ben Character 
als Praͤlaten. 


9. 62. Was die beftehenden evangelifhen Seminas 
rien betrifft; fo bleibt das theologiſche Stift in Tübingen, 
unter einer zu beflimmenden zweckmaͤßigeren Difciplinars 
einrichtung. Von den Klofterfchulen werden die zu Blaus 
beuren und Bebenhaufen aufgehoben, und mit den zu Den⸗ 
fendorf und Maulbronn vereinigt. * 


$. 63. ID In Anſehung der katholiſchen Kirche bes 
fteht, neben dem Bifchoffe und deflen Officialate, ein befons 
derer ſogenannter geiftliher, Rath zu Beſorgung und 
Wahrung der Souverainetätsrechte. Derfelbe wird mit 
2 weltlihen und ı geiftlihen Fatholifhen Räthen befest, 
und erhält ı Secretaiv und ı Canzelliſten. 


$. 64. II) Für die Aufficht über fämmtliche Lehran⸗ 
falten, befonders in Beziehung auf die wiflenfchaftlichen 
Fächer, ift eine eigene Studien: DOberdirection ber 
ftellt; ſolche beſteht aus ı Präfidenten, 2 weltlichen 
Raͤthen, ı geiftlihem Rathe, 1 Secretair und ı Ganzels 
liiten. | 

6. 65. Die zu adelihen Gütern gehörigen Kirchen 
und Schulen find an alle in Anjehung der fie betreffenden 
Gegenſtaͤnde ergehende Eöniglihe Anordnungen gebunden, - 
und den dazu beftellten Behörden in gleiher Maaße unters 
geordnet, wie ſaͤmmtliche Kirchen und Schulen des Königs 
reiche. | 

Die Nittergutsbefiger follen nur da, wo fie das Patros . 
natrecht hergebracht haben‘, diefes ferner durch Ernennung 
der Subjecte zu Pfarreien und Schulen ausüben, die Ers 
nannten aber, welche Landeseingebohrne ſeyn muͤſſen, von 
der vorgängigen Prüfung, und zwar die evangelifchen vor : 
Unferm DOberconfiftorium, die farholifchen aber vor dem 
Bifchoffe und deflen Dffieialate unter Unfrer Hoͤchſter 
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Oberaufſicht, und endlich von Unfrer jedesmaligen Con: 
firmation abhüngen. 


9. 66. Wer als Tandidat zu irgend einer Stelle, fey 
es in welchem Fache es wolle, auftritt oder befördert wer⸗ 
den will; fo wie SJuftitiarien, Advocaten, Notarii, Amts; 
actuarti oder Nehnungsfubftituten, ingleichen alle Com: 
mundiener, welche Kenntniffe aus dem juriftifshen oder dem 
KRechnungsfache befigen muͤſſen, find verbunden, ſich vors 
läufig einen Eramen zu unterwerfen. Der Candidat mels 
det fich bei dem Minifter des betreffenden Departements, 
welcher aus demfelben 2 Räthe wählt, und fie nach Zeit 
und Umftänden ändert, denen er die Prüfung überträgt, 
wobei jedoch) feine Belohnung der Eraminatoren Statt fine 
den fol. Die nad dem Refultate auszuftellenden Zeugs 
niffe werden von dem Minifter und jenen 2 Räthen unter: 
zeichnet, und außerdem noch über die eraminirten Sub⸗ 
jecte Liften nach einem befondern noch zu entwerfenden 
Schema geführt, und ſolche bei den Vorträgen in Dienfts 
erfegungsfällen zu Grunde gelegt. | 


9. 67. Alle bis jest in den feither fogenannten alten 
and neuen Landen beftehende ECollegien, Deputationen und 
permanente Gommifjionen, die zu der Canzlei im Allges 
meinen gehören, find nad) ihrer gegenwärtigen Form aufz 
gehoben, und der Gefchäftsgang richtet fi) ganz nach den 
niedergefegten Behörden, und zwar vom 1. Mai diefes. 
Jahres an. Saͤmmtliche vorangeführte Stellen haben ihr 
ven Sitz in Unfrer königlichen Nefidenzftadt Stuttgart, 
mit Ausnahme des Dberappellationstribunals, welches zu 
Tübingen, und des erften Senats des Oberjſuſtizcollegiums, 
welcher in Eflingen niedergefeßt wird. = 


Die bisher beftandenen adelihen und gelehrten Banken 
finden nicht mehr Statt, und die Räthe ſitzen nach ihrer 
Amts; Anciennete‘. 


$. 68. Die gefammte Mafle der vorhandenen Acten 
wird unter die verfchiedenen Stellen nach ihren befondern 
Beſtimmungen vertheilt, nachdem vorher die ältern, auf 
welche nie oder nur felten vecurrirt wird, davon abgefonz 
ders feyn werden. Auf die Hinwegſchaffung der ganz vers 
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alteten und entfchieden unbrauchbaren ift vorzägliche Rücks 
fiht zu nehmen ; hingegen ift von fämmtlichen dltern, etwa 
noc) brauchbaren Acten ein KHauptdepot zu formiven, wors 
über 1 Archivarius und 2 Regiftratoren gefegt werden. 


G. 69. Sn Abfiche der im Geſcaͤftsgange öfters erfors 
derlihen Communicationen verfchiedener Stellen unter ſich 
wird verfügt, daß nur in wichtigen und weitläufigen Sas 
chen die Communicarion jchriftlich gefchehe. In minder 
wichtigen Angelegenheiten aber wird der Neferent derjents 
gen Stelle, wo die Hauptſache verhandelt wird, bei der 
andern, mit welcher die Communication zu pflegen iſt, 
über den einjchlagenden Punct, worüber die Vereinigung 
erzielt werden foll, veferiren, und erft, wenn dieſe nicht 
zu Stande kommt, tritt hier der Fall er fchriftlihen Coms 
munication zu weiterer Difeuffion des Gegenitandes ein. 


9.. 70. Die Präfidenten und Directoren der Collegien 
haben ihr vorzügliches Augenmerk darauf zu richten, daß 
fo wenig als möglich Retardate entitehen. Zu diefem 
Zwecke follen die eintommenden Sachen, mit Ausnahme 
der privilegirten und der ihrer Natur nach unaufjchieblichen, 
nach der Folge des Diarti vorgenommen, und wenn der 
Referent, welchen es trifft, zum Vortrag noch nicht vors 
bereitet-iit, der Gegenſtand nicht aus der Act gelaffen, 
fondern die auf folhe Art ruͤckſtehenden Angelegenheiten bes 
fonders nachgeführt,, und nad) der Ordnung der Zeit, bis 
wohin fie zu Folge der Erklärung des Referenten, und 
Entfcheidung des Praͤſidiums oder Directoriums in Vortrag 
gebracht werden koͤnnen, proponirt werden. Außerdem 
werden fich die Präfiventen und Directoren monatliche 
Verzeichnifle über die Rückjtände vorlegen laſſen, um ims 
mer von dem Seichäftsgange auf das genauefte unterrichtet 
zu jeyn, die etwa jäumigen Referenten zu Beobachtung ihr 
zer Schuldigkeit anzuhalten, und nöthigenfalls darüber an 
den Minijter zu berichten. 


$. 71. Schließlich behalten Wir Uns vor, jeder 
Stelle nähere und ins Einzelne gehende Vorfchriften, um 
ihren Geſchaͤftskreis und Befugniffe genauer zu beftimmen, 
zukommen zu laflen. 
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Gegeben unter Unfrer hoͤchſten, eigenhaͤndigen Uns 
terfchrift und beigedrucktem königlichen Sjnfiegel in Unfrer 
föniglichen Reſidenz Stuttgart, den 18. März 1806. 

(LS) Sriedbrid. 
Grafvon Normann Ehrenfels. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis 
proprium. * 
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Wie aber die Verhandlungen auf dem Wiener Con⸗ 
greſſe, welchen der Koͤnig von Wirtemberg fruͤhzeitig 
verließ, die Wendung nahmen, daß die Aufnahme des 
Artikels: in allen Staaten Teutſchlands ſoll eine fän- 
diſche Verfaffung beſtehen — entfchieden war; fo bes 
ſchloß der König, die Beendigung und Beſtimmungen 
der neuen teutfchen Bundesacte nicht abzuwarten. Er 
erließ deshalb am ıı. Jan. 1815 aus Stuttgart ein 
Manifeft, nach welchem fein Entfchlug — der Eins 
führung einer ftändifchen Verfaffung in feinen Staa⸗ 
ten — zur öffentlichen Runde gebracht ward. 


b) Königlihes Manifeft vom 11. Ja— 
. nuar 1815. 


Wir Friedrih, von Gottes Gnaden König 
von Wirtemberg, fouverainer Herzog im 
Schwaben und von Ted, ıc. ı. 

entbieten allen.Unfern lieben und getreuen Dienern, Va: 

- fallen und Unterthanen Unfre öniglihe Gnade. Von dem 

Augenblicke an, als gebieterifche politifche Verhältniffe die 

Staatsveränderung vom Jahre 1806 herbeigeführt hatten, 

faßten Wir den feften Entfehluß, Unferm Königreiche, foz 

bald der Drang der Umftände aufgehört Haben, und ein fer 
fer Stand der Dinge eingetreten jeyn würde, eine feiner 
innern und Außern Lage, den Rechten der Einzelnen und ' 


Königliches Manifeft vom 11. Jan. 1815, aız 


den Beduͤrfniſſen des Staates angemeflene Verfaſſung und 
ftändifche Repräfentation zu geben. Die Ausführung bier - 
fes Entfchluffes verzögerte fich durch die nachherigen Zeitz 
ereigniffe, welche dle Vornahme einer ſolchen wefentlihen 
Grundeinrichtung der ganzen Staatsorganifation nicht raͤth— 
lich) machen konnten. Erſt die im vorigen Jahre eingetres 
tene Veränderung in der oͤffentlichen Angelegenheiten 
konnte diefen Unferm landesväterlichen Herzen fo angeleges 
‚ nen Wunfch.der Ausführung näher bringen, und Wir würs 
‚den daher gleich nach Abſchluß des Parifer Friedens denfels 
ben in Erfüllung gefegt haben, wenn nicht von dem zu 
vollftändiger Berichtigung des allgemeinen Friedens bez 
fchloffenen Congrefle in Wien Abänderungen in den innern 
und äußern Berhältniffen des Königreiches zu erwarten ges 
wejen wären, und es daher zweckmaͤßiger gefchienen hätte, 
die Ausführung auf die Refultate jenes Congreſſes auszus 
feßen. Indeſſen haben Wir gleich Anfangs, in den zu Bes 
handlung der teutichen Angelegenheiten Statt gehabten Con⸗ 
ferenzen den zu Wien verfammelten Souverains Unfern fer 
ſten Entſchluß und Abſicht der Einführung einer Ständer 
verfaflung im Königreiche erflärt. Da aber die Endreful: 
tate diefes Congrefies nicht fo Schnell, als Wir in Bezier 
hung auf jene Abficht gewuͤnſcht hätten, herbeigeführt 
werden konnten; fo finden Wir Uns bewogen, Unſerm 
Volke diefe ihm beflimmte Wohlthat nun nicht länger. vors 
zuenthalten, und dadurch öffentlidy zu beweilen, daB nicht 
eine äußere Nothwendigkeit oder eine gegen Andre einges 
gangene Verbindlichkeit, fondern blos die fefte Ueberzeus 
gung von dem Bedärfniffe einer angemeflenen ftändifchen 
Verfaſſung für das wefentlic,e Sinterefle des Staates, und 
der Wunfch Uns geleitet haben, auch hierdurch nad) fiebens 
zehn ftürmifchen Jahren, in welhen die Vorfehung Uns 
und Unfer Reid, erhalten hat, das Glück Unfers Volkes 
für künftige Generationen dauerhaft zu begründen. Wir 
haben zu dem Ende die Grundzüge einer folhen Berfaflung, 
worin die Zufammenfegung der Stände, der ihnen zukom⸗ 
mende Antheil an der Gejeßgebung und Beſteuerung, das 
‚Recht, ihre Bitten und Wünfche vor dem Throne nieder: 
zulegen, fo wie allgemeine und weſentliche Rechte und Ver: 
pflihtungen der Unterthanen beftimmt werden, entworfen, 
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und eine Commiſſion von Staatsdienern aus verfchiedenen 
Glaffen der Nation, verfhieden nach Stand, Amtövers 
baltniffen, Religionsbefenneniß und Guͤterbeſitz, mit dem 
Auftrage niedergefeßt, das Ganze nad) feiner hohen Wichs 
tigkeit in die forgfältigfte Berachung zu ziehen, und den 
hiernach reiflich ausgearbeiteten Entwurf einer Repraͤſenta⸗ 
tivverfaflung für das Neich Uns zur Genehmigung vorzus 
legen. Die von Uns fanctionirte Berfaflungsurkfunde wers 
den Wir fodann der ſtaͤndiſchen Repräfentation, welche Wir 
auf den 15. März diefes Jahres hier zu.verfammeln gedens 
ten, übergeben, jie beſchwoͤren und in volle Ausübung 
fegen laſſen. Es gereicht Uns zur wahren landesväterlihen 
Freude, diefe Unfre Gefinnung und fefte Willensmeinung 
Unfern lieben und getreuen Unterthanen hierdurdy zu vers 
fünden, indem Wir Uns verfichert halten, daß fie in dies 
fen Anordnungen und Einrichtungen den fprechenditen Bez 
weis Unfrer unermüdeten Färforge für ihre dauerndes Glück 
erkennen, und auch fünfttg ihre unter allen Veraͤnderun⸗ 
gen der Zeit unverräcte Treue und Anhänglichkeit an Uns 
und Unfer Regentenhaus bewähren werden, Gegeben uns 
‚ter Unfrer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedruck 
tem königlichen Infiegel, in Unſrer königlichen Refidenz zu 
Stuttgart, den 11. Yan. im Jahre Chrifti eintaufend acht: 
Hundert und funfzehn, Unſrer königlichen Regierung im 
zehnten. 
(L s.) Friedbrid. 
Der Miniſter des Innern, Staats: und Con⸗ 
. ferenzminijter, Graf v. Reifhad. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Maiestatis 
proprium, 


‘ 


Minijter + Staatsjecretair, Freiherr von- 
Bellnagel. 





Im Geifte dieſes Manifeſtes war bie Nebe, melche 
ber Koͤnig am 11. Jan. 1815 im verfammelten Staats» 
tathe hielt, 
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ce) Rede des Königs vom ı1. San. ı8ı5. 


Befanntlih haben die der Stadtsveränderung vom 
Jahre 1806 vorangegangenen und damit verbundenen Au: 
Bern politifhen gebieteriichen WVerhältniffe die Aufhebung 
der alt wirtembergifchen Landftände zur nothwendigen Folge 
gehabt. Diefes veraltete, mit dem Zeitgeifte und der Eins 
heit und Kraft einer energifhen Regierung, auf welcher 


die Gründung, Erhaltung und Vergrößerung ‚des Könige 


reiches allein beruhen konnte, unverträgliche Inſtitut fiel in 
ſich feldft zufammen. Die förmliche Abjchaffung deffelben, 
welche fchon lange vorher durch das Fehlerhafte der Orga: 
nijation, mithin durch die innere Natur der Sache vorbes 
reitet war, wurde durch einen vorgängtgen öffentlichen 
Staatsvertrag mit dem damaligen Neichsoberhaupte und 
durch die freiwillige unbedingte Huldigung der Volksrepraͤ— 
fentanten bekräftigt. Gleichwohl bezeugten Erfahrung und 
vaterländifche Gefchichte, die einzigen und ficherften Führe: 
rinnen der Regenten, melde das mwohlverfiandene und 
dauernde Intereſſe ihres Volkes mit ihrem eigenen gemwiflen: - 
haft zu vereinigen willen, die Nothwendigkeit und das 
MWohlthätige einer, den Rechten der Einzelnen und den Be: 
dürfniffen des Staats angemeflenen, auf fländifche Repraͤ⸗ 
fentation gegründeten Verfaſſung. Indem Wir Uns an 
diefe Ucberzeugung hielten und den unabänderlihen Entz 
fhluß darauf gründeten, den Eintritt der erften günftigen 
Zeitepoche zu Einführung einer folhen Verfaſſung zu ber 
nügen, fahen Wir Uns durch den nachfolgenden, fi ims 
mer gleich bleibenden, Drang der Umftände und des Ger 
fpannten der äußern Lage ftets behindert. Eine folde we— 
fentliche Veränderung der ganzen Staatsorganifation erfors 
dert einen ruhigen gejchloffenen Stand der Dinge, der, 
weit entfernt durch die Zeitereignifle herbeigeführt zu wer⸗ 
den, fich je länger je mehr zu verzögern ſchien. Die im 
vorigen Jahre eingetretenen Hauptveränderungen in den 
Öffentlihen Angelegenheiten und der darauf erfolgte Ab: 
ſchluß des Parifer Sriebene ließ die Annäherung des zu je 
nem Zweck erwänjchten günftigen Zeitpunctes erwarten, als 
der zur vollftändigen Berichtigung des allgemeinen Frie⸗ 
dens befchloffene Eongreß zu Wien eine nene Verzögerung 


\ 
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herbeifuͤhrte, indem die Nefultate deſſelben nicht unbedeu⸗ 
tende Abaͤnderungen in den innern und aͤußern Verhaͤltniſſen 
des Koͤnigreiches vorausſetzen ließen. Wie ſehr Wir es Uns 
waͤhrend Unſrer Abweſenheit in Wien zur Angelegenheit 
machten, das auf die Regulirung der teutſchen Angelegenz 
heiten fich beziehende Gejchäft, welches nad Unſrer Anficht 
bei ciner ftandhaften und unbefangenen Bereinigung des 
Willens keinen wefentlihen Schwierigkeiten unterworfen 
feyn konnte, auf alle Art und Weife raftlos zu befördern, 
fonnte nicht verborgen bleiben, und Wir haben gleich Anz 
fangs in den, zu Behandlung jenes Gegenſtandes Statt ges 
habten Konferenzen der zu Wien verfammelten Souveraine 
Unfern feſten Entſchluß und Abſicht der Einführung einer 
ftändijchen Verfaſſung in Unferm Königreiche erklärt. ns 
zwifchen konnte es, zu Unferm Bedauern, nicht von Uns 
abhängen, das Endrefultat der Gefchäfte des Congreſſes 
fobald herbeizuführen, als man zu hoffen und zu erwarten 
berechtigt war. Der nod) dauernde ungewille, ſchwan⸗ 
tende Zuftand der Dinge kann jedoch Unferm landesväterlis 
den Herzen nicht den Zwang auflegen, Unfern lieben und 
getreuen Unterthanen die ihnen beftimmte Wohlthat länger 
vorzuenthalten; und um zugleich Öffentlich darzuchun, - daß 
weder dußere Nothwendigkeit, noch irgend eine fonft ein; 
gegangene Verbindlichkeit auf Unfern Vorſatz irgend einen 
‘ Einfluß gehabt, und nur reine, auf die dauerhafte Ber 
gruͤndung des Stückes Unſers Volkes gerichtete Abfichten 
Uns geleitet Haben, find Wir gefonnen, den längft zur 
Reife gebrachten Entfchluß nunmehr in Vollzug ‘zu fegen. 
Mir haben Uns zu dem Ende mit Entwerfung der Grund; 
züge einer ftändifchen Verfaflung befchäftigt, wovon mir 
die Ueberzeugung haben, daß fie dem, vor Augen gehabten 
wichtigen Zwecke jo nahe als möglich fommen, und dadurch 
die Klippen vermieden werden, woran jo manche frühere 
‚ähnliche Verſuche Unfrer Zeit gefcheitert find. Jene Grund: 
züge begreifen vorzäglih die Bildung der ftändifchen Re 
präfentation, ihre Verfammlung, deren innere Organifar 
sion und Gefhäftsführung, die Gerechtſame der Stände in 
Beziehung der Gegenftände der Staatsverwaltung, insbe: 
fondere der Mitwirkung bei der Befteuerung und Gefeßge: 
bung, und des ihnen im Allgemeinen zuftehenden Petitions⸗ 
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rechtes, entlih Beftimmungen in Anfehung allgemeiner 
Rechte und Beflimmungen der Unterthanen. Bei der Bit 
dung der Nepräfentation glauben Wir die Anforderungen 
- und das Intereſſe der vorzüglichften Begüterten beachten zu 
muͤſſen, und in diefer Hinficht bewilligten Wir einer Ans 
zahl von Individuen diefer Klaffe Virilftimmen , jedoch in 
einem folhen VBerhältniffe, daß kein Uebergewicht derfelben 
über die gewählten Deputirten denkbar ift, und indem Wir 
nun eine Verfammlung ahgeordnet, entfernten Wir den 
Verdacht und die Möglichkeit, in eben diefer Klaffe der 
Staatsregierung eine eigene befondere Stüge zu fichern, 
Die Zufammenberafung der Stände’ ift durch Feftfegung 
einer für immer beftimmten Zeit der Willkuͤhr des Königs 
entzogen, und die innere Organifation, fo wie die vorges 
ſchriebene Art der Gefchäftsführung fihert den Vertretern 
des Volkes Freiheit der Anficht, der Deliberation und der 
Beſchluͤſſe. Wefentliche Abänderungen in der Gefeßgebung 
und Befteuerung find an die Zuftimmung der Stände ges 
knuͤpft, mit folchen Modificationen, welche die Einheit und 
Energie der Staatsregierung, welche die fichere Beftreitung 
der Staatsbedürfniffe nicht verhindern, und den Einfluß 
jedes etwanigen PDartheigerichts zurückzuhalten vermögen. 
Durch das Petitionsreht wird die Sicherheit des Eigen— 
thums und die perfönliche bürgerliche Freiheit gleihfam uns 
ter die mitwirkende Gemwährleiftung der Stände geſtellt. 
Die Zuldigung bei einer Regierungsveränderung wird durch 
die feigrliche Anerkennung von Seiten des Königs bedingt, 
Durch alle diefe Beftimmungen glauben Wir die Rechte 
des Volkes auf eine unumftößliche Art feftgefekt und für 
immer. gefichert zu haben. Die Grundzüge erfordern jedoch 
eine nähere Ausarbeitung im Einzelnen, und Wir haben 
Uns daher bewogen gefunden, eine eigeme Commiſſion, uns 
ter dem Vorſitze Unſers Staates, Konferenz: und Finanzs 
minifters, Grafen v. Mandelsiohe, beftchend aus dem: 
Staats: und Conferenzminifter des Innern, Grafen v. 
Reiſchach; dem wirklichen geheimen Rathe, Landvoigt am 
obern Neckar, Grafen v. Waldburg : Zeil: Trauchburg; 
dem Minifter ; Staatsfecretair v. Vellnagel; dem Praͤſi— 
denten Staatsrath Neurath; dem Staatsrath, Landvoigt 
an der Enz, Grafen v. Berlichingen; dem Staatsrat) v. 
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Otto; dem Staatsrath v. Schmitz von Grollenburg; dem 
Staatsrath v. Waͤchter; dem Staatsrath v. Weiſen; dem 
Oberregierungsrath v. Roel; dem Oberregierungsrath v. 
Cammerer; dem Oberamtmann v. Mieg in Ludwigsburg; 
dem Hofrath und Oberamtmann v. Hiemer in Schoͤndorf; 
dem Oberamtmann v. Malſchler in Marbach, niederzus 
ſetzen, um das Ganze in Berathung zu ziehen, und ſich 
mit dem vollſtaͤndigen Entwurfe einer Repraͤſentativverfaſ⸗ 
fung zu befchäftigen. Ein befonderes Commifforial: und - 
Inſtructionsreſcript, welches hierüber das Nähere enthält, 
‚wird den Mitgliedern der Commiſſion zugefertigt werden; 
wegen deren Zufammentritt, welcher das erſtemal nächiten 
Montag den 16. d. M. Statt haben foll, das Erforderliche 
zu beforgen if. Die Bekanntmachung und Uebergabe der 
von Uns fanetionirten Verfaſſungsurkunde, fo wie die Ber: 
pflidytung auf diefelbe, gedenken Wir in der auf den 15. 
März d. J. hier einzuberufenden Ständeverfammlung voll: 
ziehen zu laſſen; inzwifchen wollen Wir vorläufig Unfre lies 
ben getveuen Unterthanen von Unſrer landesväterlihen Ges 
finnung und Willensmeinung durch ein eigenes Manifeft 
in Kenntnis gefegt willen, mit deflen allgemeiner Verbrei— 
tung und Bekanntmachung Unjer Minifter des Innern bes 
auftragt wird. | 


Am 15. Mär 1815 wurden die Sitzungen ber 
Sandftände Wirtembergg feierlich. eröffnet. Der König 
hielt die nachftehende Rede, und ließ dann den Stäns 
den die Grundzüge der neuen Verfaſſungsur— 
funde vorlefen. Allein gegen biefe Urfunde erhob 
ſich bald die fändifche Verfammlung, und drang auf 
MWiederherftelung der alten VBerfaffung des vormaligen. 
Herzogthums Wirtemberg, obgleich diefelbe nicht nur 
das Gepräge eines längft verſchwundenen Zeitgeiftes 
trägt, fondern auch auf die neuerworbenen Länder nicht 
übergetragen werden konnte. Wenn alfo auch die 
Grundzäge der vom Könige den verfammelten Ständen 
vorgelegten Berfaffungsurfunde noch mander Vers 
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befferung und Ergänzung beburften; fo erhellt 
doch aus ihrem Charakter, daß fie auf die Bedürfniffe 
des Zeitalterg berechnet und beftimmt war, die geſamm⸗ 
ten — alten und neuerworbenen — Länder des Koͤ—⸗ 
nigreihes gleichmäßig zu umſchließen. Der in der 
That nicht erfreuliche Kampf, welchen die Wirtember⸗ 
gifchen Stände gegen diefe Urfunde erhoben, gehört in 
die neuefte Specialgefchichte Wirtembergs, und führte 
endlich. den König dbabin, daß er den Ständen infos 
weit nachgab, zu erklären, daß bie alte Verfaſſung 
im vormaligen Herjogthume, oder in feinen alten Erb> 
landen, hergeftellt, die neuerworbenen Länder aber unter 
die Leitung einer neuen zeitgemäßen Conſtitution geftellt 
werden folten. Noch war diefe Fehde nicht beendigt, 
als der König am 30, Oct. 1816 ploͤtzlich ſtarb, und 
fein Nachfolger, der König Wilhelm ı, die fländi- 
fche Berfammlung bis zum 3. März 1817 vertagte, 
nachdem er in den oberften Staatsbehörden mehrere 
durchgreifende, aber noͤthige und zweckmaͤßige Verän- 
derungen vorgenommen und befonders den geheimen 
Rath durch Verordnung vom 8. Nov. 1816 neu or⸗ 
ganifirt hatte. Dem Anfcheine nach, twünfcht der neue 
König die Begründung einer Conftitution für ſeine ge⸗ 
fammten Länder; warum follte auch ein Königreich, 
das hoͤchſtens ı Mil. und 400,000 Einwohner uns 

fchließe, zwei verfchiedene Eonftitutionen, eine alte 
und eine neue, haben? Eben fo fcheint die Sffentliche 
Stimme in Teutfchland gegen die beharrliche Anhaͤng⸗ 
Jichfeit des einen Theiles der Wirtembergifchen Stände 
an die vormalige Verfaffung fich beſtimmt zu erflären, 
Ob aber die ftändifche Verfammlung beffer als Ein 
Ganzes zufammentrete, ober in zwei Kammern, 
nach dem Vorgange des brittifchen Parlaments und der _ 
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jetzigen franzoſiſchen Verfaſſung, vertheilt werde; dar⸗ 
uͤber duͤrfte ſelbſt unter den aufgeklaͤrteſten Theoretikern 
über die Lehre von ber Staatsverfaſſung ‚feine völlige 
Uebereinftimmung möglich feyn. Beide Formen deg 
Zufammentreteng haben ihre Licht» und Schattenfeiten, 
welche durch gefchichtliche Belege nachgewieſen wers 
den koͤnnen; und über die Güte theoretifcher Grund» 
fäße in der Wirklichkeit Fann nicht die Philofophie und 
bie Politif, fondern einzig die Gefchichte entfchei« 
den. Den ficherfien Maasftab für die Wahl zwifchen 
biefen beiden Formen enthalt wohl der politifche Cha» 
rafter einer Nation; der laut und unpartheiifch ausges 
fprochene Wunfch des aufgeflärteften Theiles derfels 
ben; das Iocale Bedürfniß, und-die Nückficht auf 
bie bis dahin beftandenen ftändifchen Verhaͤltniſſe, an 
welche — mit zeitgemäßen Verbefferungen — bie neue 
Form ber Gonftitution fi) anfchließen fol. Ob nun 
eine VBertheilung der Wirtembergifihen Stände in zwei 
Kammern dem Wunfche der großen Mehrheit des 
Wirtembergifchen Volkes entfpreche, den Localbedürf- 
niffen angemeffen fey, und nicht zu neuen Reibungen 
ztifchen beiden Kammern führen werde; — bag fann 
aus der Ferne nicht ermeffen, das kann nur durch den 
-unbefangenen Blick und den fichern politifchen Tact der 
außgezeichnetften Wirtembergifchen Staatsmänner und 
Datrioten entfchieden werben, 


d) Rede des Königs am ı5. März ı8ı5 
bei Eröffnung der Ständever- 
fammlung, 

— Ehrwuͤrdige, Edle, Liebe 

Getreue! 5 
| Zum erftenmal fehe Ich die Stellvertreter Meines Vol: 
fes um meinen Thron verſammelt. Mit Sehnfucht Habe 
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Ich diefen Augenblick erwartet. Meine Abficht war von 
jeher, die verjchiedenen Landestheile und alle Unterthanen, 
welche die Borfehung Meinem Scepter untergeben hat, zu 
ihrer gemeinfchaftlihen Erhaltung und zur Wohlfahrt aller 
aufs innigfte zu verbinden. Sobald die äußern Verhaͤlt⸗ 

niffe es erlaubten, und die Hinderniffe Hinwegfielen, welche 
die einzelnen Theile getrennt hatten, ſuchte Sch diefen 
Zweck zu erreichen, und Einheit der Staats : Regierungss 
grundfäge und gleihförmige Anwendung derfelben in allen 
Sweigen der Verwaltung war die erite Frucht Meiner Ber 
möühungen. Die frühern Abtheilungen der Landesbezirke 
verfchwanden, die Befchränkungen des wechfelfeitigen freien. 
Verkehrs hörten auf, Die verfhiedenen Territorien find 
nun ungertrennbare Theile Eines Ganzen. Das Rells 
gionsbefenntniß und der Stand der Einwohner hat in bürs 
gerliher Beziehung feinen Unterfchied mehr zur Folge, Alfe 
tragen in ‚gleichem VBerhältniffe zu den öffentlichen Laſten 
bei, Sie kennen nur Ein Intereſſe; Sie leben als Bürs 
ger Eines Staates; es giebt nur Wirtemberger; und ihr 
Wohl und ihre Ehre ift das Süd und der Ruhm des 
Staates, Mit Vergnügen gebe ib Meinem Volke das 
Zeugniß, daß es durch Treue und Gehorfam diefe Meine 
Abiichten befördert und zur Erhaltung des Königreiches 
mwelentlich mitgewirkt hat. Mein Heer hat dem Namen 
Wirtembergs durdy Tapferkeit und Zufammenhalten auf der 
Bahn des Ruhms und der Befahren Ehre gemacht. Meine 
Staatsdiener Haben Mich in Meinen Bemühungen unters - 
ftügs; und Meine Unterthanen aller Klaffen trugen die 
ſchweren Lajten der Zeit, und unterzogen fich den Anftren: 
gungen jeder Art, wodurd Sicherheit und Erhaltung ers 
rungen werden mußte, mit williger Ergebung. Und fo 
lege ich nun, nachdem die Wiederherftellung des allgemeis 
nen Friedens einen dauerhaften Stand der Ordnung vers 
fpricht , den Schlußitein zu dem Gebäude des Staats, inz 
dem Sch Meinem Volke eine Verfaflung gebe, wie Sich fie 
den Bedürfniffen und dem Wohle deffelben für angemeffen 
halte. Die perfönliche Freiheit und die bürgerlichen Rechte 
der Einzelnen find darin gefichert, und die Nation wird , 
durch Stellvertreter berufen, fich mit dem Ötaatsoberz 
baupte zur Ausübung der bedeutendften Rechte der Regie; 
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rungsgewalt zu vereinigen. Dieſe Verfaſſung wird, Ich 
hoffe es, das dauerhafte Gluͤck Meines Volkes begruͤnden; 
ſie wird alle kleinlichen und blos perſoͤnlichen Ruͤckſichten 
entfernen, und einen Geiſt erzeugen, der mit lebendiger 
Kraft nur auf das wahre Intereſſe des Staates und auf 
das Wohl aller Einzelnen hinwirkt. Jeder auf dieſes Ziel 
gerichtete verfaſſungsmaͤßige Wunſch Meines Volkes, Mir 
durch feine Stellvertreter vorgetragen, wird ſtets ein ges 
neigtes Gehör finden. Fuͤrſten, Grafen, Edle, Diener 
der Religion, gewählte Stellvertreter des Volkes! Laßt 
Uns ‚vereinigt zu Förderung der Angelegenheiten der Nas 
tion, zu welcher die Verfaflung diefe Verſammlung beruft, 
das heilige Band zwifhen Mir und Meinen Unterthanen 
mit entgegentommendem Vertrauen befeftigen. Mur Ein 
Sintereffe, das für König und Vaterland, nur Ein Ges 
meingeiſt, der des gemeinen Wohle, befeele Alle! Dann 
werden Wir ftarf und glücklich feyn, dann iſt der heutige 
Tag der Ichönfte Meines Negentenlebens, und Ich finde 
fernerhin ven größten Lohn Meiner fiebenzehnjährigen An⸗ 
firengungen in jener Treue und Anhaͤnglichkeit Meines Vols 
tes, welche Sch ungefchwächt zu erhalten, und auf Meine 
Nachfolger überzatragen wuͤnſche. Mein Minifter des Ins 
nern wird die Verfaflungsurfunde verfündigen. 





e) Grundzüge der vom Könige Fries 
brid den Ständen vorgelegten Verfaf- 
: fungsurfunde, 


I. Die ftändifche Nepräfentation des Königreiches ber 
ſteht: | 
A) in Anfehbung der Perfonen, aus denen fie 
zufammengefegt wird; 
1. aus Mitgliedern, welche für fih Siß und Stimme 
haben: | 
a. aus den Inhabern der vier Erb; Kron: Aemter; 


b. aus den Häuptern der vormals veichsunmittelbaren 
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fürftlichen! und graͤfllchen Familien, auf deren im Weiche 
gelegenen Beſihungen Reichs- oder Kreistagsitimmen 
ruhten; 

denjenigen im Koͤnigreiche beguͤterten Fuͤrſten, Gras 
fen und Edelleuten, welchen der König Sitz und Stimme 
verleiht; 

d. dem Kanzler ber Univerficde Tübingen, und dem 
älteften Generals Superintendenten ; 

e. den Fatholifhen Biſchoͤffen des Königreihes und 
einſtweilen aus dem General: Bicar aus Ellwangen, Di: 
ihoff von Tempe, Färften von Hohenlohe, und dem an 
Dienftzeit Alteften katholiſchen Decan. 

2. Aus gewählten Mitgliedern: 

a, Alle nicht mit eigenen Stimmen begabte Gutsbe— 
figer im Königreihe, fie mögen aus dem Adels, Bürger: 
oder Bauernftande feyn, die aus liegenden Gründen einen 
reinen Ertrag von 200 fl: beziehen und das 25jte Jahr er: 
reicht haben, find Wahlmänner, und wählen in jedem 
Oberamtsbezirke unter dem Präfidio des koͤniglichen Ober⸗ 
amtmanns Einen Repräfentanten. z 
b. Die Städte, welche das Prädicat: „gute“ haben, 
ordnen jede Einen Deputirten zur Ständeverfammlung ab. 

1. Wahlfaͤhig find Alle, welche Uinterthanen find, und 

bürgerliche Rechte im Königreiche haben, weß Standes fie 
auch jeyn mögen, und das dreißigite Jahr erreicht haben. 
22. Auch öniglihe Diener, mit Ausnahme der als 
Geiftliche oder Aerzte angeitellten Individuen, in fo fern 
ihre Dienſtverhaͤltniſſe ſolches geſtatten. 
3. Die gewählten Mitglieder werden ſich vor einer koͤ— 
nıglichen Commiflion, unter Zuzfehung des Erbmarfchalls 
und zweier Stände, welche Virilſtimmen führen, legiti- 
miren. 


B) Berfammlungen der Stände. 


1, Die Stände verfammeln ſich nicht anders, als auf 
Einberufung des Königs, welcher an die Fürften und Gra— 
fen unmittelbar ein Berufungsjchreiben erläßt; die übrigen 
Repräfentanten werden durch Eireularerlaffe des Minifterg 
des Innern einberufen; von diefem werden auch die ads 
len angeordnet. 


’ 
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2. Die Staͤndeverſammlung wird vom Koͤnig nothwen⸗ 
dig aller drei Jahre, wenn nicht dringende Umſtaͤnde eine 
Abaͤnderung noͤthig machen, auf den erſten Februar einbe⸗— 
rufen. Sie wird vom Koͤnige entlaſſen, vertagt, oder 
auch ganz aufgeloͤſt, ſo daß eine ganz neue Wahl der Des 
putirten Statt findet. | 
| 3, Keine Verfammlung ber Stände dauert Über feche 
Wochen. | | 
4. Die gewählten Nepräfentanten gehen aller drei Jahre 
zur Hälfte ab, und werden durch neue Wahlen erfegt. 
Abgehende können wieder gewählt werden. 
5. Jede Zufammenfunft der Stände ohne Fönigliche 
Einberufung, jedes längere Zufammenfeyn nach gefchehener 
Entlaſſung oder Vertsgung it unerlaübt. 


C) Innere Organifation und Sefhäftss 
führung - “ 

1. Präfident der Ständeverfammlung tft der Erb: 
Keichs: Marfchall. In feiner Abwefenheit, oder in ſon⸗ 
ftigen Verhinderungsfällen,, vertritt der anmwefende Xeltefte 
aus dem fürftl. Hohenlohifchen Haufe feine Stelle. 

2. Dem, Präfidenten wird ein von der &tändevers 
fammlung zu wählendes Mitglied, welches ein Rechtsge—⸗ 


Iehrter feyn muß, zur Aſſiſtenz beigegeben. Derfelbe iſt 


Vicepräfivent, und im Falle des Abgangs wird ein anderer 
‚durch die Stände gewählt. 

- 3. Die Secretaire werden durch die Ständeverfamms 
lung aus ihrer Mitte gewaͤhlt. Bei jeder Sigung können 
n.ue gewählt, oder die vorigen beftätigt werden. 

4. Das benätbigte Kanzleiperfonal von einem Archi⸗ 
var, einem Negiftrator und drei Kanzelliften wird von der 
Ständeverfammlung gewählt und aus der Staatscalle bes 
oldet. 
ie s. Die Sigungskoften der Ständeverfammlung, Reiz 
fefoften und Taggebuͤhren der Einzelnen werden aus der 
Staatscafle beftritten. | 

6. Die ftändifchen Nepräfentanten fönnen, fo lange fie 
als ſolche beifammen find, nicht wegen Schulden, und wer 
gen anderer Anfchuldigungen, nur mit Willen und Zuftims 
‚mung der Ständeverfammlung, verhafter werden. Außer 
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der Zeit ihrer Verfammlung find fie, wie jeder. Andere, 
den. Der Sefegen unterworfen, 

. Die Stände haben fich zunächft und vor allem mit 
den Öhnen vom Könige mitgetheilten Anträgen zu befchäftes 
gen, darüber fid) zu berathen und abzuſtimmen, und die 
Reſultate dem Könige vorzutragen. Ueber die weitern 
Begenftände ihrer Berathfchlagungen folgen unten nähere 
Beſtimmungen. 

8. Der Koͤnig verſpricht auf jeden Vortrag der Staͤnde 
eine Entſchließung zu geben. 

9. Den Miniſtern iſt der Zutritt zu der Staͤndever⸗ 
ſammlung zu jeder Zeit zugeſtanden. Wenn ſie Vortraͤge 
an die Verſammlung zu machen haben, benachrichtigen ſie 
Tags zuvor den Praͤſidenten, damit fie, mit Beſeitigung 
anderer Gejchäfte, von der Ständeverfammlung angehört 
werden. 

10, Den Miniftern fteht frei, zu ihren Vorträgen eis 
nen oder zwei Staatsräthe in die Verfammlung mitzus 
nehnien. 

. rı,. Der Ständeverfammlung ftehe frei, zu Vorbereis 

tung der Geſchaͤfte Commifjionen aus ihrer Mitte zu erz 
nennen, welche über die betreffenden Angelegenheiten mit 
den Minijtern communiciren können. 
-- 12, Dieienigen Fürften und Grafen, welche beftändig 
außer dem Reiche wohnen und Virilſtimmen haben, uͤber⸗ 
tragen die Fuͤhrung derſelben einem andern, im Reiche 
wohnenden, Fuͤrſten oder Grafen, der ſie ſodann, ohne 
Ruͤckſicht auf Inſtructionen des Uebertragenden, nach ſei— 
ner eigenen Ueberzeugung abgiebt. 

13. Auch andere Mitglieder vom Adelſtande, die Vi— 
riſſtimmen haben, koͤnnen dieſe durch ein Mitglied ihrer 
Familie oder einen andern Ebenbuͤrtigen vertreten laſſen. 

14. Jedoch kann ein mit einer Virilſtimmme begabtes 
ſtaͤndiſches Mitglied, außer ſeiner eigenen, nie mehr als 
zwei Stimmen uͤbernehmen. 

15. Die gewählten Mitglieder der Staͤndeverſammlung 
geben ihre Stimmen nad) eigner beiter Einficht und Webers 
jeugung. 

16. Bei der Abftimmung in der Ständeverfammlung 
macht Stimmenmehrheit den Beſchluß. 

Zweiter Band, ‘15 


% 
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D) Ausfhußverfammlung. 

In den Jahren, in welchen feine Ständeverfammlung 
einberufen wird, verfammelt fich unter dem Präfldio des 
Crbs Reiche : Marfchalls, oder deflen Stellvertreters, ohne 
weitere Einberufung am erjten Februar ein, von der Stän: 
deverfammlung aus ihrer Mitte auf drei Jahre ge: 
wählter, Ausfhuß von zmölf Mitgliedern auf vier 
Wochen zu Erledigung der Angelegenheiten, die feinen Auf⸗ 
ſchub geſtatten. Doc) kann diefer Ausfhuß weder in eine 
_ Erhöhung der Abgaben, noch in eine Umänderung der Ge 

feßgebung willigen, welche beide Gegenftände ausſchließend 
der allgemeinen Ständeverfammlung find. Beſchwerden 
und Wünfche können aber von demfelben, wie weiter unten 
Beftimmt wird, an den König gebracht werden. | 


D. Die Gerechtſame der ſtaͤndiſchen Repraͤ— 
fentation in Anſehung der Gegenſtaͤnde der 
Staatöverwaltung beziehen fid 


A) Auf die Mitwirkung zu der Beſteuerung. 


t. Ohne ihre ausdrückliche Bewilligung koͤnnen die 
für jegt befiehenden Steuern, Directe und indi⸗ 
vecte Staatsabgaben, welche für die Regierungszeit des 
jeßigen Königs als Grundlagen bleiben, nicht erhöht 
— und ſelbſt In Kriegszeiten Feine neuen Steuern, weder 
direete noch indirerte Abgaben, eingeführt werden, 

2. Wenn eine Erhöhung der Abgaben nothwendig, ober 
überhaupt eine weſentliche Veränderung derſelben raͤthlich 
wird; fo muß ſolche durch den Finanzminiſter in Antrag 
gebracht und in der Ständeverfammlung darüber abger 
ſtimmt werden. 

3. Jedes Jahr wird der Ständeverfammlung oder dem 
Ausfchuſſe die Berechnung der Einnahmen und die Pers 
wendung der directen und indirecten Steuern vorgelegt. 

4. Wegen Beftimmung einer Civillifte für den Kbr 
nig werden weitere Verhandlungen Statt finden. 

s. Beim Antritt der Regierung eines 
neuen Königs wird die Ständeverfammlung einberus 
fen, und ſowohl wegen der Steuern als der 
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Civilliſte, wenn eine Statt findet, eine neue Vers 
handlung gepflogen, 


B) Die Mitwirkung der Stände zur Deren R 
gebung. 


1. Die Initiative zu neuen Sefegen kommt 
dem Könige zu. Die Stände haben darüber zu berathr 
fohlagen und abzuftimmen ; * ihre Zuſtimmung erhaͤlt 
kein neues, die perſoͤnliche Freiheit und das Eigenthum 
oder die Verfaſſung betreffendes, allgemeines Geſetz die för 
nigliche Sanction und fann nicht promulgirt werden. 

a. Es ift jedoch) den Ständen geitattet, Geſetzes⸗ 
vorfhläge ale Wuͤnſche dem Könige vorzutragen, 
und folhe, im Falle einer abfchlägigen Antwort, bis auf 
dreimal in den fünftigen Rerfammlungen ju wieders 

oblen. 
l ’. Nach der dritten abfhlägigen Antwort 
des Königs, welche motivirt ſeyn muß, können die Stände, 
in Hinficht auf die Motive, neue Vorſtellun— 
gen maden. 


C) Die Stände haben das Petitionsredt, 
und fönnen in dieſer Gemäßheit allgemeine Wuͤnſche, 
Borjtelungen und Befchwerden dem Könige vorlegen. 

Die von einzelnen Unterthanen an fie ges 
brachten Beſchwerden duͤrfen von ihnen nicht anders anges” 
nommen werden, als wenn bejcheinigter maßen die koͤnig— 
lichen Juſtizſtellen und andere Fönigliche Behörden fich ger 
weigert haben, fie anzunehmen; in welchem Falle fie vor 
den Ständen als Befchwerden bei dem Könige angebracht 
werden können. 


D) Wenn bie Stände einen fönigl. Staats; 
beamten anzuflagen im Falle zu feyn glauben; fo 
haben fie dies dem Könige unter Anführung beitimmter 
Beichuldigungen anzuzeigen, und die Anordnung einer Uns 
terfuchung zu verlangen. 

1. Auf die von dem Könige nie zu verfagende Bewilli⸗ 
gung wird im Falle des Hochverraths und der Concuſſion 
über den Staatsbeamten von einem eigenen ſtaͤndiſchen Ges 
richte das Urtheil geiprochen; in Anſehung deſſen fich der 

15 ” 
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König das Milderungs- und Begnadigungsrecht vor⸗ 
behaͤlt. 

2. Das Gericht beſteht unter dem Praͤſidio des Zuftiz: 
minifters aus vier ſtaͤndiſchen Mitgliedern des Adels, welche 
Birilftimmen haben, und ſechs der Sandesdeputirten, welche 
die Ständeverfammlung zum Voraus und auf die Däuer 
einer Ständeverfammlung bleibend ernennt. 

3. In andern Fällen wird die Unterfuchung und Ber 
ftrafung in dem ordentlihen Rechtswege eingeleitet, 


UI Beftimmungen in Anfehung allgemeiner 
Rechte und Verbindlichkeiten der Unter: 
thanen, 


A) Alle Unterthanen find vor dem Gefeße gleih. Sie 
haben zu allen Stellen Zutritt. Kein Stand oder Geburt, 
and keines der drei ag Religionsbefenntniffe,, des 

Evangelifch : Lurherifhen, Reformirten und Katholifchen, 
ſchließt davon aus. 

B) Zu den öffentlichen Eaften und Abgaben haben, nach 
den bereits beſtehenden Geſetzen, Ale verhaͤltnißmaͤßig bei⸗ 
zutragen. 

C) Alte Landeseinwohner haben die Verpflichtung, fuͤr 
das Vaterland die Waffen zu tragen. Die Art der Dienft: 
leiſtung im regulirten Militait oder in der Landmiliz wird 
durch das Geſetz beftimmt. 

Die vormals unmittelbaren Fürften und Grafen, die 
auf Reiches und Kreistägen Stimmen hatten, bleiben im 
Beſitze der ihnen deshalb verwilligten Freiheit. Zu Negur. 
Sirung diefer Dienftleiftungspflicht werden der nicdergefeß: 
ten Commiſſion zwei Mitglieder vom Militair beigegeben 
werden. 

D) Jeder Unterthan hät, wenn er nicht conferiptiond: 
pflichtig, oder, wenn er von der Militatraushebung befreit 
iſt, oder ausgedient hat, das Recht, feinen Wohnſitz außer 
dem Reiche zu nehmen; nur muß er feinen VBorfaß ein: 
Fahr zuvor anzeigen, und für fid) und feine Kinder auf das 
Unterthanens und Bürgerrecht Verzicht Teiften, auch, die 
gefeglichen und fonftigen Verbindlichkeiten 
erfüllen. | 
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-  E) Rein Unterthan kann verhaftet werden, als in Ger 
mäßheit des Geſetzes. Kein Werhafteter darf länger als 
drei Tage unverhört bleiben. Die Minifter oder Beam: 
‘ten find für jede von ihnen veranftaltete unbefugte oder un⸗ 
geſetzmaͤßige Verhaftung verantwortlich. 

F) Kein Unterthan kann, ausgenommen in Faͤllen des 
Hochverraths gegen die Perſon des Koͤnigs und den Staat, 
feinem ordentlichen Richter entzogen — und durch eine j 
außergerichtliche Commiſſion gerichtet werden. 

G) Bon einer Yuftizftelle kann keiner ohne Urtheil und 
Recht mit Nachtheil entfernt werden, 

IV, Allgemeine Beffimmungen. | 

1. Beim Antritt der Regierung eines neuen Könige 
wird obbemeldtermaßen eine Ständeverfammlung berufen. 
Der Huldigungseid wird dem Könige erft dann abgelegt, 
wenn derfelbe die Verfaſſung, fo tie fie durch die Urkunde 
beſtimmt worden, beſchworen hat. | | 
“2, Alle Staatsjchulden find auf den Staat garantirt, 
und Intereſſen und Capital als erfte und heiligfte Schul: 
digkeit des Königreiches verfichert. 

3. Es werden gewiſſe fichere Einkünfte der Staatskaffe 
zu Abtragung der Sintereffen und Capitalien beftimmt, und 
dürfen diefelben unter keinerlei Vorwand zu irgend einer 
andern Beftimmung verwendet werden, ’ 





f) Verordnung des Königs Wilhelm 1 
vom 8. Nov, 1816, die Drganifation des 
| geheimen Rathes betreffend. 


Im Ruͤckblick auf frühere und im Hinblick auf fünftige 
Berhältniffe Haben Se. koͤnigl. Majeftät es für rathfam gez 
halten, dem Organifmus des Staatsminifteriums , weiches 
fünftig der. geheime Rath genannt werden foll, einige 
von den gegenwärtigen abweichende BHeftimmungen zu gez 
ben, und demnach verordnet: F 

5. 3. Der königliche geheime Rath iſt die zunaͤchſt uns 
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ter dem Könige ftehende oberfte Staatsbehörbe, welcher. 
alle übrige Staatsverwaltungsftellen untergeordnet find. 
Er bejtcht wenigitens aus fieben und hoͤchſtens aus eilf Mits 
‚gliedern, Das Directorium darin führt jedesmal der ältefte 
Staatsminitter ohne weitern Vorrang. 
: $. 2. Der König ernennt und entläßt die Mitglieder 
bes geheimen Raths nach eigner freier Entjchließung. Er 
wird bei der Ernennung vorzäglihen Bedaht auf Einges 
bohrne nehmen, und jeden auf die Geburt oder das chriftz 
liche Glaubensbekenntniß fih grüändenden Unterfchied aus— 
fchliegen. Wird ein Mitglied des geheimen Rathes ents 
laſſen, ohne daß Dienftentjegung gegen daflelbe erkannt : 
worden wäre; fo behält ein Miniſter 4000. Gulden als 
Denfion, und ein anderes Mitglied des geheimen Rathes 
die Hälfte feiner Beſoldung, in fo fern dem einen oder dem 
andern nicht bei einer Anftellung eine andere Summe zus 
gefihert worden ift. 

6. 3. Der geheime Rath ift vorzugsmweife dazu vers. 
pflichtet,, für die Aufrechthaltung der Landesverfaflung und 
für die Hebung aller durch die Verlegung derfelben entftes 
henden Mißverhältniffe Sorge zu tragen, indem er die dess 
halb einfommenden Vorftellungen mit feinen verfaflungss 
mäßigen Anträgen unterſtuͤtzt, und nöthigenfalls auch vor 
Amtswegen einjchreitet. Er it demnach für alle von ihm 
ausgehende Verfügungen allein verantwortlich. 

6. 4. In Hinſicht auf die Verhältniffe zwifchen dem 
öniglichen geheimen Rathe und den einzelnen Departes 
mentsminijtern, welche darin Sitz und Stimme haben, 
wird hiermit feftgefeßt, daß in dem geheimen Rathe noth⸗ 
wendig vorzutragen und zu verhandeln find: 

1. alle allgemeine Staats-, Landes; und Kirchenanges 
legenheiten; . Dahin ift namentlich zu rechnen : 

a) alles, mas auf die Staats: und Landesverfaflung 

und die Organifation der Staatsbehörden und Lans 
destheile, oder 
b) auf die Staatsverwaltung im Allgemeinen und die 
Normen derfelben fich bezieht; ferner | 

e) alle Segenftände der Geſetzgebung und allgemeiner 
Verordnungen, fo wie die Anftände über die Auss 
legung der Geſetze und Verordnungen; endlich 
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d) was uͤberhaupt ein allgemeines Staatsintereffe hat; 

3. alles, was auf die Verhältniffe mit den Landftänden 
Dezug hat; 

3. alle Vorfchläge zur Beſetzung der hoͤhern Staats: 
und Kirchenämter mit Einfchluß der Ober s und Kar 
meralbeamtungen und der Decanate; 

4, alle Augelegenheiten, welde in die Geſchaͤftskreiſe 
verſchiedener Miniſterialdepartements einſchlagen, in 
ſo fern die Departementschefs ſich daruͤber nicht verei⸗ 
nigen koͤnnen; 

5. Competenzſtreitigkeiten verſchiedener Departements, 
insbefondere auch zwiſchen den adminiſtrativen und gez 
richtlihen Stellen; 


6 Berhälenifle der Kirche zum Stante, in fo fern neue 


Beftimmungen nothwendig find, oder einzelner Kir⸗ 
chen zu einander, wenn die königlichen Eentralftellen 
diefer Confefjionen fich nicht vereinigen ; 

7, die Recurje an den geheimen Rath von Verfügungen 
einzefner Minifterien oder Departemenschefs, durch 
die ein Dritter bejchwert zu feyn glaubt; 

8. Vorſtellungen, welche von Centralſtellen hei den ihs 
nen vorgefegten Miniftern gegen einzelne Minifterials 
verfügungen eingereicht. werden, deren Erörterung der 
Mintfter, wenn er nicht ſelbſt zur Beruͤckſichtigung 
derſelben ſich bewogen findet, auf die Entſcheidung 
des geheimen Rathes auszuſetzen hat; 

9. Anſtaͤnde, welche ſich bei Vollziehung der von dem 
geheimen Rathe an einzelne Minifterialdepartements 
erlaffenen Verordnungen und Verfügungen ergeben, 
und endlich 

10. alles, was dem — Rathe von dem Koͤnige 

zur Berathung oder usfuͤhrung beſonders aufgetra⸗ 
gen wird. 
$. 5. Kein Mitglied des geheimen Rathes fann, au: 
fer dem Falle, wenn der Segenftand ihn perjönlich angeht, 
von den collegialifchen Berathſchlagungen diefes Collegiums 
ausgefchloflen werden. 

 $. 6. Die Gefchäfte werden in verſchiedenen Departes 

ments verarbeitet. Diefe find: | 

1) Minifterium der Juſtiz; 
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2) Miniftertum der auswaͤrtigen Angelegen⸗ 
heiten; | | = * 
Miniſterium des Innern; 
4 en des Kriegsweſensz re; 
5) Minijterium der Finanzen; und 
6) Minifterium des Kirchen: und Schulweſens. 

6. 7. Die Departementsminifter find bei dem geheis 
meh Rathe in allen, jenen, zu ihrem Departement gehöris 
‚gen, Gegenftänden, welche vor das ganze Collegium gex 
bracht werden mäfen, in der Regel die Referenten, für 
welche aus der Zahl derjenigen Mitglieder , welche feinem 
einzelnen Departement vorftehen, Gorreferenten beftellt 
werden können. Wird ausnahmsmweife ein anderer Refer 
rent beftellt; fo haben alsdann die Departementsminifter: 
das Korreferat zu übernehmen. | J 

6. 8. Der Departementsminifter iſt für dasjenige, 
was er einzeln verfügt, oder was ihm vermöge des ihm zus 
gewiefenen Gefchäftskreifes zu thun oder zu verfügen ob⸗ 
liegt, perfönlih verantwortlich. Ä 
$.,9. Das Minifterium der Juſtiz führt die Ober⸗ 
aufficht über alle Civil: und Eriminaljuftizitellen, über den 
Tutelarrath, die Advocaten und Motarien. Es ift dafür 
befonders verantwortlich, daß die fchleunige und felbftftänz 
dige Rechtspflege nirgends und vor feiner Seite geſtoͤrt 
werde. 

$. 10. Der Minifter der auswärtigen Angele— 
genheiten beforgt alle Verhandlungen mit Auswärtigen, 
‚die Aufrechthaltung der beftehenden Verträge, die Ausfers 
tigung der Öffentlichen Correfpondenz des Königs mit anz 
dern Regierungen, das Cerimoniel gegen Auswärtige und 
im Innern, die Verwendung für koͤnigliche Unterthanen 
‚ Im Auslande, die Beglaubigung der Paͤſſe und Urkunden 
für das Ausland, Er berichtet in der Regel unmittelbar 
an den König. So oft jedoch neue Staatsverträge abzus 
ſchließen, oder beftehende abzuändern find; fo it der Ges 
genftand vor dem Abfchluffe dem königlichen geheimen Ras 
the vorzulegen; bei Vertraͤgen, die Krieg und Frieden, ' 
oder Familienverbindungen betreffen, jedoh nur dann, 
wenn dies ohne Gefahr und Nachtheil gefchehen kann. 

9. 11. Das Minifterium des Innern umfaßt dag 
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poligeilihe, nationalwirthfchaftliche und Regiminalfach in 
feinem ganzen Umfange. . Unter der Leitung und Oberaufz 
ſicht deflelden fichen alfe jene Behörden, welchen die Wah— 
rung der königlichen Negierungs x und Lehenvechte, die alls 
gemeine Landespoligei, die Aufficht über alle Beamten im 
Regiminals und Polizeifahe, die Ertheilung des Unterthaz 
nenrechts und die Entlaflung daraus, die Aufjiche über die 
Zucht⸗, Arheits- und Irrenhaͤuſer und die Polizeigefängs 
niffe, über die Waifenhäufer, über die Zuͤnfte und Hand— 
werfer, Brand: und andere Aſſecuranzanſtalten, über den 
Straßen-, Bruͤcken- und Waflerbau, über Marfcheinz 
quartierungs: und Militairaushebungsangelegenheiten, über 
das Medicinal: und Sanitätswefen, über den Handel und 
die Landescultur, Manufacturen und Fabriken, über die 
Verfaflung und Decanomie der Communen u. f. w. über: 
tragen ift. | | 

G. 12.. Das Kriegsminifterium umfaßt alles, 
was ſich auf die militärifchen Einrichtungen und Anitalten 
des Königreiches bezieht. In Hinſicht auf den milirärifchen 
Dienft und die Dijeiplin ſteht zwar die ganze gewalfnete 
Macht unter den unmittelbaren Befehlen des Könige. In 
wie fern das Militairwefen aber in andere Verwaltungs⸗ 
zweige eingreift, was namentlich bei Feſtſetzung des Miliz 
tairetats, bei der Beftimmung der Militairfähigkeit, bei 
- der militärifchen. Suftizverwaltung und dem Oeconomiewe⸗ 
fen der Fall iſt; fo it daflelbe auch ein Gegenjtand der 
Berathung des geheimen Rathes, nach Maasgabe der für 
das Reſſort deflelben im Allgemeinen fejigefegten Beſtim⸗ 
mungen, 

8. 13. Das Finanzminifterium hat, nad) dem 
Grundfage einer weifen Sparfamfeit und auf den Grund 
der von den übrigen Minifterien einzureichenden Voran— 
fchläge, das allgemeine Staatsbedärfnig zu beftimmen, die 
Deckung deflelben aus Domanials und Steuergefällen auss 
zumitteln, für eine gerechte und treue Erhebung derjelben 
zu forgen, das Eratd:, Rechnungs: und Kaflenwefen in 
feſter und Elaver Ordnung zu halten, und für die Erhals 
tung der Grundbächer zu forgen. Unter feiner verfaſſuͤngs⸗ 
mäßigen Leitung uud Aufficht ftehen alle vermwaltende und 
versechnende Behörden, welchen die Adminifiration deu 
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Kammerguͤter und Domanialgefaͤlle, der Forſte und Jag⸗ 
den, der Bergwerke und Salinen, der direeten und indis 
cecten Steuern, die Beforgung des Staatsbauweſens, die 
Erhebung und Verwendung der Öffentlichen Gelder, die 
Renovation der Grund s und Lagerbächer, und die Pr 
fung. der Rechnungen obliegt. . 

F. 14. Das Minifterium des Kirchen: und 
Schulmwefens, welchen für die Angelegenheiten der ka— 
tholifhen Kirche ein Mitglied des Fatholifchen Kirchenra⸗ 
thes als Minifterialeath beizugeben iſt, hat für die verfafr 
ſuͤngsmaͤßigen Rechte der verfchiedenen chriftlihen Kirchen⸗ 
und andern Slaubensbetenntnifle, der Schulen und der 
Stiftungen zu wahen, und ift dafür verantwortlih. Zu 
dem Gefchäftskreife deffelben gehören der Eultus der evans 
geliſchen, katholifchen und jeder andern Kirche, die Auflicht 
und Leitung des Schul: und Erziehungsmwefens in feinem 
ganzen Umfange, auch in den Waifenhäufern, das Euraz 
torium der Univerfität, der öffentlichen Bibliothefen und 
alfer Künfte und willenjchaftlichen Anftalten, die Oberauf⸗ 
fiht über die Verwaltung des Kirchengutes und des Stifs 
tungsvermoͤgens. Unter der unmittelbaren Leitung dieſes 
Minifteriums ftehen das enangelifche Oberconfiftorium,, der 
katholiſche Kirchenrath, die Dberfludiendirection und der 
Spnodus. Miet diefem Minifterium wird derzeit das Präs 
fidium in dem zu errichtenden Gefeßgebungscollegium vers 
bunden. Diefe allerhöchfte Verordnung Sr. königl. Mas 
‚ Jeftät wird Hierdurch, allgemein bekannt gemacht. 


Stuttgart, den 8. Nov. 1816. | 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis. 
Königliher geheime Rath, 


—ñ — ur — 


6) Großherzogthum Frankfurt. | 

Als im Neichsdeputationshauptfchluffe vom 23. 
Febr. 1803 die beiden Würden der geiftlichen Churfürs 
fien von Trier und Eiln aufgehoben wurden, Fonnte 
auch der Mainzer Churfiaat, deſſen Hauptſtadt au 
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Srankreich abgetreten worden war, unter diefer Benen⸗ 
nung nicht fortbefichen. Der leute Churfürft von 
Mainz, Griedrich Karl Jofeph, war am 26. July 
. 1802 geftorben, und fein Eoadjutor, Freiherr Karl 
von Dalberg, nahm durch den Neichsdeputations- 
bauptfchluß den Namens Churfürft- Erzfanzler 
an, behielt aus den Trümmern bed Mainzer Churſtaa⸗ 
tes dag Fuͤrſtenthum Afchaffenburg, und gewann 
außerdem noch das bisherige Bischum Negensburg, 
mit der freien Neichsftadt Regensburg und ber 
freien Reichsſtadt Weßlar. — Wie darauf der Chur 
fürft - Erzfanzler am ı2. July 1806 dem Rheinbunde 
beitrat, ward fein Titel in die Benennung Fuͤrſt Pri⸗ 
mas des Nheinbundes verwandelt, Zugleich erhielt 
er durch die Confoͤderationsacte die bisherige Reich s⸗ 
ſtadt Frankfurt, und die Souverainetät über einige 
ritterfchaftliche Gebiete. — Eine Folge des Wiener 
Sriedend vom 14. Det. 1809 war es aber, daß Na- 
poleon, als Protector des Nheinbundes, am ı. März 
1810 den bisherigen primatifchen Staat in dag Große 
herzogthum Frankfurt verwandelte, wodurch 
ber legte geifliche Staat in Teutfchland aufgehoben 
ward. Zugleich ward der Vicefänig von Italien, Eur _ 
sen, zum Fünftigen Nachfolger des Großherzogs bes - 
ſtimmt, und, für dos an Bayern abgetretene Fürften- 
thum Regensburg, Fulda und Hanan (mit einigen 
Ausnahmen) dem neuen großherzoglichen Staate ein« 
verleibt. — Nach der Voͤlkerſchlacht von Leipzig. ver» 
ließ der Großherzog am 30. Sept. 1813 feine Staaten 
und ging nach Koſtnitz, wo er am 30. Det, feine Re⸗ 
gierung niederlegte. Die Stadt Frankfurt 
erhielt durch die Verbündeten ihre vorige politifche 
Selbfiftändigfeit wieder; Hanau fam an Hefien- Cafe 
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ſel zuruͤck, Afhaffenburg fiel an Bayern, und das 
Scicfal von Fulda ward auf dem Wiener Congreffe 
befiimme. So verfhwand, nach einer kurzen Exiften;, 


das Großherzogthum Frankfurt aus der Reihe der teut⸗ 


ſchen Staaten. | 

-  Bereit8 am 18. Jul. 1803 gab Dalberg, als 
damaliger Churfuͤrſt-Erzkanzler, dem neugebildes 
ten fleinen Churflaase eine neue Organifation, 
in welcher zugleich zu Afchaffenburg eine Univerfität, 
aus ben von der ehemaligen Mainzer Univerfität ges 
bliebenen Dotationen, errichtet ward. Diefe an fich 
zweckmaͤßige, und ben politifchen Verhältniffen des flei« 
nen Staates angemeffene, Organiſation ſtehet vollſtaͤn⸗ 
dig in Häberlins Staatsardive, St. 42 und 43, 
und im politifchen Journale vom Jahre 1803, 
Monat Auguft, ©. 735 ff. — Wie aber der primas 
tifche Staat in ein Großhergogthum verwandelt worden 
war; fo gab der damalige Großherzog demfelben am 
16. Aug. 1810 eine neue Conſtitution, bei wels 
cher die Conftitution des Königreiches Weftphalen als 
Morbild diente. Unläugbar hatte diefe Conftitution 
manche gute Seiten. Ihre Kändifche Repräfen> 
tation ward auf, 20 Mitglieder gefeßt, von welchen 
12 aus bemittelten Grundeigenthümern, 4 aus aufs 
leuten und Fabrifanten, und 4 aus dem Stande ber 
Gelehrten erwählt wurden. Die Leibeigenfchaft ward 
aufgehoben ; der Adel beibehalten, ohne doch ein-aug- 
fchließendes Recht zu gemiffen Aemtern und Würden zu 
- behaupten; und ein gleiches Steuerfyftem eingeführt. 
Mit diefer Conftitution ward unter dem 27. Oct. 1810 
eine, fehr ins Detail gehende, Verwaltungsord— 
nung verbunden, in welcher die Funckionen der Prä- 
fecte, der. Generaldepartementsraͤthe, der Präfecturs 
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räthe, ber Präfecturgeneralfecretaire, ber Diftricte- 
maire,; der Maire und Adjuncten und der Municipal: 
räthe näher verzeichnet Wurden. Sie ſteht volftändig 
in Winkopps rheinifchem Bunde, Heft 51, Seite 
317 — 337. Zr i 
a) Conftitution des Großherzogehums 
- Franffurt vom 16. Auguft 1810. . 


Wir Earl, von Gottes Gnaden Fürft: Pri: 
mas des rheinifhen Bundes, Großherzog 

‚ von Frankfurt, Erzbifhoff von Regens— 
burg ꝛxc. 1% 

Des Kaiſers Napoleon kaiſerl. koͤnigl. Majeftät har 
ben Uns den 19. Februar d. J., gegen Abtretung des Fuͤr⸗ 
ſtenthums Regensburg und des Rheinſchiffahrtsoctroi's auf 
der rechten Rheinſeite, den größten Theil der Fuͤrſtenthuͤ— 
mer Fulda und Hanau unter der Bedingniß abzutreten ges 
ruhet, daß diefe Länder, nebft dem Fuͤrſtenthume Afchaffens 
burg und der Stadt Frankfurt, das neue Großherzogttzum 
Frankfurt bilden, und nach Unferm tödtlidhen Hintritte an 
des Vicekoͤnigs von Italien kaiſerl. Hoheit, und ſodann die 
männfihen Nachfolger Seines Großherzoglihen Hauſes 
übergehen follen. | 

Unfre Pflicht erfordert, daß wir ben Reft Unfrer Tage 
dem Wohl derjenigen Länder widmen, weldye die göttliche 
Vorſehung und die perfönlihen wohlwollenden Sefinnungen 
des Kaifers Napoleon Uns anvertraut haben. 

Die Beftandtheile des Großherzogthums Frankfurt bil⸗ 
den nunmehr ein Ganzes, Einheit der möglich beften Vers 
faſſung wird für diefen Staat wohlchätig und zweckmaͤßig 
feyn. 

Die beſtdenkbare Staatsverfaflung ift diejenige, in wel 
her der allgemeine Wille dev Mitglieder durch vernünftige 
Gefege ausgedruͤckt wird, in welcher die Verwaltung der 
Gerechtigkeit durch unabhängige wohlbefeste Gerichtsſtellen 
beforgt wird, in welcher die vollſtreckende Gewalt der Hand 
des Fürften ganz anvertraut iſt. | 
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In allen Staatsverfaflungen, welche aus dem Geiſte 
des Kaifers Napoleon gefloflen find, erkennt man Ans 
wendungen diefer Grundfäge ; allenthalben Haben gewählte 
Volksvertreter Einfluß auf die Annahme der Gefege und 
Berwendung des Staatsvermögens; altenthalben find die 
Gerichtöftellen von dem Einflufle fremder Gewalt unabhänz 
gig; allenthalben ift die Vollſtreckung der Gejege kraftvoll 
und wirffam, weil fie in der Hand des Regenten ift. 

Unter allen Verfaſſungen, welde dem SKaifer Napos 
leon ihr Dafeyn zu danken haben, enthält die Verfaſſung 
des Königreiches Weftphalen die meiften, Srundfäge, die 
man nad) Unjrer Ueberzeusung auf das Wohl des Groß 
herzogthums Frankfurt anwenden kann. Sie ift eigenes 
Merk des LKaifers Napoleon, ift für einen teutfchen 
Staat beftimmt, hat fich bereits durd) die Regierung des 
Königs Hieronymus Napoleon Majeftät bewährt. 

Nach beſchraͤnktern Verhältniffen und befondern Locals 
umftänden fließt aug der Anwendung diefer Grundſaͤtze, 
nach Unſrer Ueberzeugung, folgende Drganifation Unfers 
Großherzogthums Frankfurt. 

6. 1. as Großherzogthum Frankfurt beſteht: 

aus ber Stadt Frankfurt und ihrem Gebiete, 

aus dem bisherigen Fuͤrſtenthume Alchaffenburg, 

gr größten Theile des bisherigen Fuͤrſtenthums 
ulda, 

dem größten Theile des Fürftenthums Hanau, 
fodann 

der Stadt Wetzlar. 

6. 2. Das Großherzogthum Frankfurt macht einen 
Theil des rheinifchen Bundes aus, deflen Primatialwuͤrde 
Uns durch die rheiniſche Bundesacte anvertraut iſt. 

6. 3. Das Eontingent des Großhetzogthums Frank 
furt beſteht in 2800 Mann. | | 

$. 4. Nach Unferm Abfterben koͤmmt das Großher⸗ 
ogthum Frankfurt an des Prinzen Eugen Napoleon 
aiferl, Hoheit, und deflen gerade Abftammung von Sohn 
zu Sohn, mit beftändiger Ausfchliefung der Frauen, und 
Rückfall an die Laiferlihe Krone, im Sale, wenn bie 
männliche Linie erlöfchen follte, 

$. 5. Sobald der erzbiſchoͤffliche Gig von Regensburg 
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nach Frankfurt verlegt ſeyn wird; fo iſt alsdann der kuͤnf⸗ 
tige Großherzog verbunden, dem Erzbiſchoffe, den er zu 
dieſer Würde benennen wird, 60,000 Franken jaͤhrlich zu 
feinem Unterhalte anzuweiſen. Die Nachfolger. des Fünf: 
tigen Großherzogs find auf ewige Tage ſchuldig, diefe Ver⸗ 
bindlichkeit zu erfüllen. a 
96. Wir erkennen Uns verbunden, in Gemäßhels 
des Reichsſchluſſes vom Jahre 1803 die Renten zu bezahr 
len, welche nach den 90. 7. 9. 14. 17. 19. 26 und 27 des 
gedachten Reichsſchluſſes auf die Hälfte des Rheinoctrol's 
angewieſen worden, und Wir werden diefe Verbindlichkeit 
erfüllen nad) dem ausdräcdlichen Inhalte des. mehr ermähns 
ten Reichsſchluſſes. Die Specialhypothek der Renten, 
welche deren Eigenthämer auf die Hälfte des Octroi's hatz 
ten, ift für immer gegründet auf die Domainen von Fulda 
und Hanau. Die Erfüllung diefer Pflicht werden Wir uns 
mittelbar felbft beforgen. | 

: 67 Die Donätionen Sr. Majeftät des Kaifers der 
Franzofen, bis auf die Summe von 600,000 Franfen 
Renten an Domainen der Fuͤrſtenthuͤmer Fulda und Hanau, 
werden von Uns beftätigt und verbürgt. 

Die Donatarien genießen diefe Güter als wahres Eir 
genthum, weiches binnen 10 Jahren mit feiner neuen Auf⸗ 
lage .befchwert werden kann; auch koͤnnen fie diefe ihnen. 
eigenthuͤmlich zugehörigen Güter verfaufen, ohne daß fie 
von diefem Verkaufe eine Abgabe entrichten. | 

6.8. Wir werden dafür forgen, daß die Schulden, 
mit melden die Länder des Großherzogthums Frankfurt 
beſchwert find, ordentlich und richtig bezahlt werden. 

$. 9. Zu Bezahlung der Schulden, welche auf der 
Rente Lohneck und dem Zolle Vilzbach hafteten, werben 
Wir verhältnißmäßig beitragen, nebft jenen Fürften, fo in 
dem Beſitze der Lande find, welche dem ehemaligen Mains 
zer Churftaate gehörten. ar 
6. 10. Wir beftimmen auf die Tage Unfers Lebens 
für den Unterhalt Unfers Hofftaates und aller damit ver; 
bundenen Ausgaben an Hofperfonale, Hofdtenerfhaft, Ta; 
fel, Marftall;, Reifekoften, Gefchenfen und Unterhalt Un— 
frer Perfon eine jährliche Summe von 350,000 $I., welche 
dem Verhaͤltniſſe in jeder Hinſicht angemeffen iſt. Diefe 
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Summe wird vom Ertrage der Walduingen, der: Domals 
nen und anderer Gefälle. überhaupt in Quartalraten aus - 
der Seneralkafle erhoben... . | 

$. 11. Das Großherzogthum wird durch eine Conſti⸗ 
tution regiert, welche die-Sleichheit aller Unterthanen vor. 
dem Geſetze und die freie Ausübung des Gottesdienftes der 
verfchiedenen verfaflungsmäßig aufgenommenen Religions; 
befenntniffe feitfeßt. Ä 
—. 12. Die befondern Verfaſſungen ter Provinzen; 
Städte und Corporationen des Großherzogthums find aufs 
gehoben; eben fo die Privilegien einzelner Perfonen und 
Familien, Jo weit fie mir Befolgung der. Geſetze im Wider⸗ 
ſpruche ftehen; durch dieje Beftinnmung werden jedoch jene 
Befugniffe nicht aufgehoben in dem Großherzogthume Frank⸗ 
furt, welche durch die rheiniſche Bundesacte den mediatis 
firten Fürften und Herren zugefüchert worden. . 

6. 13. Die Leibeigenjhaft wird aufgehoben; alle 
— des Großherzogthums Frankfurt genießen gleiche 

echte. 79 — 

So oft der Ertrag der Leibeigenſchaft und der dahin ger 
hörenden Abgaben wefentlichen Beitrag. zum allgemeinen 
Beſten leiſtet, foll ein andrer billiger Erfaß eintreten durch 
Bertheilung hinreichender indireeten Auflagen, welche den 
Derfonenrechten: der Untertanen minder läftig und Eräns 
Zend find, - 

Sollten durch Aufhebung der Leibeigenfchaft Privatper⸗ 
fonen verlieren; fo .fteht ihnen der Anfpruch auf Entfchäs 
’ Bigung im Wege Rechtens offen, nach den Grundfägen, 
welche im Königreiche Weftphalen eingeführt. worden. | 
— 6. 14. Der Adel bejteht, wie bisher, mit feinen ver: 
fchiedenen Benennungen und gebührender Achtung, ohne 
daß er jedoch ein.ausfchließendes Recht weder zu Aemtern, 
Dienften und Würden, noch Befreiung von öffentlichen 
Lajten dadurch erhält. | 

$, 15. Es ſoll ein und daflelbe Steuerſyſtem für alle 
Theile des Großherzogthums feyn; die Grundſteuer foll 
niemals den fünften Theil der Revenuͤen Überfteigen. Pros 
viforifc) bis zur Sleichftellung bleibe es bei dem gegenwärs 
tigen Zuftande der Grundfteuer. Die Stempeltare und 
die Protorollirung (timbre et enregistrement) werden 
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eben ſo wie in Frankreich eingefuͤhrt. Sollten nebſt dem 
neuerlich in Beziehung auf Staatsbeduͤrfniſſe Vermehrung 
der Auflagen noͤthig werden; ſo ſind dieſelben auf indirecte 
und perſoͤnliche Abgaben nad) Gradation des Vermögens in 
verhältnißmäßig erhöhten. billigen Maasftabe anzufegen; 
und im Falle eine Kopfiteuer unvermeidlich werden ſollte; 
fo kann diefes nur alsdann gefchehen, wenn hierüber mit 
den Ständen verfaflungsmäßige Verhandlung eingetreten 
feyn wird. 3 

$. 16. Das Syſtem von Maas und Gewicht, wel 
ches in Frankreich beſteht, foll in dem ganzen Großherzoge 
thume eingeführt werden; welches zum Theile ſchon gefcher 
ben iſt. Hieruͤber wird noch eine bejondere Inſtruction 
nach vorhergegangener reifer Berathung erfolgen. 

$. 17. Wir werden einen Minifter des Innern, der 
Juſtiz und Polizei, einen Minifter der Finanzen, der Dos 
mainen und des Handels und einen Miniiter - Staatsfecrez 
tair, welchem die auswärtigen Angelegenheiten, die Bes 
ſchuͤtzung des Kultus und Aufſicht Über Adminijtration der 
Kriegstafle anvertraut find, ernennen. Die Minijier find, 
jeder in feinem Fache, für die Vollziehung der Gefege und 
Vollſtreckung der daraus fließenden Verfügungen verant— 
wortlich. 

$. 18. Den Rorfik in dem Staatsrathe hat der 
Großherzog ſelbſt. Die Beifiger find die drei Miniſter und 
ſechs Staatsräthe, deren Ernennung eben fo, wie jene des 
Generalfecretairs des Staatsrathes, von Uns gefchieht. 

9. 19. Alle Gefege Über Auflagen, die Einführung 
neuer Civil» und peinliher Geſetze follen in dem Staates 
rathe vorbereitet, dijeutirt und. entworfen werden, 

$. 20. Die indem Staatsrathe entworfenen Geſetze 
follen den von den Ständen ernannten Commifjionen mit: 
getheilt werden. Jede Commiſſion beftcht aus drei Mits 
gliedern. Die Commiſſionen find ; | 

die Finangcommillion, 
die Civiljuſtizeommiſſion, und 
| eine Commiſſion des peinlichen Juſtizweſens; 
welche in der Seſſion ernannt, und nach Verſchiedenheit 
der Gegenflände erneuert werden. 
6. 21. Die ftändifchen Sommiffionen Finnen difeutiven 
Bweiter Band, 16 
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über die Gefegentwürfe mit denjenigen Mitgliedern des 
Stantsrathes, welhe dazu den Auftrag erhalten. Die 
Bemerkungen der Commifjionen werden in dem Staats 
vache unser Unſerm Vorſitze gelefen, und über nuͤtzliche 
Mopdificationen berathſchlagt. | 

6. 22. Die Redaction der Gefegentwürfe ſoll durd) 
zwei Mitglieder des Staatsrathes den Ständen Überbracht 
. werden, welche fodann darüber, nach angehörten Beweg: 
gründen, berathſchlagen werden. 

9. 23. Der Staatsrath hat die Verwaltungsverord- 
nungen zu difeutiven und zu entwerfen. N 

§. 24. Er hat Über die Streitigkeiten zu erkennen, 
welche ſich zwiſchen den verwaltenden und gerichtlichen 
Sreilen erheben; auch hat der Staatsrath Über die Frage 
zu entfcheiden, ob angeklagte Verwaltungsbeamte vor Gr; 
richt gejtellt werden follen. 

$. 25. Der Staatsrarh hat in Ausuͤbung feiner Atz 
trißute eine berathende Stimme; in Gegenitänden aber, 
welche geeignet find, vor das Caſſationstribunal gebracht 
zu werden, verficht der Staatsrath die Stelle des Caflas - 
tionsgerihts. Fuͤr flreitige Fälle in Verwaltungsfachen 
werden Advofaten bei demfelben angeftelft. 

$. 26. Die Stände des Großherzogthums beftehen 
aus 20 Mitgliedern, deren 12 aus reichen Grundeigens 
thuͤmern, 4 aus reichen Kaufleuten oder Fabrikanten, 4 
aus vorzäglichen Gelehrten von den Departementscollegien 
ernannt werden. Sie befommen von dem Staate keinen 
Gehalt, wohl aber mäßig beflimmte Taggelver von jedem 
der Departemente, 

$. 27. Sie werden aller 3 Jahre um ein Drittel er; 
neuert; die Austretenden können unmittelbar wieder ges 
wähle werden, | | 

Der Präfident der Stände wird von Uns ernannt. Die 
* Stände verfammeln fi auf Unſre Berufung; ihre Vers 
fammlung kann von Uns prorogirt oder aufgelöft werden. 

6. 28. Die Stände berathfchlagen Über die Gefeg: 
entwürfe, welche der Staatsrath verfaßt hat. Die ger 
druckten Rechnungen der Minifter und des Generalcaflie: 
vers find ihnen alle Jahre vorzulegen. | 
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Die Stände berathfchlagen Über Gefegentwürfe im ges 
heimen Serutinium durch abfolute Mehrheit der Stimmen. 
$. 29. Das Großherzogthum wird in Departemente, 
Diſtricte und Munieipalitäten eingetheilt. 
Die vier Departemente find: 
1) die Stadt Frankfurt und ihr Gebiet; 
- 2) das ehemalige Fuͤrſtenthum Afchaffenburg;- 
3) der größte Iheil des ehemaligen Fuͤrſtenthums Fulda ; 
. 4) der größte Theil des ehemaligen Fürftenthums Has 
nau, welches unter gewiflen Beziehungen mit dem 
Frankfurter Departemente in Verbindung gefeßt wird, 
weil Hanau bekanntlich eine Fabrikſtadt, und Frank 
furt eine Handelſtadt iſt. 

Für die Stade Weglar wird ein Unterpräfeet ernennt. 

$. 30. In jedem Departemente wird ein Präfecturs 
rath errichtet zur Entfcheidung der Streitigkeiten, welche 
bei den Berwaltungsgegenfländen vorfommen. 
 & 31. Die Mitglieder des Praͤfecturraths und der 
Präfecturgeneralfeeretair werden von Uns ernannt. | 

9. 32. Es wird in jedem Departemente ein Departer 
mentscollegium gebildet, deflen Mitglieder ihre Stellen 
lebenslänglich bekleiden. Wir werden eheftens die Mitglies 
der diefer Departementsecollegien ernennen. | 
- 9 33. Diefe Benennung wird beftehen in % der 
Meiftbegäterten; F wird beftehen aus den reichften Kauf⸗ 
leuten und Fabrikanten, und & aus vorzüglihen Gelehrten 
und Künftlern, | 

$. 34. Es kann Niemand zum Mitgliede der Depars 
tementscollegien gewählt werden, der nicht großjährig iſt. 

6. 35. Die Departementscollegien ernennen die Mits 
glieder der Stände. Jedes Departement ernennt drei Guͤ⸗ 
terbefiger, einen Handeldmann oder Fabrifanten, einen 
Gelehrten oder Künftler. 

h. 36. Es wird auch In jedem Departemente ein Ge 
neraldepartementsrath feyn. Zu jeder Ernennung werden 
Uns von den Departementscollegien zwei Kandidaten (des 
ren einer Mitglied der Departementscollegien fenn darf) 
vorgefchlagen. 

Eben fo werden Uns von den Departementscollegien 
die Municipalräche vorgeſchlagen. 

| ‚16 * « 
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Die Mitglieder der Departements: fowohl als Munt: 
eipalväthe werden aller zwei Jahre zur Hälfte erneuert. 

h. 37. Die Einführung des oder Napoleon vom 
1. Sänner 1811 an ift bereits von Uns für das Großher: 
zogthum Frankfurt verordnet worden. | 

$. 38. Die Gerichtsftellen in Civil: und Kriminalfa; 
chen beftehen proviforifch, wie bisher. 

d. 39. Der gerichtliche Stand ift unabhängig. Die, 
Richter werden von Uns ernannt, i 

9. 40, Die Urtheile der Gerichtöhöfe werden in Unz 
ferm Namen ausgefprohen. Wir behalten Uns das Recht 
vor, die Kriminalftrafen zu mildern oder zu erlaflen. 

$. 41. Die Militatrconfeription iſt ein Grundgefeß 
des Großherzogthums Frankfurt. 2022 

6. 42. In dem Großherzogthume Frankfurt find die 
Minifterien der Juſtiz, der Polizei und des;Innern in eis 
ner Perfon vereinigt. Als Minifter der Juſtiz wachet der: 
felbe auf den gefeßmäßigen, feften und unpartheiifchen Ge: 
fhäftsgang fämmtlicher Auftisftellen; als Minifter der Po: 
lizei und des Innern fiehen in dahin gehörigen Gegenftän: 
den die Präfeete der Departemente unmittelbar unter ihm; 
fo wie dann die Präfecte mit jedem Minifter in Verbindung 
fiehen, und von ihm in feinem Wirkungskreiſe Weijungen 
erhalten. Die Präfecte beforgen die Vollſtreckung der. Ge⸗ 

Ge, können aber diefelben nicht überfchreiten. jedem 
iegen ob in feinem Departemente Aufjicht über Erziehung, 

Aderbau und Gewerbe, milde Stiftungen, Armenanftals 
ten, Gemeinheitswälder, Wege, Gemeingüter, Sicherheit 
des Kultus, Mitwirkung bei der Aushebung der Milizen 
und Sicherheit der Steuerregifter. - | | 

Der Praͤfeet theilt dem Generaldepartementsrathe jährz 
lich die Darftellung desjenigen mit, was binnen Jahres⸗ 
frift im Departemente gefchehen,, und zu deflen Wohl zw, 
Stande gefommen ift. 

Aus befondrer Vorliebe für Künfte und Wiſſenſchaften 
behalten Wir Uns, wie bisher, ummittelbar vor die Leir 
tung der Afchaffenburger Univerfitätsgefchäfte und des Frank 


furter Kunftmufeums, desgleichen auch der Afchaffenburger 


Bibliotheken und Unfrer Gemäldefammlung. Wir werden 
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jedoch auch hierüber, unter Berathung mit Unferm Minis 
fter des Innern, das Nähere noch beftimmen. . - 

$. 43: Unter das Finanzminifterium gehören die Doz 
mainen, ber Öffentlihe Schatz, Handlung, Fabriten und 
Ermunterung der Künfte. | 

Der Finanzminiſter Hat die Oberaufficht über die Gene— 
ralkaſſe, in welche alle Einnahmen des. Staats fließen, defr 
fen Ausgaben daraus verwendet und den Ständen verrechz 
net werden. 

Den Seneralfaffierer ernennen Wir felbft; deſſen Kafs 
fecontroleur und Einnehmer in den Departementen bringe 
Unfer Finangminifter zum Vorfchlage. 

Insbeſondre ftehen auch unter der Dberaufficht des Fis 
nanzminifteriums die directen und indirecten Steuern, 
zölle, Poften, Schiffahrt, Chauffeen, Regalien, Lottes 
rieen, Lor wd, Münzen, Berg:, Salz: und Hütten: 
werke, Mineralwafler und alle Gegenftände, welche dem 
öffentlichen Schage ein Einkommen geben; fo wie derfelbe 
auch das Prafidium der Handelstammer führt. 

In Betreff der gedachten Gegenftände ertheilt er die 
zwecmäßigen Weifungen an die Praͤſecte, welche hierin 
auch an ihn angewiefen find. Ä 

$. 44. In der Perfon Unfers Minifters / Staatsfes 
cretairs find vereiniget das Minifterium auswärtiger Anger 
legenheiten, die Befhügung des ungefiörten Kultus, die 
Beforgung der Militair-, Sold; und Verpflegungsadminis 
firation, und die Ausfertigung fämmtlicher geoßherzoglicher 
Entſchließungen. — | 

9. 45. Jeder Minifter referirt unmittelbar an den 
Großherzog über jene Gegenftände, die nad) der beftehenz 
den Verfallung und nach jchon beftimmten gefeßlichen Nors 
men in feinem Wirkungstreife zu beforgen oder zu entfcheiz 
den vorkommen. Wenn hingegen etwas Neues darin -bes 
ſtimmt, vorgefchrieben. oder eine Abänderung in der beſte⸗ 
henden Verfallung, Verordnungen und Directionsnormen 
getroffen werden fol; fo hat Uns der betreffende Minifter 
blos feinen Antrag vorzulegen, damit Wir diefen vorerff, 
ehe Unfre Entfhließung oder Entfcheidung erfolgt, dem 
Staatsrathe zum Gutachten mittheilen können, Ä 

Jeder Minifter hat fein eigenes Buͤreau, deflen Mits 
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arbeiter wählt er felbft unter Quieſcenten ober Frem⸗ 
— unter Reſponſabilitaͤt auf die Rechtſchaffenheit der 
eßtern. 1 


$. 46. Diefes Organifationspatent enthält Grundzüge, 
deren nähere Beftimmung und Entwidelung fi) nach und 
nach durch Verhandlungen und Zufammenmwirken. der Stel: 
fen mehr und mehr ausbilden werden. 


Unterdeffen enthält das Drganifationspatent mehrere 
unmandelbare Saͤtze. Dergleichen find diejenigen, die fi 
auf den Vertrag vom 19. Februar d. J. gründen; desglei— 
hen find auch diejenigen, welche aus den allgemeinen 
Grundfägen der Gefeßgebung des Kaifers Napoleon her: 
vorleuchten, daß nämlich die Mitglieder eines jeden Staa: 
tes vepräfentirt feyn muͤſſen; daß die Juſtizverwaltung unz 
abhängig, und nach dem Gewiſſen der Richter entfcheiden 
müffe, und daß die vollſtreckende Gewalt gang durch die 
Hand des fouverainen Fürften wirke, Ä 

Die übrigen Gegenftände diefes Organifationspatents 
find aus Unfrer Ueberzeugung und aus dem aufrichtigen 
Wunfche für das Wohl des Großherzogthums gefloffen ; 
maͤſſen ſich jedoch erft (wie gefagt) durch Erfahrung als volls 
fändig verläßig bewähren, Ä 

Wenn Uns der Allmächtige bis dahin das Leben friſtet; 
fo behalten Wir Uns vor, die zweckmäßig befundene Vers 
faflung der Prüfung und Genehmigung Unfers verehrungs: 
würdigen Herrn Nachfolgers und der Beftätigung des Kai⸗ 
fers Napoleon Majeftät ehrerbietigft vorzulegen, 

6. 47. Jene bisherigen Landegftellen, deren Wirs 
kungskreis mit dem gegenwärtigen Drganifationsfufteme 
des Sroßherzogthums Frankfurt nicht vereinbarlich ift, werz 
den vom x. Jaͤnner 1811 an als erlofchen erklärt. Ihre 
Mitglieder erhalten theils ihre organifationsmäßige Anftels 
lung; in allen, wo diefes unmöglich ift, behalten fie 
fihere verfaffungsmäßige Penfionen. 


Aſchaffenburg, den 16. Aug. 1810. 
| Earl, Großherzog. 
(UL S.) 


} 
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b) Beilage zur Conftitution vom 10. 
September 1810. 


Wir Carl, von Gpttes Gnaden Fürft Pri— 
mas des Rheinifhen Bundes, Großherzog 
von Frankfurt, Erzbifhoff von Regens— 
burg x. ꝛc. 

Haben zu Vollziehung der Art. 32. 33. 34. 35 und 36 Un: 

fers Drganifationspatents vom 16ten v. M. und der darin 

beftimmten Srundfäge, auf den Vortrag Unfers Miniſters 
des Innern, nunmehr weiter beſchloſſen: 
— Urt. 1. Die Anzahl der Mitglieder der Wahl: oder 

Departementscollegien foll nach dem Maasftabe der Bevöls 

ferung fuͤr das Departement Frankfurt, mit Einfluß der 


Stadt Weblar, uf . : so; 
für das Departement Aſchaffenburg auf. 2 80; 
für das Departement Fulda auf . A 903 
für das Departement Hanau auf . | 60; 


feftgefeßt feyn;. fo daß ag 1000 Einwohner in runden Zahi 
len ein Mitglied des Wihlcollegiums ernannt ift. | 

Art, 2, Die Mitglieder der Departementscollegien . 
follen, fo viel es ihre perfäntichen Verhaͤltniſſe geftatten, . 
fich in dem Hauptorte des Departements, an dem von Uns 
zu beftimmenden Tage, verjanmmeln, wo ein ſchickliches Los 
cale zur Vornahme ihrer Geſchaͤfte von Uns angeiwiefen 
feyn wird. 

Art. 3. Den Departementscollegien licgt ob: 1) die 
Stände des Großherzogthums zu wählen; fodann 2) die 
Subjecte zu den Departements: und Municipalräthen 
vorzufchlagen. Da jedoch zu den VBorfchlägen der beiden 
Segtern für das bevorficehende Jahr 1811 die Zeit zu kurz 
ift; fo werden Wir für diefes Jahr 1811 die Departer 
ments: und Municipalräthe, ohne den gedachten Vor— 
fchlag , jedoch dergeftalt ernennen, daß die Ernannten les 
diglich für das Jahr 1611 gelten follen. 

Art. 4. Für jedes Departementscoflegium werden 
Wir einen Präfidenten ernennen, und ihm auch für das 
erfiemal einen Secretaiv beigeben. Bei künftigen Verſamm— 
lungen diefer Departementscollegien wird der Secretair 


‚246 Großherzogthum Frankfurt. 


von den Departementscollegien ſelbſt gewaͤhlt, und bis 
dieſe Wahl geſchehen iſt, beſtimmt einſtweilen der Praͤſi⸗ 
dent eines der anweſenden Mitglieder zu dieſem Secre⸗ 
tariat. | | 


€ Art. 4. Die Präfidenten leiften ſchriftlich folgenden 
id: | 


„Ich gelobe eidlich Gehorſam der Verfaflung und den ° 
Sefegen; Treue dem Großherzoge; ich verfprecdhe, 
daß ich indem Wahlcollegium, worin mir der Vor⸗ 
fig aufgetragen ift, Drdnung erhalten, aucd, dafür 
ſorgen werde, daß fich daflelbe Iediglih mit den Ges 
gentänden, befchäftige, melde das Zufammenberus 
fungsdecret vorfchreibt; daß ich auf der freien und ges 
ſetzlichen Abgebung der Stimmen beftehen, auch die 
Sißungen zur beftimmten Zeit ſchließen, und übers 
Haupt meine Gefhäfte mit Eifer, Genauigkeit, Fe? 
ſtigkeit und Unpartheilichkeit verrichten werde,‘ 

Art. 6. Bei Eröffnung der Bahlverfammlung, wels 
he am Vormittage des beftimmten Tages Statt haben foll; 
läßt der Prafident die anweſenden Mitglieder einen Eid 
dahin ablegen: — 

„Wir geloben eidlich Gehorſam der Verfaſſung und 
den Geſetzen; Treue dem Großherzoge; verſprechen 
dieſemnach, daß wir die uns uͤbertragenen Wahlen 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen vornehmen werden.“ 


Art. 7. Der Praͤſident ernennt ſodann unter den ges 
enwärtigen Sliedern zwei Wahlzeugen, und zwei andere 
MWahlzeugen werden durch verfchloflene Billete, nach Mehrs 
heit der Stimmen, von den Departementsgliedern gewählt, 
Der Präfident, erbricht die Billete in Gegenwart der von 
ihm ernannten zwei Wahlzeugen, und zweier weitern, die 
hiezu vorher noch durch das Loos öffentlich in der Verfamm« 
lung beitimmt werden. 

Art. 3. Der Secretair eröffnet das Protocoll. Der 
Praͤſident läßt fodann feine, und bei der erften Zufammens 
kunft auch des Secretairs Ernennungsurfunden, die Ver: 
ordnung, welche die Zufammenberufung des Wahlcollegiums 
befiehlt, und gegenmwärtiges Reglement verlefen, welches 
als gefchehen in das Protocoll eingetragen wird, 
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Art. 9. Der Präfident macht hierauf befannt, daß 


die Stimmenabgebung , zur Ernennung der Mitglieder der 


Stände, ihren Anfang nehmen folle, 


Art. 10. Mit Ausnahme der Minifter und der Glie⸗ 
der des Staatsrathes ift jedes Amt, mit Inbegriff der Der 
partementeglieder, mit der Function eines Mitgliedes der 
Stände vereinbarlih; nur muͤſſen die gewählten Mitglies 
— der Staͤnde das dreißigſte Jahr ihres Alters erreicht 

aben. 


Art. 11. Jedes Mitglied giebt einen verſchloſſenen, 
den Namen des Waͤhlenden nicht enthaltenden, Zettel ab, 
worauf blos die Namen von drei Guͤterbeſitzern, einem 
Kaufmanne oder Fabrikanten, und einem Gelehrten oder 
Kuͤnſtler bemerkt ſind. Alle dieſe Zettel werden in voller 
Verſammlung von jedem Mitgliede in eine Taſche gewor: 
fen, worauf die Berfammlung‘ einen Abtritt in ein Neben: 
zimmer nimmt, Der Präfident erbricht in Gegenwart des 
Secretairs und der vier Wahlzeugen einen Zettel nad) dem 
andern; jeder der vier Wahlzeugen notirt deren Inhalt auf 
einem befondern Bogen; die vier Bogen werden collatios 
nirt, und es ‚ergiebt fih daraus, welche fünf Perſonen, 
als erwählte Stände, die Mehrheit der Stimmen für ſich 
haben. Wenn diefes gefhehen ift; fo werden die Wahl: 
zettel auf einer Kohlpfanne verbrannt. 


Die Verfammlung wird alsdann zuräcgerufen, und 
die Wahl wird von dem Präfidenten befannt gemacht. Ges 
wählt. find diejenigen, welche die abfolute Mehrheit der 
Stimmen für fih haben. Sollten aber einige gleiche 
Stimmen zählen; fo werden deren Namen von den durch 
das Collegium‘ gewählten Wahlzeugen auf Zettel gefchries 
ben, und daraus von dem Secretair das Loos gezogen. 


Art. 12. Iſt nun auf diefe Art die nöthige Zahl der 
Mitglieder der Ständeverfammlung für das Departement 
“ernannt und proclamirt, auch der ganze Hergang zu Pros 
tocoll genommen; fo ift für das erftemal, nämlich für das 
Jahr 1811, das Gefchäft des Wahlcollegiums geendigt. 


Art. 13. Bei den nächften und fünftigen Zufammens 
berufungen wird, fobald die Wahl der Stände, vollbracht 


[ 
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iſt, zur Wahl der Candidaten fuͤr die Departementsraͤthe 
mit den naͤmlichen Formalitaͤten, welche bei Ernennung der 
Staͤnde beobachtet worden, nur mit dem Unterſchied, daß 
die doppelte Zahl der Candidaten vorgeſchlagen werden 

muß, geſchritten. 
| Art, 14. Nach gefchloffener und proclamirter Wahl 
ber Candidaten für den Departementsrarh wird in den 
ünftigen Jahren nach 1811 zur Wahl der Candidaten für 
. die Municipalräthe jeder einzelnen Gemeinde des Depar⸗ 
tements-gefhritten, und folhe auf die nämliche Art, wie 
bei den Departementsräthen, vollzogen. nn 

Bei jeder Wahl, nämlid der Stände fowohl, als der 
Departementss und Municivalräthe, bringen die Währ 
lenden allemal ihre Wahlzettel fchon mit in die Verſamm⸗ 
lung. 
Art. 15. Weber die Zahl der Departements: und 
Municipalräthe, (welche Wir für das erftemal und für dag 
Jahr 1811 felbft ernennen,) werden Wir mittlerweile nad) 
Verhaͤltniß der Localität und Größe der Munieipalitäten ' 
proviforifch Entfchließung nehmen, und ſolche zur Kennts 
niß der Depariementscollegien bringen laſſen. | 

Art. 16. Das erftemal wird das Gefchäft der Wahl: 
eollegien in einem Tage vollzogen ſeyn; fünftige Jahre 
kann die Verfammlung der Departementscollegien nicht 
länger als zehn Tage dauern. Mac Ablauf diefer Zeit ift 
ſolche aufgelöft. | Ä 

Art. 17. Die Wahleollegien haben fich lediglich mit 

den Wahlen und Borfchlägen zu befchäftigen, welche der 
einzige Zweck ihrer Verſammlung ifi, Indeſſen behalten 
Mir Uns vor, in befonders wichtigen Fällen, über Gegen; 
ftände, welche das allgemeine Wohl des Departements bes 
treffen, mit dem Präfidenten des Departements, auch den 
Departementsräthen, Uns zu berathen, 


Art. 18. Das Über das Wahlgefchäft gefährte Pro: 
tocoll wird Uns jedesmal von dem Präfidenten eingefchickt. 
Ein Eremplar davon bleibt in der Regiftratur des Deparz 
tementscollegiums aufbewahrt, 


Art 19. Unferm Minifter der Juſtiz, des Innern 


— nn — 
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und der Polizei iſt die Bollziehung der gegenwärtigen Ders 
ordnung übertragen, welche in das An eins 
gerückt werden fol. | 
Aſchaffenburg, den ro. Sept. 1810, 
| C art, Großherzog. 
(L. S.) 
Auf Defehl des Großherzogs, 
der Miniſter Staatsſecretair, 
Freiherr von Eberſtein. 
Fuͤr gleichlautend. 
Der Juſtizminiſter, 
Freiherr von Albini. 


7) Großherzogthum Baben. 


Unter der Regierung des verewigten Großherzogs 
(erſt Markgrafen, dann Churfuͤrſten) Karl Friedrich 
von Baden, ward dieſer Staat binnen einem Jahrze⸗ 
hend yon nicht ganz 300,000 Menſchen, bis über eine 
Million Einwohner vermehrt und vergrößert. Bei der 
Verbindung vieler ganz heterogener Befißungen und 
Landestheile mit dem Erblande der Dynaftie Zähringen 
war es faft unvermeidlich, bie bis dahin beftehende 
landftändifche Verfaffung in den alten und neuen Län- 
derbeftandtheilen aufzuheben, um dem ganzen 
Staate eine neue und zeitgemäße Verfaffung zu geben. 

Diefe neue Berfaffung ward denn auch, durch 
Edict vom 5. July 1808 (f. Winfoppsrhein. Bund, 


Heft 20, ©. 312 ff.) dem ganzen Staate von dem ver- 


ewigten Großhergoge feierlich zugefichert, nachdem ſchon 
mehrere organifshe Edicte von demſelben in Hinſicht ber 
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Vorrechte des Adels, der Standesherren, bes Verhält- 
niffes der Firchlichen Confeffionen gegen einander u. f. w. 
erlaffen worden waren. Der Großherzog fagte aus- 
drücflich in jenem Edicte: 


„Die Reihefolge der wichtigften Veränderungen, wel: 
che die Auflöfung der Verfaſſung des teutfchen Reiches 
und die Bildung des rheinischen Bundes herbeigeführt 
haben; die Einverleibung fo verfchiedenartiger Länder 
in Unjern Staat; die Wahrnehmung, daß, ungeadys 
tet der von Uns erlaflenen Conititutionsverordnungen, 
neue Verfügungen nothwendig find; die - vielfältigen 
Erfahrungen über die, den Zeitforderungen mehr 
entfprechenden, Verwaltungsformen; die jüngften 
Vorgänge endlihb in den beiden größern 
Bundesfaaten Bayern und Weftphalen, 
fprechen das Beduͤrfniß ftärfer als je aus, Unferm 
Großhergogthume eine Grundverfalfung und 
zwecmäßigere WBerwaltungsorönung zu geben. — 
Wir find daher entihloffen, die Staatsverwaltung auf 
einfache und pragmatijhe Grundfäge, welche dem 
Geijte der Zeit entfprechen, zurückzuführen; Wir wol 
len, daß die verfchiedenen Provinzialgefeßgebungen 
aufgehoben und der Code Napoleon, als das vor: 
züglichfte Reſultat gefeßgebenner Weisheit, mit einiz 
ger Nücdfihe auf die, wegen der Landeseigenheiten . 
nothwendigen, Modiflcationen und der in Frankreich 
wieder neuerdings eingeführten fideicommillarifchen 
Eigenthumsverhältnifle eingeführt werde. Wir wol: 
len ferner ein gleihförmiges Abgabefyftem, 
durch Tilgung der durch die Kriegsverhältniffe anges 
wachjenen Schuldenmafle des Staatskredits erhoben, 
uud mittelſt einer Landesrepräfentation, wie 
fie in Weſtphalen und Bayern eingeführt - 
worden, das Band zwiſchen Uns und den Staats: 
bürgern noch tiefer, wie bisher, geknüpft willen.” ıc. 


Zunächft ward durch diefes Edict das bis dahin beftan- 
dene geheime Rathscollegium, als oberſte Staatsbe⸗ 
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hoͤrde, voͤllig aufgehoben, und die Gentralverwaltung 
de8 Staates in fünf Minifterialdepartements (der Ju- 
ſtiz, der auswärtigen Verhältniffe, des Innern, der 
Finanzen, des Kriegsweſens) eingerheil. — Doc 
diefe Einrichtung erhielt durc) das Edict vom 26. Nov. 
1809, mit welchem mehrere Beilagen verbunden as 
ren, eine völlige Veränderung, und der Staat eine neue 
Drganifation, ſowohl in Hinficht der geographifchen 
Eintheilung, als auch in Hinficht aller einzelnen Zweige 
der Staatsverwaltung, (Bergl. Winfoppsg rhein. 
Bund, Heft 40, ©. 27 ff. und Heft 44, ©. 239 ff.) 
- Bemerfenswerth ift e8, daß bei diefer neuen Drganifa- 
tion des Staates das- frühere Verfprechen einer ftän- 
diſchen Repraͤſentation nicht wiederhohlt 
ward. 

So blieb es, ſelbſt nach dem Regierungsantritte 
des neuen Großherzogs Karl, bis endlich die teutſche 
Bundesacte fuͤr die Errichtung ſtaͤndiſcher Verfaſſungen 
in allen teutſchen Bundesſtaaten entſchied, und auch in 
Baden mehrere Öffentlihe Stimmen für das Bedürf- 
niß dieſer Errichtung fich erflärten. So meit diefe An» 
Helegenheit zur Sffentlichen Kunde gefommen ift, ward 
fie behandelt in dem allgemeinen Staatsver— 
faffungsarchive (Weimar 1816), 1. Band, gtes 
Heft, ©. 391 fe Es erfihien auch in der That am 
16. März 1816 folgendes großherzogliches’ Nefeript; 
welches dag Zufammentreten der Landftände auf den 
1. Yuguft 1816 ankuͤndigte, die aber nicht ers 
folgte : 

Wir Karl, von Sottes Gnaden Großher— 
409 von Baden ic. 


„Mit der wie: erhergeftellten Ruhe und Ordnung in 
Europa iſt auch der Zeitpunct erſchienen, der uns 
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erlaubt, die künftigen verfaffungsmäßigen 
Rechte unfrer Unterthanen *) näher fejtzujegen, und 
ihnen eine hoͤchſte Grundlage und Garantie zu geben. 
Wir find überzeugt, dab wir diefe Rechte nicht dauer⸗ 
after begruͤnden, und zugleich unſern Unterthanen 
aller Klaffen über ihr Verhaͤltniß gegen uns und 
unſere Behörden und über unſre Regierungsgrunds 
fäge mit beruhigenderm Zutranen erfüllen koͤnnen, als 
durch die Einführung einer landftändifhen Vers 
faffung in unferm Großherzogthume. Wir haben 
Bereits hierzu die nöthigen Vorarbeiten angeordnet, 
und diefe find fo weit gediehen, daß wir, nad anger 
örtem Staatsrathe, befihloflen haben, daß auf den 
7. Auguſt d. 5. die er ſte ffändifhe Berfamm: 
lung unfers Großherzogthums eröffnet werden fol.” 


Statt diefer Eroͤffnung erfchien in dem badenfchen Re⸗ 
gierungsblatte eine großherzogliche Erklärung vom 29. 
July 1816 (vgl. Allg. Zeitung, Nro. 219, ©. 874) 

folgenden Inhalts : Ä | 


„Bei der auf den Anfang Augufts feftgefegten er⸗ 
ſten ſtaͤndiſchen Verſammlung haͤtte der Großherzog 
gehofft, daß in der Zwiſchenzeit diejenigen Gegen⸗ 
ſtaͤnde der teutfhen Bundesverfaſſung, mit welchen 
er die befondere Verfaſſung des Großherzogthume in 
Einklang zu ſetzen gedächte, durch nähere Uer 
bereinkunft mit den fämmtlichen Bundesgliedern wuͤr⸗ 
den verabredet und beſtimmt werden; dieſe Hoffnung 
aber ſey zur Zeit noch nicht in Erfüllung gegangen, 
und er fehe ſich daher veranlaßt, die dem Lande 
zu gebende ftändifhe Conftitution, wel: 
he bereits vollendet zu feiner Höfen 
Sanction vorliege, für jegt noch nicht zu vers 
kuͤnden.“ | 


Aus dem Letztern erhellt wenigſtens ſo viel, daß der 


*) Der vorige Großherzog bediente ſich in ſeinen Edicten 
des Ausedrucks: Staatsbürger. 
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Großherzog die neue Conſtitution als einen Act der 
Souverainetaͤt mittheilen, und den Ständen und 
einzelnen Staatsbürgern Fein Recht der Mitbeftimmung 
bei derfelben zugeſtehen werde. 





8) Charhefſen. 

In dem Staate des Churfürken Wilhelm-ı von 
Heffen: Kaffel befand bis zum Jahre 1806 eine 
landftändifche Verfaſſung. Die Stände wurden 
aus drei Klaffen: Praͤlaten, Nitterfchaft und ſtaͤdti⸗ 
fchen Deputirten (der fogenannten Landfchaft), gebilder, 
wie in den meiften teutfchen Staaten. Die Geaffchaft 
Kagenelnbogen wurde durch ein, aus den Landesvor⸗ 
fiehern gewähltes, Subject auf den heſſiſchen Landta⸗ 
gen vertreten. Die Graffchaft Schaumburg. hatte be» 
fondere Landftände, und das Fuͤrſtenthum Hanau 
gar feine Repräfentation. 

Die nun im Jahre 1806 der Ehurfürft. durch Nas 
poleon feines Landes beraubt, und diefes durch den Til 
fitee Srieden am 8. Jul. 1807 mit dem neugeftifteten 
Koͤnigreiche Weſtphalen verbunden ward; fo 
galt. die, weiter oben mitgetheilte, Conſtitution deſſel⸗ 
ben, mit allen ihren Mängeln und Vorzügen, in dies 
fem Lande, Wenigſtens mar durch fie das Bebürfnig 
einer neuen und zeitgemäßen Eonftitution da, wo fie 
gegolten hatte, angeregt worden. 

: Nothwendig fiel diefe Conftitution mit ber Aufloͤ⸗ 
fung des weftphälifchen Königreiches nach der Völker⸗ 
fchlacht bei Leipzig, und nach der Nückfehr der. vorigen 
Negentendynaftie nach Kaffel, welche, durch einen zu 
Sranffure am 2. Der. 1818 mit den Verbündeten abs 
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geſchloſſenen Vertrag, in ihre vorigen Rechte eingeſetzt 
ward, und nach welchem Vertrage zugleich die Ver— 
faſſung vom Jahre 1806 hergeſtellt wer— 
den ſollte. 

Allein dieſe Herſtellung erfolgte ni ich t; es berief 

vielmehr der Churfuͤrſt durch Edict vom 27. Dec. 1814 
zwanzig ſtaͤndiſche Deputirte (2 aus den Praͤlaten, 
5 aug der Ritterſchaft, 8 aus den Städten, und 5 
aus dem Bauernftlande) zu einer am ı. März 
1815 zu eröffnenden ftändifchen Verſammlung. Wenn’ 
gleich die Aufnahme des Bauernſtandes unter 
die ftändifche Nepräfentation eine an fich zweckmaͤßige 
Verbefferung war; fo hätten doch die Stände zuvor 
‚darüber gehoͤrt werden follen. 

Die Streitigfeiten, melche bald darauf zwifchen ber 
Regierung und den ftändifchen Deputirten ausbrachen, 
und in der Folge erft zur VBertagung, und endlich zur 
völligen. Auflöfung der fändifchen Verfammlung durch 
den Ehurfürften führten, : gehören nicht in die Ges 
fchichte der neueuropäifchen Conftitutionen. Sie find 
ausführlich zur -Öffentlichen Kunde gefommen in ber 
beurfundeten Darftellung ber churpeffi- 

fhen Landtagsverhandlungen (welche die 
Berfammlung im Jahre 1815 betreffen); in den 
churheſſiſchen Landtagsverhaudlungen 
vom Jahre 1816; und in der Ueberſicht der Ver 
hbandlungen der churbeffifhen Landfiände 
in den Jahren 1815 und 1816, telde in 
dem allgemeinen Staatsverfaffungsardhive, - 
1. Band, Stuͤck 4, und 2. . Band, Stuͤck 1, fi 
befindet. 

Hieher gehört nur dag, was von dem, den Depus 

tirten vorgelegten, neuen Eonflitutionsent- 
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wurfe Öffentlich befanne geworden ift, obgleich der⸗ 
felbe, wegen der Gegenbemerfungen der Stände nicht 
angenommen ward. Entfchieden war dag; mas von 
dieſem Entwurfe zur Publicieät gelangte, zeitgemäß. 
und gut, und in diefer Hinſicht befremder der Wis 
berfpruch der Stände; allein die finanziellen Forderun⸗ 
gen der Regierung, und daß die Verfaffung als ein 
Yet der Regentengemwalt gegeben werden follte, 
war vielleicht die Urfache jenes Widerfpruchs. Auf ben 
Geiſt und Charakter des Eonftitutionsentwurfg läßt fich 
don dem ſchließen, was in dem Abfchnitte, der von 
den Landftänden handelt, befannt wurde, 


Art. i. Beſondere Repraͤſentationen der Praͤlaten 
und Ritterſchaft, der Staͤdte und der Bauern hoͤren, 
zur Vermeidung alles Anlaſſes zum Zwieſpalt der Stände, 
fuͤr die Zukunft aͤuf. Saͤmmtliche Landtagsdeputirte zu⸗ 
fammen machen die Stände aus, und jeder Landtagsde⸗ 
putirte repraͤſentirt die Unterthanen, ohne Unterſchied 

ihres Standes: | 


Art. 2. Die Anzahl der Deputirten fol, Außer 
dem Präfidenten, aus dreißig Perfonen bejiehen, und 
die drei vornehmften Diener der drei chrifklihen Confef 
fionen, und, wenn bei einer derfelben mehrere von gleis 
chem Range find, der, welcher feinen jeßigen Poiten 
am längften bekleidet hat, find ohne weitere Wahl Lands 
tagsdeputirte. Die Übrigen 27 Depütirten follen, jex 
doch in Ruͤckſicht der Vorzüge, die vorher jeder Stand 

bei der Wahl einer gewiflen Anzahl von Deputirten ges 
noflen hat, a) zu einem Drittheile aus ben Prälaten 
und der Ritterfchaft, und zwar aus zwei Prälaten und 
Be Rittern, b) zu einem Dritiheile aus den Stadt: 
ewohnern, jedoch mit Einjchluß des jedesmaligen Bir; 
germeiſters zu Kaflel, welcher als beftändiger Deputirs 
ser angejehen ift, und €) zu einem Drittheile aus den 
Srundeigenthämern des platten Landes und den übrigen 
Unterthanen, welche bei den eiften Wahlen nicht zuger 
Zweiter Band, Fe 17 
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zogen wörden, genommen, und aus diefen Klaflen ges 
wählt werden, . | 

Art. 3. Um zum Deputirten gewählt werden zu 
koͤnnen, ift erforderlich, daß der zu Wählende 1) zu eis 
ner er drei hriftlihen Confeſſionen fich befenne, 2) das 
25. Jahr zurückgelegt, 3) keine von einer rechtmäßigen 
Behörde verhängte Gefängnißftrafe ausgeftanden habe, 
und 4) daß er in feiner Unterfuchung begriffen fey. 

Art. 4. Die einzelnen Vorfchriften, wie die Wah⸗ 
len vorzunehmen feyen, befagt die Anlage A. 

Art. 5. Sie- dufern ihre Meinung nicht nad 
Vorfehrift eines etwas erhaltenen Auftrags, fondern 
nach ihrer eigenen Ueberzeugung. | 

Art. 6. Sie können weder einen Dritten, nodj 
felbit einen Landtagsdeputirten beauftragen, in ihrem 
Namen zu flimmen, | 

Die Deputirten find der Regel nach auf ſechs Jahre 
gewählte. In dem fechften Jahre wird zu einer neuen 
Wahl geichritten; jedoch können die nämlichen Deputirs 
ten von neuem gewählt werden. Sie verlieren ihr 
Recht als Landtagsdepatirte früher, wenn entweder der 
Landesherr die ganze ſtaͤndiſche Verſammlung aufhebr, 
oder fie fih eines Vergehens ſchuldig gemacht haben, 
welches von den competenten Gerichten mit Gefängnißs 
ftrafe belegt worden. In dem erften Falle koͤnnen fie jes 
doch unbedingt, in dem letzten aber niemals wieder ge: 
wählt werden. Die Stände haben das Recht, jeden 
Staatsbeamten, welcher ſich einer Uebertretung der Con: 
ftitution, einer Malverfation oder Concuſſion fchuldig 
macht, anzuflagen. Die Sache muß alsdann auf dem 
gefeglihen Wege unterfucht, und den Ständen von dem 
Erfolge Nachricht gegeben werden. Die Deputirten 
tönnen während der Sigungsperiode nicht anders, ala 
mit Zuffimmung der Verfammlung verhaftet, und zu 
feiner Zeit wegen Aeußerung ihrer Meinung zur Re: 
henfhaft gezogen werden. Die Landftände koͤnnen zu 
neuen Gefegen und zur Verbefferung der alten Anträge 
machen, auf welche befonders, fobald fie die Handels; 
und Gewerbfreiheit betreffen, vorzüglihe Ruͤckſicht ges 
nommen werden fol. In diefer Form können fie die 


+ 
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beſondern Beſchwerden einzelner Unterthanen, welche zu 
ihrer Kenntniß gelangen, vorbringen, in ſo fern es nicht 
das Intereſſe Einzelner betrifft, mithin zur Entſchei⸗ 
dung der Gerichte gehoͤrt. Die Zuſammenberufung der 
Staͤnde muß wenigſtens aller 6 Jahre geſchehen, und es 
iſt alsdann der Regel nah der Anfang des Monats 
März dazu beſtimmt. Eine außerordentliche Zuſammen⸗ 
berufung ift jedesmal nöthig, wenn ein Landesherr mit 
Tode abgeht; der Tag der Zufammenkunft darf nicht 
länger als einen Monat nach dem Todestage ausgefege 
werden. Der Regent kann die Sigung vertagen. Gr 
kann auch den Landtag diſſolviren, iſt jedoch verbunden, 
fogleich mit der Auflöfüng die Wahl neuer Depurirten 
zu verordnen, und kann fie noch in demfelben Jahre zu 
einer Zufammenfunft berufen. Die Landtage dürfen 
der Regel nad) nicht länger als zwei Monate dauern, 
und es iſt aus diefem Grunde mit den wichtigften Ge; 
fchäften der Anfang gu machen. Kein Orundelgenthum 
in dem ÖStaate kann ferner frei feyn; alle Eremtionen, 
aud) die des Domainen, der Kirchen, der Schulgäter 
und anderer wohlchätigen Anftalten find aufgehoben ic. 


Zwar laͤßt fih, vor voͤlliger Mittheilung ber 
vom Ehurfürften den Deputirten vorgelegten Eonftitu- 
tion, fein ficheres Urtheil über diefelbe fällen, und es 
war wohl ein Tehlgriff der Stände, menn fie verlang« 

ten, daß zwei teutfhe Mächte die befondere 
Garantie der neuen Verfaffung übernehmen möchten, 
während der Großherzog von Weimar die, feinem 
Staate gegebene, neue Eonftitution unter die Garantie 
des ganzen Keutfihen Bundes ſetzte; allein 
eine Stelle in dem churfürftlichen Miniſterialreſcript vom 
2. Mai 1816, welches ber Aufidfung der ftändifchen 
‚Verfammlung wenige Tage vorausging, verfündigte 
öffentlich die ſtaatsrechtlichen Örundfäße, nach 
welchen die neue Beabfichtigte Conſtitution dem Chur⸗ 
ſtaate mitgetheilt werden ſollte. | 
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„Wenn Se. Koͤnigl. Hoheit den Entſchluß gefaßt ha: 
ben, nach völllger Berichtigung der Territorialaus: 
gleihungen eine auf fämmtliche Provinzen ſich erſtre⸗ 
ende Conftitution (woraus die landftändifche Nepräz 


“fentation auf ‚eine dem dermaligen Zuftande. von 


Teutſchland angemeſſene Weife beftimmt werden fol), 
als Landesgejeß bekannt zu machen; fd hätte der nd: 
türlihe Zufammenhang der Sachen den zum gegens 


waͤrtigen engern Landtage erfchienenen Ständen und 


Deputirten fehon die Ueberzeugung einflößen muͤſſen, 
daß hier nicht von einer neuen Gründung des Stads 
tes, niht von einer vertragsmäßig einzu: 
gehenden Regierungsform die Rede iſt; daß 
vielmehr, Se. Königl. Hoheit, als vechtmäßiger Re: 
gent des churheſſiſchen Staates, aus landesväterlicher 
Zuneigung für das Wohl Ihrer getreuen Unterthanen 
die in verfchiedenen Provinzen noch gänzlich man: 
gelnde ftändifche Repräfentation neu zu gründen, und 
im Nieder : und Oberfürftenthume Heſſen dem ftändi: 
fhen Mitwirfungsrechte eine größere Ausdehnung zu 


geben geneigt find, als diefelbe nach der fürfilichen 


Refolution vom Jahre 1655 und nad) dem Herkom: 
men bisher gehabt hat. Aber was der Negent in die: 
fer Iandesvärerlihen Abficht zu verwilligen und feftzu: 
halten Willens ift, ‚gehört nicht zu ſolchen Gegenftän: 
den, worüber vorerfi zu tractiren fieht, 
und die partiellen Stände einzelner Provinzen, feyen 
es auch die volreihften des Staates, dürfen ſich 
nicht ihrem Regenten gegenüber ftellen, 
nicht mit ihm handeln, Nicht verlangen, daß, 
zur Schmälerung der Regierungsrechte, er noch ein 
Mehreres, Als das Intereſſe des Staates und die - 
Handhabung der Gerechtigkeit und Ordnung, unter 


- Entfernung willtührliher Maasregeln, erfordern, 


einräumen jolle. Was hiernach aus eigenem landes; 
väterlihen Antriebe dem ftändifhen Mitwirkungs⸗ 
rechte Kraft eines Landgrundgejeßes unterworfen wird, 
iſt fortdauernd gültig, ohne daß es darum eis: 
hernorgängigen Unterhandlung, als über 
einen abzufchließenden Vertrag bedarf, 


* 
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weil, ſobald die von dem Regenten ausge— 
hende Conſtitution mit der Kraft eines Land⸗ 
grundgefeßes befannt gemacht und darnach verfah— 
ven wird, dagegen nicht gehandelt werden fann, 
vielmehr fie auf ewige Zeiten verbindlich tft,” ꝛtc. 


9) Herzogthum Anhalt» Köthen. 


+ Unter den fouverainen Fürften des Nheinbuns 
des nahm es der verfiorbene Herzog Auguft Chris 
ffian Friedrich von Anhalt» Köthen mit der 
Nachahmung franzsfifcher Verfaffung und Einrichtun« 
gen am ernfihafteften. In feinem Duodesftaate von 
Höchftens 29,000 Einwohnern ward am 28. Dec. 1810 
eine neue Conſtitution von ihm, aus eigner Macht⸗ 
vollfommenheit, eingeführt, und in demſelben Geifte 
am 19. Febr. 1811 bie neue Drganifation des, 
Herzogthums, fo wie am 22. Febr. 1811 von demſel⸗ 
ben eine Berwaltungsordbnung, welche fich auf 
jene Conftitution gründete, befannt gemacht. Napo⸗ 
leon felbft fol diefe Fleinliche Nahahmung gemißbillige 
Haben. Allein fie gehört, als Factum, der Gefchichte 
Zeutfchlande an, und darf in der Reihe der fonderba- 
ren Erfcheinungen während der fiebenjährigen Dauer 
des Rheinbundes nicht überfehen werden. 

- Der Herzog felbft erlebte nicht lange die Folgen ſei⸗ 
nes Werkes; er flarb am 6. Mai ıgı2. hm folgte 
in der Regierung des Landes der Sohn feineg (am 16, 
Gept. 1802) verftorbenen Bruders Ludwig, der junge 
Herzog Ludwig Auguft Friedrich Emil, ber erſt 
nach feines Vaters Tode am 20. Sept. 1802 geboh- 
ren, und deſſen Lande während feiner Minderjährigfeit, 
unter bie Bormundfchaft feines Stammvetters, des 


— 
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Herzogs von Anbalt-Deffau, geſtellt ward, 
obgleich der verftorbene Herzog, in dem von ihm be- 
fannt gemachten Hausgefege vom 24. Jul. 1811, den 
Großherzog von Heffen- Darmftadt, als Großvater des 
jungen Prinzen, zum Bormunde beftimme, und diefer 
bie eventuelle Vormundfchaft bereits im Jahre 1811 
übernommen hatte. Doch verzichtete er auf dieſelbe, 
weil fie gegen die Anhaltifchen Hauggefege war, und 
ber Herzog von Deffau trat diefelbe am 3. July 1812 
an, morauf er am 24. Det. 1812 die neue Staatg- 
und Juſtizverfaſſung fufpendirte, und die vorige 
an deren Stelle fegte. *) Ä 


a) Conftitution vom 28. Dec. 1810. 


Wir Auguf Chriftian Friedrih, von Gottes 
Gnaden fouveraiuer Herzog zu Anhaltıc. x. 
In Erwägung, dab die bisherige Verfaſſung und Ci⸗ 
vilgefeßgebung Unfers Landes nach Auflöfung der teutfchen 
Reichsconftitution in mehrern Puncten durchaus nicht mehr 
paffend ift, und bejeelt von dem Wunfche, das Glück Unfrer 
Unterthanen nad Kräften zu befördern, glauben Wir den⸗ 
felben feine Heilbringendere Gonftitution geben zu koͤnnen, 
als diejenige, welche der größte Gefeßgeber der Welt, Nas 
poleon der Große, feinen Völkern, welche er ald Vater 
liebt, gegeben hat, 

Wir haben daher befchloffen und befchließen hiermit, in 
Unfern Landen das nämliche Gefeßbuch einzuführen, wel 
ches Unſer erhabenfter Protector als das angemeflenite ber 
funden hat; haben decretirt, und decretiren, wie folgt: 

Art. ı. Der Code Napoleon erhält in Unfern 
Staaten gefegliche Kraft vom erften März künftigen Sjah: 
res an, und ift alleiniges Geſetzbuch; fa wie der Code 
de procedure bie Beſtimmungen für die Proceßord: 
nung giebt. | 

Die wenigen Erläuterungen, welche Wir dabei für nds 


”) Winktopps rhein, Bund, Heft 65, ©. 225 ffı 
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thig erachten, werden Wir durch ein befondres Reſeript 
noch bekannt machen. 

Art. 2. In Betreff der nach dem Code Napoleon 
erforderlichen Inftitute wird es wie im Königreiche Weſt—⸗ 
phalen gehalten. 

» Art. 3. Die Juftiz wird in der erften Inftanz durch 

ein Eiviltribunal verwaltet, jedoch werden zur Entfcheidung 
ewiſſer Streitigkeiten und zur gätlihen Vermittlung der 
roceffe, nad) dem Beifpiele von Frankreich, Friedensge⸗ 

richte angeordnet. 

Yrt. 4. Unſre bisherige Landesregierung wird aufge 
köfet und das Perfonale derfelben beim Civiltribunal anges 
ftellt werden. 

Art. 5. ‘Das Appellationsgericht wird feinen Sig in 
der Stadt Nienburg haben, und werden Wir, um Unfern 
Unterthanen allen Koftenaufwand fo viel möglich zu erſpa⸗ 
sen, demfelden Unfer Schloß zu den Sigungen einräumen, 

Art. 6. Der Kaflationshof ſoll mit dem Staatsrathe 
vereinigt feyn. | 

Art. 7. Wir werden das Nähere wegen der Juſtiz⸗ 
verwaltung und ſaͤmmtlicher dazu dienenden Perfonen noch 
befonders feitfegen. 

Art. 8. Alle Unſre Unterehanen find vor dem Ges 

Art. 9. Der Adel befteht fernerhin fort, hat jedoch 


auf Staats: und Hofchargen kein ausſchließliches Recht, 


da nur das Verdienſt hierauf Anſpruch 
Art. 10. Alle Patrimonialgerichtsbarkeiten, als un⸗ 
vereinbarlich mit dem neuen Geſetzbuche, hoͤren mit dem 
zur Einführung deſſelben feſtgeſetzten Zeitpuncte gaͤnzlich 
auf. Die Patrimonialgerihtshalter duͤrfen nach dieſer Zeit 
feine Handlungen der Gerichtsbarkeit mehr verrichten, 
noch Unſre Unterthanen foldhe anerfennen, 
- Art. 11. Was die verfchiedenen Dienſte betrifft, 
welche auf Grundbefigungen haftenz fo koͤnnen folche eben 
fo, wie im Königreiche Weſtphalen, abgelöft werden. 
Art. 12. DasVerhältniß der Lehne in Unferm Lande 
Hleibt ferner befteheh; jedoch werden Wir auf einzelne Als 
Iodificationsgefuche nad) Umftänden Rückficht zu, nehmen 


nicht unterlaffen. 


— 


s 
' 
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Art. 13. Auch auf Unſre Unterthanen juͤdiſcher Ne; 
ligion findet Art. 8. Anwendung; jedoch haben dieſelben 
alle bürgerlichen Verpflichtungen zu übernehmen, und find, 
wie. alle Unſre Unterthanen, der allgemeinen Eonfeription 
unterworfen. : u 

Art 14. Alle Corporationen und Privilegien hören 
vom Tage der Einführung an auf, | % 

Art. 15. Wir werden jedoch diejenigen Innungen, 
melche dem allgemeinen Beften nicht nachtheilig find, fort 
beftehen laſſen. ' 
" Art. 16. Es wird fofore eine allgemeine Confeription 
vom 1. Januar igır an gültig, fo wie demnächft auch ein 
neucs auf Srundfägen der allgemeinen Gleichheit beruhenz 
des Steuerfyften eingeführt und befannt gemacht werden. 
Art. 17. Unſer Land fol in zwei Departements, jei 
des zu zwei Difteicten, eingetheile werden. 

Art. 18. Die Landesverwaltung wird unter Unferm 
BVorfige vom Staatsrathe dirige. — 

Art. 19. Die bisherige Ritterfchaft, als unvereinbarz 
fih mit der neuen Conſtitution, Hört mit'dem Tage der Uns 
terfchrift diefes Edicts auf, und werden an die Stelle 
derfeiben die Landftände treten. | — 
Die Landſtaͤnde beſtehen aus zwoͤlf Mitgliedern, deren 

achte aus der Klaſſe der Ackerbautreibenden Un— 

terthbanen, Er 

zweie aus ber des Handelsſtandes, und 

zweie aus der des gelehrten Standes 
genommen warden 
- Sie follen in den wichtigern Angelegenheiten Lnfers 
. Landes das Organ Unfrer getreuen-Unterthanen feyn, und 
Wir behalten Uns vor, wegen des Umfangs ihrer Wirkr 

mkeit, fo wie wegen ihrer Wahl, das Nähere mitteljt eines 

befondern Reſcripts zu beftimmen. EN 

Wir befehlen Unferm Staatsrathe nicht nur die öffent: 
lihe Bekanntmachung dieſes Edicts zu verfügen, fondern 
auch die weitern Vorbereitungen und Einrichtungen zu defz 


fer genauefter. Bollftrecdung zu treffen. 

 .- Gegeben Köthen den 28. Der. 1810. 

(5) Auguſt Ehriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 


% 
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by) Drganifation des Herzogtbums vom 
19. Februar 1811. - 


‚Bir Auguf Chriſtian Friedrih, von Gottes 
Gnaden fouveraindr Herzog zu Anhalt ic. ıc. 
In Beziehung auf Unfer Ediet-vom 28. Der. 1810 und 
in der feften Ueberzeugung, daß nur die gänzliche Einfüh: 
rung der franzöfifhen Conftitution das Gluͤck Unſrer ges 
treuen Unterthanen begründen fann, haben Wir folgende 
Organiſation Unfers Herzogthums feftgefest. x 
Art. 1. Unfer Herzogthum wird in fehs Diftricte 
eingetheilt. Der erfte Diftrict begreift das Land Köthen 
in fih; der zweite Diftvict das Land Wulfen; der dritte 
Stadt und Fand Nienburg; der. vierte die hohe Grafſchaft 
Warmsdorf; der fünfte Stade und Amt Roslau; der 
fechite die Graffchaft Lindau, 
Art. 2. Die Diftriete theilen fich in Cantons, die 
Eantons in Municipalitäten. Jeder Canton wird durch 
einen Gantonmaire verwaltet werden. Jede Municipalicät 
befteht aus einem Maire und einem Municipalrathe, | 
Art. 3. Das Herzogthum erhält eine Gonftitution, 
. wodurch die Gleichheit aller Unterthanen vor dem Gefeße . 
und die freie Ausübung des Gottesdienftes aller, vermöge 
der Verfaflung aufgenommenen, Religionen feftgefegt ift- 
Art. 4. Schon unterm 19. Sept. 1809 haben wir 
einen Staatsrath errichtet, welcher fünftig aus drei Mit: 
— beſtehen wird. Wir ſelbſt haben den Vorſitz im 
taatsrathe. | | 
Art, 5. Alle Gefege über Steuern, civils und pein— 
liche Gegenftände, eben fo alle Verwaltungsverordnungen 
werden von dem Staatdrathe vorbereitet, diſcutirt und 
entworfen. —— | . 
Art. 6. Aud hat der Staatsrath über ohwaltende 


Streitigkeiten zwiſchen den verwaltenden und gerichtlichen 


Behörden, und auch Über. die Frage: ob angeklagte Vers 
waltungsbeamte vor Gericht geftellt werden follen? zu entz 
ſcheiden. | 

Art. 7. Wie vertheilen die fämmtlichen Zweige der 
Staatsverwaltung unter die Mitglieder des Staatsrathes 
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dergeftalt, daß einem die Gefchäfte des Innern, der Yu: 
ſtiz und Polizei; einem die der Finanzen, Domainen und 
des Handels, und einem die Geſchaͤfte der auswärtigen 
Angelegenheiten und des Kultus anvertraut find. Jeder in 
feinem Fache, iſt für die Vollziehung der Gejege und Voll: 
ſtreckung der daraus fließenden Verfügungen verantwortlich, 
Art. 8. Bir haben den Art. 17. Unfers Edictd vom 
38. Dec, 1810 in Erwägung, daß das Ganze dadurd) ohne 
daraus fließende Befchwerde vereinfacht wird, dahin abs 
"geändert; daß Unfre Lande nur ein Departement bilden 
— und ernennen Wir in dieſer Ruͤckſicht einen Präs 
ecten. 

Art. 9, Zur Entfcheidung der Streitigkeiten, welche 
bei den Wermwaltungsgegenitänden vorfommen, wird ein 
Praͤfecturrath errichtet, deffen Mitglieder und Präfecturs 
feeretair von Uns ernannt werden. ne 

Art, 10. Es wird ein Departementscollegium gebils 
det, deflen Mitglieder großjährig feyn muͤſſen, und ihre 
Stelle lebenslänglich behalten. Wir ernennen die Mitglie: 
der des Departementscollegiums, deren Anzahl achtzehn 
feyn wird. Die Ernennung befteht aus 5 der Meiftbegüz 
terten, 4 der reichften aus dem Handelsſtande, und Z aug 
den Gelehrten und Künftlern, Der Präfeet legt dem Des 
partementscollegium jährlih einen Bericht über alles dass 
jenige vor, was binnen Jahresfrift im Departement ger 
fhehen, und zu deffen Wohl zu Stande gekommen ift. 

Art. ı1ı. Das Departementscollegium fchlägt Uns 

die Mitglieder der Stände vor, deren Anzahl: zwölf iſt; 
acht aus den Aderbautreibenden Unterthanen, zwei aus 
dem Handels: und zwei aus dem Gelehrtenftande, Wir 
ſelbſt ernennen den Präfidenten der Stände. 
Art. ı2. Zu jeder Ernennung werden Uns von dem 
Departementscollegium zwei andi’aten vorgeſchlagen, 
wovon nur einer ein Mitglied des Departementscollegiums 
feyn darf. 

Art, 23. Die Mitglieder der Stände follen aller 
drei Jahre zu einem Drittheil erneuert werden; die austre⸗ 
tenden können unmittelbar wieder gewählt werden. Die 
Stände verfammeln fi auf die von Uns befohlene Zufam: 
menberufung, und werden diefelben auch von Uns wieder 
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entlaffen. Die Mitglieder der Stände erhalten Beinen Ge; 
halt, fondern für die Zeit ihres Zuſammenſeyns angemel: 
fene Diäten, 

Art. 14, Den Ständen follen die im Staatsrathe 
entworfenen Gefege mitgetheilt werden. Die Stände dis: 
eutiren über die Gefegentwärfe, mit demjenigen Staats; 
vathe, welcher dazu den Auftrag erhalten hat, Die Ber . 
merfungen und Modificationen der Stände werden Uns 
im Staatsrathe zur Berathſchlagung vorgelegt, und dar⸗ 
über beichloffen. 

Urt. 15, Es foll für Unfer ganzes Land, nad) einer 
möglichft gleichen Eintheilung, ein Steuerſyſtem entwors 
fen werden. Die Stempeltare und Protocollirung (timbre 
et enregistrement) werden eben fo wie in Weftphalen hier 
eingeführt, und werden Uns überhaupt die in diefem Koͤ⸗ 
nigueiche ‚befindlichen, hierauf Bezug habenden, Berfüguns 
gen zur Richtſchnur dienen. | 

Art. 16. Die Direction der Steuern (Landeseins 
fünfte) wird von der Verwaltung der Domainen und Res 
galien getrennt. Die VBorfchläge zur Befteuerung werden: 
von Uns geprüft, und beſtaͤtigt. Mit der Steuerfafle wird 
auch zugleich eine Amortifationsfafle verbunden werden; 
worüber Wir zuerft die Vorfchläge Unfers Staatsrathes 


Art, 17. Die Abminiftration Unfrer Domainen und 
Regalien wird wie im Königreiche Weftphalen eingerichtet 
werden. | 

Art, 18. In Betreff der Jagd haben Wir feftger 
feßt: daß deren Ausübung jedem SFagdberechtigten bleibe, 
Jedoch foll jeder Sagdberechtigte verpflichtet feyn, den 
Grundeigenthuͤmern denjenigen Schaden zu erjeßen, wel⸗ 
her ſowohl durch das Hochwild, als auch duch die Auss 
übung der Jagd angerichtet wird, und findet der Art. 1385. 
des Code »civil hierauf ebenfalls feine Anwendung. Auch 
haben Wir verordnet, daß die Jagd in Unfern Landen jes 
desmal mit dem 1. September anfangen, und mis dem 
1. Februar geſchloſſen feyn fol. 

Art. 19, Die allgemeine Militairconfcription, welche 
vom 1. Jan. 1811 an eingeführt ift, iſt in Grundgeſetz 
Unfers Herzogthums. 
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Art. 20. Die Einführung des Code-civil vom 
1. Maͤrz 1811 iſt ſchon von Ung verordnet. Die zu Straß: 
burg in der Druderei des Herrn Levraule für das Koͤ— 
nigreich Weitphalen erfchienene officielfe Ausgabe des Code 
Napoleon it allein officiell für Unfre Lande, | 

Art. 21. Mir diefer Einführung Hören alle befondere' 
Berfaflungen der bisherigen Aemter, Städte, Corporatios 
non, fo wie auch die Privilegien einzelner Perfonen und 
Zamilten, in Unferm Kerzogthume, in jo weit fie mit den 
Gefegen in Widerſpruch ftchen, in Gemäßheit des Art. 14. 
Unfers Edicts vom 28. December 1310 auf. 

Art. 22. Das gerichtliche Verfahren folf offentlich 
und in Civilſachen die im Koͤnigreiche Weſtphalen einge⸗ 
führte Proceßordunnng und Sporteltare für Gerichte, Pro⸗ 
guratoren und Notarien, Norm ſeyn. 

Art. 23. In peinlichen Fällen follen die geſchwor⸗ 
nen Gerichte nach den Vorfchriften, wie im Koͤnigreiche 
Weſtphalen Statt haben. 

Art. 24. In jedem Diſtricte iſt ein Friedensrichter, 
im ganzen Herzogthume ein Civiltribunal erſter Inſtanz, 
und ein Appellationsgerichtshof, welcher zugleich peinlicher 
Gerichtshof, ſo wie das Tribunal zugleich das Corrections⸗ 
gericht iſt. 

Art. 25. Die hoͤchſte Behoͤrde in Rechtsſachen iſt 
das Caſſationsgericht, und ſollen Unſre Staatsraͤthe Rich⸗ 
ter deſſelben ſeyn. 

Art. 26. Die Friedensrichter ſollen vier Jahre lang 
im Amte bleiben und können ſogleich wieder gewählt werden, - 
wenn fie als Candidaten von dem Departementscolfegio 
vorgeſchlagen werden. Daher die jegt bei der Einführung. 
der Gerichtsverfaſſung angeftellten von Uns nur proviforifch 
ernannt find. , 

Art. 27. Die Richter des Tribunals und Appella⸗ 
tionsgerichtshofes werden von Uns ernannt. | 

Art. 28. Die Urtheile der Gerichtshöfe werden in 
Unſerm Namen ausgefprohen. Wir allein koͤnnen Br 
nur Gnade ertheilen, Die a. erlaſſen oder mildern. - 

Art. 29. Danad Art. 12. Unfers Ediets vom 28. 
December 1810 die Lehengverhältniffe in Unfern Landen 
fernerhin beftehen; fo ſollen folhe, nach den bisherigen . 
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Gefegen, und- den fämmtlichen Lehenspflichtigen ertheilten 
Lehenbriefen, jedoch nad der Form der Kivilfadhen, und 
bei den angeordneten Behörden verhandelt und entfchieden 
werden. = £ | 

Art 30. Die Beleihung mit den großen Lehnen, 
wo der Vaſall entweder perjänlih, oder mit Unfrer Bewils - 
ligung, durch, einen Bevollmächtigten beliehen wird, ge 
hört vor den Staatsrath. Hingegen von Uns herrührende 
‚ andere und Erbzinsiehne find. proviferifch dem Tribunale 

Übertragen. | Zr 

Art. 31. Die von Uns am 31. Aug. 1802 gnaͤdigſt 

erlaffene Wechfelordnung wird in der Art beibehalten, daß 
das Verfahren nach der weitphälifchen Proceßordnung einge 
richtet wird, daher die Art. 2063. 2065. 2066 und 2067 des 
Code-civil in Wechfelfahen feine Anwendung: finden: 
Diefe Verfügung wird jedoch bis zur Einführung des Han⸗ 
delsgeſetzbuches als proviforifch betrachtet. 
. Art 32. Bei der Einführung der Infeription und 
Transfeription des Sppothetenmefene, der Errichtung der 
Procurätoren; Motarien, und der Civilitandsbeamten ift 
die koͤnigl. weftphälifche Verfaſſung als Norm von Uns an: 
genommen: — 

Art. 33. Das Conſiſtorium hat in ſeiner jetzigen 

Beſchaffenheit an und fuͤr ſich aufgehoͤrt, jedoch ſetzen Wir 
eine Behörde nieder, welche aus einem Tribunalrichter und 
‘zwei von Uns dazu ernannten Predigern beſtehen foll, 
welche die Öefchäfte in Difeiplinfachen, Prüfung der Kennt; 
niffe, Inſpection ꝛc. über die Geiftlichen verwalten. Diefe 
Behörde erhält den Namen Conſiſtorium. 
Art. 34. Das Polizeiſyſtem, welches im Königreiche 
Weſtphalen beftehe, foll in Unſerm Herzogthume einge 
führt werden, welches ſchon zum Theil gefchehen ift. Hier⸗ 
über wird eine befondere Inftruetion nach weiterer Beras 
thung erfolgen. un 

Art. 35. Gegenwaͤrtige Organifation kann durch 
Unfre im Staatsrathe difeutirte Verordnungen ergänzt 
werden. 

Art. 36. Die Geſetze und Verwaltungsverordnun⸗ 
gen follen im Wochenblatte bekannt gemacht werden, und 


% 
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iſt zu ihrer Verbindlichkeit keine anderweite Publications: 
. formalität nöthig. | 
» Art 37: Das bisherige Wochenblatt Unfrer Reſt—⸗ 
denz foll künftig den Namen: Anhaltifhe Anzeige, führen 
und mwöchentlih zweimal, Mittwochs und Sonnabends, 


erfcheinen. 
Gegeben in Unfrer Refidenzftadt Köthen, am 19: Fer 


bruar 1811. 
(L. 8.) eat Chriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt, 


s 


c) Verwaltungsordnung vom 22. Fe⸗ 
bruar 1811. 


Wir Auguſt Chriſtian Friedrih, von 
Gottes Gnaden fouverainer Herzos zu Ans 
halt x. ie. 

feßen in Gefolge Unfers Ediets vom ı9. Februar fol 

gende Verwaltungsordnung feft. 


Erfier Titel 


6 1. 
Departementalbehörden, 

Art. 1. In Gemäßheit der neuen Conſtitution ſoll 
ein Präfeet, ein Generalſecretair der Präfertur, ein Praͤ⸗ 
fecturrath und ein Departemenstath ſeyn. 

Art 2. Der Präfecturrath befteht aus zwei Mit⸗ 
gliedern, außer dem Praͤfecten; und der Departemensrath 
aus ſechs Mitgliedern, wozu aus ip Diftriete eins ers 
nannt wird. | 

6. 2. 


Von dem Präfecten. 
Erſter Abſchnitt. 
VBerwaltung. 


Art. 3. Der Praͤfect iſt unter der Autorität und 
Aufſicht von Uns, als dem Oberhaupte des Landes und der 
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Verwaltung, mit allen Zweigen diefer Berwaltung und it; 
fonderheit mit denen beauftragt, welche Bezug haben: 

1) auf die Aufjücht Über das Erziehungsweſen, nament; 
lich alle Schul: und Unterrichtsanftalten jeglicher Art; 

3) auf die Verwaltung und Verwendung der Etats oder 
Fonds, welche zur Ermunterung von Ackerbau, Kunſt 
or Gewerbe, auch Öffentlicher Wohlthaͤtigkeit be; 

chen; 

3) auf die Verwaltung der Kofpitäler, Kranken und 
Arbeitshäufer, der Gefängnifle und auf die Verbeſſe⸗ 
rung diefer Anftalten; 

4) auf die Unterfiägung der Armen und Aufſicht über 
Stipendien, milde Stiftungen und fonftige wohlthaͤ⸗ 
tige Anftalten ; — 

5) auf die —— des öffentlichen Eigenthums; 

6) auf die Erhaltung der Waͤlder, Wege, Gewaͤſſer und 
anderer Gemeinheitsgegenftände j 

7) auf die Leitung und Vollendung der zur Aulegung 
und Unterhaltung der Heerſtraßen abzweckenden Ars 
beiten; 

8) auf die Erbauung und Ausbeflertung der Kirchen, 
Pfarrhäufer und anderer zur Ausuͤbung des Bottes:. | 
dienjtes nöthigen Gegenftäne; 

9) auf die Erhaltung der Gefundheits und Sicherheitss 
anftalten und der Öffentlihen Ruhe, befonders auf 
Unterdrädfung des Wagabundenmefens und der Bet: 
telei. 


Zweiter Abſchnitt. 


Art. 4. Dem Präfeeten foll ferner alles,’ mas den 

Dienft der Gensd’armerie betrifft, übertragen feyn. 

Art. 5. Derfelbe hat über die Erfüllung der Cons 
tracte zu wachen, welche wegen Verpflegung von Militär ' 
oder Sensd’armerie, fo wie wegen Lieferungen für jelbige 
gefchloffen werden. 

Art. 6. Derfelbe leiter die Maasregeln Behufs der 
Aushebung der Conferibirten und der Anfertigung der Lis 
ften von denen zum Dienft einberufenen Conferibirten; er 
hat bei der Ziehung den Vorſitz, und entfcheider nebft dem 
mit der Konjeription. beauftragten Officier über Dienfibes 
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freiungen, nach Maasgabe beſonderer Verordnungen, wel: 
che Wir darüber erlaflen werden. Weber. die Ausmufles 
rung dagegen entfcheidet jener DOfficier allein, 


| Dritter Abfchnitt. 
Art. 7. Dem Präfeet liegt endlich db: 


i) die Steuerregiiter fertigen und ‚die Vertheilung der 

Grundſteuer unter bie Steuerpflichtigen einer jeden 
Municipalitaͤt beforgen zu laflen; - | 

ä) über die Erhebung der indirecten und Conſumtions⸗ 
auflagen die Aufſicht zu fuͤhren; 

3) über einen gänzlichen oder theilbaren Steuererlaß zu 
erfennen; - — 

4) alles das, was fowohl die Erhebung und Abzahlung 
des Steuerertrags,; als die Dienftverrihtungen der 
Steuerbeamten betrifft; zu reguliren und in Aufſicht 

u halten; | 

$) die Berichtigung der auf den Steuerertrag angemwie? 

fenen Ausgaben anzuordnen und vollſtrecken zu laſſen. 


9. 3. 
Streitige Gegenfände 
Praͤfecturrath. 


Art. 8. Dem Praͤfecturrath liegt ob zu erkennen! 
4) über die Geſuche von Privatperſonen un Verminde⸗ 
rung oder Erlaß ihres Beitrags zur directen Steuer; 
3) über alle Schwierigkeiten, welche wegen Beitreibung 
der indirecten und Confumtionsfteuern entftehen koͤn⸗ 
nen; fo wie auch) über die Defraudationen und Ueber: 
tretungen, wobei fie die gefeglichen Seldftrafen und 
Gonfifcationen auszufprechen haben ; ausgenommen, 
wenn die abgehaltenen Protocolle wegen Unvichtigfeit 
angefochten worden find, oder eine der Partheien fich 
an das Kriminalgericht gewendet hat; . 
3) über die zwifchen ben Unternehmern öffentlicher Ar? 
Geiten und den Verwaltungen entftehenden Streitig: 
geiten über die Auslegung und Vollſtreckung der Con⸗ 
tractsbedingungen; 
4) über die Anſpruͤche von Privarperfonen, welche fich 
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Über Schäden befchweren,, die ihnen durch die perſoͤn⸗ 
liche Schuld der Unternehmer oͤffentlicher Arbeiten 
bei deren Vollfuͤhrung zugefuͤgt worden; 

5) über Entſchaͤdigungsgeſuche von Privatperfonen wer 
gen der beim Straßen : oder Waflerbau, oder zu ſon⸗ 
ſtigen öffentlichen Arbeisen ihnen genommenen oder \ 
befchädigten Ländereien; 

6) über die wegen der Brücken und Chauſſeen, der. * 
pfade, Lands und Heerſtraßen entſtehenden Schwie⸗ 
rigkeiten; 

7) über Geſuche der Communen um Erlaubniß vor Ge⸗ 
richt auftreten zu duͤrfen. 

. 8) Der Praͤfect ſoll den Sitzungen beiwohnen und er | 
Vorfig führen. Ä 


9. 4. 
Vertheilung der Auflagen. 
- Art. 9. Der Departementsrarh fol fih all, 
jährlich einmal verfammeln. , Wir werden die Zeit feiner 
Bufammentunft beftimmen, und follen feine Sigungen ung 
fiens acht Tage dauern. 

Art. 10, Er hat eins feiner Mitglieder zum Praſi⸗ 
denten und eins zum Secretair zu ernennen. Der Praͤſi⸗ 
dent hat eine enticheidende Stimme. 

Art. 11. Der Departementsrath hat: 

3) die Vertheilung der direeten Steuern unter die Dir 
firiete zu nehmen; 

2) auf die von einzelnen Communen eingehenden Ge⸗ 
ſuche um Steuerverminderung zu verfuͤgen; | 

3) den Betrag der Steuerzulage, welche zur Beſtrei⸗ 

tung der Departementsausgaben erforderlich ift, mit 

. gefeßmäßiger Einfchränkung feftzufegen; 

4) die Rechnung des Präfecten Über die Verwendung 
dieſer Steuerzulage abzuhören; - 
5) jein Gutachten über die Lage und Bedärfniffe des 
Landes abzugeben. 

Art. 12. Der Departementsrath kann nur dann bes 
rathſchlagen, wenn wenigfiens zwei Dristheile der Mit⸗ 
glieder zugegen find. 

Bmweiter Band, 18 
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Art. 13: Er darf durchaus feine Verwaltungsacte 
- machen, da folche lediglich dem Praͤfecten zuſtehen. 


$. 5» 
Serretariat und Archive. j 


\ 

Art, 14. Der Generalfeeretate ift der Vorfteher des 
Archives und Director der Verwaltungsbuͤreaux. 

Art. 15 Er vertritt die Stelle des Praͤfecten bei 
deffen Abwefenheit oder Krankheit; jedoch kann der Praͤ⸗ 
fect hiezu auch einen Präfecturrath beauftragen. 

Er unterzeichnet die Ausfertigungen und ift der Ges 
hülfe des Praͤfecten bei allen Öffentlichen Dienftverrich- 
tungen: Ä 


Zweiter Titel 
I. 1. 
Von den Municipalitäten 


Art. 16. Jede Munteipalität ſoll von einem Maire 
und von Adjuncten verwaltet werden; auch für jede ein 
Municipalvach feyn. 

Art. 17. Die Verwaltung kommt dem Maire allein 

zu; nur vermöge feines Auftrages oder wenn er abweſend, 
krank oder ſonſt geſetzlich behindert iſt, koͤnnen die Adjunc⸗ 
ten daran Theil nehmen. u 
Art. 18. Die Amtsverrihtungen des Maire ftehen 
unter Aufficht des Präfecten und befichen in folgenden : ' 

1) die gemeinheitlihen Befigungen und Einkünfte der 
Communen zu verwalten; 

3) die Ausgaben zu beftreiten, melde aus den Ger 
meindegeldern bis zum Belauf des vom Präfesten 
feftgefegten Etats bezahlt werden muͤſſen; 

3) die öffentlihen Bauten und Arbeiten zu leiten und 
vollsringen zu laflen, welde vom Municipalrath an; 
geordnet worden find; 

4) die zur Gemeinde gehörigen, aus ihren Mitteln zu 
unterhaltenden oder zum Beſten ihrer Mitbürger aus: 
drücklich geftifteten, öffentlichen Anſtalten zu verwalten ; 

5) dafür zu forgen, daß die-Einwohner die Vortheile - 
einer guten Polizei, befonders in Hinſicht der Rein⸗ 
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lichkeit, der Gefundheitspflege, der Sicherheit und 
Ruhe in den Straßen und an Öffentlihen Orten und 
Haͤuſern genießen. | 
‚Art. 19. Den Maires können auch Verrichtungen 
der Generalverwaltung übertragen werden, jedoch muͤſſen 
ſolche von ihnen unter Autorität des Präfecten vollſtreckt 
werden. | | 

Es find folgende: 

1) Vertheilung der directen Steuern unter die Gemeinz 
deglieder ; m | 

2) Berjteigerung der Erhebung diefer Steuer ; 

3) Aufſicht über die Einnahme und Einlteferung der 

Steuern in die Öffentlichen Kaflen; 

4) unmittelbare Leitung der öffentlichen Arbeiten auf 
dem Gemeindebezirk; 

5) unmittelbare Verwaltung der dem allgemeinen Ber 
fien gewidmeten öffentlichen Anftalten ; | 

6) Aufſicht und Verwaltung, welche die Erhaltung. des 
öffentlichen Eigenthums erfordert; 

7) directe Aufſicht über Ausbefferungen und Wiederz 
—— der zum Gottesdienſt beſtimmten Ges 
bäude; 8 

8) Beſorgung der Aushebung der Conſcribirten des Orts. 


9. 2». , eo 0. 
Municipalrath. 


Art. 20. Es ſollen ſo viel Municipalraͤthe ſeyn, als 
die Zahl der Stadt; und Cantonsmaire beträgt. 
Art. 21. Für die Bevölkerung einer Stadt oder ei: 
nes Cantons unter 2500 Einwohner fol der Municipal; 
vath aus acht, für eine ftärfere Bevölterung aber aus ſechs⸗ 
‚zehn Mitgliedern beitehen. 

Art. 22. Der Maire ift darin vorfigendes Mitglied. 
Der Municipalvat} ernennt eins feiner Mitglieder zum 
Secretair. 

Art. 23. Bei Abweſenheit, — oder ſonſtiger 
Behinderung des Maire ſoll ein anderes Mitglied ſtatt ſei⸗ 

ner, nach der Ordnung ihrer Ernennung, den Vorſitz 
haben. | 2 


18 * 
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Art. 24. Der Municipalrath verſammelt ſich den 
18. Nov. jeden Jahres, und kann 6 Tage zuſammen 
bleiben. 

Art. 25. Der Municipalrath ſoll die Rechnung über 
die Dunicipaleinnahmen und Ausgaben abhören und dage: 
gen feine Bemerfungen machen; die leßte Ablegung dieſer 
Rechnung gefchieht Hiernächft dem Praͤfecten. 

Art 26. ‚Bei. Vorlegung diefer Rechnung im Mur 
nicipalrash giebt der Maire den Vorfig ab, und wird durch 
ein anderes Mitglied erfegt, welches durch geheime Sanim⸗ 
lung der Gelamgnmepräeit gewählt wird. 

Art. 27. Der Municipalrath berathfchlagt aber die 
Art der Vertheilung der gemeinheitlichen Holzungen, Wei⸗ 
| den, Ernten und fonftigen Nußungen, 

Art. 28. Desgleihen über befondere Ortsbeduͤrfniſſe 
der Municipalitäten, 

—Arrt. 29. Ferner Über die Anleihen und Steuerju: 
lagen, welche zur Seftreitung ihrer Beduͤrfniſſe fuͤr noͤthig 
befunden werden. 

Art.' 30. Er ordnet die Vertheilung der zur Unter⸗ 
haltung des Eigenthums erforderlichen und den Einwohnern 
obliegenden Arbeiten an. | 
j Art. 31. Der Präfeet kann ihn im Laufe des Jahres 

- auferordentlich zufammenberufen. , Solches tft nothiwendig, 
wenn ed darauf ankoͤmmt, über Ermerbung oder Veräuße: 
rung von Grundſtuͤcken, über die Verwendung von Ver⸗ 

faufefummen oder von rückgezahlten und beigetriebenen' 

Geldern, ingleihen Über das Beginnen oder felbft Über die 

Fortſetzung eines Procefles zu beratdichlagen, 

Art. 32. Alle folhe Berathſchlagungen, welche eine 
Zuſammenberufung erfordern, koͤnnen nur mit ————— 
des — in Vollziehung geſetzt werden. 


$. 3. ’ ge 
Secretarint und Archive 


Ürt. 33. In jeder Municipalität foll ein Secretair 
ſeyn, der die Ausfertigungen unterzeichnet und das Archiv s 
in Aufſicht dar, 
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| Dritter Titel. 
. Bon den Irnennungen, 
- Art. 34. Der Präfeet,. die Präfeeturräthe, die 
Mitglieder des Departementsrarhs, der Generalfegretaiv 
der Präfeetur, die fämmtlihen Maires und ihre Adjuncten, 
die Mitglieder der Municipalraͤthe und der Polizeicommiſ⸗ 
_ fair werden von Uns ernannt. 
Art. 35. Was jedoch die Mitglieder der Departe: 
ments: und Municipalväthe betrifft; fo gefhiehet Unſrer 
Seits deren Ernennung auf gefehehene Prafentarion durch 
das Departementseolleginm, | 
Art. 36. Die Seeretaird der Maires der Städte 
werden von Uns auf deren Vorfchlag ernannt; den uͤbri— 
gen Cantonmaires aber wollen Wir diefe Wahl felbft übers 
laſſen. 
| Vierter Sitel, 
- Bonden Gefällen 
Yrt.-37. Die Gehalte der Berwaltungsheamten 
werden durch ein befonderes Reglement beftimmt, fo mie 
_ auch deren Buͤreaukoſten. | 
Art, 38. Gehalte und Koften in Betreff der Muniz 
cipalbeamten werden von den Semeindeeinfünften beftritten, 
Art. 39. Unfer Staatsrath ift mit der Vollſtreckung 
. diefes Decrets beauftragt. | 
Gegeben Köthen den 22. Febr. 1811. 
(L. 8) Auguft Chriflian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt, 





10) Sürftentbum Walde» Pyrmont. 


. Die großen finanziellen Anftrengungen, zu welchen 
alte teutfche Fuͤrſten, nach der Leipziger Völferfchlacht, 
von den Verbündeten verpflichtet wurden, fcheinen zu⸗ 
nächft — wie auch in der Einleitung ausdrücklich be⸗ 
merkt wird — den Gürften Georg Heinrich von 
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Walde und Pyrmont veranlaßt zu haben, am 
28. Januar 1814 das nachfichende Verfaffungs- 
und Drganifationsdecret zu erlaffen. Beide 
Gegenftände, Berfaffung und Verwaltung, find in 
bemfelben berückfichtigt ; es enthält Feine reine Eonfli- 
tution bed Staates, aber auch feine bloße Verwaltungs⸗ 
ordnung. Die Unvollkommenheit der ganzen Form dies 
ſes Decrets, die Unbehälflichkeit. des Ausdrucks, dag 
Vermifchen des Eonftitutionelen und des Adminiftratis 
. ven, fo tie die vielen Lücken, welche dag Decret — 
ungeachtet fo vieler bereits vorhandenen frühern Con« 
fitutionen nicht blog in mehrern europäifchen, fondern 
felbft in teutfchen Staaten — enthält, koͤnnen hoͤch⸗ 
ſtens nur durch die dringende Noth des Augenblickes 
entſchuldigt, und: durch die ausgeſprochenen wohlwol⸗ 
lenden Geſinnungen der Regierung nicht ganz aufgewo⸗ 
gen werden. Der weſentliche Vortheil diefes Decrets 
fcheint auf das Fürftenehum Pyrmont zu; fallen, 
welches durch daffelbe berechtigt wird, zu den ftändis 
fchen Nepräfentanten bes Fuͤrſtenthums Waldeck in 
Zukunft vier Deputirte zu fenden, die daffelbe be« 
ſonders vertreten, und aus zwei Grundbefißern, einem 
Deputieten aus bem Gewerbsſtande und einem Gelehr⸗ 
ten beftehen follen. | 


Verfaffungs. und Drganifationgbecret 
Ä vom 28. Januar 1814. 


Bon Gottes Gnaden Georg Heinrich, regies 
vender Färft zu Walde und Pyrmont ı. ır. 
Demnach Wir die fefte Ueberzeugung gefchöpft haben, 
daß die bisherige Staats: und Finanzeinrichtung Unfrer 
beiden Fürftenthämer Walde und Pyrmont den jegigen 
Zeitumſtaͤnden, befonders bei den außerordentlihen Anſtren⸗ 
gungen, denen jeder Staat feit Jahren her ſchon unterges 
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legen hat, und jest gerade, two die größte Anfpannung 
und Aufbietung aller Kräfte für den großen Zweck Teutſch⸗ 
lands erforderlich wird, durchaus nicht mehr angemeflen ift; 
daß in Entrichtung von Abgaben, Freiheiten, die Freiheit 
und Gerechtigkeiten, die öffentliche Gerechtigkeit zernichten ; 
daß durd eine gleiche Vertheilung der Staatslaften alle 
Unterthanen nur eine Furcht, aber auch nur eine Hoffnung 
Haben; — daß durd) fie der Enthufiasmus der Freiheit, — 
der wahre Patriotismus entfteht, welcher, heller betrachz 
tet, nichts anders als die Vorjtellung der allgemeinen Ges 
rechtigkeit iſt —; daß die ganze Steuerlaft aber beinahe 
bisher auf der produeirenden Klaffe gelegen, und daher nicht 
eine billige gerechte Sleichheit in der Wertheilung der 
Staatserforderniffe geherrſcht, indem ein Theil dazu wenig 
oder gar nichts, ein anderer Theil hingegen öfters über 
feine Kräfte beigetragen hat; — daß unter die Letztern 
auch ganz vorzägiih Wir'gehört haben, indem aus Unſern 
und Unfrer Vorfahren Dominialrevenden, der Gehalt des 
größern Theils der Staatsdiener und fonftige außerordents 
liche Ausgaben, die von dem Gefammtftaate hätten geleiltet 
werden muͤſſen, beftritten find, ein Grund mit, wodurch 
Unfer Fürftlihes Haus in eine fo große Schuldenlaft ger 
ftärze worden iſt; — daß daher nichts billiger ift, als daß 
von nun an feine Staatsbürger mehr, fo wenig als Wir 
‘ feldft, von Unferm Dominials und Privatvermögen, in 
Anfehung der Beiträge zu den Staatsbedärfniffen, befreit 
werden; als haben Wir uns bewogen gefunden, zu verordz 
nen hiermit , wie folgt: 

6,1, Es foll gegenwärtiges Geſetz auf Unfre Geſammt⸗ 
befigungen, die Fuͤrſtenthuͤmer Waldeck und Pyrmont, aus 
. gedehnt werden. | 0 

Die Staasfchulden beider Länder follen zufammenges 
worfen, und von dem Geſammtſtaate übernommen und aus 
der fir diefe von nun an beftehenden einzigen Staatskaſſe 
verzinfet und nach und nad) geldfcht werden. Unſre biss 
herigen Stände des Füritenthums Walde werden 
daher dahin beftätigt, daß wir denfelben wegen des Fürs 
ſtenthums Pyrmont, um aud) in diefer Hinficht eine Gleich⸗ 
heit herbeizuführen, vier Mitglieder beigeordnet willen 
wollen, wovon zwei aus Güterbefigern, einer aus dem 
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Gewerbſtande und einer aus der gelehrten Klaſſe beſtehen, 
und durch diejenigen Unterthanen des Fuͤrſtenthums Pyrs 
mont gewählt werden, die monatlich nicht unter zwei Tha⸗ 
ler an Eontribution und Steuer erlegen. Ä TER 

$. 2. Als Stände des Fuͤrſtenthums Pyrmont können 
feine unter fünf und zwanzig Sahren alt gewählt wers 
den, und verfteht es ſich von felbft, daß ſolche des unbe⸗ 
fcholtenften Lebenswandels feyn muͤſſen. 

$. 3. Sämmtliche Unfre Stände folfen fih den 14, 
fünftigen Monats in Unſrer Reſidenzſtadt Arolſen verſam⸗ 
meln, um zu der Wahl eines neuen engern landſtaͤndiſchen 
Ausſchuſſes, der daſelbſt ſeinen beſtaͤndigen Sitz haben ſoll, 
zu ſchreiten. F | 

§. 4. Mac Inhalt des vorhergehenden $. haben die 
Stände zu jenem engern Ausſchuſſe aus dem Fürftenthume 
Walde drei Perfonen un: eine Perfon aus dem Für: 
ftenthume Pyrmont zu wählen. Da der engere Ausihuß 
jedoch nug aus zwei Mitgliedern der Stände, mit Aus— 
nahme eines fürftlihen Commiſſarii, des zeitigen Landrent⸗ 
meifters, eines Secretairs und eines Canzelliiten nebit eis 
nem Pedell beftehen fol; fo behalten Wir Uns die Wahl 
diefer Landes: Sommittee aus jenen Uns _präfentirt werdens 
den vier Gandidateu ausdräcklich vor. 
6. 5. Keiner von den vieren Uns zur Wahl des ens 


J gern Ausſchuſſes praͤſentirt werdenden Staͤnde ſoll der 


Regel nach, fo viel als moͤglich, außer dem von Uns beſon⸗ 
ders ernannt werdenden Commillario, in feinem fonitigen 
Dienftverhältniß zu Uns ftehen. j 
$..6. Der Wirkungskreis der ftändifchen Committee 
foll darin beftehen: | 
1) das landftändifche. Staatsbudget für das Etatsjahr - 
1814, welches mit dem ı. April diefes Jahres begins 
nen foll, und für die folgenden Jahre zu entwerfen, 
welches, nachdem es durch die, Stände difeutirt wors 
den, durch Unfre Regierung mit ihren Anmerkungen 
verfehen, Uns zur Genehmigung, nad) vorhergegans 
gener Beathung mit Unferm geheimen Rathscoller 
gium, vorgelegt werden foll. Be 
3) Die Solleinnahmeetats der ftändifchen Einkünfte ans 
äufertigen, wonach die zeitigen Oberrentereiamtser⸗ 
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hebungsbeamte die Hebung, und zwar monatlich bes 
forgen follen. \ a 
‘3).$n der‘ Negulivung des directen und finbdirerten 

Steuerweſens. 8 | 

4) Die erfte Revifion aller landfchaftlihen Rechnungen 
‚zu bewerfftelligen, dann Wir die zweite und letzte 
hiernächft für. Unfre Regierung vorbehalten. 

5) Die Functionen der bisherigen Kriegscommifften zu 
verfehen und die diefer-übertragen gewefene Verwal⸗ 
tungsgegenftände, zu welchem Ende fie mit dem Of. 
firier- payeur und dem Gapitaine d’habillement 
zu communiriven hat. | | 

6) Ihr, dieſer Committee, . ift die Generalftaatstaffe 
anvertraut, daher fämmtlihe Erhebungsheamte ders 
felben verantwortlich find, Sie bat die Befugniß, 
alle möglihe Zwangsmittel gegen einen jeden ſich 
Saumfeligkeit zu Schulden kommen laflenden zu 
verfügen. | ee —— 1 

7) Sie hat ſich von Monat zu Monat nicht allein den 
Situationsetat der Kalle eines jeden Oberrenterei⸗ 
amtserhebers einreichen zu laffen, fondern auch von 

donat zu Monat von demfelben die haar eingeganges 
nen Gelder zur Generalftaatstaffe, die mit vier 
Schloͤſſern —— ſeyn muß, und wozu die zwei 
landſtaͤndiſchen Deputirten, der fuͤrſtl. Commiſſarius 
und der zeitige Landrentmeiſter, jeder einen Schluͤſſel 
haben ſoll, in Empfang zu nehmen. Das General: 
kaſſenbuch führt der zeitige Landrentmeifter. 

8) Sie, diefe Committee, ift das Sprachorgau zwiſchen 
Uns und Unfern Ständen; daher fie auch die bisheriz 
gen Landfyndicatsgefchäfte zu verfehen hat. Endlich 

9) hat diefelbe für die Erhaltung und Inſtandſetzung 
aller Commerzial⸗ oder Hauptftraßen Sorge zu tras 

- gen, indem durch den Zufluß aller aus der Souverais 

. netät entfpringenden Einfänfte, der Staatskafle uns 
ter andern auch das Austommen aus dem Doftwefen, 
der Ehauſſee und den Zöllen zufließt. | 


8.7. Die Erhebungsbeamten follen fih von nun au 
aller Juſtizpflege enthalten, fo. wie alle Patrimo⸗ 


E 


— 
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nialgerichtsbarkeit auf ewig hiermit aufge: 
hoben ift. 
. 8. In dieſer Hinſicht theilen Wir Unfere Fürften: 
thuͤmer Waldeck und Pyrmont in Vier Oberaͤmter ein, 
und zwar | 
- I, in das Dberamt der Diemel, worin der Hauptort 
Arolfen, und beftehen fol: a) aus dem bisherigen 
Amte und Stade Rhoden, b) aus dem Amte Eilhau: 
fen; ec) aus dem bisherigen Amte und der .: 
Arolfen, d) aus dem bisherigen Amte und der Stadt 
Landau, e) aus dem Amte Wetterburg, f) aus der 
_ Stade Mengeringhaufen. | 
A. In das Oberamt des Eifenbergs, mit dem Haupt⸗ 
orte Corbach. Zu demfelben follen gehören: a) das. 
Amt Eifenberg, b) die Stadt Eorbah, c) das Amt 
RN: d) die Städte Sachſenburg und Fürften: 
erg. : 
III. In das Oberamt der Eder, mit dem Hauptorte 
' - Mieder Wildungen. Daſſelbe ijt zufammengefegt: 
a) aus dem Amte Wildungen, b) aus den Städten 
Nieder⸗- und Alt: Wildungen und Zäfchen, c) aus 
dem Amte und der Stadt Walde, d) aus den Staͤd⸗ 
ten Sachjenhaufen und Freienhagen. 
IV. Sin das Oberamt Pyrmont, mit dem KHauptorte 
Pyrmont, beftehend a) aus dem bisherigen Oberamte, 
. und b) der Stadt Pyrmont, —— 
.$. 9. In jedem dieſer Oberaͤmter ſoll, mit Ausnahme 
des Oberamts Pyrmont, die Juſtiz durch zwei Beamte 
mit einem Sercretair, der, wenn beide Beamte in Er: 
theilung einer Sentenz verfchiedener Meinung find, ein 
Votum haben fol, nebft einem Gerichtsdiener und eiz 
nem Schließvoigt in erfter Sinftanz gehandhabt, auch durch 
biefe die vorläufige Unterfuchung bei fich ereignenden Cri⸗ 
minalfälfen vorgenommen, die Erhebung der Staatsreve: 
nüen aber durch einen fogenannten DOberrentereiamtser;z 
heber bewerkſtelligt werden, dem für die fperielle Erhebung 
in jeder Commun der bisherige Gemeindevorfteher derfelz 
ben, für den jeder Oberrentereiamtserheber den Sollein⸗ 
nahmeetat der Commun anzufertigen hat, untergeordnet 
iſt. Außerdem verfteht es fich von felbit, daß auch einem 
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jeden Dberrentereiamtserheber ein Erhebungspedell gehal⸗ 
ten werden muß. 
D Inſtructionen fir die Oberamtsiuftiggerichte haben 
Unf ..egierung; die der Oberamtsrentereis und Commus 
nenerheber die Staats s Committee und Unſre Domainens 
fammer zu entwerfen, und Uns, da die Staats: Committee 
fobald als möglich zufammentreten fol, vor Ablauf des 
Monats März d. J. zur Genehmigung vorzulegen. | 
6. 10. Die Gehalte fimmtlicher Beamten, der Lanz 
desdicafterien und aller übrigen Staatsbehörden und nöthis 
gen Staatsdiener , fo wie die Penfionen der außer Activis 
tät fallenden Diener, find in der Anlage unter Ziffer ı fo 
ausgeworfen, wie fie aus der Staatskaffe vom ı. April d. 
J. an ausbezahlt werden follen, und wie Wir glauben, daß 
davon ein jeder Staatsdiener nach feinen Verhaͤltniſſen mit 
Beruͤckſichtigung auf die Localität und auf die jegigen Zeitz 
‚amflände, wo es ohnedem für die Unterthanen dußerft 
fhmwer wird, die dringendften fehr erhoͤheten Staatsabga⸗ 
"ben aufzubringen, und da Wir mit Einfchräntungen allev 
Art bei Uns felbft.den Anfang gemacht haben, immer noch 
wird anftändig leben fönnen. Sie, diefe Anlage, enthält 
zugleich auch das namentliche Verzeichniß derjenigen Dies 
ver, die nach der gegenwärtigen neuen Einrichtung, vom 
1. Apr.d. J. an, eine Dieuftbeftimmung wieder erhalten 
haben, und derer, die von diefens Tage an, theils ihres 
Alters halber, theils vorerft in Penſionsſtand verfallen. 
Die täglichen Diäten eines jeden Landftandes, fo lange - 
die Stände verfammelt bleiben werden, follen mit Einz 
ſchluß der Kin z und Herreifetage in drei Thaler bes 
eben. | | 
— 11. Alle Exemtionen in Anſehung der Gerichts⸗ 
barkeit hoͤren auf, und jeder Unterthan, ohne Ausnahme, 
hat bei dem Gerichte, im deſſen Diftricte er wohnt, feine 
erfte Inſtanz. FIR 
6. 13. Auf gleiche Weiſe foll ein Oberjuftigamtsge: 
richt als erfte Anftanz durch Commilfionsgefuche auf eine 


dritte Behörde oder Perfon nicht umgangen werden fönnen; 


es müßten denn Gründe der höchften Wichtigkeit dargerhan 
werden, und eine Iandesherrlihe Verfügung darin eine 
Abänderung treffen, u 
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. %. 13. Bei den Oberjuſtizaͤmtern folf alfes.m Andlich, 
Bei einer namhaften Strafe von 20 Rthlr. im entgegenges 
festen Falle, zu Protocol verhandelt werden, auch bei Vers 
balinjurienfachen feine Appellationsgeftattung fernerhin zus 
gelaflen werden. 

Wir erwarten, daß die Städte Corbach, Nicder »Wilz 
dungen und Arolfen ihre bisherigen Rathsſtuhen den Ju— 
ftigbeamten zu ihren Seffionsjtuben und zu Aufbewahrung 
der Regiſtraturen, um fo mehr vorerit willig einräumen 
werden, alg es unleugbar ift, daß diefen Städten mehrere 
Nahrung als Hisher, durch die gegenwärtige Einrichtung 
ufliegen muß. In Pyrmont wollen Wir die Seflionss 
—* in dem hintern Gebaͤude des Schloſſes, wo ſich ſolche 
jetzt befindet, einſtweilen belaſſen. | 
.  $& 14. Unſre zeitige Regierung, zu deren Reflort 
alfe Regiminal:, Conſiſtorial⸗, Polizei und Kriminalfas . 
chen verbleiben, entjcheidet zugleich in allen Zuftizfachen in 
der zweiten, fo wie unjer bisheriges Hofgericht in der drit⸗ 
ten Inſtanz. — | 
6.15. Die Sporten follen fowohl bei den Unterges 
richten, als auch bei fämmtlihen Landesdicafterien, der 
Staatskaſſe berechnet werden. | 

Ein jeder Staatsdiener hat nur in der Brande von 
Geſchaͤften zu arbeiten, bei dee er angeftellt it. Er kann 
in diefer Hinficht zu feinem andern Gefchäft gerufen wer: 
den, es müßte denn von Uns unmittelbar gefchehen. Alle 
bisher beftandene Commiſſionen hören daher bei jedem 
Staatsdiener von nun an auf; in fo fern fie nicht in den 
Gefchäftsgang der Branche einfchlagen, bei der er anges 
ſtellt ift, | — 
$. 16. Die Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit in der erz 

ften Inftang in den Drtfchaften Bergheim, Welle und Kb: 
nigshagen bleibt der gräflichen Linie Unfers fürftlihen Haus 
fes Walde fernerhin, wenn derfelben folhes Vergnügen 
machen follte, belaſſen. Indeſſen foll die Anvellation aus 
befagten Communen, gleich wie bei Unfern Oberjuſtizaͤm⸗ 
tern, an Unfre Regierung als zweite Inſtanz gebracht werz 
den. Sollte gedachte gräfliche Linie Unſers fürftlihen Hauz 
fes aber auf fothane Yurisdietion verzichten wollen; fü 


“ 
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der Eder geſchagen 


59. 17. Die Handhabung der adminiſtrativen Polizel 
in den Oberämtern haben die Oberrentereibeamten, nad) 
einer von Unfrer Regierung ebenfalls’ zu entwerfenden, 
und Uns / vor Ablauf des nächften Monats zur Genehmts 
gung vorzulegenden Inſtruction zu beforgen, und fie find 
in diefer Hinficht nur Unſrer Regierung verantwortlich. 
6. 18. Der von Uns gebildet werdende geheime 
Rath ſoll fih nur mie denjenigen wichtigen Regierungs:, 
Finanz und Militairgegenftänden befchäftigen, welche tr 
an ihn zu werweifen für gut finden werden, Er hät feinem 
Weſen nad) nur eine berathende Stimme, und kann qua 
Collegium nie Verfügungen erlaffen. 

Zu den mwirhtigften für ihn geeigneten Gegenftänden ge: 
hören vor allen die Prüfung der beiden Budgets, des ftänz 
difchen und des Unfter Kammer, welche, nachdem fie vor 


Uns difeutirt ſeyn werden, im geheimen Rathe feſtzuſetzen 


. 


find, 

$. 19. Die Staatskaffe zahlt jedem geheimen Rache, 
deren jedoch niemals über vier derfelben zur Laft fallen 
follen, jährlich 300 Rthlr., als den in der Anlage unter 


Ziffer ı ausgeworfenen Gehalt. 


Sollten Bir es noͤthtg finden, mehrere Perfonen in 
den geheimen Rath einzuführen; fo haben ſolche die ihnen 
zugetheilt werdenden Gejchäfte fo lange und unentgeltlich 
zu verfehen, bis fie durch den Abgang eines oder des ans 
dern der Vier im Gehalte ſtehenden geheimen Raͤthe, eben⸗ 
falls in Gehalt einruͤcken. 

Ueberhaupt fällt der Staatskaſſe nur die Salarirung 
aller wirklihen Staatsdienei, wohin auch das Militair 
gehört, und deflen Etat durch Communicirang mit Unfern 
Landftänden baldigit vegulirt werden joll, zur Laſt;* in 
welche Kategorie aber unfre KHofdienerfchaft und unfre 
Domainen: und Förfttammer nicht gefeßt werden mögen, 
als deren Salarirung unfre Privarkaffe einzig und allein 
zu tragen bat. Schließlich fol es fich die Staatskaffe zur 
angelegenlichften Pflidye machen, den Staatsdienern mos 
statlic ihren ausgemwörfenen Gehalt zu entrichten. 

$. 20. Um die Beamten fowohl, als auch ſaͤmmtliche 
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Solfegia in Ausübung ihrer Pflichten gehörig zu control⸗ 
liven; fo verordnen Wir, daß ſowohl die Oberjuftizamtss 
als Dberrentereiamtsbediente ein Journal in tabellarifcher 
Form halten folen, in deffen verſchiedenen Kolumnen alle 
Eingaben nad) Ordnung und Zeit eingetragen werden muͤſe 
fen. Es enthält eine Columne für das Datum, das die 
Eingabe enthält, eine für den Namen des Eingebers, eing, 
in welche der Inhalt der Eingabe kurz bemerkt wird, eine 
für den gedrängten Auszug der darauf erlaflenen Werfüz 
gung, und endlich eine zu Bemerkung des Tages des Abs 
gangs. | Ä | = 
Gleiche Journale haben fämmtlihe Collegia, mit Hinz 
zufügung folgender brei Columsen, als: eine für den Na⸗ 
men des Referenten, die zweite für das Datum der Zus 
theilung,, und die dritte für den Tag der im Collegio erz 
ftatteten Relation einzuführen: | 

$. 21. Da Wir bei den der Staatskaſſe nach dem ger 
genwärtigen Gefeßentwurfe obliegenden Zahlungen nichts 
gerechter finden, als daß jeder Unterthan, ohne Ausnahme 
des Standes, - und wozu Wir Uns felbft, in Anfehung 
unſrer Privarbefisungen zählen, zu den jährlihen Staates 
bedärfniffen nach feinem Vermögen verhältnißmäßig bei⸗ 
trage; fo befehlen Wir hiermit, daB alle aus der 
Souverainetät fließende Einfünfte, ohne 
Ausnahme, aud) die fo vorhin von unfrer Rentkammer⸗ 
£affe berechnet worden find, fo wie fämmtliche direrte als 
indirecte Steuern, vom 1. April d. 9. an, der General: 
ſtaatskaſſe aus unfern beiden Fuͤrſtenthuͤmern Walde und 
Pyrmont zufließen follen. 

$. 22. Die direrten Steuern follen beftehen in einer 
Grund; und Perfonalfteuer — und zwar | 

A, die erftere ruhen: 

J. auf fämmtlihen, der Kultur untertvorfenen Ländern, 
auf Wiefen, Waldungen und Weiden , auf Zchnten, 
Heuer- und Meiergefällen, auf Erbzins und aller 
feftftehenden Einnahmen diefer Art. ’ 

IT. auf allen Wohn: und fonftigen Käufern und Ges 
bäuden. 

Es find daher alle Freiheiten und Eremtio: 

nen, ohne Ausnahme, vom 1. April d. J. an, aud 
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in Anfehung unfrer Privärbefigungen, aufs 
gehoben, und Wir verordnen daher und bis dahin, daß 
der 5. 31 gegenwärtiger Verordnung: in. Vollzug gebrachte 
werden kann, daß ſaͤmmtliche unjre Domainen in ein vers 
Hältnißmäßiges Grundgeld, wie folhes Unfre Untertanen, 
unter dem Namen von Eontribution bisher gezahlt haben, 
geſetzt werden. | | 
Den Maasftab zu diefer Grundſteuer fol die jeder Do⸗ 
maine in Boden gleich und zundchfi ‘gelegene Gemeinde, 
nach deren bisherigen Bontributionsfuß, in Verhältniß der 
Größe ihrer ſchatzungspflichtigen Länderei zu. der Länvdereh 
einer folden Domaine abgeben, Angenommen z. ©. allo, 
die Schaßung der Commun Giflig, von fünfhundert 
Morgen eultivirten Bodens hätte bisher monatlid drei⸗ 
Sig Rthir. betragen; fo würde unfre Domaine Giflitz, 
wenn fie taufend Morgen benugt werdendes Land ents 
ielte, von nun an in jede monatliche Schagung ſechszig 
thlr. zu entrichten haben. — 
9. 23. Nach gleichem Princip ſollen alle übrige 
freie Güter und bisher ſchatzungsfrei geweſene Grund⸗ 
ftücfe, ohne Ausnahme, und fo weit fie innerhalb der Grenz 
zen unfrer Fuͤrſtenthuͤmer Walde und Pyrmont: belegen 


find, in die Grundfteuer gefegt werden, 


Die Beſitzer folcher freien Güter und Grundftüce, 
auch diejenigen, fo bisher Grundgeld oder Schakung von 
ihren auf diefleitiger Hoheit belegenen Grundſtuͤcken an ein 
ausmärtiges Gouvernement abgegeben haben, follen gehalr 
ten ſeyn, ein fpecifites Verzeichniß ihrer, auf foldhe Art 
bis hierhin frei geweſenen oder in auswärtiger Contribu⸗ 
tion geftandenen Güter und Grundſtuͤcke mit möglichit ges: 
nauer Angabe der Größe derfelven, in dem Zwiſchenraume 
vom 1. bis 10. April d.%., bei. Vermeidung einer unab, 
läfjigen Strafe von funfzig Rthlr. an ihren Oberrente: 
reibeamten zu übergeben,. der ſolche Berzeichniffe alsdann 
fofort an die landesftändifche Committee zur weitern Ders: 
fügung einzureichen hat. 

9. 24. Ueber Zehntberechtigungen, Metergefälle, Erb; 
— Erbzins, Grundheuergelder, Waldungen, Huten, 
Dienſte, Jagd und Fiſchereigerechtigkeiten hat ebenfalls 
jeder Befiger derfelben, gleich Uns, ein ſpecifikes Verzeich⸗ 
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niß mit gewiſſenhafter Bemerkung des jährlichen reinen 
Ertrags oder Werthes des einen oder des andern, binnen 
der im vorhergehenden G. beftimmten Frift und bei Ver⸗ 
tmeidung der daſelbſt angebrohten Strafe an.feinen Obers 
‚rentereibenmten zur weitern Beförderung an die landftäns 
difche Committee einzugeben. 1. 
$. 25. As Grundfteuer follen von den in dem vors 

hergehenden 9. gedachten Einkünften und Befugniſſen 
je 2 n Procent vom jährlichen reinen Ertrag an die Staates 
tale bis dahin, daß der $. 31. diefer Verordnung feine 
Erledigung erhalten hat, entrichtet werden. I 
6.26. Bon den, den Auswärtigen nach den $$. 8. 
und 9. zuftehenden, Liegenheiten und Einkünften entrichs 
tet der Pachter, Verwalter oder: derjenige, welcher fols 
hen Auswärtigen zu Geld und andern Leiftungen vers 
pflichtet iſt, die von ihnen zu erlegende Steuer, und zieht 
das Erlegte bei der Berechnung wegen. der Pacht s. oder 
andern Leiftungen ab. 1 | 
- 6. 27.» Die nach dem 6. praec. zu Erlegung der 
Steuerfchuldigen Perfonen find auch verpflichtet, die nad) 
‚ ben $$. 23. und. 24 vorgefchriebenen Verzeichniſſe binnen 

der dabei zugleich beftimmten Zeitfrift und angedrohten 
. Strafe, an die einfchlagende Behörde einzureichen. 

6. 28. Würde es ſich zeigen, daß Einer oder der 
Andere abfichtlih ein zu verfteurendes Object ausgelaflen 

bes fo foll derſelbe, als Strafe an bie Steuerkaſſe, 
den fech s fachen Betrag der Summe, bie er nach feiner 
falfchen Verfiherung zu wenig gezahlt Haben würde, ents 
richten. Wer aus bloßer Fahrlofigkeit eine unrichtige Anz: 
gabe gemacht hat, erlegt zur Strafe das Drei fache defs 
jen, was er nad) feiner unrichtigen Angabe zu wenig bei⸗ 
getragen haben würde. | 

$. 29. Wer in mehrern Oberämtern Grundeigen⸗ 

thum oder Gerechtigleiten beſitzt, leiſtet die Angabe der⸗ 
ſelben an die Oberrentereibehoͤrden desjenigen Amtes, in 
dem er lebt, muß aber zur Vermeidung beſorglicher Un⸗ 
ordnungen, der Behörde eines jeden andern Dberamtes, 
mo er ein Grundeigenthum oder fonflige nußnießliche Ger 
rechtſame befigt, durch den Keuersmann. ober Bewohñer 
anzeigen laſſen, es gehoͤre ihm das. Grundſtuͤck, Zehn⸗ 
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ten dc., oder er fey Mugnießer davon,- und habe die 
verordnungsmäßige Angabe bei der Behörde feines Wohn 
biftricts mitgeleiftet: 2* 

Für jeden Uebertretungsfall wird eine, nach Umſtaͤn⸗ 
den zu beitimmende, Geldbuße von fünf bis zwanzig 
Rthlr. feſtgeſetzt. 

9. 30. Soll die Erhebung der, nach den 96. 22. und. 
25. gegenwärtiger Verordnung feftgefegten, Steuern durche 
aus monatsweife- gefchehen. Reſtanten in ven dritten 
Monat. überzutragen, iſt gänzlich unerlaust, und paflir 
ven den Erhebern durchaus feine andere, als deren ins 
erigibilitäe vechrlih und in continenti dargethan wer⸗ 
den fann. 

$. 31. Die Erhebung der Grundfteuer, fo wie folche 
vorläufig in den 99. 22. und 25. beſtimmt tft, foll nicht 
länger als bis zum Jahre 1818 incluflve dauern, 

Während diefer Zeit full das ganze Land, den Morgen 
zu Hundert und zwanzig Ruthen gerechnet, vermefe 
fen und durch becidigte Sachverſtaͤndige bonitirt werden, 
Bei den der Kultur unterworfenen Ländern folen drei 
Hauptklaſſen, nämlich gut, mittelmäßig und ſchlecht, ans 
genommen, und jede diefer drei Hauptklaſſen wieder in 
drei Mebenklaflen eingerheilt werden, wodurch zugleich 
der Zweck von guten Lager; oder Saalbüchern, auch eines 
untadelhaften Hypothekenweſens erreicht werden muß, der 
jede gute und weile Staatsverfaflung chärakterifirt. Nach 


geſchehener Vermeflung und Bonitirung wird es fih nah 


der Lage ‚der Staatsberärfniffe leicht beurtheilen laſſen, 
wie viel von jeden Morgen Land, +, 7, 4; %, E over 
ı Pfennig erhoben werden muß. Ein vorzügliches Aur 
genmerf wird bei Bonitirung der Länvereien dahin gerichtet 
werden muͤſſen, ob fie heuer o er Zehntfrei find, in welchen 
letztern Zalle bei Schägung eines Landes dasjenige mit in 
Anſchlag gebracht werden muß, was der nachfolgende $, 
beftimmt. | 

$. 33. Zehntbereihtigungen, Meiergefälle, Erbheuer, 
Erbzins, Huten und Waldungen, Jagdgerechtigkeiten, 
Fiſchereien und Dienjte, find ebenfalls durch die beeidigten 
Sachverſtaͤndigen dergeftalt zu bonitiren, daß von jedem 
Thaler zu, 2a, &, A, 4 oder ı Pfennig, je nachdem es 
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die Staatsbeduͤrfniſſe erheiſchen, in jede monatliche Erhe⸗ 
hung entrichtet werden. Ä | 

$. 33. Die Grundftener von allen Wohnhaͤuſern und 
font übrigen Gebaͤuden foll nad dem im Brandkataſtro 
angegebenen Werthe derjelben dahin heſtimmt werben, dag 
von einem jeden Thaler monatlich „iz Pfennig entrichtet 
werden fol, wobei diejenigen Gebäude, die allenfalls in 
der Brandkaſſe nicht aflerurict find, durch Sachverſtaͤndige 
in einen Sapitalanfchlag gebracht werden muͤſſen, um gleis - 
ches Princip auf dieje anwenden zu können, 

9. 34. Der Grundfteuer unter den Ziffern I: und II. 
find auch nicht allein ſaͤmmtliche Geiſtliche und Schullehrer, 
wofür jedoch foldhe die Communen zu entrichten haben, 
fondern auch alle unfre Domanialerbbeftände (über die Guͤl⸗ 
tigkeit deren Erbbeſtandsrecht Wir das Rechtliche demnaͤchſt 
entfcheiden zu laffen Uns ausdrädlic vorbehalten) nad 
Abzug der an Uns zu zahlenden Erbpacht, wovon Wir 
nach Inhalt dee 9. 25. die Steuer an die Staatskaſſe ent⸗ 
richten laflen werden, unterworfen. 

$. 35. IH. Die Derfonalfteuer ſoll, nah Köpfen 

und monatsweile, von allen Waldeckiſchen Unterthanen 
und allen im Waldecfifchen Iebenden Fremden, nah fünf 
Klaſſen erhoben werden, 
9. 36. Die in die erfe Klaſſe geftellten Derfonen fok 
Jen monatlich und nach Köpfen, für fi und ihre Frauen 
und ihre Kinder, welche das ı6te Jahr zurückgelegt haben, 
jedoch eine Familie nie mehr als für drei Individuen mit 
Ausnahme des Sefindes zahlen 9 Mgl., in der zweiten 
Klaffe 6 Mgl., in der dritten Klaſſe 4 Mgl., in der 
vierten Klafle 3 Mgl., in der fünften Klaſſe 2 Mel, 
G. 37. Die Hausherren jollen die Perfonalfteuer für 
jeden ihren Dienſtboten, fowohl männlichen als weiblichen 
Geſchlechts, monatlich mit 2 Mgl. entrichten, und befugt 
feyn, den Betrag derfelben an dem, mit ihrem Geſinde über; 
eingefommenen Dienftlohne wieder abzuziehn. 

6. 38. Im die erjie Klaſſe ſollen gehören alle Ober: 
hof: und Staatsbeamte, die Räthe bei den Landesdicafter 

rien, die Juſtiz- und Erhebungsbeamten in den Oberaͤm⸗ 
tern, alles Militaiv, bis zum Grade des Capitains incluſive, 
die großen, Gutsbeſitzer und die Pachter aller. ſolchen großen 
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Guͤter, die Kauflente und Fabrikanten, die Über den ger 
wöhnlichen Kraͤmern ſtehen, ‚desgleihen die Apotheker in 
den Städten Arolfen, Pyrmont, Mengeringhaufen, Korz 
bach un? Nieder: Wildungen, 

In die zweite Klafle folen gehören die Seeretarien - 
bei den Landescollegien, die Oberjäger und Oberförfter, die 
Doctoren, die Apotheker in den Übrigen Städten, die 

Geiſtlichkeit und die Schullehrer bei den Landesgymnafien, 
in fo weit deren jährliche Einfünfte nicht unter der Summe 
von 300 Rthlr. jtehen, die Poſtdirectoren, die Huͤtten⸗ 
und Hammergewerke, Papier ; und übrige Fabrikanten, in 
deren Geſchaͤftstrieb jährlich bis zu 5000 Rthlr. umgewor⸗ 
fen wird. \ | 
In die dritte Klafle gehören alle Staatsdiener, for 
wohl geiſtlich ⸗ als weltlichen Stan: es, deren jährliche Eins 
fünfte nicht unter der Summe von 150 Rthlr. betragen, 
alles Militatr bis zum Unterlientenant inchufive, die Droy 
euratoren,. Advofaten, Verwalter auf Domainen und jonz 
fligen großen Gütern, alle übrige Kauf; und Miethsleute 
in den Städten, Müller, Voll: und Halbmeier, jo wie 
alle übrige Sabrifanten und Handwerker, die za ihrem Ger 
fhäftstriebe, außer ihrer Perfon, annoch fremder Huͤlfe 
beduͤrfen. | 
In die vierte Klafle follen gehören alle Hof⸗ und 
Staarsdiener, fowohl geijtlichen als weltlichen Standes, 
deren jährlihe Einnahme nicht unter dem Ertrage von 
100 Rthlr. ſteht, alle Köcher, die Wirthsleute und Brannts 
weinſchenker in den Dörfern, überhaupt alle Handwerks⸗ 
leute, deren in den vorhinnigen Klaflen nicht gedacht wors 
den iſt. N 
In die fünfte und legte Klafle follen gezählt werden 
alle Bewohner, Tagelöhner und überhaupt alle diejenigen, 
deren in den vier eriten Klaffen nicht gedacht worden ift. 

$. 39. Bon Bezahlung der Perfonahteuer find ber 
feeit; a) die Milttaivperfonen vom Grade des Feldwebels 
an, und diefe mit einbegriffen, für fih und ihre Frauen. 
b) Die Invaliden, ©) Die Wirtwen der Soldaten, welche 
im wirklichen Dienfte verſtorben find, und endlich d) alle 
diejenigen, fo nur von Allmofen leben. | 
. 40. Die Witwen und diejenigen Öffentlichen Ber 

ı9* ’ 


290 .. Fuͤrſtenthum Walded» Pyrmont: 


amten und Officiers, welche im Penſionsſtande fih befinz 
den, oder darein gejegt werden, follen nur die Hälfte von 
dem bezahlen, was fie nach. der Klaffe, . zu welcher fie ges 
hören, bezahlen müßten. 
“ $..41.- B. Die indirerten Steuern anlangend; fo wer: 
den die bisherige nafle Accife, der Blafenfhag, der Fleiſch— 
licent, der Stempel und die Hundeſteuer beibehalten. Die 
letztere ſoll auch für das Fuͤrſtenthum Pyrmont vom 1, Apr. 
d. 3. an Geſetzeskraft haben, mit der Erweiterung, daß 
vom beregten Tage an in unfern beiden Fuͤrſtenthuͤmern 
für jeden Hund das Doppelte, was bisher nach der des⸗ 
Halb bejichenden Berordnung entrichtet wurde, bezahle 
werden fol. Außerdem Zune 
9. 43. fol in unſern beiden Färftenehämern Waldeck 
and Pyrmont von folgenden Confumtibilien nachfichende 
Abgabe entrichtet werden, als: | 
(Folgt der Aecifetarif, aus welchem wir bier folgendes 
ausheben; Es find 35 fteuerbare Gegenftände aufgeführt; 
Getreide, inländifhes Mehl und Fleiſch find nicht mie 
darunter, Kaffee und Zucker find mit ıgk 5 pf. das 
" Pfund angefegt, Taback mit 1gl., Thee 4 gl., Cochenille 
das Pf. 15 gl., Indigo 4 gl., Blauholz 2 pf., Blauku: 
gel oder Lackmus 6 pf. das Pf., Farbenwaaren und Hoͤl⸗ 
zer, in fd fern fie nicht befonders bekannt find, 2 pf., Ger 
mwürze, ohne nähere Beltimmungen 3 pf., - Heringe und 
Seefiſche aller Art 2 pf., Talg (eingeführtes, auswaͤrti⸗ 
ges) ı pf,, Haͤute vom Schlachtvieh, von einem Lamm :, 
Schaf:, Ziegenr, Kalbfelle 1, 3, 4, 3 Pf, und von eir 
nem Ochſen- oder Kuhfelle 4 gl. Trockne Häute werden 
nach Pfunden befteuert, eine Haut von 12 bis 20 Pfund 
Gewicht, mit 10 gl. Don einem Paar vollftändigen 
Mannsſtiefeln werden 8 gl., Mannsſchuhen 5 gl. 4 pf., 
Srauenfhuhen 2 gi. 2 pf., Kinderfhuhen, bis zum Alter 
son 13 Sjahren, ı gl. 4 pfi gegeben.) ' — 
6. 43. Jeder Defraudationsfall, von den im vorher; 
gehenden G. gedachten Artikeln, fol ernftlich beftvaft, und 
‚von jedem Pfennig, der wirklih defrandirt worden iſt, 
‚ oder folches hat werden follen, 6 Mol. Strafe erlegt wer: 
den; wovon dem Denuncianten die Hälfte, mit Berfchweiz 
gung feines Namens, aus der Staatskaſſe, „ohne Beruͤck⸗ 
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fichtigung eines, dem’ Deftaudanten etwa gewordenen; 
Nachlaſſes ausbezahlt werden foll. —— 
Außerdem iſt jeder Defraudant ſchuldig, die defraudirte 
Steuer annoch beſonders zu erlegen. | 
9. 44. In Gemäßheit der, in ſ. praec, geſchehenen, 
Verfuͤgungen darf kein Fuhrmann die mindeſte Waare, bei 
einer unabläfjigen Strafe von so Rthlr. ablasen, er habe 
denn zuvor der. Drtsbehörde, die über das Steuermefen zu 
wachen hat, daupn Anzeige gemacht, In eine gleiche 
Strafe verfällt jeder Kauf: und Handeldmann, der Waa— 
ven abladen läßt, ohne davon gleichfalls hei der Behörde 
Anzeige gemacht zu haben. 
6. 45. Jeder Kaufmann und Krämer foll gehalten 
feyn, bei der landfchaftlihen Committee, vom 1. April 
d. 9. an gerechnet, jährlich ein Patent zu löfen, Kein 
folches Patent foll über 30 Rthlr., aber aud keins unter 
4 Rthlr. zu fichen tommen, und wird für jedes Andiviz, 
duum, bei Beflimmung diefer Steuer, die landfchaftliche‘ 
Committee, auf den Umfang des Handels, der Lage undı 
auf. die Zahl der Kaufleute und Krämer, die-in ginem und 
dem nämlichen Orte leben, Ruͤckſicht nehmen. ; 
$. 46. Derjenige, der, ohne folhes Patent gelöfet 
zu haben, Kandel treiben wird, verfällt in eine unablaͤß⸗ 
liche Strafe von 50 Rthlr. Ä * 
$. 47. Auslaͤnder ſollen die Patentſteuer und zwar 
das Doppelte, was ein Einlaͤnder nad) feinen Verhaͤltniſſen 
zu entrichten Haben würde, bei Strafe der Confifcation ihr 
ver Waaren, zu erlegen, uud dag desfaljige Patent zu lö—⸗ 
fen gehalten feyn. ' 4 
6. 48. Diejenigen bisherigen Iandfchaftlihen Steuern 
und Abgaben, deren in gegenmwärtiger Verordnung nick: 
erwähnt ift, fo wie die bisherige Vermoͤgensſteuer, wovon: 
bis zum 1. April d. J. zum letztenmal noch ein, Anſchlag 
zu Beſtreitung der augenblicklich unaufſchieblichſten Ausgaz 
ben erhoben werden ſoll, desgleichen die Judenfchußgelder.; 
da die Sfeaeliten Unfern übrigen Unterthanen hierdurch 
gleichgeftellt werden, und der Glaube feinen” Unterſchied 
mehr machen fol, find-hiermit gänzlich aufgehoben... 
9. 49. In unfern. beiden Fuͤrſtenthuͤmern wird» provi⸗ 
ſoriſch der 20 fl. Fuß eingefuͤhrt, und ſollen daher alle 


* t 
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Staatslaften in diefem Münzfuße eingerichtet und die Dier 
nerfchaftsgehalte darin ausbezahlt werden. 

$. 50. -Die bisherigen Stadefecretarien follen unter 
Leiftung hinlaͤnglicher Sicherheit und Beſtimmung eines 
yaflenden Gehalts die A minitration Über das Vermögen 
ihrer Commun führen, ihnen auch dabei das Geſchaͤft der 
Erhebung der Staats : und Domanialvevenien in ihrer 
Stadt, in fo fern fie ebenfalls eine angemeflene Sicherheit 
dafür zu leilten vermögen, übertragen werden. Die. Ber 
flimmung der Saution für die Oberrentereiamts : und Com⸗ 
munerheber wird Unjern getreuen Ständen, re 
fi Unjrer Genehmigung, überlaffen, ſo wie Wir die Feſt⸗ 
feßung einer annoch befondern Gaution für die Erhebung 
Unſrer Domatialgefälle Uns ausdruͤcklich vorbehalten, auh 
Unfrer Regierung und Rentkammer, in fo weit es eine 
jede angeht, hierdurch in Gnaden aufgeben; das Nöthige 
an fämmtliche Erhebungsbeamte wegen Abſchließung ihrer 
—— bis zum x. April d. J. ohne Zeitverluſt zu ers 
affen. \ 
52. Wir werden durch die landſtaͤndiſche Sommitz 
tee Unfern getreuen Ständen jedes Jahr unfer Camerals 
Budget der Einnahme und dringenditen Ausgaben zeitig 
umd vor Entwerfung des landfchaftlichen Budgets, mie fols 
ches in diefem Jahre fhon gefchehen wird, vorlegen laffen, 
und gern durch einen jährlichen außerordentlichen Beitrag 
annoch nah Möglichkeit die Staatskaſſe unteritäßen, ins 
dem Uns, Wir ſchwoͤren es bei dem ewigen Gott, nichts 
am Kerzen liegt, als unfern durch die Zeitumitände ge: 
druͤckten Unterthanen ihr Loos zu erleichtern, Zu 
Wird jährlich mit Verzinſung und Amortifirung der 
Bringendften- Staatsfchulden von nun an nad einem ber 
flimmten Plane verfahren, und ſchenkt Uns die gütige Vor—⸗ 
fehung den fo lange ſchon gefehnten- Frieden, wo alsdann 
durch Verminderung, oder auch Beurlaubung eines Theils 
Unfers in Kriegszeiten zu ftellenden Contingents eine be: 
deutende Ausgabe in der Staatskaſſe ausfällt; fo muß je⸗ 
der redliche Waldecker von der Wahrheit belebt ſeyn, daß 
Fuͤrſt und Unterthanen glücklich feyn werden, und man in 
diefer Hinſicht mit froher Hoffnung der Zukunft entgegen 
fehen- fönnei | —— : 
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9. 52. Wild Unſre Regierung gnaͤbigſt beauftragt, 
die ea nöthigen Verfügungen nicht allein wegen der für 
das Fuͤrſtenthum Pyrmont zu wählenden Landjtände, fo 
wie überhaupt wegen der im $. 3. feftgefegten Zufammenz. 
berufung aller Landftände zeitig zu treffen, fondern auch 
die Publication des gegenwärtigen Gefeges ungeſaͤumt zu 
bewerkſtelligen. 

Arolſen am 28. Januar 1814. 3 


Georg Heinti; 
—— 
11) Herzogthum Nafſau. 

Wenige von den kleinern Staaten Teutſchlands 
dürften ſich einer fo milden und zweckmaͤßigen Regie⸗ 
rung erfreuen, wie dad nun unter Einem Regenten, 
dem Herzöge Wilhelm, Hereinigte Hergogthum Naſ⸗ 
ſau, der am 5. Fehr. 1816 feinem Vater, Friedrich 
Wilhelm, in den Weilburgifchen, und am 24. März‘ 
1816 feinem Vetter, Friedrich Auguf auch im den 
Ufingifchen Ländern folgte. Große Veraͤnderungen ers 
führ diefer Staat in feinem Länderbefige, theils Bei ſei⸗ 
nem Beitritte zum Rheinbunde im Jahre 1806; theils 
als Folge der mit dem verwandten naſſau⸗ oraniſchen 
Hauſe im Koͤnigreiche der Niederlande (am 34. July⸗ 
‚1814), und mit dem Könige von Preußen (gi. Ma. 
ei abgeſchloſſenen Verträge; thells durch die ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig große Zahl von Mediatiſtrten melde un⸗ 
ter die Sousetainetat dieſes regierenden Hauſes gebracht 
wurden. 

Bevor noch Ber ichter Congreß oſſnet warb, 
machten durch Patent vom 3. Sept: 1814 bie‘ damals 
noch lebenden beiden Fuͤrſten nicht nur die Begruͤndung 
eine landſt aͤn difche n Ver faſſfung, ſoudern auch 
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dio Baſis derſelben, die Eintheilung ber Stände in 
zwei Kammern, den Umfang ihrer Nechte, die Form 
der Wahl der Nepräfentanten in der zweiten Kammer, . 
die Dauer der Wahlen und die Zeitpuncte der Verſamm⸗ 
lung der Stände befannt. Man fieht aus ber, bis 
dahin auf teutfchem Boden noch nicht üblichen, Abtheis ' 
fung der verfammelten Repräfentanten. in zwei Kam⸗ 
mern, wovon die Mitglieder der erftern lebenslänglich 
und erblich feyn follen, daß man dabei theils die Ver» 
faffung Großbritanniens, theild Ludwigs 18 conſtitu⸗ 
tionelle Charte vor Augen hatte. Noch ift die Frage 
nicht entſchieden, ob eine fokhe Stellung der Repraͤ⸗ 
fentanten in zmei Kammern gegen; einander, von wels 
chen die in der erftern Iebenstängliche Mitglieder. find,’ 
die in der zweiten durch Wahl, ernannt werden follen, 
auch in kleinern Staaten zweckmaͤßig und wohl« 
thätig fey!, Wir wollen darüber der Geſchichte nicht: 
Horgreifen, obgleich manche dabei eintretende Schwie⸗ 
rigkeiten ſchwer zu befeitigen feyn dürften; deun ſehr 
- von einander: Herfchieden find. die politifchen Intereffen 
des Herzogthums Naſſau und der Koͤnigreiche Frankreich 
und Großbritannien im Innern! Auch hat der Aus« 
druck Herrenbanf für die erfte Kammer etwas, dag 
dem Geiſte der Zeit widerſtrebt, und eben fo fcheint die: 
Zahl der zuſammenkommenden Repräfentanten in beis 
den Kammern: für eine Benglferung von nicht gang 
309,000 Einwohnern vieleicht zu flarf zu ſeyn! Doch, 
dieſe Dedenklichfeiten abgerechnet, . fpricht fich, in dem 
Patent des verewigten Fürften ein rechtlicher, zeitge⸗ 
maͤßer Sinn aus. Siergeben ihren Ständen das Recht 
de s Antheils an der Geſetzgebung, ohne 
welches alle ſtaͤndiſche Repraͤſentanten immer nur Figu⸗ 
ranten ER wenn auch der Einfluß des Grund⸗ 
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eigenthums und der zu bezahlenden Steuern auf. die 
Wahl zur Repraͤſentation vielleicht etivag zu hoch an⸗ 
gefchlagen ift; fo ift doch der gelehrte Stand, und bie 
gemerbtreibende Klaſſe bei der Repräfentation beruck⸗ 
ſichtigt. Darf man endlich von dem, wag bereit 
nach den im Eingange angeführten Edicten.für das Land, 
von den Fürften gefchehen iſt, auf den trefflichen Geiſt 
ſchließen, der die Naffauifche Regierung beſeelt, und 
nimmt man dazu ‘die am 1. July 1876 bekannt ge«, 
machte neue Landesverwwaltungsorganifation, nach wel ⸗ 
cher das Herzogthum: in 25 Aemter eingetheilt, . bie 
Maffe der Abgaben vermindert, das Erziehungsweſen 
Herbeffert, und der Gefchäftskreis der einzelnen Staats» 
behoͤrden näher bezeichnet ward; fo. ift man zu der Er⸗ 
wartung bescchtigt, daß das Herzogthum Naffau bei 
feiner neuen ftändifchen Verfaſſung ſich wohl befinden: 
werde, wenn gleich ihr Charakter und ihre Form vom: 
der in den übrigen tenefchen Staaten gemöhnlichen auf 
pielfache Weife abtveicht! Muß doch jede Verfaſſung 
zunächft auf hie Localverhältniffe ihres Staates berech⸗ 
net werden, und mag immer daß politifche Leben in den 
einzelnen teutfchen Staaten unter den mannigfaltigſten 
Formen fich anfündigen! Die Ration wird dadurch reis 
cher an politifchen Erfahrungen; and übe und ſaͤrft 
das politiſche Urtheil. | 4 m hr 


» 
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Wir Friedrich Auguft, von. Gottes Sanden 
fonverainer Derjoß zu. Naffau 2. ꝛc, und ‘ 
Wir Friedrich Wil heim, „von Gottes Snaven 

-fouverainee Fuͤrſt au Naffan — 
ſind, waͤhrend der voruͤber gegangenen ungluͤcklichen Zeit 
fremder Oberherrſchaft in teutſchen Landen, bei foridauern⸗ 
den Weeeicangen der Gewalt in, auswärtigen Staatsver⸗ 
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haltniſſen, wodurch Wir mit Unſern Untetthanen und An⸗ 
gehoͤrigen, im gleichen Maaße wie alle teutſche Staaten, 
gelitten haben, ſtets und immer bedacht geweſen, die, nach 
dem Rathſchluß der göttlichen Vorſehung Uns anvertraute, 
unbefchränfte Regierungswirkfamkeit, fammt dem Recht 
der Geſetzgebung, dahin zu verwalten, daß in dieſer ſchwie⸗ 
rigen Lage, fo weit es die Umstände erlaubten, nicht alz 
kein die bärgerlihe Freiheit Unſrer Unterthanen 
moͤglichſt gefichert und die politifche Gleichheit ders 
felben von dem Gefetz aufrecht gehalten, fondern auch der 
Grund zu einer Fünftigen, auf diefen beiden 
Stäspunrtenrußenden, Verfaffung gelegt wurde) 
Besen volle Ausbildung Wir, im zuverſichtlichen Vorgefuhl 
einer nahen gluͤcklichen Veränderung .:. in den geſpannten 
europaͤiſchen Staatenverhältniffen, mit dem Eintritte. ders 
felben erwarteten. - 2 —2 
Von dieſer Abſicht ausgehend und von ſolchen Beweg⸗ 
gruͤnden geleitet, haben Wir bis hieher die vollkommenſte 
Duldung religioſer Meinungen und freie Uebung jedes Got⸗ 
tesdienſtes, in Unſern Landen, gehandhabtz eben fo die 
freie Aeußerung politiſcher Meinungen; ſo weit auswaͤrtige 
taatsruͤckſichten nicht eine Beſchraͤnkung verlangten. Wir 
aben, in landesherrlichen Edicten, Unſern Unterthanen 





am Staatsangehörigen, den freien Abzug mit ihrem Vers 


mögen, nah erfülltee Militairpflicht, im alle diejenigen 
Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugsfreiheit in Unſer 
Gebier gejtattet wird, Wir. Haben die Leibeigenfhaft von 
Grund, aus in Unjerm Herzogthume getilgt, den Frohn z 
und Dienftzwang, "unter Schadloshaltung der — 
ren, geloͤſet, koͤrperliche Zuͤchtigungen, als. Strafmittef 
abgeſtellt, erbliche Vorrechte auf höhere Staatsaͤmter, 
nicht anerkannt: vielmehr aus. allen Ständer zu den ober⸗ 
fen Civpil⸗ und Militaitftellen berufen, wer Uns dazu tüchz, 
fig erihien. . Die Juſtizpflege wurde, "unabhängig von 
Uns, duch die angeotdfieten Juſtizbehorden verwalten. 
Wir Haben Unfern Iandeshertlichen Fiſeus deu Gerichtshsr 
fen_untergeordnet und Uns des Rechts, andzeſtellte Staats; 
diener willkuͤhrlich zu entläffen, begeben, Wir häben die 


“ freie Benugung des Grundeigenthums unter den Schuß 


— ⸗ 


ſchirmender Geſetze geſtellt, das Recht der Wildbahn und 
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alle, den Anbau bes Bodens. fiörende, Weidegerechtſame 
His zur Unfchädlichkeit beſchraͤnkt; die Abloͤſung der Zehn: 
ten, Grumdbelaftungen und Servituten vorbereitet, fo wie 
die Vertheilung gemeinheitlicher Allmenden im Voraus ers 
leichtert; endlich für die Einführung einer völligen Gewer⸗ 
befreiheit vorbeveitende Maasregeln getroffen. Wir haben 
feine Abgaben von Unfern Unterthanen erhoben, außer für 


Bedürfnifle des Staates; Wir haben verordnet, daß e in 


Feder dazu beitrage, nach dem Maasftabe feines reinen 
Einkommens; daß einzelnen Ständen oder Perſonen keine 
Befreiungen forthin davon belaffen werden. Wir haben, 
in dringenden Finanzangelegenheiten, Domainen Unfers 
Hauſes zum Woreheil der Staatskaffe veräußert, indem es 
Uns nicht als eine Aufopferung erfchien, was von Unſerm 
Tamiliengut zur Wohlfahrt des Landes verwendet wurde, 


Wir waren belohnt durch das Bemußtfeyn, zum üffents 


lichen Wohl Unfre Regierungsvechte fo zu verwalten, durch 
die oft und in unzweifelhaften Aeußerungen zu Unſrer 
Kenntniß gekommene treue Auhänglichkeit Unfter Uurerthas 
nen, weniger nicht, durch den glücklichen Erfolg Unfrer 
Bemühungen, worin die Uns Angehörigen unter mans 
cherlei fchwierigen. Verhaͤltniſſen, Schutz und weſentliche 
Vortheile, mit Auszeichnung fogar, nicht felten gefunden 
ben. . Der fehönfte Lohn aber wurde Uns zu Theil, als 
ie Uns durch die Wirkungen diefer Verwaltungsweife im 
den Stand gefegt fahen, dem großen, gegen die, von un— 
begvenztem Ehrgeize verfuchte, Aufrichtung einer Allein⸗ 
herrſchaft in Europa, mit der ganzen Kraft des, Unſrer 
. Regierung untergebenen, teutſchen Staatsgebietes beizu⸗ 
treten, und als Wir, in dem ruhmwuͤrdigen Eifer Unfrer 
Unterthanen, für des gemeinfamen teutſchen Vater landes 
Wiederherſtellung, zur Freiheit und Unabhaͤngigkeit Mit⸗ 
tel fanden, ein. mehreres ſogar für diefen großen Zweck aufr 
zubieten, als Uns, nach den abgefchloffenen Verträgen, zu 
leiſten oblag. Säit bi‘ ENT 
Wir Haben Unfern Unterthanen bei andern. Veranlaſ⸗ 
fungen: Öffentlich dafür gedanfe, und erneuern auch jch® 
gen dieſen Ausdruck Unfers Gefühle. Sie Haken: ihr‘ 
Recht auf eine felbftftändige und ehrenhafte Stellung uns 
ter den verwandten: Stämmen: des: teuiſchen Volke, im 
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kuͤnftigen teutſchen Staatenvereine, ſich befeſtigt; und Wir 
finden Uns bewogen, die Anerkennung dieſes Rechts, durch 
die dauerhafte Begrändung‘ einer eigenthümli— 
‚hen VBerfaffung, noch mehr ihnen allenthalben zu 
verfichern. Wir haben den Augenblick erlangter Befreiung: 
yon dem Uebergewicht fremden Einfluffes dazu benußt, 
bie, im Gefolge des aufgedrungenen Continentalſyſtems 
bei Uns nothwendig gewordenen, Befchränktungen des Hanz 
bels und einiger Gewerbe wieder aufzuheben; die Anftelt 
allgemeiner Bewaffnung, mit Unterdrädung der, bei dem 
fruͤhern Militairſyſteme beftandenen, Milttairdifpenfationgz 
taxen, auf-eine feſtbeſtimmte und bleibende Weife. in Uns 
fern Herzogthum einzuführen, aud) die vormalige Freiheit 
des Buchhandels und der Druckerpreſſen, mit Beſchraͤn⸗ 
ung des Nachhrucks zum Vortheil teurfcher Schriftſteller 
und Verleger jedoch, Unfern Unterthanen zurückgegeben. 
Die fortvauernde Wirkung diefer Gefege und wonftitutios 
nellen Einrichtungen tichen unter dem erhabenen Schuße 
der: verbündeten Maͤchte; nach deren weiſen das Wohl der 
Kationen befeftigenden Beichläffen, ihnen „- von außen die 
beruhigende Gewährleiftung der, mit Gerechtigkeit vereinz 
ten, Stärke aud) forthin verbleiben wird. Es iſt alſo nur. 
übrig, : Allem, mas für die Einführung einer liberalen, 
den Bedürfniflen Unjver Zeit und Unfers Staates entſpre—⸗ 
enden Verfaflung; in Unjerm Herzogthume entweder 
ſchon geſchehen iſt, oder noch erforderlich ſeyn wird, auch 
eine gleich. kraͤftige Gewaͤhrleiſtung im Innern zu geben; 
weihe Mir in der Errichtung pon Landſtaͤnden ge⸗ 
fünden zu haben glauben dürfen. 

Indem Wir Unfern Landftänden- die Bewahrung jener 
angeführten Grundlagen fowohl, wie die.weitere Ausbilz 
dung einer folhen eigenthümlichen Landesverfaffung uͤber⸗ 
tragen, überloffen Wir Uns der Hoffnung, diefelben gez 
gen den Wechfel aller Dinge,. welchem gefeßliche Einrich⸗ 
tungen, in rein monarchiſchen Staatsformen mehr, wie 
anderwaͤrts, unterworfen find, nach. Möglichkeit, auf die: 
fer Seite fiher gejtellt 3u Haben. Außerdem werden. Wir 
. von der Abficht geleitet ,. den) Standes⸗ und Grundherren 
Unfers: Herzogthums, deren wormalige unmittelbare Reichs⸗ 
gebiet, im Laufe der Ereisniſſe, Unſrer Oherherrlichkeit und 
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Regierung untergeben worden find, einen verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen Einfluß auf die eigenthuͤmliche Geſetzz— 
gebung und Verwaltung Unfers Staates, als erb⸗ 
liches Vorrecht, zugufichern , und auf diefe Art ihnen. einen 
verfaſſungsmaͤßigen Wirkungskreis zu eröffnen, in welchen 
fie, für des. Landes und ihrer vormahligen Untertanen 
Wohlfahrt, chätig ſeyn koͤnnen; und wodurch billige Anz 
fprüche befriedigt werden, ohne die zum Flor Unfers vereis 
nigten Herzogthums erforderliche, und Unſern fämmtlichen 
Unterthanen in gleihem Maaße wohlthätige, Einheit in 
der Landesgefeggebung und Vereinfachung der Verwaltung 
und Derwaltungsform zu flören, deren gluͤcklichen Folgen 
ſich Alle, wie Wir ſehnlichſt wuͤnſchen und hoffen, in ben 
fommendeh ruhigern Zeiten noch mehr eifreiien werden, als 
bisher unter minder günftigen äußern Verhältaiffen gefches 
hen konnte. | | 
Hiernach Haben Wir beſchloſſen und verordnen, wie 
nachfolge: | —— | 
9. 1. Die Landftände Unfers Herzogthums find zus 
fammengefeßt aus Mitgliedern der Herrenbank 
und Landesdeputirten, weldhe, in abgeſonder— 
ten Sißungen, ſich verfammeln. Die Mitglieder der 
Herrenbanf werden von Uns auf Lebenszeit oder erblich 
ernannt; die Landesdeputirten aber, von den Vorſtehern 
der Geiftlichkeit und. höhern Lehranftalten, von den begü: 
tertften Landeigenthümern und von den Inhabern größerer 
Gewerbe, in dem weiter unten beftimmten Verhältniß, und 
in Gemäßheit der darüber ertheilten Vorſchriften, erz 
wählt. | i 
2, ‚Die politifche Stellung Unfrer Landftände im 
Allgemeinen und im Befondern, jo wie auch die vollfiäns ° 
dige Bezeichnung desjenigen Antheils, den Wir ihnen an - 
allen Zweigen der Gefeßgebung einräumen fönnen und 
‚werden, hängt mit von den zu erwartenden nähern Beſtim⸗ 
mungen, Unſrer und Unfers Herzogthums Verhältniffe, 
zu dem fünftigen Gejfammtvereine der teutfhen Staateit 
ab. Vorlaͤufig aljo, und bis zu hiernaͤchſt erfolgender 
nachträglichen Verordnung, erklären Wir hiermit und ver: 
ſprechen, für Uns und Unfre Regierungsnachfolger, un: 
abänderlich und für alle Zukunft verbindlih: daß Wir die 
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Sicherheit des: Eigenthums und der perſonlichen Freiheit 
„unter die mitwirkende Gewährleiftuug Unfrer Landftände 
ftellen.. Sie jollen darüber wachen, und darauf zu halten 
befugt ſeyn, daß die freie Wirkſamkeit der oberſten Juſtiz⸗ 
behörden. niemals befchränft werde, daß willtührliche Vers 
haftungen, ohne rechtliches Berfahren nach sen beitehenden 
Sefegen , nie und auf keine Weife Statt finden; auch daß 
feiner Unfver Unterthanen femals feinem gewöhnlichen Ges 
richtsſtande, und durch die Geſetze vorher beftimmten ors 
dentlihen Richter, durch außerordentlihe Maasregeln, ents 
zogen werde. Zu dem Ende legen Wir fofors Unfern Lands 
ftänden nachfolgende Rechte bei: ! 


3 Ohne ihre Einwilligung fol an den, in dem Eingange 

des gegenwärtigen Edicts erwähnten, bie Aufrechts 

altung der bürgerlichen und Gewerbefreiheit, fo wie 

. die Gleichheit der Abgaben bezwedtenden Öefegen und 

— — Einrichtungen, weder von Uns noch von Unfern Rer 

gierungsnachfolgern, zur Befchränfung der darin ber 

flimmten Rechte, jemals einige Abänderung verfüge 

werden. Ueberdies folen wichtige, das Eigenthum, 

die perfänlihe Freiheit und Verfaſſung betreffende, 

neue Landesgefege nicht ohne den Rath und die 
Zuftimmung der Lancflände, eingeführt werden. 


3; Sie können Uns Borfchläge zu Abänderung befter 
hender und Einführung neuer Geſetze überreichen; alls 
gemeine und befondere Befchwerden einzelner Landess 

theile oder Unterthanenklaffen Uns. vortragen, und 

fordern, daß gegen Unfern Staatsminifter, fo wie 
aud gegen Landescollegien, wegen Beftimmter Ber 
Shuldigungen, eine Unterfuchungscommiflion ange 
ordnet werde; wenn: diefe Befchuldigungen auf bes 
fcheinigten Abgaben beruhen, daß von ihnen Vers 
letzungen der hier oben unter Nr. ı. angeführten, und 
ſogleich hier nachfolgend über Die Abgabenerhebung 
und Berwendung feſtgeſetzter Berfaflungsbeftimmuns 
gen verfügt oder zugelaflen. worden; oder auch, daf 

fie fih Concuffionen oder verbotene Annahme von: Ges 
ſchenken erlaubt, oder bei ihren Untergebenen zuge⸗ 
laſſen haben. Dergleihen Vorſchlaͤge und Beſchwer⸗ 
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ben Zönnen,. von jedem Linzelnen Mitgliede - 
der Kerrenbank und dev Landesdeputirten, während 
der Sitzungen ihrer Werfammlung, ‚in Anttäg ger 
bracht werden. Die Anträge werden in jeder A — 
lung beſonders erörtert und dariiber: abgeftimmt; 
können Uns aber nur alsdann vorgelegt werden, wenn 
fie die Zuſtimmung der Mehrheit in’ jeder - 
Abtheilung erhalten haben, Auf gleiche Art werden _ 
die, von Uns den Landftänden zum Gutachten und 
Beiftimmung mitzutheilenden , Geſetzesvorſchlaͤge in 
jeder Abtheilung beſonders diſcutirt, und darüber abs 
geftimmt; ‘fo dag nur die für fich zählende Stimmens 
mehrheit, in jeder einzelnen Abtheilung, die Zuftims 
mung der Landftände beurkundet. Herrſchen getheilte 
Meinungen in beiden Abtheilungen; fo wird die Ver: 
einigung derfelßen durch eine, von jeder Abtheilung 
in gleicher Anzahl zu erwählende, Deputation verr 
fuht, welche unter den beiten Präfidenten zuſammen⸗ 
tritt. Bei nicht Statt findender Vereinbarung behal⸗ 
ten Wir Uns die landesherrliche Entfcheidung bevor, 


3. Ale, von den Unterthanen zu erhebende, directe 
und indiveste Abgaben follen, von der Mehrheit 
Unfrer Landftände, wobei die einzelnen Stimmen, 
nach gejchehener befonderer Umfrage, in beiden Abs 
‚theilungen zufammen zu zählen find, im Voraus bes 
willige werden; alle directe Abgaben, fir den Zeit: 
raum eines Jahres, die Indirecten, nach Gutfinden, 
auf ſechs Jahre hinaus. Zu dem Ende iſt das Ber 
därfniß des kommenden Jahres, fammt dem wahrs 

ſcheinlichen Ertrage der zu erhebenden Abgaben, in 
genauen und vollitändigen Ueberfichten , then vorzu⸗ 
legen; auf gleiche Art auch die gefhehene Vermens 
dung der, früher von ven Landftänden zu angegebenen 
Staatsbeduͤrfniſſen bemilligten, Abgaben ihnen, un: 
ter geftatseter Einſicht der geführten Rechnungen, mie 

den Belegen derfelben nachzuweiſen. 


a 4 Die. Landftände koͤnnen, während ihrer jeweiligen 
itzungezeit, Borjtellungen und. Bittfcheiften. von 
Angelnen, Unterthanen ſowohl, wie auch von Gemeinz 
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ben annehmen. Solde muſſen ſchriftſich an die Praͤ⸗ 
ſidenten beider Abtheilungen eingeſchickt werden. | 
6. 3. Wir werden die Landftände alljährlich, zwiſchen 
dem 1. Jan, und. 1. April, und ſonſt im Laufe.des Sahres, 
ſo oft es Uns erforderlich feheint, außerordentlich verſam⸗ 
meln; behalten Uns aber das Recht vor, . ihre Sitzungen 
nach Gutbefinden zu unterbrechen, auch die Verſammlung 
der Landesdeputirten gaͤnzlich aufzuloͤſen, und eine ander⸗ 
weite Wahl derſelben anzuordnen. Eine jede eigenmachtige 
Zuſammentkunft der Verſammlung der Landſtaͤnde, oder ei⸗ 
ner von ihren Abtheilungen, ohne Unſre vorgaͤngige Einla⸗ 
dung, iſt unerlaubt, und was darin verhandelt oder be⸗ 
ſchloſfen werden ſoilte, für null und nichtig zu achten, Bei 
den ordentlichen und außerordentlihen Verſammlungen der 
Landitände werden Wir, zu den Sitzungen jeder Abthei? 
Jung, Commiflarien abordnen, welche an allen Berhand: 
Jungen Antheil nehmen, ohne jedoch bei den Abſtimmun⸗ 
gen zugegen zu ſeyn. Die Handhabung der innern Polis 
zei der Verſammlungen bleibt ihnen ſelbſt überlaffen; nad) 
Maasgabe einer Irdnung jedoch, die, im Laufe der erften . 
Sitzung zu entwerfen, und Uns zur Genehmigung vorzu: 
legen ift. Waͤhrend der Verſammlung der Landitände kann 
fein Mitglied, ohne Zuftimmung'der Abtheilung, wozu es 
gehört, aus irgend einem Grunde oder Beranlaflung, zu 
gefänglicher Haft gebracht werden. nt 


$. 4. Gebohrne Landftände und Mitglieder der 
Herrenbank find ale Prinzen Unfers Haufes, nach zuruͤck⸗ 
gelegtem ein und zwan 8 ften Jahre ihres Lebens; 
alters. Sodann ertheilen Wir die Landftandfchaft, zur 
Herrenbank, als ein erbliches mit dem Befige der, in Uns 
ferm Herzogthume beftehenden, Standesherrfchaften ver 
hundenes Borrecht, den fürftlichen Häufern von Anhalt⸗ 
Bernburg: Schaumburg, von Solms; Braun: 
feis, von Wied : Neuwied, von Wied-Runkel 
und von Solms : Lich; fodann den gräflihen Familien 
von Waldbort: Bafſenheim und von Waldern: 
dorf; endlich dem Herrn Fürften von der Leyen, wer 
gen: der Grundherrlichkeit zu. Fachbach und Nievorn, dem 
Herrn Fürften von Hatzfeld, wegen der Grundherr⸗ 
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ſchaft Schönftein, und dem Freiheren von Stein, wer 
gen der Herrfchaften Früchte und Schweighaufen, ſammt 
übrigen, von Unierm Gefammthaufe zu Lehen tragenden, 
Stammgätern. Die jeweiligen Häupter diejer fürftlichen, 
gräflihen und freiherrlihen Familien, und Inhaber der 


bemeldeten Standesgebiete und Grundherrfchaften, find 


erbliche Landftände in Unjerm Herzogthume, und gebohrne 
Mitglieder der Herrenbant, Sie haben das Recht, den 
Berfammlungen der Landftände, vom Eintritt in das fünf 
und zwanzigite Lebensjahr an, perfönlich beizuwohnen, 
und Finnen ſich nad Gutfinden, auc durch befonders dazu 
geordnete Bevollmächtigte, darin vertreten laffen. Gleis 
ches Bertretungsrecht jteht den Bormündern unmündiger 
Familienhaͤupter zu; doch muͤſſen ihre ftellvertretenven Bes 
vollmächtigte im Unfern Landen angefellen jeyn, und min; 
deftend dem Freiherenjtande angehören; auch das fünf 
und zwanzigite Lebensjahr zurückgelegt haben... Außer 
diejen vorgenannten werden Wir noch andere Mitglieder 
der Herrenbank, auf Lebenszeit oder mit dem Nechte der 
Dererbung, nad) Unferm Gurfinden und vorher eingehohls 
tem Gutachten der jchon bejtehenden Mitglieder, ernenz 
nen, mit der Einjchränfung jedoch, daß diefelben zum 
teutfchen Fuͤrſten-,/ Grafen- oder Freiherrenitanse ges 
hören, und wenigftens zweihundert Gulden zu jedem 


Srunditeuerfimplum in Unferm KHerzogthume beitragen. _ 


Kein Mitglied der Herrenbank kann ſich durch ein anderes 
Mitglied in der Verfammlung vertreten laflen, oder ihm 
die Führung feiner Stimme Übertragen. ' 

9. 5. Die Berfammlung der Landftände von der Herz 
- venbank findet gleichzeitig Statt mit der Verfammlung 
der Randesdeputirten, und an dem nämlichen Orte. Die 
Einladungsjchreiben werden Wir den Mitgliedern unmits 


telbar zufertigen; den Präfidenten aber für die Dauer jeder 


Sigungszeit aus ihrer Mitte ernennen. Die allgemeinen 

Sitzungskoſten find aus Unfrer Staatskaffe zu beftreiten. 
6. 6. Die Verfammlung der Landesdeputirten 

befteht aus zwei und zwanzig Mitgliedern; bei deren 

Wahl die hier nachfolgenden Vorſchriften zu beobachten find. 

Die Inſpectoren der evangeliſch-lutheriſchen und der vefors 

mirten Beijtlichfeit, ſodann die Landdechanten der Fatholiz 

‚weiter Band, 20 


— 


# 
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fchen verfammeln fih an einem beftimmten Tage unter dem 
Vorige eines, von Uns hierzu abgeordneten, Commiſſa⸗ 
rius auf veffen vorgängige, ihnen zuzufertigende, Einlas 
dung. Eine jede diefer Wahlverfammlungen erwählt einen 
Landesdeputirten, auf völlig gleiche Art, die Vorſteher der 
Höheren Lehranftalten einen, und alle, in der zwölften 
und fehszehnten Gewerbfteuerklaffe kataſtrirte, Gewer⸗ 
bebefiger drei Landesdeputirte aus ihrer Mitte. Die Ko: 
fien der Reife zur Wahlverfammlung find den geiftlichen 
Inſpectoren, Landdehanten und Rectoren der Lehranftalz 
ten zu vergäten. Die Landeigenthiümer, welche zu jedem 
Grundſteuerſimplum wenigftens jieben Gulden und dars 
über beitragen, erwählen funfzehn Landesdeputirte aus 
ihrer Mitte, und unter denjenigen Gutseigenthiämern, die 


zu jedem Srunditenerfimplum wenigftens ein und zwan— 


zig Gulden und darüber beitragen, auch das fünf und 
zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. -Zu dem 
Ende find die Wahlmänner durd Einladung des, von Uns 
zu ernennenden, vorjigenden und dirigirenden Commiſſa⸗ 
dius, nach der vorgeweſenen Abtheilung Unſers Herzog: 
thums in Steuerreviſionsdiſtricte, in den fünf Kauptorz 
ten, nämlid) in Wiesbaden, Limburg, Uſingen, Ehrens 
breitſtein und Hachenburg, zu verfammeln, und von ihnen 
die Wahl dergeftalt zu vollziehen, daß die MWahlverfamm: 
Jung zu Wiesbaden vier, eine jede der Wahlverfammlun: 
gen zu Ufingen, Limburg und Ehrenbreititein drei, und 
jene zu Hachenburg zwei Landesdeputirte zu ernennen hat. 
In allen Wahlverſammlungen, ohne Unterfchied, entjcheis 
det die abfolute Stimmenmehrheit der anwelenden Mitglier 
der. Abwefende könhen ihr Stimmrecht an einen andern 
nicht Äbertragen. Die Abjtinmung über geeigenfchaftete 
Gandidaten zu Landesdeputirten wird fo oft in der Ver: 
fammlung mwiederhohlt, bis die abfolute Stimmenmehrheit 
für einen jeden Einzelnen entfchieden ift. Die Wahl der 
" Randesdeputirten'gejchieht für die Dauer von fieben Jahr 
ren. Nach Ablauf derjelben wird zur neuen Wahl gefchrit: 
ten, wenn nicht etiva fruͤher eine außerordentliche Aufloͤſung 
der Randesdeputationsverfammlung von Uns verfügt worden 
ift. Die abtretenden Landesdepusirten find in jedem Falle 
wieder wahlfähig. — J 


’ 
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$. 7. Die Reifekoften nebft Tagegebühren für die Dauer 
der Sigungszeit und für die Tage ihrer Gegenwart, am Orte 
der Verſammlung, follen den Lan: esteputirten,, ohne Unter; 
fchied, aus Unfrer Staatskaſſe vergütet, und der Betrag der 
legtern, nad) angehörtem Gutachten der Landftände, im Laufe 
der ersten Sigungszeit von Uns beftimmt werden. Gleicher; 
maßen find die allgemeinen Sißungskoften der Landesdepus 


-tirtenverfammlung aus Unfrer Staatskafle zu beitreiten. 


$. 8. Die Landesdeputirten verfammeln fich auf die, 
ihnen von Unferm dirigivenden Staatsminifterium zukom⸗ 
mende, Einladung am beftimmten Orte und Tage. Den 
Präfidenten ihrer Berfammlung werden Wir, für eine jede 
Sitzungszeit, aus drei von ihnen Uns vorzufchlagenven 
Mitgliedern ernennen. Nur die Stimmen der, in einer 
Stimmung anmwefenden, Landesdeputirten werden gezählt; 
Abwefende koͤnnen fich durch Andere nicht vertreten laſſen. 

$. 9. Die Sißungen der Landftände find nicht öffent: 
lich; doch können diefelben duch Stimmenmehrheit die öfz 
fentlihe Bekanntmachung ihrer Verhandlungen, im Ganz 
zen und Einzelnen, mittelft Abdruck und Vertheilung, von 
fünf und zwanzig Eremplaren, an jedes ihrer Mit: 
glieder, verordnen. Auch find, nach dem Ermeflen der 
Stimmenmehrheit, in den Verfammlungen foldye Auszüge 
aus ihren Sigungsprotofollen durch das allgemeine Intel: 
ligenzblatt zur öffentlichen Kenntniß zu befördern, 

$. 10. Die gegenwärtige Edictalverordnung foll von 
Unferm nachgefegten Staatsminifterium dergeftalt in Voll: 
ziehuug gebracht werden, daß die erfte Verfammlung der 
Landftände im nächftfommenden Jahre Statt finden kann. 
Mögen Unfre Unterthanen aller Stände und Klaffen darin 
einen neuen Beweis Unfers unbegrenzten Zutrauens zu ih: 
rer treuen Anhänglicyfeit und vaterländifchen Gefinnung 


wahrnehmen, und Unfer 'unwandelbares reines Beftreben 


erkennen, Bürgergläck und, Wohlftand in Unſerm Staats; 


gebiete auf fihern Grundlagen und dauerhaft zu befeftigen. 


Gegeben zu Bieberich am ıften, und zu Schloß En: 
gers, am 2. Sept. 1814. | 
Sriedrih Auguft, Herzog zu Naſſau. 
Friedrich Wilhelm, Fürft zu Naffaı. 
0 v6 Freih. v. Marſchall. 
20 * 
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12) Herzogthbum Sachſen ⸗Coburg. 


Nach Beendigung des Wiener Congrefles erſchien 
am 16. Maͤrz 1816 von dem regierenden Herzoge 
Ernſt von. Sachſen-Coburg ein Decret, in wel—⸗ 
chem er die Grundzüge der neu einzurichtenden ftän- 
difchen Berfaffung feines Staates oͤffentlich befanne 
machte. Er erkennt darin die Stände „als Vertre— 
ter der fämmtlihen Unterthbanen und als 
Dürgen der Aufrechthaltung der Verfaffung an“; er 
theilt fie in gebobrne und gewählte, fo baß bie 
Nittergutsbefiger zu den erften, die ‚Nepräfen« 
fanten aber aus den Stadträthen, aus dem Buͤr— 
ger» und Bauernftande zu den zweiten gehören. 
Da zu den gemählten Repräfentanten des Bürgerftans 
des wahrfcheinlich auch die Mitglieder des gelehreen 
Etandes und der gewerbetreibenden Klaffe 
gerechnet werden; fo dürfte, ‚nach diefem Maagfiabe, 
in der That jede Klaffe von Staatsbürgern vertreten 
- werden. Nur ift das Verhältniß in der Zahl der flän- 
difchen Nepräfentanten noch nicht außgefprochen ; doch 
fiehbt man, daß an eine Trennung derfelben in zwei 
Kanımern, wie im Herzogthume Naffan, nicht gedacht 
wird. | 


Decret vom 16. März 1816. 


Wir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu 
Sachſen, Juͤlich, Cleve und Berg, auch En; 
gern und Weſtphalen, Landgraf in Thürin— 
gen, Markgraf zu Meißen, fouverainer 
Fürf von Coburg und Saalfeld, gefürjier 
ter Graf von Henneberg, Graf zu der Mark 
und Ravensberg, Herr zu Ravenſtein ac. ıc. 

ir haben mit Unfern getreuen Unterthanen eine un 
glückliche Zeit uͤberſtanden. Denn unglädlih muß woh 


Decref vom 16. März 1816. 307 


die Zeit genannt werden, in welcher eine fremde Madit - 


alle Mittel anwandte, auch die teutſchen Lande ſich zu un: 
terwerfen, an die Stelle ‚der teutjchen Sitten und Rechte 
die ihrigen zu ſetzen, und alles aufzulöfen, was auf Wie— 
dererwecfung teutfchen Sinnes und teutfcher Verfaſſung 
hinzumwirten vermochte... Solche Zeiten prüfen; Wir koͤn⸗ 
nen Unfern Unterthanen aber das Zeugniß nicht verfagen, 
daß jie aud) in diefen Zeiten an ihrer Treue und ihrem 
Vertrauen gegen Uns ſich durch fremde Einflüffe nicht haz 
ben irre führen laffen. Wir ſelbſt verJuchten in jenen jtürz 
mifchen Zeiten, dasjenige zur Wohlfahre Unfrer Lan. e zu 
thun, was irgend noch möglich war. In dieſer Hinjiche 
haben Wir Uns bemüht, den Lauf der Juſtiz, , als die erite 
gerechte Forderung des Unterthans an feinen Fürjten, unges 
ftört zu erhalten; um die Betriebſamkeit Unfrer Unterchas 
nen nicht durch Monopole ‘zu hemmen, haben Wir viefe 
aufgehoben; um den freien Verkehr möglihft zu unter⸗ 
ftügen, haben Wir die Ausübung des Näherrechts für uns 
ſtatthaft erklärk, und Unfern Vafallen, unter gewillen, in 
dem Mandat vom 11. Dec. 1809 beitimmten, Bedinguns 
gen die Verficherung ertheilt, daß Wir Uns ftets geneigt 
finden laffen würden, das Lehen in freies Eigenthum zu 
verwandeln, das Gut von der Belehnung, mie auch vom 
Heimfällsrecht, zu befreien, und Jolchergeftalt den Lehens⸗ 
. verband, zum, Bortheil der Lehensbejiger, aufzulöfen; im 

gleiher Hinſicht haben Wir die Bertheilung der Gemein— 
debefißungen eingeführt, und dadurch die beflere Benußung 
diejer Güter Unfern Unterthanen möglich gemacht. Als, 
durch den langwierigen Krieg und durd) die ganzliche Um; 
Anderung der Staatsverhältniffe, die Beduͤrfniſſe und 
Staatsausgaben größtentheils fortwährend vermehrr wurs 
den, mußten Wir es als Pflicht anfehen, eine moͤglichſt 
gleihe Vertheilung der Staatslajten herzuftellen, und zu 
folhem Ende, da die ftenerpflichtigen Unterthanen die Laft 
allein zu tragen nicht ferner vermochten, auch die bisher 
unbefteuerten Grundeigenthümer in die Steuer zu legen; 
Mir haben aber auch dabei die Beruhigung genoflen, daß 
von diejen die Nothwendigkeit diefer Verfügung nicht verz 
fannt worden it. Stets überzeugt, daß eine mwohleinges 
richtete jtändijche Verfaſſung großen Vortheil einem Lande 
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bringe, haben Wir felbft im Jahre 1808 den Verfuch ges 
macht, folche wieder herzujiellen; allein die immer aufs 
‚ Meue ausbrechenden Kriege geftatteten feine ruhige Beras 
thung und Fortfeßung wohlthätiger Verhältnifle. 

Als aber endlich für Teutfchland fich beffere Ausfichten 
zeigten, als überall die Kräfte zur Rettung des teutſchen 
Darerlandes fi regten, glaubten Wir, daß es Unfere 
Pflicht fen, als teutſcher Färit an dem großen Bunde Theil 
‚zunehmen. Unfere Unterthanen haben diefe Sefinnungen 
mit Uns getheilt, und immer willig, theils perfönlich, 
theils durch Kojienbeiträge für die große und heilige Sache 
zu wirken gejucht. Diefes Unfer und der Unfrigen Beftres 
ben ift der Aufmerkſamkeit der hohen verbündeten Mächte 
nicht entgangen; und Wir haben darüber die unzweideu: 
tigiten Beweiſe erhalten. Won Unfern Nahfommen Fön: 
nen Wir den Vorwurf nicht befürchten, als ob Wir und 
die Unſrigen in der Zeit das nicht gethan hätten, was in 
ihr geichehen mußte. 

Nunmehr da das düftere Gewoͤlk verderbliher Kriege 
und nicht Minder verderblicher politifher Meinungen- fich 
verzogen, da der Friede bleibend zurückgekehrt; fo kann 
dem Zürften nichts angelegentlicher erjcheinen, als feinem 
Lane eine folche Verfaflung zu geben, welche Sicherheit 
des Eigenthums und vernünftige Freiheit im Dans 
dein, Reden und Schreiben gewährt, und fomit die’ 
Bande zwiſchen Fuͤrſten und Unterthan fefter knuͤpft. 

Die Bundesacte ſpricht im 13. Artikel den allge: 
- meinen Willen der Fürften dahin aus, daß in allen Bunz 
desitaaten eine landftändifhe Verfaſſung Statt 
finden werde. Daher find die nähern Grundfäge und Ber 
flimmungen , auf welche die ftändifche Verfaflung der teutz 
fhen Staaten im Allgemeinen errichtet werden foll, noch 
zu erwarten, damit das Beſondre dem Allgemeinen nicht 
widerfpreche, jondern Überall, fo weit es moͤglich iſt, eine 
Gleichfoͤrmigkeit Start finde. Indeſſen wollen Wir Uns 
dadurch nicht abhalten laſſen, Unſern getreuen Unterthanen 

ierüber vorläufig Unfre Sefinnungen und Anfichten im 
Ugemeinen über diefen fo wichtigen Gegenftand mitzuthei- 
len. Wir haben nach der Zuruͤckkunft in Unfre Lande ei— 
nes Unſrer erſten Gefchäfte feyn laffen, Uns das früher ab: 


Deeret vom 16. März 1816. 309 


geforderte Gutachten Unfrer Landesregierung zum Vortrag 
bringen zu laffen, und diefer Angelegenheit Unſre ganze 
Aufmerkjamfeit zu widmen. Wir erklären daher Unjern 
Unterthanen, daß Wir eine fändifche Verfaffung 


zu begründen, und zwar dergeftalt beforgt feyn werden, 


daß die Stände als Vertreter der ſaͤmmtlichen Un: 
terthanen und als Bürgen der Aufrechthaltung der herzu— 
ftellenden Verfaſſung angeſehen und gehalten werden follen. 


Dei diefem ehrenvollen und hochwichtigem Auftrage fpricht 


fi von felbjt aus, day zu landjchaftlichen.Stellen nur die 
unzweideutigite Würdigkeit führen und gelangen fann. Da 
im Staate nicht Alle veden un. nicht Alle rathen koͤnnen 
über das, was dem Lande Noth it, und über das befte 
Mittel, wie ihm zu helfen iſt, wenn nicht Verwirrung 
ſtatt Ordnung, leidenſchaftlich aufgegriffene Anſicht ſtatt 
reifer Ueberlegung Platz gewinnen ſoll; fo wird eine ſorg— 
faͤltige Beſtimmung hierbei nothwendig. Beſitz des Grund⸗ 
eigenthums, Rechtlichkeit und Einſicht find die Eigenfchaf: 
ten, die Anſpruch auf Landſtandſchaft geben. Was beſon— 
ders, in Anſehung des Grundeigenthums, die Ritterguͤter 
betrifft, auf welchen von alten Zeiten her die Landſtand— 
fhaft geruhet; To find Wir gemeinet, folhen Vorzug bei 
denfelben zu belaflen. Wir nehmen an, daß fchon der Ges 
danke, daß auf einem folhen Gute von den Altvordern zum 
Beſten des Vaterlandes gerathen worden iſt, einen Reiz 
auf den Befiser bringen muß, ferner nach befter Einficht 
. fir das gemeine Wohl mitzuwirken. Und darum theilen 
Wir Unſre Stände in 
gebohrne und gewählte. 

Zu den erftern rechnen Wir diejenigen, melche mit ei: 
nem Nittergute begabt find, und überdies diejenigen Eis 
. genfchaften in fich vereinigen, die Überhaupt zu der Wuͤr— 
digkeit eines Landftandes erforderlich find. Gelangt ein fol: 
ches Gut auf Frauen oder Unmündige; fo wird die Land— 
ftandfchaft durch dazu geeigenfchaftere Bormünder und Be: 
vollmächtigte ausgeübt. 

Die gewählten Stände beftehen theils aus den Glie⸗ 


dern der Magiftrate und Stadträthe, theils aus dem Bär: 


ger: und Bauernſtande. Wer in diefen Ständen berech— 
tigt iſt, den Stellvertreter zu wählen, und wer zu diefem 
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gewählt werden kann; darüber wird Fünftig die nähere 
Beſtimmung erfolgen. Indeſſen muß in jeder Rüciche 
ein Berhältniß zwifchen den gebohrnen und gewählten Stäns 
den Statt finden. Eben fo zweckmaͤßig und nothmwendig 
muß es erfcheinen, daß nur Eine und nicht befondere 
Landſchaften für Unfre verfchiedenen Lande hergeftellt wers 
den. Es muß kein Theil von dem Gedanken beunruhigt 
werden, daß er fchwerere Laften zu tragen habe, als der 
an.ere; das Einzelne und das Ganze muͤſſen zufammenz 
greifen; fein Theil darf vem andern fremd feyn. Was 
die Rechte und Pflichten Unfrer Landftände anbelangt, 
fo fegen Wir verbindlich feit: 


1) Allgemeine Gefeße, welche die Verfaflung, die per: 
fönlihe Freiheit und das Eigenthum betreffen,  follen 
den Ständen zum Gutachten mitgetheilt werden, und 
bevor diefes gefchehen und die Erklärung der Stände 
binnen der zu feßenden Zeit eingegangen; feine vers 
bindlihe Kraft haben. | 

2) Die frühern, unter die obige Kategorie gehörigen, 
Geſetze, welche in der Zwilchenzeit, wo die ftändifche 
Verfaflung ruhete, ausgefloffen, und daher zur Ber 
rathung nicht mitgetheilt worden find, follen, wenn 

” die Stände Über diefelben hie und da Bedenken finden, 
und ſolche Uns anzeigen, in nochmalige Prüfung gez 
zogen, und folde hiernach entweder abgeändert oder 
aufgehoben werden. 


3) In gleicher Ruͤckſicht koͤnnen die Stände bei Uns bie 
Beihwerden des Landes gegen Druck oder unerlaubs 
te Eingriffe der Staatsdiener in die Rechte der Uns 
terthbanen anzeigen, wo Wir alsdann die nöthigen Uns 
terfuchungen verfügen werden; Sie können | 

4) ferner bei Uns Vorfchläge übergeben, nach welchen: 
auf die anzugebenden Thatfachen. entweder alte Ges 
fege abzufchaffen oder neue Gefege einzuführen feyn 
möchten. 

5) Ohne der Stände Bewilligung follen Feine neuen 

Steuern ausgefchrieben werden. Webrigens wollen 
Wir, daB bei der allgemeinen Steuerpflichtigkeit, 
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und da Uns die Wohlfahrt des Adels und des Bürger: 
‚und Bauernftandes gleich nahe liegen muß, eine mög? 


lichſt verhältnißmäßig gleichheitliche Wertheilung der 


Staatslaften beobachtet und bergeitellt, und fonach 
fein Stand vor dem andern befchwert werde, welches 
bei dem gebietenden Drange der Umjtände nicht immer 
zu bewirken möglich wgr; | 


6) Die Stände wählen fih einen Director, die Ads: 
ihußglieder, den Confulenten, Copiſten und Cafiiez 
rer, und juchen bei Uns die Beftätigung derfelben. 


7) Die Rechte, welche den Rittergutsbefigern, den Paz 
tronatsherren u. f. mw. als folchen zujtehen, werden 
Wir, zur Aufhebung aller Willkuͤhr und möglihen 
Eingriffe, in. befondern Verordnungen bejtimmen, und 
folhe vor ihrer Befanntmahung, den Ständen zur 
Prüfung und Berathung mittheilen; Dagegen 


8) erwarten Wir nun auch von den künftigen Vertre⸗ 
tern Unſrer Unterthanen, daß fie bemüht feyn werden, 
Unſre wohlmeinenden Abfichten zu unterftügen, und 
das gemeine Wohl immer mehr empor zu bringen und 
zu befeitigen; die Abgaben nad). verhältnißmäßiger 
Gleichheit zu tragen; aber die von allen zu entrichz 
tenden Steuern und Abgaben als eine unverlegliche 

Sache anzüfehen, die nicht-zu etwas anders, als 
dazu, wozu. fie von Uns und den Ständen beſtimmt 
worden, verwendet werden darf. Deshalben wird 
eine genau unter der Aufſicht Unfrer Landesregierung 
fichende Rechnungsverwaltung nöthwendig. 


Indem Wir nun auf folhe Weife Unfern getreuen 
Unterthanen nicht nur die Zuficherung der, Erlangung einer 
ftändifchen Verfaſſung, fondern zugleich auch die Grunds 
linien gegeben haben, nach welchen die fünftine Verfaſ— 
fungsurtunde zu begreifen feyn foll; fo erklären Wir annoch 
weiter, daß Wir den vollitändigen Entwurf fothaner Urs 
kunde des nächften einer eigenen Commifjion, welche Wir 
aus einigen Unſrer Staatsdiener und aus einigen Unſrer 
vormaligen Stände zufammenfegen werden, zur Prüfung 
übergeben werden. Sobald diefe ſich über die Grundſaͤtze 
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wird vereinigt haben, werden wir, wegen der anzutreten⸗ 
den Wahlen und dem ſodann zu beſtimmenden Landtag, 
das weiter Erforderliche zu erlaffen unvergeflen feyn. Nur 
foll fein Theil vergeffen, daß die Form das Seringere iſt, 
und daß der gute Geiſt hineingelegt und. damıt das Ganze 
belebt werden muß, 


Coburg zur Ehrenburg den 16. März 1816. 


Ernſt, H. z. S. C. S. 
Gruner. 


13) Großherzogthum Sachſen-Weimar. 


Seit den letzten dreißig bis vierzig Jahren galt der 
an ſich kleine Staat des Herzogs von Weimar als ein 
ausgezeichneter Lichtpunct der Aufklaͤrung, der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und artiſtiſchen Bildung in der Voͤlker⸗ 
charte Teutſchlands, von defien 28 Millionen Einwoh⸗ 
nern der Weimarifche Staat höchfteng damals 109,000 - 
- Bewohner umfchloß. Allein an der Spike diefes Staa» 
tes fiand ein Fürft, der dag Licht ertragen fonnte, und 
die Verbreitung deffelben beförderte; und im Einver- 
ftändniffe mit ihm wirkten geiſtvolle, wiſſenſchaftlich 
gebildete und gefchäftsfundige Männer, unter welchen 
die Namen Voigt, Göthe, Fritſch und Gers— 
dorf mif Ruhm und Ehre auf die Nachwelt überge- 
ben werden. : | 

Es durfte alfo nicht befremden, daß eben biefer 
Staat, nah feiner geographifhen Erweite— 
rung auf dem Wiener Congreffe und nach. der von den 
europälfchen und teutfchen Mächten anerfannten groß» 
herzoglichen Würde feines Negenten, den übris 
gen größern und Fleinern Staaten des teutfhen Stans 
tenbundes mit einer zeitgemäßen Verfaffung 
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voranging, in. welcher mit mweifer Umficht das Gute 
aus.den ältern, fchon vorhandenen, Formen mit dem- 
jenigen, was ber fortgefchrittene Geift der teutfchen 
Voͤlkerſchaften als Bedürfniß und Garantie feineg wei⸗ 
tern Fortfchrittg verlangte, in die genauefte Verbindung 
gebracht ward. Eine gründliche und fachfundige Ueber- 
ſicht über die ehemalige Verfaffung diefeg Staates, und 
über die Veränderungen derfelben im Jahre 1809 und 
1815 befindet fih im zweiten GStüde des crfien 
Bandes. des allgemeinen Staatsverfaf- 
ſungsarchivs. 

Nachdem am 15. Dec. 1806 der Herjog v von Wei⸗ 
mar, mit den übrigen Fuͤrſten des Erneſtiniſchen Hau⸗ 
ſes, dem Rheinbunde zu Poſen beigetreten war, \ er: 
fchien am 20. Eept. 1809 die Eonftitution der 
vereinigten Landfchaft der Herzoglich Wei« 
mar» und Eıfenadhifhen Lande mit Ein- 

fchluß der Jenaifhen Landegsportion - Sie . 
war blos proviforifch, und zunächft dazu beftimmt, -die 
einzelnen Beftandtheile des Staates unter einander in 
‚nähere Verbindung zu bringen, damit die Laften, welche 
während der Zeit des Rheinbundes auf demfelben ruhs 
ten, gleichmäßiger vertheilt werden, und den Kredit 
des Ganzen nicht erfchüttern möchten. Deshalb wur⸗ 
den die drei Landfchaften von Weimar, Eifenach 
und Sena zu Einer Landfchaft, in drei Kreifen 
beftehbend, vereinigt: Die, fämmtlichen Gefchäfte 
follte eine ſtaͤndiſche Deputation, unter dem Vor- 
ſitze eines General» Landfchaftsdirectorg, beforgen. Die 
Verwaltung der Steuergefchäfte aber ward einem Land- 
ſchaftscollegium übertragen. Die Stände jedes Kreis 
fes follten aus Gutsbeſitzern und Städten. be 
ſtehen, und zwar aus ſolchen Gutsbeſitzern und Städ- 
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ten, welche bisher das Recht der Standſchaft auf 
den allgemeinen Landtagen gehabt harten; auch ſollte 
die Univerfität Jena das Recht der Standfchaft behal- 
ten, doch follte fie, als Landesafademie, allen ‚drei 
Kreifen angehören. Die landfhaftlihe Depus 
tation follte aus 12 Deputirten und dem Director 
zufammengefegt werden. Sechs derfelben follten Guts» 
befizer, adlihen oder auh.nihtadlihen Etans 
des ſeyn, fünf von den Städten Weimar, Eifenach, 
Jena, Buttſtaͤdt und Dornburg, und einer aus dem 
afademifchen Eenate der Univerfität Jena gewählt wer« 
den. Die ordentlichen Berfammlungen diefer Deputas 
tion ſollten jährlich feyn; doch konnte fie der" Regent 
auch außerordentlich zufammenberufen. Jährlich fol 
ten, nach dem Loofe, zwei Drittheile der Depus 
firten erneuert werden. 

Daß erfte und vornehmfte Gefchäft der Iandfchafts 
Tichen Deputation follte dag Durchgehen und Abnehmen 
der Rechnungen feyn, melde das landfchaftliche 
Collegium ſowohl über die Hauptlandfaffe, als über 
andere Kaffen führte. Darauf follte fie die Etats fürs 
nächfte Jahr ordnen, und Mittel auffinden, die Staats- 
bedürfniffe nach diefen Etats zu decken. Auch follten 
ihr vom. Landesherrn die Entwürfe neuer Gefege zur 
Eröffnung ihres unvorgreifliden Gutach— 
tens vorgelegte werden; und endlich, follte ihr freiſte— 
ben, ſelbſt Vorfhläge zu thun. Dei biefer 
Einrichtung follten Eünftig..alle BVerfammlungen 
der Landftände aufhören.- Doch Behielt fich der 
Fuͤrſt vor, fie in einzelnen außerordentlichen Fällen zu 
berufen; den Landftänden aber ward verftattet, auf 
eine folche Berufung, unter WVorlegung twichtiger 
Gründe, anzutragen. Des» Öenerallandfchaftsdirector 
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(welches ein Adlicher oder Bürgerlicher feyn koͤnnte,) 
ward auf-Lebengzeit erwaͤhlt; das Landfchaftscollegium 
aber jollte ın zwei Abtheilungen, der Weimarifchen und 
Eifenachifchen, aus 16 Perfonen (2 Präfiventen, ı Bis 
cepräfidenten, 6 herzoglichen Raͤthen, ı Landſchafts⸗ 
beputirten und 6 Yandräthen) beſtehen. Die Prafidens 
ten und herzoglichen Näthe ernannte der Herzog, den 
Landfchaftsdeputirten und die Landräthe ernannten die 
Stände. Das Landfchaftscollegium follte leiten: dag 
Steuerweſen in feinem ganzen Umfange, und die Ver 
waltung fämmelicher Iandfchaftlicher Raffen; die Kriegs. 
und Gantonsgefchäfte; die Brand - « Affeeurationginftis 
. inte; den Weg -, Straßen- und Uferbau. 

Kaum aber war der Rheinbund aufgeldfet und bie 
neue Drdnung der Dinge in Teutfchland eingeleitet, alg 
der nunmehrige Großherzog in dem Beſi ignahmepatente 
der neuertworbenen Provinzen und Diftricte vom 15. 
Nov. 1815 erklärte: „Wir verfprechen ihnen (den Ein- 
wohnern der in Befig genommenen Länder) gleichmäßig 
und gemeinfchaftlich mit den übrigen (alten £ändern ) 
eine landftändifche Berfaffung u geben, 
welche ihnen dag Necht gewähren fol, durch aus allen 
Klaffen der Staatsbürger von Unfern Unterthanen 
ſelbſt erwählte Repräfentanten, bei der Ge» 
feggebung mitzumirfen; Steuern und Finanz 
maasregeln, die dag Vermögen des Landes oder. der 
Unterthanen betreffen, nur nach freier Prüfung zu bes 
willigen; über Mängel und Mißbräuche in der Landes: 
verwaltung oder Gefeßgebung mit gutachtlichen Vors 
fehlägen zur Abftelung derfelben Uns Vortrag zu thun; 
fo wie auch bei wilfführlichen Eingriffen der Staatsbes 
amten in die gefegliche Freiheit, die Ehre und dag Ei- 
genthum der Staatsbürger, bei Uns Klage zu füh« 
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‚ ren, und auf rechtliche Unterfuchung ihren Antrag zu 
richten.“ | Ä | 

Darauf. folgte am 1. Dec. 1815 die großhergogliche 
Derordnung, die Drganifation des Staats« 
:miniferiumg betreffend. (Sie ſteht im allge 
meinen Staatsverfaffungsardyive, ı. Band, 2. St. 
©. 254 ff.) . 9 

Nachdem auf dieſe Weiſe die hoͤchſte Staatsbehoͤrde 
des Großherzogthums neu organiſirt worden war, er⸗ 
ſchien am g0. Jan. 1816 die folgende Verordnung: 


a) Großberzoglide Verordnung vom 
30. $an. 1816, die Bildung und Zus 
fammenberufung einer fländifhen Be— 
rathungsverfammlung zur Entwerfung 
ber Sandesverfaffungsurfunde 
betreffend. 


Kir Carl Auguf, von Gottes Gnaden Groß: 
herzog zu Sachſen-Weimar-Eiſenach, Lands 

—graf in Thüringen, Markgraf zu Meiſſen, 
gefuͤrſteter Graf zu Henneberg, Herr zu 

Blankenhayn, Neuſtadt und Tautenburg. 


In Gemaͤßheit des von Uns in den Beſitzergrei— 
fungs: Patenten vom 15. Mov. 1815, und vom 
24. San. 1816 gethanen Verfprechens, Uns mit den Stans 
den Unjrer alten und mit einer Auswahl der Vafallen und 
Unterthanen der neuen Lande‘, in einer zu bildenden ge: 
meinfchaftlihen Verfammlung der erftern und der letztern, 
dürch das Drgan einiger Unfrer Staatsdiener über die 
zweckmaͤßigſte Abfaflung der Verfallungsurfunde: zu beras 
then, melde den Ständen des Unſers Großherzogthums 
die in jenen Beſitzergreifungs Patenten ausgefprochenen 
Rechte begründen und in Bezug auf die Bedingungen und 
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Formen der Ausuͤbung derfelsen beftimmen folf, haben Wir 
bejchloffen zu verordnen, und vervrdnen, wie folgt 


Artifel I. 


Bon dem Zwede der zu bildenden Verſamm— 
lung und den Grundfägen ihrer Bildung. 


$. 12. Die aus der ftändifchen Deputation der alten 
Lande und aus einer Auswahl von Vafallen und Unterthas 
nen der neuen Lande beftehende ftändifche Berathungsver; 
fammlung bat zum Zwede, in Gemeinfchaft mit den von 
Uns dazu beauftragten Staatsdienern, den Entwurf einer 
Berfaflungsurfunde zu arbeiten, welche umfaflend und 
deutlich die Bedingungen und Formen feitfegen foll, wie, 
durch Wahl der Staatsbürger aller Klaffen, 
Repräfentanten der Geſammtheit Unfrer Iins 
terthanen zu der Landesftandfchaft berufen werz 
den follen, wie die alfo erwählten Repräfentanten fi) 
als Landesftände zu verfammeln und zu conftituiven, 
wie, in welchem Verhaͤltniß, unter weldhen gefeglichen 
Formen und Vorausjegungen fie die Rechte der Mitwir: 
tung bei der Sefeßgebung,.der freien Bewil: 
ligung von Steuern und Finanzmaasregeln, die dag 
Vermoͤgen des Landes und der Unterthanen betreffen: der 
gutachtlihen Vorſchlaͤge zu Abftellung von Män: 
geln und Mißbräuden in der Verwaltung 
und Gefeßgebung, der Klage über willkuͤhr— 
liche Eingriffe der Staatsbeamten in die 
Sreiheit, die Ehre und das Eigenthbum der 
Staatsbürger oder in die Verfaffung des 

Landes, geſetzmaͤßig auszuüben haben. 


$. 2. Um diefen Zweck zu erreichen, iſt eine Vereini— 
- gung der ſtaͤndiſchen Deputation der Fuͤrſtenthuͤmer Weimar 
mit Jena und Eiſenach, wie diefelbe, fraft der Conſtitu— 
tion vom Jahre 1309 die Repräfentation der Unterthanen 
Unſrer alten Lande bildet, mit einer Anzahl von Vaſallen 
und Unterthanen Unſrer neuen Lande, erforderlich, aus 
der Klaſſe verjenigen Bewohner dieſer Gebiete, welche zu 
den Landesſtaͤnden der Staaten gehörten, von. denen ihre 
Provinzen oder Diſtricte fonft Theile bildeten. 


* 


318 Großherzogthum Sachſen⸗ Weimar. 


Zweitens muß aber der Grundſatz, dem zu Folge die 
fünftigen Landesftände des Großherzogthums aus Repraͤ⸗ 
ſentanten aller Klaſſen der Staatsbürger beſtehen fol: 
len, ſo weit es angeht, auch bereits in den Elementen der 
Zuſammenſetzung einer Verſammlung als angewendet er; 
feheinen, deren Gefchäft die Einleitung und Vorbereitung 
einer ‚auf. diefer Grundbedingung einer aͤchten Volksrepraͤ— 
fentation beruhenden Verfaflung ſeyn ſoll. 


Drittens hatten. vierzehntaufend Einwohner Unſers 
Staates, Unfre Unterthanen in der Herrſchaft Blanken— 
hayn und den Aemtern Atzmannsdorf, Tonndorf, Schloß: 
vippach, und die Bewohner von Stotternheim , Schwer: 
born und der Voigtei Haßleben, ſich in ihrem frähern Zu: 
ſtande feiner landesftändifchen Rechte zu erfveuen, und es 
ift cheils an ſich, theils bei der Eigenthümlichkeit ihrer bürs 
gerlihen und Rechtsverfallung nothwendig, daß auch fie 
duch einen oder mehrere ihrer Mitbürger bei den Bera— 
thungen und Entwürfen in Betreff der Verfaſſungsurkunde 
— deſſen ne fie jegt find, ſelbſtthaͤtig mit⸗ 
wirken 


$. 3. Da kein Stand ber Staatsbürger kuͤnftig von 
der Theilnahme an der Wahl der Landesrepräfentanten auss 
geſchloſſen feyn fol; fo vermag dies um jo weniger mit dem’ 
im Beſitze bedeutender und auf mannigfache Weife bevors 
rechteten Grundvermögens befindlichen angefehenen Stande 
der Ritterfchaft der Fall zu feyn, als derfelbe fein Recht, 
auf den Landtagen zu erfcheinen, wohl hergebracht hat, und 
verlangen kann, daß ſeine Anſpruͤche nur in Gegenwart 
und unter Mitwirkung von — auch von dieſem Stande 
freierwaͤhlten — Repraͤſentanten erörtert und daß diejeni⸗ 
gen ſeiner Vorrechte, welche nicht im Widerſpruche mit 
dem Gemeinwohl ſtehen, oder für die uͤbrigen Staatsbürz 
ger wefentlich nachtheilig find, achtend anerfarint werden, 


$. 4. In Anwendung der hier ausgefprochenen Grund⸗ 
fäge erfolgen die Beſtimmungen über die Bildung der ftänz 
diſchen Berathungsverfammlung, jo weit diefelbe aus Va— 
fallen und andern Staatsbuͤrgern Unſrer neuen Lande bes 
fiehen wird. ' 


‚Verordnung vom 30. Jan. ı8i6. guy 
ie SI, 
Bon dei Zahl, den Eigenfhäften und der Er 
nennung ‚der aus den neuen Landen zu ber’ 


Berathungsverfammlung abzyordönenden Bas. 
fallen.und Unterchanen, ER 


"36.054 Die Zahl der Abgeordneten der Ritterſchaft Aln; 
ſerer neuen Lande zu der Berathungsverſammlung fol ae: 
fuͤnf· Rittergutsbeſitzern dieſer Landestheile beſtehen. a 

9. 6. Der Begriff der Ritterfchaft Unferer neuen Lane: 
de wird dahin ausgedehät, daß die“ Ritterichaft Aurch'die 

Gefammtheit der. Rittergutsbeſitzer der. neuen Bande: gen: 
bilder wird, ſo, daß weder Religion, noch adeliche oder nicht 
adeliche Geburt, noch die Schriftfäjjigkeit oder Amtefäjlige: 
keit des Nitterguts'hleegei und in diefenz. Betracht einigen 
Unterſchied/ machen kann. 

aß 7.Mothwendig jedoch und in Gemaͤßheit des 14. 


V — 


Artikels der Urkunde des Teutſchen Bundesvertrags, wich! 


auch ſchon bei der. bevorſtehenden Berathungsver ſamm⸗ 
lung/ unter der Zahl der ritterſchaftlichen Abgeordneten ein‘ 
in Unſern neuen Landen: mit einem Rittergutedngefeffeneg: - 
ehemaliger Neichsritter erfcheinen.. .: . 2. vi. rer 
„9: 8. . Es wählen demnach die ſaͤmmtlichen Ritterguts⸗ 
beſitzer iliunferes Neuſtaͤdtiſchen Krriſes aus’ ihrer Mite 
und als ihre Deputirten bei der Berathungsverſammiung 
in der bisher unter denſelben uͤblich geweſenen Weiſe, zwei: 
Abgeordnete. © a 

d. 9. Die Rittergutssefiger in den ehemaligen En⸗ 
claven, dem Amte Tautenburg, den. dureh: den Stantspers 
rag. vom. 22. September 1315 mit Unferm Großherzog⸗ 
thum vereinigten: Thäringifchen Orifchaften , erfcheinen bei; 
der: Berathungsverfammlung durch. einen, "von Ahnen aus 
ihrer Mitte gewaͤhlten Abgeordueten. © 4 ee 
181 Die, Mittergutsbefißer in Unſern Heſſiſchen, 
Fuldaiſchen und den ehemals reichsritterſchaftlichen Landegr- 
theilen ordnen aus ihrer Mitte zwei von ihnen ſelbſt er⸗ 
wählte Deputirte ab, von welchen jedoch der eine Mothwen⸗ 
dig find in Gemäßheit des h. 7. diefer Verordnung ein ches 
maliger, jegt mit einem Rittergute in jenen Gebieten ans. 
ſaͤſſiget, Reichsritter fepn muß. . 1 cu een 
Bweiter Band, 21 
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9. 11. Alle dieſe Abgeordneten der Ritterſchaft haben 
ſich bei ihrem, Erſcheinen durch Vorzeigung ihrer Vollmach⸗ 
ten bel ünſerm Staatsminifterio zu legitimiren. 

g. 12. Als Abgeordnete von Land und Staͤdten 1 
als Unfern neuen Landen berufen, bei der fändtfhen Wer 
tathungsverfaminling zu erfcheinen, ſieben Abgeorduete. 

6273. Wegen Vertheilung dieſer ieben Abgeordneten 
von; Lau und Staͤrten Unſerer neuen Yande unter die vers: 
ſchiedenen Diſtricte und. Gebiete derſelben, ferner wegen 
ihner Ernennung, gelten folgende. Boſtimmungen. 

sich; 24 Fuͤr die Staͤdte Neuſtadt und Weyda erſcheb 
nen nothwendig zufammen zwei Abgeorünetesi .: Gay ib 

. 15. Die Stadt N, fandet einen Högead, 

neten, 2 

16 Die Arwer Anmannaderf und Tonndorf vebf: 
den gegenwärtig damit vereinigten. Ortſchaften Schloßvips) 
pad, Stotternheiti und Schwerbbin,imnd: bie Voigtei Haß⸗ 
lehen ſenden zuſammen zwei Abgeorduete. „iminue 

ugs 17. Aus den mit Unſerm Groherzogthum vereinig⸗ 
ten, font: Fuldaifchen, Kurheſſiſchen und ehemals Reiches: 
ritterſchaftlichen Gebieten erſcheinen zwei m... von; 
Land und Städten; welche die Städte. Dad) und Ge 
ſenden . An 

sure © iR. feinesiwege nothwenig wererubaß die 
cordneten der in den vorigen SS: genaunten Staͤdte 
dieglieder des Rathes oder ſonſt obrigkeitliche nn 
noch daß fie fpeciell Bürger oder Ei inwohner der 
ſeyen, in deren Mamen ſie erfeinenodlen. 2’ > ‚u 
. 19. Meathwendig jedoch muͤſſen ſie Einwohner: in, 
ſerer neuen Lande und zwar. im Boziehung aufe die Stadt: 
ober Gegend, in deren Namen ſie erfhpeltien,; in einem der 
damit. in den vorhergehenden G. — gufunmengefaßteuBaw; 
bessheile wohnhaft ſeyn 0.3 de en tale XRXX 

6,208. Dan der won Uns in den Befigekgreifungdper 
tenten vom 15. Movember 181351 Und 19824: Jauuac 
2816 ausgefpeochene Grundſatz, daß dierLaudesſtaͤnde Un⸗ 
ſeres Großherzogthums aqus Repraͤſentauten der geſammten 
Staatsbuͤrger Unſerer Unterthanen beſtehen ſollen, welches 
dieſe letztern ſelbſt eywaͤhlt haben werden, nur durch eine: 
organiſche Geſetzgebung üben. die Merhode, — 8 


er MT, Du 
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Bedingungen der Wahlen und, der Wählsarkeit von Re⸗ 
praͤſentanten · wirklich geltend zu werden vermag; eine jolche 
Gefeßgebung aber ein weſentlicher Beſtandtheil der abzus 
faffenden Verfaſſungsurkunde ſeyn wird, ‚deren Berathung 
und Entwurf der Zweck .der zuſammenberufenen Verſamm⸗ 
lung ift; fo koͤunen die gegenwärtig und bei diefer Bera⸗ 
thungsverfammlung ‚zu. erfcheinen berufenen Abgeordneten 
von Land und Städten nicht fhon dießmal durch Wahl der 


Staatsbürger beftimme werden. Auch’ würde, da ohne ges: 


‚fegliche Vorbeſtimmungen uud Fürforgen weder eine ords ' 
nungsmäßige, noch eine freie Wahl: gelingen: kann, bei der - 
Kürze der Zeit und der nothwendig bald nad) ihrem ganzen 
Umfang zu begrändenven Verfallung, dieſe der Zukunft und 
den Geftimmungen .der Verfaſſungsurkunde als Folge vor⸗ 
behaltene Art der Beſtimmung der Repraſentanten nicht 
ſofort anwendbar ſeyn koͤnnen. | 
§. 21. Wir befiimmen. in Erwägung. dieſer Grunde 
folgendes, aus ſchließlich zum Behuf der Beru— 
fang der Abgeordneten von Land und Staäaͤd— 
ten Unferer neuen Lande zu der Veratpunge 
verfammlung Geltende: 4 
1) Wir ernennen Unjern Präfidenten der  Landesdi: 
reetlon zu Weimar, Freiheren von Ziegefar, zu Unſerm 
Commiſſario, um, nad) angehörtem Rarhe des Stadtraths 
zu Blankenhayn, der Juſtizbeamten zu Atzmannsdorf, Tonn⸗ 
dorf und in Betreff der Voigtei Haßleben, des Juſtizbeam⸗ 
ten zu Großrudeſtedt, einen Abgeordneten ber Stadt Blan-⸗ 
kenhayn, einen Abgeordneten der ſonſt Erfurtiſchen Nemter - 
und Drtfchaften, einen Abgeordneten der Voigtei Haßleben 
“ zu der Berathungsverſammlung zu berufen, 


2) Unfern Geheimen Regierungsrath von Moß zu Eir 


ſenach ernennen Wir zu Unjerm Commiſſario, um, nah ans 
gehoͤrter Meinung der Stadtraͤthe zu Vach und zu Geifa, 
zwei Abgeordnete für dieſe Städte und dortige Gebiete zu 
der Berathungsverfammlung zu berufen: 

3) An: die Kreisausſchreibende Stadt Neuſtadt aber er⸗ 
geht, in Gemaͤßheit der bisherigen, fuͤr dieſes Mal und bis 
etwa durch das abzufaſſende organiſche Geſetz hierüͤber et— 

was anders wuͤrde beſtimmt feyn, beizubehaltende Obſer⸗ 
vanz, hiermit Unſere Aufforderung, um wegen der von den 

21” 
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Staͤdten und Weyda zu dieſer Berathungesverſammlung zu 
ſendenden zwei Abgeordneten, das Noͤthige nach herge⸗ 
brachter Weiſe zu beſorgen. 

6. 22. Die zu berufenden Perſonen muͤſſen nothwen⸗ 
dig a) muͤndig, b) in dem Diſtricte, worin die Stadt oder 
die Aemter, aus denen fie berufen werden, gelegen find, 
mit. feuerbaren Grundſtuͤcken anſaͤßig feyn, und c) aus 
der Klaffe der wohlhabenden und daher in ihrem buͤrgerli⸗ 
hen Zuftand möglihft unabhängigen Staarsbürger ber _ 
tufen werden. Sie mäffen d) anerkannter Weife mit dem. 
Zutrauen ihres Ortseinwohner und Mitbuͤrger bekleidet 
feyn. . — 
9. 23. Da bereits die Ritterſchaft Unſerer neuen Lan⸗ 
de durch fünf Abgeordnete zu erſcheinen berufen iſt; fo koͤn— 
nen Rittergutsbeſitzer nicht zu Abgeordneten von Land und 
Staͤdten Unſerer neuen Lande bei der Berathungsverſamm⸗ 
lung ernannt werden. 

9. 24. Die Abgeordneten von Sand und Städten ha⸗ 


ben ſich bei ihrem. Erſcheinen mit den Ernennungsbriefen 


der von Uns zu ihrer Berufung beitellten: Commiffarien, 
oder, foviel die Abgeordneten der Städte Neuſtadt und 
Weyda anlangt, mit den Befcheinigungen der Kreisausfchreis 
benden Stadt Neuftadt, bei Unſerm Otaatsminiſterio zu 
legitimiren. 

$. 25. In den offieiellen Wochenblaͤttern unſers Groß⸗ 
herzogthums iſt das Perſonal der Abgeordneten der Ritter: 
ſchaft und derer von Land und Städten Unſerer neuen Lanz 
de aläbald nach der Legisimatton — zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Artikel III. 


Zeit des Erfheinens der Deputirten und der 
Eröffnung der Berathungsverfammlung.. 


$. 26. Die ftändifche Deputation Unferer alten Lane 
de und die Abgesrdneten der Ritterfchaft, fo wie auch die 
Abgeordneten von Land und Städten Unjerer neuen Lande, 
" find als gemeinfchaftliche andifche Berathungsverfammlung 
zum Behuf der Mitwirkung bei Abfaflung der. in den Bes 
fi en vom 15. November 1815 und 24. 
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— 1816 angekuͤndigten Verfaſſungeurkunde, als ei⸗ 
nes. Grundgeſetzes Unſers Großherzogthums, hiemit und 
Kraft dieſer Verordnung, berufen und entboten, in der 
eig angezeigten Zahl und auf die bejtimmte Weiſe unfehl⸗ 
ar den | 


Siebenten April diefes Jahres - 


in Unferer Refidenzftadt Weimar zu erfheinen und daſelbſt, 
nachdem fie fich in der vorgeſchriebenen Maafe gehörig werz | 
den legitimirt haben, der in. Unjerm Namen zu bewirkenden 
Eröffnung — Verſammlung zu gewaͤrtigen. 


Artitel IV. 


Von den Staatsdienern, welche als Organ 

des Großherzogs Mitglieder der Berathungs—⸗ 

verfammlung fenn follen, von dem Präfidio 

diefer Berfammlung und von dem Geſchäfts— 
gange derfelben. 


6.27. Wir Haben drei Unferer Staatsdiener als Uns 
fere Ammediatcommiffarien, in den ‘Perfonen des Praͤſi⸗ 
denten der Lamdesdirection, Freiherrn von Ziegefar, des 
- Megterungsrachs Krumm und des Landesdivectionsraths 
Kufeland, ernannt, um den Berathungen der ftändijchen 
Berfammiung beizuwohnen und an denjelben, fo wieauh 
an den Arbeiten und Entwürfen, welche der Zweck der Vers 
ſammlung find, Theil zu nehmen. | 
“6,28. Unfer Praͤſident der Landesdirection, Freiherr 
von Ziegeſar, wird in der Berathungsverſammlung den 
Vorſitz fuͤhren und dieſelbe eroͤffnen. 
| $. 29. Das erfie Geſchaͤft der Berfammlung wird hier⸗ 
auf ſeyn, durch Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte ihren 
Seeretaͤr zu wählen, 

$. 30. Der alio ermwählte Secretaͤr der Verſammlung 
hat, außer andern ihm nach Zutrauen der Verſammlung zu 
uͤbertragenden, mit dem Zweck derſelben in Beziehung ſte⸗ 
henden Geſchaͤften beſonders das Amt der genauen Proto⸗ 
kollfuͤhrung, als welche weſentlich und durchaus erforder⸗ 
lich iſt. 
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6. 31. Die mit dem Praͤſidenten zugleich committirten 
Staatsdiener, der Regierungsrath Krumm und der Landes: 
directionsrath Hufeland, werden, da die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit in der Verſammlung gelten ſoll, bei allen Abſtim⸗ 
mungen ihr Votum mit zu den zu zaͤhlenden Stimmen 
geben, ' 
a $. 32. Der Praͤſtdent der Verſammlung hat keine 
Stimme bei den Berarhungen-derjelben, ausgenommen in 
dent Fall, wenn bei zwei verfchiedenen Meinungen jede von 
einer aleichen Anzahl Stimmen verfochten wird, in mel⸗ 
chem Falle die Stimme und Meinung des: Präfidenten den 
Ausſchlag giebt. 

$. 33. Die ftändifche Berathungsverfammlung wird 
nur eine Curie bilden. 

. 34. ° Der Prarivent derfelben hat im Allgemeinen 
den Gefchäftsgang zu leiten, 

$. 35.  Derfelbe darf jedoch weder der Freiheit der Er 
drterung, noch des Abſtimmens Eintrag thun, wohlverſtan⸗ 
‚ den, daß dieſe Freiheit der Erörterung und des Abftimmens 
fih in den Gebieten des Zwecks der Berfammlung halte, 
und die Graͤnzen der Sitte und Ordnung nicht überfchreite. 
G. 36. Zu Förderung der Geſchaͤfte hat der Präjidene 
die Befugniß, die Verſammlung in Sectionen zu Bearbei⸗ 
tung der einzelnen Theile der Verfaſſungsurkunde zu 
ſondern. 

9. 37. Eine jede ſolche Section muß nothwendig aus 
. Mitgliedern der ſtaͤndiſchen Deputation der alten, und Abs 
geordneten der neuen Lande beitehen. In Betreff der ers 
fern föwohl als der .leßtern, muß, wo moͤglich, ein Mits 
glied von der Ritterſchaft oder der akademiſche Deputirte 
und ein Mitglied aus der Zahl der Abgeordneten von Land 
und Städten in einer folhen Section fich befinden. 

6. 38. Die zur ftändifchen Berathungsverfammlung 
mitcommittirten Staatsdiener können zu Mitgliedern in 
Sectionen ernannt werden. 

8. 39. Jeder Section iſt eine: Befimmte Aufgabe von 
Arbeit zuzutheilen. 
$. 40. ‚Das Nefultat der Arbeit legt ‚jede Section 


der ganzen Berfammlung zur Erörterung und Prüfung 
vor. 
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em 6 4u Die Verathungsverſammlung hat dns: Recht, 
Busch Stimmenmehrheit Committeen aus ihrer Mitte, zur 
Bearbeitung einzelner Theile, oder auch zu Bearbeitung des 
‚ganzen Gegenſtandes ihrer Bejchäfttgung zu wählen.- 

:$u42. Eine alſo erwählte Committee bat ihre Arbeit 
‚u feeier Prüfung der. Berfammlung vorzulegen.  : 

8.43. Durch Stimmenmehrheit der Vlisglieder der 
Verſammlung ohne Ausnahme, ıbird, in Hiuſicht der Ans 
‚nahme, Modification oder Verweifung von dergleichen Ar⸗ 
beiten, ein Beſchluß der Verſammlung gefaßt. 

de 44. Es ſteht einem jeden Vlitgliede der Verſaum⸗ 
luug, er ſey Staatsdiener oder Abgeordneter, frei, ſeine 
Vorſchlaͤge über: die dem. Zweck der Begruͤndung und Bes 
ſtimmung ter von Uns den Landesſtaͤnden Unſers Großher⸗ 
zogthums zugejicherren Rechte enifprechendfte Abfaſſung, 
- ‚sowohl einzelner Theile, als auch des Ganzen der Verfaſ⸗ 
fungeurtunde ſelbſt, feine Ansichten ſchriftlich und aus ihren 
Gründen entwickelt, > der Verfammlung, in Form einer 
Dentichrift mit, Beilagen oder; eines Voti vorzulegen. 133 

$.45. Solche Eingaben find dem, Prafdenten‘ ‚ber 

Verfammlung zu injinuiren. Er hat dieſelben zur Konnte 
niß aller Mitglieder der Verſammlung zu bringen, ‚trägt 
fie fodarm in einer Plenge ſitzung vor, und ordnet, in Hin⸗ 
ſicht der Discuſſian des Inhalts derſelben und alles ſonſt in 
ihrer umfaſſenden Vertekichrigung Erfor erlihen,, das Noͤ⸗ 
thige an. 
6946. Auf keine ſolcher Eingaben iſt mehr Rd icht 
von der Verſammlung zu nedmen, als dieſelbe den Mitglie⸗ 
dern derſelben, vermoͤge ihrẽs innereu Gehalts, ju verdie⸗ 
nen ſcheinen wirt. 

G. 47. Ehen fo werden Mir, durch die Unſerer Seits 
zu Beiwohnung der Sitzungen und Theilnahme an den At⸗ 
beiten der Verfammlung committirten Staatsdiener, Ents 
wirfe und Anfichten über den der Verfaſſungsurkunde, ihr 
ter von Uns ausgeſprochenen Beſtimmung gemäß; zu ges 
benden Anhalt mitsheilert laſſen, welche Uns unmi BEE 
erw. koͤnaten vorgelegt werden 
:. 9.43. Da Wir jedoch von allen ſolchen Arbeiten nur 
vorkdafig Kenntniß nehmen und keineswegs der freien Pruͤ⸗ 
dung Unferer ſtaͤndiſchen Berathungeverfammlung Schran⸗ 
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ken zu ſetzen beabſichtigen, ſo ſind auch ſolche Uns unmittel⸗ 
‚bar vorgelegte Entwuͤrfe und Ideen von der ſtaͤndiſchen Be⸗ 
rathungsverſammlung ni nach Maasgabe ihres innern 
Werthes zu beruͤckſichtigen, und nur in ſo fern ſie bei der 
Mruͤfung ihres Gehalts wichtig, und anwendbar erſcheinen, 
bei Abfaſſung des Entwurfs. einer — zu 
gebrauchen. 
— 9. 49. Wenn Die änbifee Beruungn —— — 
der Beſtimmung ihrer Berufung gemaͤ ntwurf ei⸗ 
ner Verfaflungsurtunde wird: gearbeitet haben, wie dieſelbe 
als. Srundgefeg Unſers Großherzogthums und als ein 
Landesgrundverstag zwiſchen dem Fürften und feir 
nen Unterehanen, den Bürgern des Staats, als R 
tanten der letztern und Landesſtaͤnden des SGroßherzogtfums, | 
Aber die wefentlichen ſtaatsrechtlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Regenten und den Unterthanen deſſelben, nach Man 
gabe der in den Beſitzergreifungspatenten vom 15. Novem⸗ 
ber 1815 und vom 24. Januar 1816 von Uns den Stan⸗ 
den zugeſicherten Rechte upd angegebenen Grundzüge, zweck⸗ 
mäßig abzufaffen iftz fo ift diefer Entwurf” Uns, nebit den 
Protokollen und Acten, welche ſich auf’ deffen Zuſtande⸗ 
bringung beziehen, zur Prüfung und weitern Enerpeidung” 
ger J 
Nur durch Unſere Großherzoglich Sr 
etien — dieſer Entwurf verbindende Kraft und die Mar 
tur eines Grundgefeges Unſers Großherzogthums erhalten. | 
52, Der Präfident der Berathungsverſammlung 
und die andern von uns dazu committirten Staatediener 
haben die Pflicht, Uns von dem Gang der Geſchaͤfte in dex 
ſtaͤndiſchen Berathungsverſammlung hrerſeite durch — 
te in Kenntniß zu ſetzen. 
6. 52. Das Recht der — der ſtändiſchen Ber 
| rathungsverfammlung, ſo wie das Recht der. Aufloͤſung bei 
Ieben, behalten Wir Ins ausdrücklich vor, . 

8. 52. Unſer Staatsminiiterium tft mit Ausführung 
Biefer Bergrdnung und Unſere Bandesregierungen find mit 
Publication derjelben, welche durch den Druck gefchehen 
foll, beauftragt. Urkundlich haben Wir diefelbe eigenhäns ı 
dig vollzogen und ſie mit Unſerm Grohherzoglichen —— 
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v rag laſſen. So geſchehen und —— Weimar den 
anuar 18316. 

die 8.) Karl Zusuk. 


G. v. Voigt. C. W. Fehr. v. — v. Sera 
Aa Edling. 


vd, Conta. 





Nachdem ber Bandit 'a am 7. pri 116 feiertich 
‚eröffnet worden war, erſchien am 5. Mai 1816 daß 
treffliche Grundgeſetz über die: landſtaͤndi⸗ 
ſche Verfaſſung, für welches der großherzogliche 
Geſandte bei der Bundesverſammlung zu Fraukfurt am 
Main am 28. Nov. 1816 die Garantie des 
Bundes verlangte; eine allerdings ungleich angenref 
fenere und zweckmaͤßigere Garantie, als die von aus 
waͤrtigen Maͤchten, welche in einigen audern Staaten 
in Antrag fam. 

Diefe neue Eonftitution vereinigt änmutliche eingelne 
Theile des ganzen Großherzogthums gu Einer ger 
meinfchaftlichen Repräfentation, ohne ei» 
ne Bertheilung derfelben in zwei. Ram 
mern. Sie nimmt drei Stände ans den Stand der 
Mittergutsbefißer, ben Stand der Bürger 
und den Stand der Bauern, von jedem 10 Repraͤ⸗ 
fentanten. Zu dem erftern gehoͤrt ein Deputirter der 
Univerfität Jena, fo daß bie Geſammtzahl der Repraͤ⸗ 
ſentanten aus 31 Perſonen beſteht. Wenn nun gleich, 
aus zureichenden Gruͤnden, keine beſondere Repraͤſenta⸗ 
tion des fogenannten geiſtlichen Standes in dieſer 
Vertretung der Staatsbürger ſich findet, weil im Geiſte 
des Proteſtantismus von feiner befondern Kor 
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poration des geiſtlichen Standes bie Rede ſeyn kann, 
und die vorzuͤglichſten Mitglieder dieſes Standes gewiß 
ſelbſt nicht mehr verlangen, als zu dem Stande der 
Gelehrten — deu -Kepräfentanten der, gefammten 
Kultur im Staate — zu gehören; fo fchrint doch — . 
im Gegenfage der pbhyfifchen Kraft — bie intel» 
lectuelle und moralifche Kraft des Staates zu 
wenig, als folche, hervorgehoben zu feyn. Denn. fo 
weife und trefflich es iſt, dem Bauernſtande eine 
befondere Vertretung zu geben, weil er gewiß duch 
den Nittergutsbefiger nicht nach feinen befondern Ins 
fereffen mit vertreten werben kann; und fo wenig an⸗ 
wendbar für unfere Zeiten die forichwörtliche Eintheis 
lung der Stände in den Lehr» Nähr- und Wehr⸗ 
ſtand feyn durfte; fo fcheint doch der einzige Des 
putirte der Univerſitaͤt Jena nicht hinreichend zu feyn, 
um bie ganze geiftige Intelligenz und moraliſche Kraft 
einer Gefammtbeodlferung von 194,000 Einwohnern 
zu vertreten, felbft wenn jedesmal der umſichtsvollſte und 
vielfeitig gebilderfte der afademifchen Lehrer dazu gewählt 
mird. Warum fol nicht, wie es in einigen italienifchen, 
Conftitutionen, in ber Naffauifchen und in der Wirtember⸗ 
giſchen zum Grundgefege erhoben worden ift, der Stand 
der Gelehrten, und Künftler (der uͤbrigens im 

roßherzogthume Weimar fo geachtet if) und der Stand 
der Kauflcate und Fabrikanten befondere Res 
präfentanten haben? Gewiß find die Thaͤtigkeit, 
dag Intereffe und die Stellung beider theilg 
zum Staate ſelbſt, theils zu den andern repräfentirten 
Ständen, befonterg zu den Grundbefigern (fie. mögen . 
Ritterguͤter oder Bauernguͤter befigen), fehr won der 
Thaͤtigkeit, von dem Intereſſe und von der. Stellung 
diefer zum Staate verfchieden.. Wollte man erwiedern, 
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daff die jetzige treffliche Regierung ſchon an ſich, bei ih⸗ 
rer Vorliebe fuͤr Wiſſenſchaft und Kunſt, das Intereſſe 
der intellectuellen Kultur wahrnehmen werde; ſo wuͤr⸗ 
be, bei jeder guten Regierung, daſſelbe auch von ben 
Grundbefigern, vom Buͤrger⸗ und Bauernftande gelten. 
. Denn von Negenten,. welche .aug eigenem Antrie 
be Eonftitutionen geben, hat Feine Volfsklaffe, fo. lan» 
ge fie leben, etwas zu fürchten. . Allein Eonfiitutionen 
follen für Jahrhunderte — bei dem. Wechfel ber Re⸗ 
genten und bei dem Wechſel der aͤußern politifchen Schick⸗ 
fale der Staaten — gelten; fie follen Volk und Regen» 
ten ungerteennlich verknüpfen ; fie follen die hoͤchſten Ans 
gelegenheiten. der . Staaten, von beiben gemein» 
fhaftlich abhängig machen, und fo, bei Erhebung 
ber Volksthuͤmlichkeit, die Negentengewalt fügen 
und mildern. Dann barf aber in ber Kette der 
- Volfsnertretung Feine befondere, und im Staate mit 
eigenthümlicher. Wirkſamkeit ſich anfündigende, _ Kraft 
fehlen! So trauen wir wohl den schn Vertretern des 
Bürgerftandes im Großherzogthume Weimar die wichtige 
Kenntniß und den beften Willen für das. ntereffe der 
ſtaͤdtiſchen Gemeinden zu; allein das Intereſſe des Ger 
Ichrten, des Kaufmanns, der an dem: Welthandel 
Theil nimmt und mit Bofton. und Tondon, wie mit 
Brody und-Trieft in Verbindung fleht, fo: wie dag Ins 
tereffe des großen :Sabrifheren, der täglich vielleicht 
1000 Arbeiter befchäftige und naͤhrt, kann nur durch 
‚Männer aus der Mitte diefer Klaffen itief ge 
fühlt, und in dem Kreiſe der Volfsrepräfentanten deut⸗ 
lich ausgefprochen und mit den Jutereſſen der übrigen 
Stände beftimmt ausgeglichen werben! . 

Doch abgefehen dot diefer Benserküng, welche fich bei 
der Vergleichung der dorzuͤglichſten neueſten Conſtitutionen 
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im jůngern Europa mit ber Weimariſchen von ſelbſt 
aufdrang, finden wir das Beſte dieſer Conſtitutionen in 
der Weimariſchen nicht nur ſehr zweckmaͤßig, ſondern 
auch mit hoher Liberalitaͤt beruͤckſichtigt. Wie frei und 
gerecht find nicht die Wahlen! Wie ſchoͤn tritt die 
unbedingte Sreiheit ber Preffe hervor, bie 
gewiß nicht wieder beſchraͤnkt werben wird, 
wenn auch im erfien Genuffe diefes Gutes — wie bei 
alfen großen Gütern des Lebens — in befremdender 
Mißbrauch verfucht werden koͤnnte, vielleicht auch um, 
vermittelſt der Schattenfeite, bie hohe unvertilgbare 
Wuͤrde der Lichtfeite in der Prefifreiheit hervorzuheben. 
Alletdings haben feit mehreren faufend Jahren mehrere 
Anbividuen Gott geläugnet; und boch kommen gewiß 
auf zwei Atheiſten eine Million Theiften. Dielen ift dag 
Kreuz des Erldfers ein Aergerniß und-eine Thorheit ge⸗ 
mworben; gewiß aber haben fie nicht veemocht, die Taus 
ſende von ben Tempeln und Altären zu entfernen, benen 
dieſes Kreuz göttliche Kraft und Weisheit it! So 
auch mit der Preßfreiheit! Laffet ung nicht ſtutzig wer⸗ 
‚den, wenn Individuen fie mißbrauchen! Pitt, der größe 
te Staatsmann des jüngern Europa, empfaud bei feis 
nem Leben auch bisweilen Angriffe, die, ohne fie, bloß in 
den Tavernen verhallt wären; aber feine Afche in Wells 
minfter hat nichts von ihr gu befücchten, während der. 
frangöfifche Natienalconvent, dag Direetorium und Nas 
polcon durch fie in der oͤffentlichen Meinung Europene 
geächtet worden und gefallen find! Gegen bie gedruck 
te Injurie und Blasphemie gelte feine andere Strafe, 
als bie. im Geſetzbuche befiimmte gegen die. gefagte und 
tbätlihe. Nur gehn Jahre laffe.man die Preßfrei⸗ 
beit beſtehen; fo iſt alles auszugleichen, Friedrich IT. 
wagte es zuerſt während einer Regierung von 46 Jahr 


> 
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ren, und ſelbſt feine Feinde fanden | mit Ehrfurcht und 


Schauer an feiner Grabftätte in der Potsdamer Garni⸗ 


fonfirche! Jede Eonftitution ift ein Bau für die Ewigkeit; | 
die Nachwelt wird fie am unbefangenften beurtheilen, und- 


ihren wohlthaͤtigen Einfluß nach der Praris von 
Jahrhunderten befimmen! F i 


b) Grundgefeg über die Landſtändiſche 


Berfaffung des Großherzogthums Sad 
fen» Weimar vom 5. Mai 1916. 


J 


Wir Karl Auguſt, von Gottes Gnaden Groß⸗ 
herzog zu Sachſen-Weimar-Eiſenach, Lands 
‚grafin Thüringen, Markgraf zu Meiſſen, 
gefurſteter Graf zu Henneberg, Herr zu 


Blankenhayn, Neuſtadt und Tautenburg. 
Obgleich Wir bereits im Zahre 1809 bemuͤht geweſen, 
durch ein Geſetz, welches die in Unſern Altfuͤrſtlichen Lans 
den herkömmliche Landitändifhe Verfaſſung betraf, die zwi⸗ 


fhen Uns und Unfern getreuen Unterthanen ſtets unverlent 
erhaltenen Bande zu bewahren; ſo konnten doch jene Ber’ 
ſtimmungen in der gegenwärtigen, durch fihmere Opfer und 


e harte Prüfungen erfämpften, beſſern Zeit den Landesvaͤ⸗ 


terlihen Sefinnungen nid;t genuͤgen, mit welchen Wir das 


dauerhafte Wohl Unferer Lande feft begründen wollen, 


Wir haben daher, eingedenf der Vorſchrift und des Sin⸗ 
nes des Teutſchen Bundesvertrags vom 8. Junius 18153, 
den ſchicklichen Augenblick, da Uns zu Unfern Altfürftlihen 
Landen ein bedeutender Zuwachs zu: Theil geworden, ‚ergrifs- 


- fen, um die in den Befignahnepatenten vom 15. Novemier 


des vorigen, und vom 24. Januar diefes Jahres ausgeſpre⸗ 


there Bereinigung Unferer neuen Lande mit Unſern alten, 


zunaͤchſt durch eine ‚neue, defer Geſammtheit gemeinfchafts : 


liche und angemeſſene Landſtaͤndiſche Verfaſſung zu beurs 


Zu dem Ende haben Wir durch Unfere Verordnung vom 
30. Januar d. J. die Landſchaftlichen Deputirten Unſeren, 


» 
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alten, und Abgeordnete Unſerer neuen Lande berufen, tm: 

fih in Gemeinſchaft mit einigen ‚dazu beauftragten Staates 

dienern, uͤber die Bedingungen und Formen zu vereinigen, 

nImnter welchen ‚die von Uns als norhwendig anetfannten 

Hechre der Landſtande auszuäben jind. | 

Durch dieſe Abgeordnete‘ Berathungsverffammlung iſt 

mit Thatigkeit und einmuͤthigem Vaterlandsſinne ein, Uns 

fern wohlgemeinten Abjichten angemeflener, Entwurf einer 

Landftändifchen Verfaſſungsurkunde ausgearbeitet, und zu 

Unferer Landesfürftlihen Bejtätigung eingefendet worden, 

und Wir nehmen feinen Anjtand, folhen, nur mit weni 

gen — feine wefentlihe Beſtimmungen abandernden — 

Modificationen ju beftärigen. | we Ä 
Demnach Haben Wir, unter Zuftimmung der Landfchafts 

lühen Deputivten Unferer alten Lande, und unter Beirath 

der berufenen Abgeordneten der Uns zugefallenen neuen Se: | 

biete, folgende Beſtimmungen, als ein Srundgefeg für Um \ 

fer gefammtes Großherzogthun, fejtgeftellt: Eu 


‚Erfter Abſchnitt. | 
. Allgemeine Befimmungen. 


6.r. In dem Sroßherzogthume -Sachfen : Welmar s 
Eifenach beſteht eine Landftändifche Verfaſſung, welche allen 
Theilen des Großherzogthums, als einem Ganzen, gemein⸗ 
ſchaftlich iſt. ei 1 
6. 2. Drei’ Stände find in dem Großherzogthume 
Sachfen » Weimar: Eifenach als Landftände anerkannt: der! 
Stand der Nittergutsbefiger, der Stand der Bürger und 
der Stand der. Bauern. Ä 

6.'3. Dieſe drei Landftände, und in ihnen ſaͤmmtliche 
Staatsbürger, werden durch Männer vertreten, welche aus 
ihrer Milte, durch freie Wahl, als Landſtaͤndiſche Abge ⸗ 
ordnete, hervorgehen. ig, #2 — 

6. 4.Alle den Landſtaͤnden zukommende Rechte koͤn⸗ 
nen nur dieſe geſetzlich erwaͤhlten Vertreter, in der Wer und 
unter den Bedingungen, ausgeirst werden, wie: ſolches in 
gegenwärtiger VBerfaflungsurfunde, als einem Srimdgefeße : 
des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar-Eiſenach, nieder⸗ 


geſchrieben iſt. | 2 


— 


Geundseſet vom 5. Mai 1816. 333 


3weiter Abſchnitt. — 
Rechte der Landſtande. 


$. 5; Es ſtehen den Landſtaͤnden zur Ausübung durch 
üre Rertveter (9: 4.) folgende Rechte zu; Ä 

en Das Recht, gemeinfchaftlich mit. dem Sandesfürften, 
und den von diefem beauftragten Behörden, die Staats 
beduͤrfniſſe, ſo weit diefelben aus Landſchaſtlichen Cafe 
ſen und aus dem Vermögen der Staatsbürger ‚zu bes 
; firgiten fi finds: zu prüfen und die zu ihrer Dedung ers ⸗ 
forderlihen Einnahmen und. Ausgaben feſtzuſe hen 
(Befimmangen der Etatus). 

» Das Recht, über jede Beiteyerung und, umher Ber 
laſtung der Staatsbuͤrger, ‚fo:wie,äber jede allgemeine 
"Anortnung, welche darauf Einfluß haben möchte, ehe 

+. fie zur Ausführung fomnır, gehört zu werden; derges 
ſtalt, daß ohne diefes Gehör, und, ohne ähre,, der. Lande - 
fände, ausdrückliche: Werwilligung „weder Steuern 
oder andere Abgaben, und Leiſtungen im Sande ausger 
fehrieben und erhoben, noch Anleihen, auf. die, Lands - 
ſchaftlichen Caſſen und das Vermoͤgen der Staatsbuͤr⸗ 

A ger, gemacht, noch ſonſt Finanzmaasregeln- ergriffen 
werden duͤrfen, welche dag Landeseigenthum, oder das 
Eigenthum der Staatsbürger im; Anſpruch nehmen, 
oder ;die ‚Gefährdung. des Landitändifchen Intereſſe 
nach ſich ziehen könnten, 

3) Das Recht, die Rechnungen über befizittene Staates 
bedarfniſſe, der oben erwähnten Art, zu prüfen, und 
fowohl Äber darin bemerkte Anjtände Auskunft, als 
überhaupt über die Verwendung von Einnahmen Land⸗ 
ſchaftlicher Caſſen, und aus dem Bermögen der Staates 

: , cbünger,, Rechenſchaft zu verlangen. Ian, 

) Das Recht, dem Fürften, — zu hun, ber 
Maͤngel und Mißbraͤuche in der Gefeßgebung und in 
der Verwaltung. des —— autahetichen Vor⸗ 
ſchlaͤgen zu Abſtellung derſelben. 

Das Recht, bei dem Furſten Beſchwerde und ‚Klage. 

Au erheben gegen. die Miniſter und ‚gegen andere 
Staatebehoͤrden, uͤber derfelben: Wiukühr und. uͤber 
deren Eimguifie In bie Freiheit, die Ehre und dag 
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genthum der Staatsbuͤrger, ſo wie in die Verfaſſung 
des Landes. 

— Das Kedt, an der Geſetzgebung in der Art Theil zu 
nehmen, daß neue Geſetze, welche entweder die Lan⸗ 


—— betreffen, oder die perfönliche Freiheit, 


7 die Sicherheit und das Eigenthum der "Staatsbürger 
in dem ganzen Lande, oder in einen ganzen Provinz, 
zum Gegenſtand haben, und eben deßhalb das Allge⸗ 
meine angehen, ohne ihren, der Landftände, vorgäns 
gigen Beirarh und ihre Einwiuigung nicht erlaſſen 
erg duͤrfen. 

Das Recht,zur Erleichterung der Austbung aller 
—— aufgefuͤhrten Befugniſſe, 
a. die Landraͤthe zu wählen und vom Bären zur Beſta⸗ 
tigung vorzuſtellen; 
bi zwei Raͤthe oder Aſſeſſoren sei dem Landſchaftscolle⸗ 
gium, und zwar den einen für die erſte Section in 
Weimar, den andern fuͤr die zweite Section in Eijes 
nad, zu ernennen, und dem Landesfuͤrſten sur Beſtaͤ⸗ 
tigung vorzuſtellen; (9. 118. 119.) 
0. in vorkommenden außerordentlichen tallen, 3. B. in 

N Kriegszeiten, wo irgend ein Collegium oder eine bes 
fondere Commiſſion, außer dem gewöhnlichen Ger 

ſſchaͤftsgange, Einfluß auf die Landfchaftlichen Caſſen 

gewinnen duͤrfte, zu verlangen, daß dieſem Collegium 

oder dieſer Commiſſion Einer, oder Einige — Ders 
treten zugeordnet Werden: \ 
‚a den n Ges 6 BR Sauptlandphaftscnie m ernennen, 


| ‚Dritter Abſchnitt. aa 
Anzapı und Wahl der Volksvertreter aus den 
| drei Jendſandes. ie 
Wr 6 Sr das gefamme⸗ Grꝛohher ogthum wien ein 
und dreißi Abgeordnete, als Volksvertreter, verwählt, 
elf von den: Stande der Nittergutsbefiger,; zehn von dem 
Stande der Bürger und zehn von dem Stande der Bauern. 
Ein j ie er der drei Landftände- hat die feiner Wahl übers 
Aaffenen % — aus ſeiner Mitte zu ne. 
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9.7. Für jeden Abgeordneten muß gleichzeitig ein 
Stellvertreter beftimmt werden. 

Was über die Ergenfchaften und über die Wahl der 
' Abgeordneten feldft geſetzlich it, gilt- auch von den Steil⸗ 
‚vertretern. a Se | 


§. 8. Um das Wahlgeſchaͤft zu erleichtern, und um, 


fo viel als möglidy, dafür zu forgen, daß jeder durch Rage, 
Gewerbe. oder frühere Verhäleniffe fich aus zeichnende Theil 


des Großherzogthums einen oder mehrere Vertrerer in ver 


Landſtaͤndiſchen Vereinigung habe, welchem genaue Kennt⸗ 
niß von feinen Eigenthuͤmlichkeiten beipohnt, ift das Großs 
herzogthum Weimar in Wahlbezirke eingerheilt worden. 

6. 9. Für die Nittergutsbefiger beitehen drei Wahl: 
bezirke oder Provinzen. Der erſte diefee Wahlbezirke be; 
greift den Weimarifchen und Senaifchen Kreis, mit Eins 


ſchluß des Amtes Ilmenau und derjenigen Landestheile, 


welche durch das Befigergreifungg + Patent vom ısten Nor 
vember 1815 in Thüringen dazu gefommen find. 


Der zweite begteift den Eiſenachiſchen Kreis, mit Eins 


fchluß der Aemter Dermbach und Geis, und den in dem 
DBejisergreifungs : Patente vom 24ſten Januar 1816 ans 
gegebenen Landesıheilen. | oo 

Der dritte endlich umfaßt den Neuftädtifchen Kreis, 
wie folcher in dem Befigcrgreifungs: Patente vom ısten 
November 1815 bezeichnet ift. on 
: 8. 10. Aus dem erſten Wahlbeziefe werden vier, ans 
dem ziveiten drei, und aus dem dritten ebenfalls drei Ab: 
geordnete von den Rittergutsbefigern unmittelbar gewaͤhlt, 
mit der Beſchraͤnkung, daß unter den drei Abgeor neten 
der Nittergutsbefiger im zweiten Bezirke regelmäßig wenig: 
fiens einer aus der vormaligen, in diefem Bezirke mit 
fonft Reichsunmittelbaren Gütern anfäfligen, Reichsritter⸗ 
ſchaft fich befinden ſoll. Die Akademie Jena, als eine mit 
Nittergätern ausgeftattete, dem ganzen Lande angehörige 
Anjtalt, ftellt den — Abgeordneten. 
6. 11. Fuͤr den Stand der Bürger beſtehen zehn 
Wahlbezirke. Der erfie umfaßt die Reſidenzſtadt Weimar, 
der zweite die Staͤdte Jena, Buͤrgel und Lobeda, 
der dritte die Staͤdte Allſtaͤdt, Raſtenberg, Butt— 
ft ädt-und Buttelſtaͤdt, nebſt dem Flecken Neumark; 

Zweiter Band, | 22 


* 
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der vierte die Städte Zlmenau, Blanfenhayn, 
Seannihfeld, Remda und Berka, nebft dem 
Sieden Tannroda; der fünfte die Städte Apolda, 
Dorndburg, Sulza und Magdala; der fechte dic 
Stadt Etfenad mit Fiſchbach; der fichente die Städte 
Ditheim, Gets und Lengsfeld; der achte die Städte 
Vacha, Berka an der Werra und Kreuzburg; der 
neunte die, Städte Neuftadt und Triptis; der zehnte 
die Städte Weyda und Auma. 
$. 12. Fur den Stand der Bauern beftehen ebenfalls 
zehn Wahlbezirke. Der erfte diefer Bezirke ift zufammenz 
gejegt aus den Aemtern Weimar und Capellendorf; 
der zweite aus den Aemtern Buͤrgel, Dornburg, 
Tautenburg und Jena, mit den Stadtgerichtss 
Dörfern; der dritte aus den Aemtern Allfädt, (DE 
disieben), Hardisleben, Niederroßla und den 
Stadtgerihts: Dörfern von Buttſtaͤdt; der vierte 
aus den Aemtern Blankenhayn, Ilmenau, Berfa 
und Remda; der fünfte aus den Aemtern Rudeſtedt, 
Asmannsdorf und Tonndorf; der fechfte aus den 
Aemtern Kaltennordheim, Ofthbeim, Dermbad 
und Geis, nebft dem Gericht Wenigentaffts der 
fiebente aus den Aemtern Vacha, mit der Vogtei Kreuz: 
burg, Tiefenort mit dem Berichte Markſuhl und 
Frauenſee, nebſt den PatrimonialsAemtern Long ss 
-feld und Voͤlkershauſen; der achte aus den Aemtern 
Gerfiungen, Haußbreitenbach, Kreugburg und 
Eijenadz der neunte aus dem Amte Neuſtadt; der 
zehnte aus dem Amte Weydamie Mildenfurth. Sedes 
Ant wird bier mit Inbegriff der Patrimonials Gerichtsz 
dörfer verjlanden, welche innerhalb des Amtsbezirks liegen. 
9.13. Aus jedem diefer für den Stand der Bürger, 
. und für den Stand der Bauern, angeordneten Wahlbezirke 
wird ein Abgeordneter erwaͤhlt. Die Wahl gefchieht durch 
Wahlmaͤnner. 
$. 14. In dem Stande der Rittergutsbeſitzer hat 
derjenige das Recht, an der Wahl Antheil zu nehmen, 
welcher ein Rittergut entweder allein, oder mit Andern ge⸗ 
meinſchaftlich beſitzt, ohne Unterſchied des Standes, der 
Geburt und der Religion, auch ohne Unterſchied, ob das 
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Rittergut fehrift: oder amtſaͤſſig iſt; nur muß das, Ritter: 
gut, wenn es nicht zu den, ehemaligen Reichsunmittelbaren 
gehört, die Landftandfchaft ſchon gchabt Haben, oder kuͤnftig 
noch unter die Zahl diefer Rittergäter aufgenommen wer! en; 
welches auf Anſuchen des Befigers, bis zum naͤchſten Land; 
tage, von der alleinigen Beftimmung des Landesfürften ab: 
hängen, nad) dem nächften Landtage aber; nur mir Zu: 
ſtimmung der‘ Landftändifchen Abgeordneten, gefchehen 
wird. | J 
9. 15. Wie derjenige, welcher mehrere Ritterguͤter 
der gedachten Art beſitzt, von jedem dieſer Ritterguͤter Eine 
Stimme abgiebt; fo haben Hingegen mehrere, welche Be: 
figer Eines Gutes find, zufammen nur Eine Stimme, _ 

$. 16. Frauen und Unntündige Üben, wenn fie ein ' 
Rittergut befigen, ihr Stimmrecht dur ihre Ehemänner 
oder Vorminder, fo fern leßtere, die Vormuͤnder, ſelbſt 
Rittergutsbeſitzer in demſelben Wahlbezirke find; außerdem. 
durch Bevollmaͤchtigte. Unter mehrern Vormuͤndern Bat 
der Lehns-Vormund den Vorzug. Bei den iin Concuͤrs 

befangenen Rittergätern ruht die Stimme. | | 

917. Bevollmähtige werden bei den Wahlen der 
Rittergutsbefiger nicht nur in den fchon angegebenen Fällen, . 
fondern Überhaupt zugelaffeng nur muß der Bevollmächtigte, 
als Nittergutsbefiger, eine eigene Stimme in demjelben 
Wahlbezirke Haben. 

Niemand darf von mehrern, als von zwei andern Rit⸗ 
tergutsbefigern, die Vollmacht annehmen. | 

Die Vollmachten, welche nothwendig fchriftlich zu geben 
find, können jowohl mit Bezeichnung deſſen, für welchen 
im Namen des Ausftellers zu ftimmen iſt, als im Allge— 
meinen abgefaßt fenn. . Ä 

$. 18. Da die Wahl der Abgeordneten aus dene 
Stande der Bürger und Bauern nicht unmittelbar , fondern 
mittelbar, durch Wahlmänner gefchehen fol, iſt feſtgeſetzt 
worden, daß jeder Dre (Stadt, Flecken oder Dorf), fo 
. Wahlmänner zu ftellen Habe, als er je so Wohnhaͤuſer 

It | 


Ein Drt von funfzig Wohnhaͤuſern und darunter, ſtellt 
Einen; ein Ort von 51 bis 100 Wohnhaͤuſern, ſtellt zwei 
Wahlmaͤnner m. ſ. m. Einzeln liegende Haͤuſer, z. Br 
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Gaſthoͤfe und Muͤhlen, ingleichen einzelne Hoͤfe, werden 

zu demjenigen Orte gerechnet, zu welchem dieſelben bisher, 

bei andern Gemeinde » Angelegenheiten, gezogen worden 
find, z. B. bei Einquartierungen und Spannungen. 
$. 19. Ohne Unterjhied der Religion, nimmt jeder 

Einwohner einer Stadt, eines Fleckens oder eines Dorfs, 

der darin ein Haus befigt, oder dajelbft das Bürger ; oder 

Nachbarreht erworben hat, in diejem feinem Wohnorte 

Theil an der Wahl des Wahlmannes, over der Wahlmänz 
ner. Kleinhäusler auf den Dörfern find von diejer Ber 
fugniß keineswegs. ausgefhloflen; wohl aber find es bloße 

Schugbürger in den Städten. — 

$. 20. Frauen und Unmuͤndige, welche ſich unter den 
fiimmenfähigen Einwohnern eines Orts befinden, üben ihr 

„Stimmrecht durch ihre Ehemänner, Vormuͤnder oder Ber 

vollmächtigte aus. | | 

$. 21. Seder Wahlmann muß diefelben Eigenfchaften 
haben, welche von den Wählenden überhaupt erfordert wers 
den ($. 19.);5 auch muß derfelbe volljährig feyn. Der 

Gewählte darf das Amt nicht ausfchlagen. 

6. 22. Die Wahlfähigkeit zu der Stelle eines. Volks⸗ 
vertreters erfordert, außer dem Bekenntniſſe zur chriftlichen 
religion, | 
1) -Teutfche Geburt, welches dahin genauer beftimme 
wird, daß der zu Erwählense von einem Vater ab: 
ftammen muß, der felbit in Teuefchland gebohren war, 
und den wefentlihen Wohnſitz (domicilium) in 

-  Zeutfchland hatte, ; 

2) ebelihe Geburt, 
3) chriſtliche Geburt (Geburt von Aeltern, welche ſich 
ebenfalls zur chriſtlichen Religion befannt haben ), - 

" dreißigjähriges Alter, ° | 


5) unbefcholtenen Ruf. | 

- 8. 23. Außer diefen allgemeinen Eigenfchaften,' wer⸗ 
den zu der Wahlfähigkeit in jedem Stande noch bejondere 

Eigenjchaften erfordert, 
24 Wer in einem Wahlbezirke der Ritterguts— 
' befiger zum Abgeordneten gewählt werden fol, muß mit 
einem: ihm ganz, oder zum Theil, gehörigen Nittergute 
und zwar, wenn er dad Gut zuerſt erworben, nicht durch 
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Erbgangsrecht erhalten hat, wenigſten⸗ ſeit drei Jahren in 
dem Bezirke anſaͤſſig ſeyn; jedoch iſt es nicht weſentlich ni. 
‚wendig, daß er in dem Bezirke wohne. 
$. 25. Don dem Abgeordneten der Akademie Jena 
wird verlangt, dag er Mitglied des afademifhen Senats ' 
jey, und fi ch die Facultaͤtsrechte ſtatutenmaͤßig erworben 
habe. 


9. 26. In den Staͤdten iſt nur derjenige Einwohner 
des Wahlbezirks wahlfähig, welcher, ‚außer dem Beſitze 
eines in der Stadt oder Vorſtadt liegenden Wohnhaufes, 
ein unabhängiges Eintommen nachweifen fann, und zwar 
muß diejes Eintommen, mit Einfchluß des Ertrags von 
jenem Wohnhaufe, in den Refidenziiädten Weimar und 
Eiſenach wenigftens 500 Rthlr., in den übrigen Städten 
aber 300 Rthlr. jährlich betragen. 

Der Ertrag desjenigen Vermögen, welches ein Eher 
mann, als gefeglicher Nutznießer der Güter feiner Ehefrau, 
zu benugen bat, wird mit gerechnet. Als unabhängiges 
Einfommen aber kann cin Dienſteinkommen, es beftehe in 
firer Beſoldung, ‚oder in Aceidenzen, es werde vom Staate - 
oder von Privatperfonen gezogen, nicht angefehen werden; 
auch gilt daſſelbe von Penſionen. 


9. 27. Wer im Stande der Bauern wahlfähig ſeyn 
foll, muß in dem Kreife, worin fein Wahlbezirk liegt, an 
Haus und Feldgütern entweser eigenthümlich, oder als ge⸗ 
feficher Nusnießer des. Vermögens feiner Ehefrau. einen 
Werth, wenigſtens von 2000 Thalern beſitzen. 


6. 28. Sollte Jemand in verfchiedenen Ständen wahls 
fähig erfcheinen,, z. B. durch den Beſitz eines Ritterguts 
in dem Stande der Rittergutsbeſitzer, und durch den Beſitz 
eines Bauernguts in dem Stande der Bauern; ſo kann er 
doch nur in einem Stande, und zwar in demjenigen ge⸗ 
wählt werden, welcher nach der $. 79 beſtimmten Sitzord⸗ 
nung voransgeht, z. B. in dem hier angegebenen Balle, 
nur in dem Stande der Rittergutsbefiser. 

$. 29. Blursvermwandte, in auf: und abfteigender 
Linie, können zu gleicher Zeit -in der Landftändiichen Vers 
einigung fo wenig Platz finder‘, als Ölutsverwandte im 
2ten Grade der Seitenlinie (Brüder. ) j 


l 
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Kommt ein ſolches Zuſammentreffen vor in einem und 
demſelben Stande, oder in verſchiedenen Ständen; fo giebt 
die frühere Wahl und, wenn dieß nicht entjcheidet;, das 
höhere Alter einen Vorzug. ‚ 

$. 30. Jeder Abgeordnete wird nur auf 6 Jahre ge 
waͤhlt. Im ſiebenten Jahre tritt er regelmaͤßig aus. Es 
muß eine neue Wahl angeordnet werden. Bei dieſer Wahl 
iſt der Ausgetretene wieder wahlfaͤhig. 

. 31. Länger als ſechs Jahre, und wenigſtens zwölf 
Jahre, bleibt derjenige Abgeordnete in ſeiner Stelle als 
Voiksvertreter, welcher zum Landmarſchall gewählt worden, 
und in diefer Eigenfchaft aus einer Landftändifhen Ver⸗ 
einigung in die andere übergegangen ift. (9.58... 5%). 

$. 32. Sollte ein Abgeordneter während der ſechs 
Sabre, auf die er gemähle ift, abgehen, welches durch den 
Tod, durch freiwilliges Austreten, und durch Verluft eine 
der oben ($. 22— 27.) angegebenen Eigenfchaften, : in 
fofern folche verlierbar find, gefchehen kann; fo tritt der 
Stellvertreter für ihn ein, Sept auch diefer: 6 muß auf 

die noch übrige Zeit der ſechs Jahre eine neue Wahl anges 

vordnet werden. 

$. 33. Nach jeder Wahl. darf der Gewählte das ihm 
angetragene Amt ausfchlagen, weil man vorausfegen muß, 
daß Niemand ohne die allerwichtigften Gründe ſich einem fo 
ehrenvollen Amte entziehen werde. 

$. 34. Die oberjie Leitung aller Wahlen ift den Lan⸗ 
desregierungen zu Weimar, und Eijenach, jeder in ihrem 
Bezirke, übertragen. 

Die Anordnungen der Wahlen, durch folhe,. erfolgt 
unmittelbar von dem Fürften; das erſtemal auf den Grund 
der gegenwärtigen VBerfaflungsurkunde, allein in künftigen 
Sällen auf die Anzeige des Vorſtands ($. 57.), daB die 
Ä Wahl nothwendig ſey. 

$. 35. Weder von den Landesregierungen, noch von 
denjenigen Behörden und Perfonen, welche unter jener 
oberen Leitung das Wahlgefhäft, in Anfehung der Abges 
ordneten felbft, oder der Wahlmaͤnner zu beforgen haben, 
follen einige Koſten dafür berechnet werden, einen. einzigen 

Fall ———— ($. 44:) 
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+ 9 36. Die Wahl im Stande der Nittergutöbefiser 
geſchieht in jedem Bezirke für fih. Die Landesregierung 
ertheilt einem -Rittergutsbefiger des Bezirks Auftrag zur 
Anordnung der Wahl, und zwar regelmäßig demjenigen, 
. welcher, nad) feiner Anfälligkeit mit einem Rittergute im 
- Bezirke, der ältefte ift. 
Der Beauftragte beruft fämmtlihe Nittergutsbefiger 
zu einer Wahlverfammlung, bei welcher er den Vorfiß und 
den Vortrag hat. Auslöfung und Reiſekoſten werden den 
Erfcheinenden nicht vergütet. Als Protokollführer wird 
eine zu den Acten verpflichtete. Perſon beigezogen, jedesmal 
beſonders und auf Koften der fänımtlichen Rittergutsbefiger 
im Wahlbezirke. 

$. 37. Bei der Wahlverfammlung entfcheider- die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; es mögen nun viele 
‚ oder wenige Stimmberechtigte erſcheinen, viele oder wenige 
Stimmen, unmittelbar, oder mittelbar durch Bevollmaͤch⸗ 
‚tigte, abgegeben worden ſeyn. Haben mehrere Perfonen. 
gleich viel Stimmen für fich; fo entfcheidet das Loos, Die 
getroffene Wahl wird, von dem Wahldirigenten, der Lanz 
dbesregierung angezeigt, unter Einſendung der Protokolle. 

$. 38. DVorftehende Beftimmungen über.die Art der 
Wahl im Stande der Rirtergutsbefiger leiden einige Auss 
nahmen in Anfehung der reichsritterjchaftlihen Abgeordne⸗ 
* — und des Abgeordneten der Akademie Jena 
$. 10, | 

Die ehemaligen, mit ſonſt Reichsunmittelbaren Gütern 
im Eiſenachiſchen Kreife anfifjigen, Keichsritter wählen, auf 
Anordnung der Landesregierung zu Eifenah, unter fi, 
wozu ihnen jedesmal eine ausreichende Frift zu ſetzen iſt. 
Erſt, wenn diefelben binnen folher Frift niemand ernannt 
haben, welcher das Amt eines Landjtändifchen Abgeordneten 
übernehmen kann und will, waͤchſt diefe dritte Stelle dei. 
übrigen Rittergutsbeſitzern des Eifenachifchen Kreifes zu. 

Der akademische Deputirte wird, auf Anordnung der 
Landesregierung zu Weimar, welcher in diefer, Bezichung 
von dem Landesfürften befonderer Auftrag (mandatum 
spectale) ertheilt werden foll, von dem akademifchen 
Senate gewählt und nach gejchehener Wahl derjelden Be; 
hörde angezeigt, | | 
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$. 39. Das Wahlgefhäft in dem Stande der Bürger 
und Bauern beginnt mit Ernennung der Wahlmännen 
($. as Dieſe gefchieht in den Städten von ſaͤmmtlichen 
dazu ftimmfähigen Einwohnern der Stadt ($. 19.), unter 
Leitung des Stadtraths, auf den Dörfern unter ſaͤmmt⸗ 
lichen ftimmfähigen Einwohnern des Dorfs ($. 19. ),. unter 
Leitung der Drtsvorgefeßten , Vormundſchaftsperſonen, 
Schulzen, Gerichtsſchoͤppen u. f. w. . 

Steht das Dorf unter mehreren Untergerichten und 
hat es deshalb mehrere Schulgen; fo it demjenigen die 
Leitung zu überlaffen, weicher überhaupt die Gemeindeans ' 
gelegenheiten beſorgt. ZZ 

$. 40. Wenigftens zwei Drittheile der ftimmfähigen 
Einwohner muͤſſen bei einer folhen Wahl zugegen ſeyn. 
Es entfcheidet Stimmenmehrheit und, bei gleichen Stim: 
men, das Loos. Der Erwählte erhält zu feiner Rechtfer: 
tigung eine Urkunde, welche nad) einem gedruckten Muiter 
von dem Stadtrathe oder den Drtsvorgefeßten zu voils 
ziehen iſt. U | 
$ 41. Damit diefe Vorſchriften auch auf den Doͤrfern 
genau beobachtet werden, Hat jedes Amt und jedes andere 
Untergeriht, welchem von der Landesregierung der Befehl 
zur Anordnung der Wahl der Wahlmänner in feinem Bezirke 
zugegangen , zuvoͤrderſt die Ortsvorgefesten (DBormund: 
fhaftsperfonen, Schulzenu. ſ. w.), weiche unter feiner 
Auffiht die Gemeindeaitgelegenheiten in den verſchiedenen 
Ortſchaften zu beforgen haben, vor fich zu befcheiden, und: 
diefelben, jedoch ohne alle Einmilhung in die Wahl felbit, 
von den Zwecke und Gange ded Gejchäfts genau und voll: 
ſtaͤndig zu unterrichten. 


6. 42. Mac gefchehener Ernennung der Wahlmänner - 
Imben ſich die Wahlmänner eines jeden Bezirks an einem 
Tage, welchen die Landesregierung beflimmen und nebſt 
dem Orte der weiteren Wahlverhandlungen in jedem Bezirke 
durch die Unterobrigkeiten befannt machen laffen wird, vor. 
einer Commiſſion einzuſinden, welche ans einem Landrathe, 
und zus onen Amtmann, Stadtrichter, Buͤrgermeiſter 
oder Gerichtsverwalter des Bezirks, nach Beſcimmung der. 


Landesregierung, bejtchen fol. 
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. 48. Dieſe Comimiſſi on hat ſich ebenfalls in das 
Wahigethii ſelbſt, weder durch Vorſchlage, noch auf 
andere Weiſe, einzumiſchen, ſondern den erſchienenen Wahl⸗ 
maͤnnern nur die Veranlaſſung ihres Erſcheinens nochmals 
vorzuhalten, und ſolche mit den Eigenſchaften, wodurch ſich 
jemand zu der Stelle eines Volksvertreters eignet, bekannt 
zu machen. 

Iſt dieſes gefchehen ; To muß zuvoͤrderſt die weitere Ber. 
rathung den Wahlmannern. allein überlaffen’ bleiben. - Es 
beſteht das Hauptgeſchaͤft der Commiſſion endlich nur datin, 
daß nach einiger Zeit, jedoch am demſelben Tage, ieder 
einzelne Wahlmann darüber, wen er feine Stimme geben 
wolle, zu dem Brotofolle vernommen, und der Erfolg des 
Wahlgeſchaͤfts ver Landesregierung mit Einfendung dev 
Arten, berichtlich angezeigt werden, - ' 

9. 44. In der — muͤſſen alle Wahlmaͤnner des 
“ganzen. Bezirks bei der Wahl des Landſtaͤndiſchen Ab— 
geordneten anweſend ſeyn; doch iſt die Wahl nur in dem 
Falle für ungültig zu halten, wenn nicht zwei Drittheile. 
der Wahlmaͤnner des Bezirks dabei zugegen geweſen ſind. 
In einem ſolchen Falle ind die Koſten einer nen anzuord⸗ 
nenden Wahl vos den ausgebliebenen Wahlmaͤnnern einzu— 
bringen; es waͤre * daß ein reiner, unabwendbarer 
Zufall ſie von dem Erſcheinen abgehalten habe. 

9. 45. Irder Wahlmann ſtimmt aus eigener Ueber⸗ 
zeugung, ohne an einen Auftrag von Seiten ſeiner Ger 
meinde gebunden zu ſeyn. Alle Kufträge jokher. Art wers 
den im Voraus für nichtig erklaͤrt. 

$. 46. Auch bei der Wahl durch die Wahlmänner gift 
die. Stimmenmehrheit, Sind für zwei oder mehrere wahl: 
fähige Perfonen gleihvich Stimmen vorhanden; jo ent: 
ſcheidet das Loos. 

$. 47. Nach vollendeter Wahl legen die Wahlmaͤnner 
ihr Amt foglich nieder und bleiben, als geweſene Wahl: 
minner, in keinem Verhaͤltniſſe zu einander. 

Es muͤſſen vor jeder neuen Wahl eines Volksvertreters 
neue Wahlmänner ernannt werden. 

6.48. Veber alle Wahlen, ſowohl im’ Stande der 


Bauern und Bürger, als im Stande der Rittergutsbeſitzer, 


erſtatten die Landesregierungen Bericht an den Fuͤrſten mit 


- 
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ihrem Gutachten darüber, ob bie Wahl fuͤr guͤltig anzu⸗ 
ſehen ſey, oder nicht. 

Dieſe Berichte werden das erſtemal einer zur Zuſam⸗ 
menberufung des Landtags zu ernennenden Tommiſſion 
($. 57.) unter Beiſchluß der Wahlacten mitgetheilt. 

9. 49. Sind die Wahlen gültig; fo erfolgt von diefer 

Commifjion, oder fpäterhin von dem Vorftande, die Eins 
berufung zum Landtage. _ Der Erfcheinende rechtfertiget 
fi) bei dem Landtage durch das ‚erhaltene Einladungs⸗ 
ſchreiben. 
9. 50.* Iſt die Wahl, entweder nach dem Urtheile der 
Landesregierung und der zur Zuſammenberufung des Land⸗ 
tags beauftragten Behoͤrde, (fuͤr das erſtemal der gedach⸗ 
ten Commiſſion, ſpaͤterhin des Vorſtandes) oder nach dem 
Urtheile dieſer Behoͤrde allein für unguͤltig anzuſehen; ſo 
wird bei dem Fuͤrſten, mit Anfuͤhrung der vorliegenden 
Gruͤnde, auf Vernichtung der geſchehenen, und auf An⸗ 
ordnung einer neuen, Wahl angetragen. 

9. 51. Jede Wahl eines Wahlmannes oder eines Ab⸗ 
geordneten, welche den geſetzlichen Beſtimmungen uͤber die 
Faͤhigkeit zu einer ſolchen Stelle, und uͤber die Form der 
Wahl, nicht entſpricht, iſt unguͤltig. 
8. 52. Unguͤltig, mit Vorbehalt ter Beftrafung bes 

dabet vorgefommenen Verbrechens, ift ferner jede Wahl, 
weldye durd) Geld oder Gelveswerth erwirft worden. it, 
ingleichen jede Wahl, von welcher ſich erweiſen läßt, daß 
fie zu Folge gemachter Verſprechungen von Gunft oder Vor⸗ 
theil irgend einer Art, oder zu Folge gefchehener Bedrohun: 
gen mit Nachtheil ivgend einer Art, erfolgt fey. 


Vierter Abſchnitt. 


Landtag, Vorftand, (Tandftändifhes Direc: 

torium), Landitändifher Syndicus, Rechte 

der Abgeordneten, Eröffnung des Landtags, 

Geſchaͤfts⸗ Ordnung, Vertagung, Aufloͤſung, 
Schluß des Landtags. 


. 53. Die Berfammlung der auf verfalfungsmäfige 
Beile erwählten Landſtandiſchen Abgeordneten bildet den 
Landtag. 
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8 54 Die Landtage theilen ſich in ‚ordentliche und 
außerordentliche. Zu einem ordentlichen Landtage werden 
die Landſtaͤndiſchen Abgeordneten von drei zu drei Jahren, 
und zwar regelmäßig in der euften Woche des Januars; 
zu einem außerordentlihen aber fo oft zufammengerufen , 
als es nad) denn Ermeſſen des Fürften nothwendig ift. 
955. Der Ort, wo der Landtag. gehalten werden 
foll, hängt von Beſtimmung des Fürften ab; doch muß 
derfelbe nothwendig in dem Sroßherzogthume liegen. - 
In der Regel wird. die Reſidenzſtadt Weimar als Ver: 
fammlungs; Diet angejfehen. | 

9. 56. Außer den Landtagen giebt es keine ftändifchen 
Verſammlungen, weder des ganzen Landes, noch der Kreis 
fe; vielmehr find alle ſolche Berfammlungen für geſetzwi⸗ 
drig, und alle Beſchluͤſſe auf ſolchen Verſammlungen für 
nichtig erklaͤrt. J 

Dieſes ſchließt jedoch nicht aus, daß in den einzelnen 
Kreiſen die Rittergutsbeſitzer oder die Staͤdte, oder die 
Dorſſchaften (Städte und Dorſſchaften durch ihre Orts: 
vorſteher) mit Vorwiſſen und Genehmigung der Landes; 
regierung, zuſammenkommen koͤnnen zur Berathung Über 
gemeinjame Angelegenheiten. 

$. 57. Zur Leitung der Landſtaͤndiſchen Geſchaͤfte wird 
durch Stimmenmehrheit unter den ſaͤmmtlichen Abgeord: 
neten der Landftände, und zwar aus der Mitte des Stan: 
des der Nittergutsbefiser ein Landmarfchall, aus 
- der Mitte ſaͤmmtlicher Abgeordneten aber werden zwei Ges 
hälfen erwählt, welche drei zufammen den Borftand 
(das Landjiändijhe Directorium) bilden, 

6. 58. Der Landmarfchall wird, wenn ed dem 
Landtage nicht gefalen jollte, ihm die Stelle auf Lebens; 
lang zu übertragen, das erſtemal auf zwölf Jahre, fir 
die Zukunft aber jedesmal’auf ſechs Jahre gewählt. Die. . 
Wahl der beiden Gehuͤlfen bejteht nur drei Sabre. 

Sowohl die abgehenden Gehuͤlfen, fo lange fie in der 
Zahl der Landftändifchen: Abgeordneten bleiben, ale auch 
der abgehende Landmarſchall find wieder wählbar. 

$. 59. Da, nad) ‚vorfichender Beftimmung, der 
Landmarſchall von ſechs zu ſechs Jahren aus der ſich auf⸗ 
loͤſenden Landſtaͤndiſchen Vereinigung in die neue uͤberge⸗ 
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het; ſo hat bei der neuen Wahl derjenige Stand und Kreis, 
aus deflen Mitte der Landmarfchall genommen tft, -eine 
Stelle weniger zu befegen, als er außerdem zu beſetzen 
haben würde. 
$. 60. Niemand kann zum Landmarfchall gewählt wer⸗ 
den, welcher im Großherzogthume Sachfen : Weimar-Eifenach 
wirklicher Staatsdiener it, oder aus einer Landesfüritlis 
hen Caſſe eine Befoldung zieht. * 
8. 61, Die geſchehene Wahl des Landmarſchalls 
iſt dem Fürften zur Befldtigäng vorzutragen. Die Wahl 
der Gehülfen wird dem Fürften nur angezeigt. 
6. 62. Als Hauptrechte und Verbindlicykeiten des Vor⸗ 
ftandes find folgende anzuſehen: 
1) Dem Borftande liege, wenn ein Landtag angeordnet 

' worden, die Zufammenberufung der Landesſtaͤndiſchen 
Abgeordneten ob; auch können andere Mittheilungen 
an jene Abgeordnete durch Umlaͤufe, oder befondere 
Schreiben, nur durch ihn erfolgen. 

2) Der Borftand bat alles fo vorzubereiten, daß der 
Landtag jedesmal fogleich mit feiner Eröffnung in 
volle Thaͤtigkeit gejekt werden fann. Zu diefem 
Zwecke jollen dem Vorſtande bei fehr wichtigen Ger 
genitänden, hinlängliche Zeit vor Eröffnung des Lands 
tags, die nöthigen Mittheilungen gemacht werden; 
auch ſteht es demfelben frei,’ in Anjehung der ihm 
erforderlichen Nachrichten und Aufſchluͤſſe fih unmit: 
telbar, fowohl vor dem Landtage, als während des 
Landtags, an die Landesbehörden und an das Staats; 
miniterium zu wenden. J 


3). Der Vorſtand har bei allen Landtagen die Geſchaͤfte 
zu leiten, und unter die einzelnen Abgeordneten auf 
eine zweckmaͤßige Art zu vertheilen.. - 

4) Außer den Lanstagen find die Landftände fortwähr 
tend durch den Vorſtand zu vertreten, und aus die: 
jem Grunde ijt derfelbe verbunden: 


a. auf die einitweilige Beſetzung folcher Landftäns 
diihen Stellen Rüdjihe zu nehmen, welche 
bis zum naͤchſten Landtage nicht unbeſetzt bleiben 

- «können. (9. 73. 119. 122.) ) | 


B 


“ - beiden Landtagen. 
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»  .„burbeftändig, den Faden aller Landſtaͤndiſchen Ges 
fhäfte zu behalten und darüber zu wachen, daß 
nichts, gegen. die Verfaſſung geſchehe; wohl aber 
alle, von dem Landtage und von dem Fürften ges 
faßten, Beſchluͤſſe zur Ausführung kommen. 

€. Dafern ihm ein, das allgemeine Beſte betreffen⸗ 
der Gegenſtand, deſſen Ausführung auf einem bes 
veits vorhandenen. Gejege beruhet, ſo Dringend 
Scheint, daB folder bis zum naͤchſten Landtage nicht 
wohl ausgefeße werden möchte, davon fofort bei 
dem Regenten Anzeige zu hun © en 
d. Wenn ſich die Anordnung eines außerordentlichen 
Landtags norhwendig machen follte, mit vollitändi: 
ger Aufführung aller Gründe darauf anzutragen. 
e. Zur Berathung über diefe Landftändifchen An: 
gelegenheiten jedes "Jahr wenigſtens zweimal zu: 
fammenzufommen, auch, im Fall der Fuͤrſt eine 
ſolche Zufammenkunft nöthig finden follte, fi an 
dem hierzu beſtimmten Orte fchleunigft einzufinden. 
Uebrigens. wird in — dieſer Obliegen⸗ 
heiten der Vorſtand ſich beſonders der Unterſtuͤtzung 
des Raths, und des Gutachtens der. Landraͤthe zur 
bedienen haben. - 2 | 
8. 63. Was das Verhältnis des Landmarſchalls und 
der Gehuͤlfen zu einander betrifft; fo hat der erſtere nicht 
nur den Vorſitz, ſondern in der Regel auch den Vortrag 
+. Mur in Verhinderungsfällen geht die perfönliche Leitung 
des Ganzen auf den erften, und wenn diejer verhinderte 
fern follte, auf den zweiten Gehuͤlfen über. . | 
Außerdem kann in Lanöftändifchen Angelegenheiten ,, 
fowohl während des Landtags, als außer. dem Landtage, 
der Landmarfchall nie für fih allein jondern nur mit Zu: _ 
ftimmung der Gehälfen handeln; auch find die bei dem 

Vorſtande außer den Landtagen nothwendig werdenden Um: 

läufe und andere Ausfertigungen von dem Landmarfchall 

und feinen Gehülfen zu zeichnen. Die Vollziehung aber 


erfolgt von dem Erftern allein. 


-$. 64, Sollte in der Zeit von einem: Landtahe zum 
andern ein Glied, oder follten gar zwei Glieder des Bor: 
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ſtandes verſterben oder ſonſt austreten (9. 32.); fo dauert 
deren Amt bis zum naͤchſten Landtage, und auch jeden Falls 
auf den naͤchſten Landtag, bis zur Wahl eines neuen Lands 
marfchalls, in den Perfonen der Bleibenden fort; jedoch - 
it, wenn nur ein lied des Vorftandes noch uͤbrig feyn 
follte, die Zufammenberufung eines Landtags möglühft zu 
beichleunigen. 

$. 65. Der Landmarfs;all und feine Gchälfen ziehen 
‚ein jeder eine jährliche Befoldung aus der Haupt: Land: 
fchaftscafle. — — 

6. 66. Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage glei⸗ 
ches Stimmrecht, ohne Unterſchied des perſoͤnlichen Ran: 
ges, der Kreife, oder der Beziite, 

$. 67. Jeder Abgeordnete, von welchem Stande, von 
welchem Kreife, von welchem Bezirke er auch fey , tft Ver: 
treter aller Staatsbürger und hat außer den Geſetzen Beine 
andere Richtſchnur anzuerkennen, als feine Ueberzeugung 
und fein Gewiſſen. Hieraus folgt: 

) fein Abgeordneter hat befondere Verpflichtungen ge: 

gen diejenigen, welche ihn gewählt haben, 

2) alle Vorfhriften (Anüruetionen), wodurch die 

Stinmfreiheit eines Abgeordneten auf irgend eine 

Weiſe befchränft werden ſoll, find gefegwidrig und 
ungültig, | 

3) übernimmt ein Abgeortneter in feinem Kreife oder 

ſonſt, Aufträge zu Vorftelungen und Bitten bei dem 
Landtage, als wozu er allerdings berechtigt und vers 
bunden iſt; fo verfteht fich diefes unbefchadet der Frei⸗ 
heit feiner Meinung und Stimme. 

6. 68. Niemand kann wegen feiner Acußerungen in 
der ſtaͤndiſchen Verfammlung verantwortlich gemacht werz 
den, Es verftcht fih, daß allezeit der gehörige Anſtand 
beobachtet wird, und daß jede Verunglimpfung der hoͤch⸗ 
ften Perfon des Landesfürften oder eine Beleidigung der 
Regierung, des Landtags oder Einzelner, verboten und 
nad) den Geſetzen firafbar ift. | 

$. 69. Die Landftändifchen Abgeordneten, mit Eins 
ſchluſſe des Landmarſchalls und feiner Gehülfen, genießen: 
ſowohl in ihrer Geſammtheit als einzeln völlige Unverlegs 
iichteit der Perſon vom Anfange :des -Landtags bis acht 
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Tage 06 dem Schluffe deffelben. Nur mit Einwilligung 
des Landtags, auf dem Wege Rechtens, Tann, in drin⸗ 
genden Fällen, gegen fie verfahren werden. 

q. 70. Alle Abgeordnete, auch. die Mitglieder des 
Vorftandes, genießen für die Zeit ihres Aufenthalts auf 
. dem Landtage, vor umd mit dem Tage vor der Eröffnung, 
. bis und mit dem Tage nad) dem Schluſſe des Landtags, 
eine tägliche Auslöfung, ingleihen für jede Meile der Ent: 
fernung ihres Inländifchen Wohnorts oder Gutes von dem 
Drte des Landtags, eine Vergütung für Reife: umd Zehs 
rungstoften aus der Haupt sLandfchaftecaffe. 

$. 71. Zur Führung des Protokolls und zur Abfafz. 
fung. von Schriften auf dem Landtage, ingleichen zu den 
Ausfertigungen in Landſtaͤndiſchen Angelegenheiten außer 
dem Landtage unter Leitung des Vorſtandes, erwaͤhlen fich 
die Abgeordneten einen Syudieus. Die Wahl tft dem Fürs 
ften anzuzeigen. 

$..72. Der Syndicus darf fein von dem Landesfürs 
ften unmittelbar bejoldeter Diener feyn. Er muß in Weiz - 
mar fih mwejentlich aufhalten. Seine Verpflichtung ges 
ſchieht vor der Landesregierung zu Weimar. Der Lands 
tag hat das Recht, ihn nach Befinden zu entlaſſen. 

9. 73. Sollte ſich der Fall ereignen, daß zu einer 
Zeit, wo der naͤchſte Landtag über zwei Monate noch ent—⸗ 
ferne iſt, der Landftändifhe Syndicus verftürbe, “oder feine 
Stelle niederlegte; fo hat der Vorſtand einjiweilen Jes 
mand in die erledigte. Stelle einzufesen, und nachher bei 
dem Pandtage darüber enticheiden zu laflen, ch tiefe Ein: 

feßung zu beftätigen, oder eine andere Wahl zu wuͤnſchen 


fey. 

$. 74. Der Spndicus zieht eine jährliche Befoldung . 
aus der Landfchafseafle, und während des Landtags diefelbe 
Auslöfung, welche den einzelnen Abgeordneten bejtimmt 


ift. 
r $. 75. Während des Landtags ficht dem Spndicus 
eben die Unverleglichkeit der Perfon zu, Pe) den Abge⸗ 
ordneten zugefichert ift. ($- 69.) 

$. 76. Zur Zufammenberufung des naͤchſten Landtags 
wird eine Landesfürftliche Commiſſion niedergefegt werben. 
Wenn aber —— ein damees ausgeſchrieben werden 


nd 
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fo; fo geht das deßhalb zu erlaffende Landesfaͤrſtiiche De⸗ 
eret an. den Vorſtand. Kein Abgeordneter aber hat ſich 
in Eigenfhaft an dem Drte der Landftändifhen Verſamm⸗ 
Inng ‚früher einzufinden, als bis ev durch den Vorſtand 
eine fchriftlige Einladung dazu erhalten hat, .» : 

Wie ein Abgeordneter, in Gemäßheit eines. ſolchen 
Einladungsſchreibens, zum Landtage eintrifft, hat er ſich 
bei dem Landmarſchall anzumelden. 

$. 77. Haben ſich an dem beſtimmten Tage alle Mit⸗ 


glieder der Staͤndiſchen Verſammlung, oder haben ſich we: 


nigſtens ein und zwanzig dieſer Abgeordneten, und unter 
ſolchen aus jedem Kreiſe zwei aus verſchiedeuen Staͤnden, 
an dem beſtimmten Orte eingefunden; ſo geſchieht auf vor: 
hergegangene Anzeige des Vorſtandes bei dem Fuͤrſten die 


Erxoͤffnung des Landtags unter den beſonders feſtgeſetzten 


Sörmlichkeiten, entweder von dem Fürften felbit, oder 
durch eine zu diefem Zwecke anzuordnende Commiſſion. 

$. 78. Die Landiländifhe Verfammlung bildet nur 
ein Ganzes, nicht mehrere Kammern. 

6. 79. Dbwohl die Volksvertreter in diefer Eigen⸗ 
ſchaft fü ſich alfe gleich find ; fo beobachten fie doch unter eins 
ander folgende Sigordnung. Es ſitzen 
) . obenan der Landmarſchall und die beiden Gehätfen 

neben. diefem ; 
2) zu beiden Seiten die-Abgeordneten der Rittergutsbe⸗ 
ſitzer, und zwar | 
a. des Weimartichen, 
b. des Eiſenachiſchen, 
c, des Neuftädtifihen Kreijed. 
3) Die Abgeordneten der Städte und 
Br die Abgeordneten des Bauernſtandes in derſelben 
Folge nach den Kreiſen. Die Sitzordnung der eins 
„zelnen: Abgzordneten eines Standes und eines Kreifes 
"unter fid) wird auf jedem Landtage von neuem durch 
das Loos beflimmt. , Der reichsritterfchaftliche Abges 
ordnete loofet unter den Nittergutsbefisern des Eifes 
nachiichen, der akademiſche Abgeordnete loofer unter. 
dem Rittergutsbefisern des Weimarifihen Kreiſes. 
$. 80. Der Landtag kann keine Sitzung halten, wenn 


nicht wenigſtens ein und zwanʒis Abgeordnete, und "unter 


— 
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‚blefen wenigſtens zwei aus verfchtebench Ständen eines. je⸗ 
den Kreifes, zugegen-find. Ein Befhluß, welcher mit 
Vernachlaͤſſigung diefes Satzzes gefaßt wird, iſt ungültig, 

9. 81. Kommt es zur Abſtimmung; ſo ſtimmt der 
Sandmarfhall zuerft und nach ihm die Übrigen Abgeordner 
ten, das erfie Mal von der rechten zut linken Hand, das 
zweite Mal von der linken zur rechten Hand u. f.w. - 
6.82. Ale Beſchluͤſſe werden nad der abfoluten' 

Mehrheit der Stimmen gefaßt, der Landmarfhall hat ' 
feine entfcheidende Stimme (votumi decisivum); viel: 
mehr iſt, wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, die Sa: 
ehe noch einmal in voller Sigung zum Vortrag zu bringen. 
. Bird aud) in diefer Sitzung die Gleichheit der Stims 
men nicht gehoben; jo find die beiderfeitigen Meinungen 
‚dem Landesfüriten zur Entſcheidung vorgutragen. . 
— $ 83. Die Abjtimmungen geichehen einzeln, nie nah - 
Ständen, Kreiſen oder Bezirken. Jedoch bleibe es ven’ 
Abgeordneten Eines Standes oder eines‘ Kreifes vorbehals 
ten, wenn fle ihren Stand, oder ihren Kreis durch den 
Beſchluß der Mehrheit für beſchwert erachten, fich über 
Eine Stimme (votum separatum) zu vereinigen und 
ſolches zum Protokoll zu geben. | en 

$. 84. Eine ſolche Euriat < oder Provinzialſtimme 

at die Kraft, daß fie die Ausführung des, von der Mehrs 

‚beit gefaßten Befchluffes aufpäls, in die von dem Land? 
tage an den Landesfürften ergebende Erklaͤrung, neben dem 
Befchluffe der Mehrheit, aufgenommen werden muß, und 
nebjt diefem der Entfcheidung des Fürften zu unterwerfen 


6. 85, Damit eine Separatfiimme diefe Kraft erz 
langen möge, ift Einftimmigkeit aller Abgeordneten. aus 
den Stande oder dem Kreife, welcher dadurch verwahrt 
werden foll, erforderlih. Nur die entgegengefeßte Meis 
sung des Landmarfchalls. kann die Bildung "einer Curiat—⸗ 
oder Provinztalftimme für den Stand oder den Kreis nicht 
hindern, aus welchem der Landmarſchall als Abgeordneter 

hervorgegangen iſt. | 
76886. Wenn die Abfaffung einer Curiat⸗ oder Pro; 
vinzialftimme einige Zeit erfordeut; fo können diejenigen 
Abgeordneten, welche folhe wuͤnſchen, den: Antrag mas 
äweiter Band, wg 
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chen, daß ihnen Zeit vergoͤnnt werde, ſich zu beſprechen 
und uͤber ihre Erklärung zu vereinigen. Der, Vorſtand ber 
ſtimmt ihnen hierzu cine Frift von zwei bis drei Tagen, 
welche fie, bei Verlufte des Rechtes auf die begehrte Tusiats 
oder Provinzialfiimme, einhalten muͤſſen. i 


8.87. Außer dem Zalle einer Curiat / oder Ptorlm 
zial timme kann ein Beſchluß des Landtags, weder durch 
Proteſtation, noch duch Berufung auf hoͤchſte Entſchei⸗ 
dung, noch auf andere Weiſe gehindert werden, vielmehr 

wird jeder Verfich dieſer Art ſchon im Voraus für geſetz⸗ 

widrig und ungültig erklärt. 

Die Minderheit muß fi, "jenen Fall ausgenommen, 
der Mehrheit unbedingt unterwerfen, wiewohl jedem Abs 
geordneten das Recht zufieht, feine Meinung auszuführen 
und entweder in dem Protokolle niederfchreiben zu laffen, 
oder in einem eigenen Auflage zu den Acten zu. bringen, 


$. 88. Der Landesfürft läßt dem Landtage feine Ans 
träge ( Propofitionen) ſchriftlich mittheilen, entweder auf 
einmal, oder nach und nach. 

Sollten bei neuen Geſetzesvorſchlaͤgen, oder andern 
wichtigen Anträgen, mündliche Erörterungen den Gang 
‘der Geſchaͤfte befördern können; fo wird der Landesfürit 
Miniſter oder andere Staatsbeamte, als feine Tommilfas 
rien, zu einzelnen Sigungen des Landtags abordnen, welche 
den Segenjtand nad) feinen Beweggruͤnden zu entwideln, 
jedoch der Landitändifhen Abſtimmung und Beſchlußfaſſung 
nicht beizuwohnen haben. 

(: 89. Wenn der Landmarſchall Aber einen wichtigen 
Gegenſtand, welcher nicht jhon in den Fuͤrſtlichen Anträr 
gen enthalten iſt, Vortrag thun will; fo zeigt: er feine 
Abſicht der Verſammlung an, und — dazu einen ge⸗ 
wiſſen Tag. 


$. 90. Jedem Abgevrdneten ſteht es frei, Anträge 
an die Verfammiung zu Bringen, wenn folhes der Ber: 
ſammlung vorher angezeigte worden tft. Auf eine folche 
Anzeige ne Sandmarfchall ebenfalls einen gewiſſen Tag 
zu dem Vortrage feſt zu ſetzen. 
. 91. Wo die Verſammlung es dienlich findet‘; Eins 
nen Ausſchuͤſſe zur Bearbeitung einzelner Wegenſtande, zur 
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— Anſtellung von Unterſuchungen, zur Abgebung von Gut⸗ 
achten, zur Abfaſſung von Schriften niedergeſetzt wer⸗ 
den. 

5. 92. Solche Ausſchuͤſſe beſtehen aus drei oder 
fünf Perſonen. Der Landmarſchall ernennt ein, Mits 
glied, welches den Vorſitz führt, die Übrigen wählt die 
‚Berfammlung, ohne heſondere Ruchicht auf Stand und 
Provinz. 


44 


= 6. 93. In der: Sitzung des Ausſchuſſes kahrt ein. 


-Mitglied. deflelben das Protokoll. Die Befhläffe wers 
‚den nah Mehrheit der Stimmen gefaßt und formen 
ipeiter zum mündlichen oder jchriftlichen. Wortrage, bei 

dem Landtage- Bei den Eroͤrterungen darüber hat jes 
des Mitglied des Ausſchuſſes wieder ſeine Stimme, als 
Mitglied des Landtags überhaupt. ’ 


$. 94. Die Beſchluͤſſe der Stände werden in Schrif⸗ 
sen über cinzeine, oder über mehrere Gegenftände zus 
fammen, dem Landesfürten übergeben. : In der Aug: 
fertigung find ſolche Schriften: „unterthänigfie 
Ertlärungsfhrife,‘ zw überfchreiben und unter 
dem Kollestivnamen: „Die getreuen Landftände 
des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Ei— 
ſe nach“ von dem Landmarſchall zu. unterzeichnen. Der 
Landesfuͤrſt laͤßt feine Beſchluͤſſe hierauf ebenfalls ſchrift⸗ 
lich „an den Landtag” gelangen, worauf dann die 
verſammelten Abgeordneten nach EINEN, weiter ants 
‚segeteh können, | 


ze Te 95. - Die Vechandiung ſcuedt ein Laudtagsab⸗ 
ſchieb⸗ mit welchem die —— von dem ie 
entlafien wird. - 


$. 96. Dem Landesfürften ſteht das Recht zu, durch 
“eitten ſolchen Abſchied die Landſtaͤndiſche Verfanmlung 
nicht nur zu vertagen, ſondern auch gaͤnzlich aufzuloͤſen. 
Geſchieht daB letztere; fo verlieren‘ ſaͤmmtliche Avgeord⸗ 
iete ihre Stellen, den Landmarſchall ausgenommen. Es 
muͤſſen ſofort und laͤngſtens binnen drei Monaten neue 
Wahlen verfügt werden, bei welchen die Mitglieter der 
aufgelöften Verfammlung ana wählbar ‚And. 


23 * 
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Erfolgt dieſe Anordnung binnen dreimonatlicher Friß 
nicht; ſo iſt die vorige rn von feldft wieder 
hereſtelr. 


Fünfter —— 


Naͤhere Beſtimmungen uͤber die Kalkan 
der den Landſtaͤnden zuſtehenden Rechte durch 
den Landtag. 


97. Alle Landſchaftliche Caſſen ſtehen unter dem 
Landſchaftscollegium, als der oberſten Steuerbehoͤrde; die⸗ 
jenigen Caſſen ausgenommen, für deren Verwaltung, mit 
Einwilligung der Stände, befondere Commiljionen ‘und 
Deputationen ſchon ntedergefest worden find, oder etwa 
noch niedergefegt werden. 

6. 98. Einige Zeit vor Eroͤffnung eines ne 
chen Landtags entwirft das Landfcjaftscollegium die Etats 
alfer ihm untergeordneten Caſſen auf die naͤchſten drei 
Jahre, wobei es ſich von ſelbſt versteht, daß fich daſſelbe 
zu diefem Zwede, und um zugleich eine volljtändige 
Weberfiht des Zuftandes aller Landfchaftlihen Caſſen ges 
ben zu können, von jeder andern. Behörde die erforder: 
lichen Nachrichten erbitten darf. 


6. 99. Sind die ſaͤmmtlichen Etats gefertigt und ber 
richtige; fo ſendet das Landfehaftscollegium ſolche an den 
Fuͤrſten ein, zur vorläufigen Genehmigung. 


Nach erfolgter vorläufigen Genehmigung werden bie 
Etats dem Landtage von dem Fuͤrſten unmittelbar zu⸗ 
gefertigt, damit derfelbe ſowohl über die Etats an fich, 
als über. die Mittel, die erforderlichen Beduͤrfniſſe aufs 
zubringen, ſich berathen und urtheilen koͤnne. ; 


—6. 200, «Die dadurch - veranlaßte Beurtheilung des 
‚Etats, und die als verfaffungsmäßig anerfannten. Ver— 
willigungen, gehen mittelft einer eigenen Erklaͤrungs⸗ 
fohrift an den Fuͤrſten zurüd, worauf von Seiten des 
‚feßtern, entweder fofort die Beftätigung der, von dem 
Landtage gefchehenen, Borfchläge erfolgt, oder eine noch⸗ 
malige Prüfung und Erörterung der Sache bei ſeldem 
veranlaßt wird. 


* 
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&.& 201. Sind - der‘ Landesfürft und der Landtag 
Aber die ſaͤmmtlichen, -für die nächften drei Rechnungs: 
jahre, und in diefen Jahren erforderlihen, öffentlichen 
Abgaben, über deren Betrag, Art und Erhebungsweife 
einverftanden; fo werden diefe Abgaben, als von ben 
Sandftänden vertwilligte, und von dem Landesfürften ges 
nehmigte, mittelft gewöhnlihen Patents ausgefchrieben. 
Der Entwurf Biefes Patents gehört in den Geſchaͤfts⸗ 
Preis des Landfchaftscollegiums; die oͤffentliche Bekannt⸗ 
machung aber gefchieht durch die Landesregierung. 


6. 102. Auf die bei dem Landtage feftgefegten und 
von dem Fürften ancrfannten Caſſenetats it von dem 
Landfchaftscollegium, woͤhrend der KRechnungsjahre, auf 
das Strengfte und Unverbrüchlichfte zu halten, wie denn 
der Fuͤrſt felbſt fih keine Einweifung in eine der Lands 
fchaftlichen Caffen, welche jenen "Etats in irgend einem 
Puncte ensgegenläuft, erlauben wird.  ° 

$. 105. Die vorftehenden Beftimmungen, welche 
zunächft die Deckung der gewöhnlichen Staatsbedürfnifle 
zum Gegenftande haben, gelten in ihrer Arc auch von 
dem Falle, wo entweder auf den Bericht eines Landes: 
colfegtums, oder, ohne folchen, nach eigenem Ermellen des 
Fürsten, andere Finanzmaasregeln, welche auf das Land: 
ſchaftliche Intereſſe Einfluß Haben können, ergriffen, oder 
andere außerordentliche Leiftungen und Anftrengungen der 
Staatsbürger erfordert werden ſollen. — 

Der Antrag dazu geht von dem Fuͤrſten unmittelbar 
an den Landtag, und erſt, wenn dieſer feine Eins 
willigung ertheile hat, erfolgt die endlihe VBeftätigung 
= die Bekanntmachung derjeiben in dem gejeglichen 

ege. ⸗ 

6. 104. Sollten fi in der Zeit von einer der 9% 
wöhnlichen Landftändifhen Verfammlungen zu der andern 
folche auferordentlihe, nicht vorher zu fehen gewefene, 
Ereigniſſe zutragen, melde aus der einen oder der ans 
dern Landfchaftlihen Cafe eine beträchtliche Zahlung, . 
auf die in dem Etat nicht geredjnet worden, unabwends 
bar erfordern, oder andere Anftrengungen und Leitungen 
dev Unterthanen unabwendbar -norhwendig machen; fo 
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wird eine außerordentliche Verſammlung der Landſt andi⸗ 
ſchen Abgeordneten verfuͤgt werden. © - 

$. 105. Die Durchſicht, - Prüfung und: Abnahme 
aller Rechnungen, über: die dem Landjchaftscollegium. uns 
tergeordneten Caſſen, gefchieht jährlich bei dieſem Colle⸗ 
gium und vor einem Ausſchuſſe aus dem Mittel der 
Landſtaͤndiſchen Abgeordneten, 
Dieſer Ausſchuß beſteht, außer dem ——— 
und ſeinen beiden Gehuͤlfen, aus ſechs Staͤndiſchen Ab⸗ 
geordneten, naͤmlich zweien des Weimariſchen, zweien 
des Eiſenachiſchen, — zweien des Neuſtaͤdtiſchen Kreiſes 
in der Maaſe, daß ans jedem Kreiſe ein Abgeordneter, 
von dem Stande der Nittergutsbeflger, : und ein Abges 
ordneter von dem &tande der Bürger, oder von. bem 
Stande der Bauern, dazu gewählt wird. Die. Wahl 
geſchieht auf jedem ordentlichen Landtage für die naͤchſt⸗ 
folgenden drei Jahre. 

$. 106, Die Zeit, wann diefer Aueſchuß in Wei⸗ 
mar zuſammenkommt, iſt, die Jahre ausgenommen, 
welche einem ordentlichen Landtage unmittelbar voraus⸗ 
gehen, in welchen mithin die Rechnungsabnahme fuͤglich 
bis zur Zeit des Landtags ausgeſetzt bleiben kann, auf 
den 20ſten December eines jeden Jahres beſtimmt. 
Das Landſchaftscollegium hat dem Ausſchuſſe an dieſem 
Tage, außer der Nachweiſung, wie bisher die, von dem 
legten Landtage gebilligten, Etats im Allgemeinen aus— 
gefuͤhrt worden, die Rechnungen des vorigen Jahres, 
welche ſchon durchgeſehen, monirt, und durch die Beant⸗ 
wortungen der dagegen aufgeſtellten Erinuerungen zur 
Abnahme vorbereitet ſeyn muͤſſen, ſammt allen dazu ges 
Hörigen Belegen und den gegen bie Rechnungen geftelkten 
Erinnerungen mitzutheilen. Es erfolgt eine nochmalige 
genaue Durchſicht und Prüfung bei dem Ausfchufle, wo⸗ 
bei diefer Über gefundene Anfände und Bedenklichkeiten 
ſofort bei dem Landichaftscollegium bie nöthigen Erläutes 

rungen verlangen darf. 

. $. 107. Die foͤrmliche Abnahme der Hauptlandfchaftes 
eafferechnung geſchieht durch das ganze Landfchaftscolles 
gium und den ganzen Landftändifchen Ausfchuß, die uͤbri⸗ 
gen Nednungen aber können durch einige Glieder des 
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Landfchaftseollegiums und einige Glieder des gedachten 

Ausfchufles abgenommen werden. Die YJuftification der 
Rechnung. und die Entlaflung des Rechnungsführers wird 
son denen vollzogen, welde aus dem Mittel der Lands 
ſtaͤndiſchen Abgeordneten und aus dem Mittel des Land; 
Schaftscolfegiyms an der Abnahme Theil genommen haben, 


6. 108. “Außer den - Nachweifungen über die. Auss 
führung der, Etats und außer den Rechnungen über die 
dem Landfchaftscollegium untergeordneten Gaffen, werden - 
dem Landftändifchen* Husfchuffe, bei feiner Anmwejenheit 
in Weimar, alle Rechnungen vorgelegt, welche bet fols - 
chen Caſſen geführt‘ worden find, deren obere Verwal: 
tung befondern Commiſſionen und Deputationen anvers 
ers ft, 4 ©. bei den’ Amortiſationgcaſſen der alten 
ande. 


“78169. Soll wegen bemerkter Mißbraͤuche in der 
Geſetzgebung, oder in der Verwaltung, dem Fürften Lande 
ſtaͤndiſcher Seits Vorſtellung gethan werden; ſo iſt es, 
unbeſchadet des dem Vorſtande nachgelaſſenen Rechts (H. 
62.) durchaus nothwendig, daß die Sache bei dem Land: 
tage zum Vortrage und zur Abftiimmung gekommen: fey. 
Kein einzelner der erwählten Volksvertreter darf fih in 
dieſer Eigenfchaft unmittelbar an den Fürften wenden; 

auch find Vereinigungen mehrerer Landſtaͤndiſchen Abge⸗ 
drdneten zu ſolchem Zwecke, fowohl waͤhrend des Land⸗ 
tags, als zu anderer Zeit, unerlaubt. 


‚$. 110. Wenn irgend ein Staatsbürger, weicher zwar 
Buch den Landtag mit vertreten wird, aber nicht ſelbſt 
Boͤlksvertreter ift, ein Gebrechen, deffen Abftellung das 
allgemeine Wohl zu erfordern ſcheint, bemerft, oder eis 
nen nach feiner Anfiche zum Beften des Landes gereis 
shenden Vorſchlag aufgefaßt hat; fo bleibt es ihm unbe⸗ 
nommen, davon den kandias oder. den vertin in Kenni⸗ 
niß zu ſetzen. 

6. 111. Die: Auẽefuͤhebatteit des fanften Landſtãn · 
diſchen Rechts ($. 5.) it in der Großherzoglichen Vers 
ordnung, die Drganifation des Staatdminiiteriums‘ be— 
‚treffend, vom: 1. Decemnet de gef gar worden, in 
Folgender Stelle: - - . 
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„Ale Verordnungen, Patente, Edicte und jedwede 
„andere Unſere Ausfertigungen in Regierungsgeſchaͤften, 
„die Wir eigenhändig unterſchreiben muͤſſen, je nachdem 
„dieſelben In das eine oder das andere Tepartement des 
„ Ötaatsminifteriums ‚gehörefrz; oder, und zwar naments 
„lich im Verhandlungen mit den Landesftänden, je nad 
„dem biefelben der gemeinfchaftlichen Berathung und Ges 
„ſorgung fämmelicher Mitglieder des Staassmunifteriums 
u, vorbehalten: bleiben, von dem. Chef des Departements 
„im Staatsminifterium oder in leptermähntem Falle von 
„ſammtlichen Mitgliedern deflelben, welche bei der Bes 
s/hlußnahme. gegenwärtig waren, und Sig und Stimme 
hatten, in. der. Reinſchrift der Ausfertigung zum Zeis 
chen der Weranswortlichkeit des Minifiers oder des 
„Staatsminiſteriums, für die Zweckmaͤßigkeit und Uebers 
„einſtimmung der Verfügung mit den Gefegen und der 
„Verfaſſung des Landes, contrajignirt werden. 
. 112. Dieſes Recht kann ausgeübt werden: 1) 
‘auf dem Wege ver bloßen Befchwerdeführung, 2) auf 
dem Wege der förmlichen Klage. | = 
Es hat aber nur die Amtsführung des Staatsmini— 
—5— der einzelnen Staatsminiſter, in ihrem Geſchaͤfts⸗ 
kreiſe, und der hoͤhern Landesbehörden, wie fie derma— 
“fen in dem Patente wegen Ordnung des Staatsdienſtes 
vom 15. December 1815 aufgeführt worden find, oder 
kuͤnftighin beſtimmt werden möchten, zum Gegenftande, 

Unerlaubre Handlungen, oder Verfehen und Nach⸗ 
laͤſſigkeiten der untern Staatsdiener, können dem - Lande 
tage nur alsdann ‚zur Ausübung dieſes Nechts die Ver—⸗ 
anlaffıng geben, wenn der dadurch unmittelbar Gekraͤnkte 
bei der zuftändigen höhern Behötde vergebens Klage ger 
Fähre, oder fonft die gejeßlichen Worfihritte gethan, und 
eben, weil ſolches vergeblicy geweſen, die höhere Behörde 
ſelbſt· der Pflichtwidrigkeie ſich theilhaftig gemacht hat. 

F. 113. Nur Beihwerdeführung , nicht förmliche 
Klage, iſt zulaͤſſig, wenn die. Unzwechnäßigkeit einer Vers 
ordnung, oder einer andern Maasregel, den Landtag zum 
Behrauche feines Nechtes auffordert; foͤrmliche Klage darf 
ethoben werden, wenn Unterſchleife bei äffentlichen Caſſen, 
Beſtechlichkeit, abſichtlich verweigerte. ‚oder. verzögerte 
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| Mechtöpflege, abſichtliche Verzögerung im dev Verwaltung, 


oder andere willtährliche Eingriffe in die Berfoflung oder 
in die gefeglihe Freiheit, die: Ehre :und das Eigenthum 
ber. Staatsbärger, zur Kennmiß des Landtags: gekom⸗ 
men find. a a ee, 7 
6, 114. Iſt nur Beſchwerde erhoben worden; fo 
wird der dadurch getroffene Staatsdiener, oder die das 
durch getroffene Behörde, mit einer Verantwortung, 


‚worin: die- angefochtene Verordnung , oder fonftige Mans; 


regel, zu: zechtfertigen ift,. gehirt. 


Iſt dieſe MWerantwortung nicht ‚ausreichend, ſondern 


iſt die von dem Landtage angebrachte Ruͤge, ganz oder 
zum Theil gegruͤndet; ſo erfolgt Landesfuͤrſtlicherſeits die 


Anweiſung, zur Verbeſſerung des Fehlers, sur Abſtellung 


des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauchs, vorbe⸗ 
haͤltlich des dem Landesfuͤrſten zuſtehenden Rechts, auch 
auf die bloße Beſchwerdefuͤhrung, wenn ſich bei weiterm 
Eingehen in die Sache groͤbere Ungebuͤhrniſſe hervor⸗ 
thun, die foͤrmliche Unterſuchung anzuordnen. Der Land⸗ 
tag ſoll von: dem Erfolge feiner Beſchwerdefuͤhrung jedes⸗ 


mal in Kenntniß geſetzt werden. 


F. 115. Iſt foͤrmliche Klage erhoben, und auf recht⸗ 
liches Verfahren der Antrag gerichtet worden; ſo ſoll 
dieſe Klage ‚von dem Landesfuͤrſten an das Großhoͤr⸗ 
zogliche und Herzoglich Saͤchſiſche gemeinſchaftliche Ober⸗ 
appellationsgericht zu Jena abgegeben werden, welches, 
vorausgeſetzt, daß dieſelbe hinlaͤnglich begruͤndet, "und 
durch Angabe der Beweismittel gehörig unterſtuͤtzt iſt, 
als ein durch gegenwärtige Verfaſſungsurkunde für ſolche 
Bälle zuftändiges Gericht, nad den gefeglihen Formen 
das Verfahren einzuleiten, das. Erfenntniß mit Gründen, 
im Namen. des Landesfürften, zu fprehen, und auf bie 
dagegen eingelegten Rechtsmittel daſſelbe Verfahren: mie 
in, Sachen, welche durch Compromiß, in erftet Anftanz, 
an diefes Gericht gelangen, zu beobachten hat. - * 

6. 116. Auf die von dem: Landesfürften erfolgte 
Benachrichtigung, daß die Abgabe der Anklage. an das 
Appellationsgeriche gefchehen ſey, kann der Landtag, 
wenn er noch verfammelt iſt, oder der Vorſtand zu jeder 
anderu Zeit, dem Landſchaftsſpndcius zur Verfolgung der 
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angebrachten Klage und. zur Wahrnehmung des Staͤndi⸗ 
ſchen Intereſſe bei dem Appellationsgerichte, Auftrag ers 
theilen. Kommt bei einem ſolchen rechtlichen Verfahren 
das Intereſſe Landſchaftlicher Caſſen zur Sprache; ſo hat 
der Landfchaftsfpnaicus oder ein anderer Sachfuͤhrer dieſer 
Caſſen, mit Vorwiſſen und Genehmigung des Landfchaftss 
collegiums, ‚den Livilpunet. neben dem Antlagepuncte ans 
haͤngig zu maden. . 

6, 117. : Der Borfhlag * neuen, das Allgemeine 
angehenden, Geſetzen kann: jowohl von dem Füriten dem . 
Landtage, als von dem Landtage dem Fuͤrſten, vorgelegt 

Verſagt in dem legten Falle ber Fuͤrſt die Geneh⸗ 
migung; fo darf der Landtag: ſeinen Vorſchlag noch auf 
zwei ‚andern. feiner verfaflungsmäßigen Zuſammenkuͤnfte 
wicderhohlen, 


Die Ständifhe Verſammlimg hat, wenn fie ihre Zu⸗ 


flimmung zu einem ihr vorgelegten Gefeßesentwurfe vers 
weigert, jedesmal die Gründe ausführlich anzugeben ;. der 
Fürft hingegen wird auf einen, 'von. dem’ Landtage ger 
thanen Sefeßesvorfhlag, Nur. die Ertheilung, oder die 
Vorenthaltung feiner. Sanction, ausſprechen. 

$. 118. Die.Landräthe, welche jowohl in dem Sands 
fchaftsrollegium ,. als; in der Landesdirection, nah. Maas 
. gabe der. Verordnung vom ı5. December 18:5, Sitz 
und Stimme, haben, ‚werden von dem Landtage, nad) 
Stimmenmehrheit, aus den wirklichen Rittergutsbefigern 
‚gewählt; im Nothfalle kann jedoch auf deren: Söhne und 
Mitbelehnte Ruͤckſicht genommen werden. 1. >& 
WVor der Wahl find die Volksvertreter aus bemleni⸗ 
gen Kreiſe, in welchem die Stelle erledigt iſt, aufzufor⸗ 
dern, eine oder zwei Herſonen dazu in Vorſchlag zu 
bringen. 
Peʒ Erwaͤhlte, welcher übrigens dem Landesfärften 
zur Betätigung vorzuftelien iſt, behaͤlt die Stelle als 
Landrath lebenslaͤnglich. 

$. 119. Die Wahl ber Landſt ͤndiſcherſeits zu 
ernennenden Mitglieder bei dem Landſchaftscollegium ge⸗ 
ſchieht auf dem naͤchſten ordentlichen oder außerordent⸗ 
lichen Santtage, welcher. nad). der ſi ſich ereignenden Erle⸗ 
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digung einer folden : ‚Stelle ;gehalten wird. Sollte jedoch 
die Zeit eines Landtags non dem. Tage der Erledigung. fo. 
weit entfernt ſeyn, daß die Stelle über ſechs Monate” 
unbefegt bleiben müßte; ſo hat der Vorftand die. Wahl 
zur Wie derbeſetzung ‚dev erledigten Stelle zu. veranlaflen, 

6220. Mad). eingegangener landesherrliher „Bes 
ftätigung «der: gejchehenen. Wahl, welche dem Landtage 
oder dem Vorſtande mittelft Decrets bekannt: gemacht 
wird, geſchieht . fogleich die wirkliche Einfuͤhrung in das 
Landſchaftscollegium. Der Eingeführte hat alle Pflichten 
und Rechte der übrigen. Glieder des, Collegiums, auch 
bezieht. derſelbe die feiner Stelle zufommende. etats⸗ 
maͤßige Veſelduns. ne 

$, rar. Wenn ing ‚aus-, &tantöbienern und ‚Lands 
ſtaͤndiſchen — —— beſtehende, gemeinſchaftliche Com⸗ 
miſſion niederzuſetzen iſt; ſo werden hierzu. Landſtaͤndi⸗ 
ſcherſeits nur Landſtaͤndiſche, zu dem Landtage erwaͤhlte 
Abgeordnete, oder deren Steüvertreter, beſtimmt. 

Daſſelbe iſt Regel für dem Fall, wenn: der Landtag 
ia außerordentlichen Fällen, z3. B. in, Kriegszeiten, auf 
die Beiziehung einer Landſtaͤndiſchen Deputation zu den 
Arbeiten: eines —— angetragen hat. 

$. 122. Die Wahl des Hauptlandſchafts-Caſſi rers 
und die Borftellung deflelben. zur Landesfürjtlichen. Bes 
ſtaͤtigung geichieht in der Regel auf dem naͤchſten Land⸗ 
tage, nach Erledigung der Stelle. 

Sollte jedoch ein ſolcher Landtag bei dem Falle der 
Erledigung fo entfernt ſeyn, daß die Stelle, wenn man 
die Wahl bis dahin ausſetzen wollte, uͤber zwei Monate 
unbeſetzt bleiben: muͤßte; fo it dasjenige zu beobachten, 
was oben ($. 219.) über eine durch den ee zu 
veranlaſſende Wahl feſtgeſetzt worden iſt. 


Sechſter xoſch nitt. 
Gewähr der Verfafſung. 


$. 123. An diefem Grundgefege des Großherzogs 
thums Sachfen : Weimar » Eifenady) und der durch folches 
geftifteren Berfaflung darf in keinem Punste, und, weder 
mittelbar, noch unmittelbar, ‚weder durch Aufhebung, 
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noch bücch Zufäße, etwas geändert werden, ohne Ueber⸗ 
einftiminung des Landesfuͤrſten und des Landtages. 

9. 1240 : Künftig find ale Staatsdiener, vor ihrer 
Anftefüng ‚- auf den Inhalt des gegenwärtigen Grunoͤge⸗ 
ſetzes und deſſen Fefthaltung mit zu verpflichten. 

6,225... Sede abfihelihe Verlegung: -der Verfaſſung 

im Staatsdienſte fol als Verbrechen angeſchen und ge⸗ 
ſtraft werden. 
Jede Handlung eities: Slaatsdieners, welche in der 
Abſicht unternommen wird, um dieſe Verfaſſung heimlich 
zu ri ober gewaltſam aufzulöfen,- iſt Hech⸗ 
verrath. 

. 126, Tritt der Fall eines Regierungswechfels eins 
fo fol der neue Landesfuͤrſt bei dem Antritte ver Regies 
kung ſich ſchriftlich bei fürftlihen Worten und Ehren 
verbindlih machen, die Verfaflung, fo wie fle duch ger 
genwärtige Urkunde beſtimmt worden, nach ihrem ganzen 
Inhalte: während feiner "Regierung zu —— auft 
recht zu ethalten und zu ſchuͤtzen. 

9. 127. Um dieſe ſchriftliche Verficherung , noch vor 
der Huldigung, von dem Fuͤrſten in Empfang zu nehmen, 
iſt ein außerordentlicher Landtag zuſammen zu⸗berufen. 

G. 128. Im Fall Ser Unmuͤndigkeit des Regenten, 
oder einer andern Verhinderung des‘ Regierungsantritts, 
iſt dieſelbe Werfiherung von dem Verweſer der. Regierung 
(dem Abminikraten) ‚für vr“ zeit Teer ‚Verwaltung 
auszujtellen. 

9. 129, Außerdem wird die Sicherſtellung dieſer 
Verfaſſung dem Teutſchen Bunde uͤbertragen werden. 
An den Teutſchen Bund ſollen ſich die Landſtaͤnde durch 
ihre Vertreter auch in dem Falle wenden dürfen, wenn 
einem Erkenntniſſe, welches das Appellationsgericht zu 
Jena, auf eine von dem Landtage erhobene Anklage, 
geſprochen hat, und : wogegen fein Rechsmittel weiter 
a gefunden, ($. A15.), die — verweigert 
w ide. 


Steiäie Bir nun durch — — 
die Landſtaͤndiſchen Rechte Unſerer getreuen Unterthanen, 
und durch--diefe die Rechte der einzelnen Staatsbuͤrger 
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dauerhaft gefichert zu haben, auch: zu foldiem Zwecke fol⸗ 
gende bereits anerkannte Rechte: das Recht auf eine, 
auch die WVerbindlichkeiten des Fifeus umfaflende, in dret 
Inſtanzen geordnete, unpartheiiiche Rechtspflege, und dad 
Recht auf Freiheit der Preſſe, hierdurch ausdrücklich pt 
erkennen und gefeglih begründen; alſo wollen Wir, im 
Sinne der in vorftehendem $. 224, enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, auch Unfete dermaligen Staatsdiener auf. gegenz 
waͤrtiges Grundgeſetz befpnders: verpflichtet, und — 
uns geleiſteten Dienſteid auf die Beobachtung dieſes 
Grundgeſetzes, wozu Wir ſie hiermit anweiſen, ausdruͤcke 
lich erſtrecket haben. 

Die bisherige Landſtaͤndiſche Deputation Unſerer alten 
Lande betrachten Wir, ihrer eigenen Zuſtimmung gemaͤß, 
mit dem Eintritte des neuen Landtags fuͤr aufgeloͤſet, 
und erkennen zugleich ihre bisherige thätige und patrioti— 
ſche Wirkfamteit, ald ein ruͤhmliches Vorbild der kuͤnfti⸗ 
gen Landfiändifchen . Repräfentation, mit dantbaren Ger 
finnungen an. 

Urkundlich ift gegenwaͤrtiges Patent von Uns eigen? 
händig vollzogen, mit Unſerm Großherzoglihen Inſiegel 
verfehen worden, und fol durch den Druck zu Seders 
mans Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. 


So geſchehen und gegeben Weimar, den 5. May 1868. 
(LS) Karl Augu ſt. 
©. v. Voigt. C. W. Frh. v. Fritſch. 
v. Gersdorf. Graf Edling. 
dt, Ackermann— 
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Im Geiſte der neuen Zeit, welche für Zeutfchland ges 
kommen ift, erließ der Fürft Sriedrih Günther 
von Schwarzburg:-Rudeljtadt am 8. Januar 
1816 eine zwedmäßige Verordnung flrr die neue Orga⸗ 
hifation der. fländifhen Verfaſſung in feinem Lande. , 
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Das Vertrauen, welches Wir zu der oft erprobten 
Liebe und Anhaͤnglichkeit Unſerer getreuen Unterthanen 
mit Recht hegen „ſo wie die Zuverſicht, mit welcher dies 
ſelben von Uns herzliche landesvaͤterliche Fuͤrſorge fuͤr ihr 
Beſtes, moͤglichſte Schonung in Anſehung der druͤcken— 
den Laſten der. Zeit, und billige und gleichmaͤßige Ver— 
theilung derfelben erwarten, und nach dei Erfahrung, die 
ihnen vor Augen diegt, erwarten koͤnnen, bedarf Feiner 
Befeſtigung und Vermehrung. Um jedoch den Beitims 
‚mungen des teutfchen Bundesvertrags Genuͤge zu leiften, 
und. die. Verfaſſung Unfers Fuͤrſtenthums mit den Eins 
- richtungen in den benachbarten teutichen Bundesftaaten 
auf gleichen Fuß zu ſetzen, finden Wir gut, Folgendes 
| nn 
. Es Toll eine Repräfentation bes Volks in 


unſcim Fuͤrſtenthum gebildet werden, deren Wirkſamkeit 


ſich auf die Berathung über alle Gegenſtaͤnde der Geſetz⸗ 
gebung, welche die perfönlichen und Eigenthumsrechte 
er Staatsbürger, mit Einjchluß der Beſteuerung be⸗ 
treffen, erſtrecket. 

2. Die Volksrepraͤſentation ſoll aus achtzehn, durch 
freie Wahl zu ernennenden Landesrepraͤſentanten beſte⸗ 
hen, naͤmlich: 6 Rittergutsbeſitzer; 6 Einwohner von 
Städten; 6 mit Landeigenthum angeſeſſene Unterthanen, 
weiche weder Ritterguͤter beſitzen, noch ſtaͤdziſche Bürger 
find. 

3. Die fämmtlichen Kittergutsbefißer in. der 
obern Herrſchaft wählen aus ihrer Mitte Vier, die 
Rittergutsbeilger in der Untern Herrſchaft Zwei Lan— 
desrepraͤſentanten. 


4. Die Staͤdte in der obern Herrſchaft zuſammen 


Zw Landesrepraͤſentanten aus ihrer Mitte. 

5. In jedem Orte des Fuͤrſtenthums, Dorf oder 
Flecken, fo wie auch in der Patrimonialſtadt Schlot— 
beim, treten die fämmtlichen Landeigenthumsbefiger, mit 
Einſchluß der nahe gelegenen Mühlen oder anderer eins 


zelnen Höfe und Wirthſchaften, und mit Zuziehung der 


Geiftlihen und Schullehrer zuſammen, und ernennen: fir 
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Biefen:. Ort aus ihrer Mitte: einen daſelbſt "angefeffenen 
unbeſcholtenen und rechtlichen - Mann zum Wähler. 
Diefe ſaͤmmtlichen Wähler eines Diſtricts erwählen nim 
aus ihrer Mitte einen Landesrepräfentanten , und zwar 
nach folgender Diſtricts⸗Beſtimmung, einſchließlich der 
Pattimonialgerichtsorte: — * 
Die Wähler aus den Aemtern Rudolſtadt und Blans 
kenburg zufammen einen; die aus dem Amte Schwarz⸗ 
burg einen; aus den Aemtern Ilm, Ehrenſtein, Pan. 
linzelle, Seebergen, einen; aus Leutenberg und Koͤnitz 


einen; aus der Unterherefchaft zwei Repraͤſentanten, 
jeder Diftriet aus jeiner Mitte. 


“ 


6. Wenn. ein Kittergutsbefiger auch noch anderes 
Landeigenthum, oder das Bürgerrecht in einer Stadt bes- 
ſitzt; fo kann er zwar in diefen andern Beziehungen mit 

wählen, allein zum Landesrepräfentänten kann er nur 
als Beſitzer feines Nitterguts gewählt. werden; - Wenn 
er mehrere Nitteegüter bejigt, wählt er zwar fuͤr jeder, 
kann aber nur von einem gewählt werden. ben To, 
wenn jemand Bürgerrechte und andeigenthum an vers 
Ihiedenen Orten befigt, kann er zwar an allen diefen 
Orten mit’ wählen, aber nur an feinem gewöhnlichen 
Wohnorte gewählt werden. Von nehrern Mitbefigern 
eines Hemeinfhaftlihen Landeigenthums it nur einer 
wahlfaͤhig und berechtigt. Perfonen weiblichen Ge 
fihlehts und Vormuͤnder. für Ihre Pflegebeſohlnen können 
zwar mit wählen, aber nicht gewählt werben. 

7. Die Landesrepräfentanten werden auf. 6 Jahre 
gewaͤhlet, nach deren Verfluß eine neue Wahl vorge⸗ 
nommen wird, wobei die abgegangenen Repraͤſentanten 
ruf die namliche Art wiederum gewaͤhlet werden können, 
Einzelne Wahlen in der Zwifchenzeit finden nicht Statt, 
Wenn unterdefien Repraͤſentanien abgehen; ſo wird day 
durch die Velksrepraͤſentation nicht unterbrochen. 

8. Sobald die Wahlen, wegen deren Art und Meife 
und nähern: Veramialtung Wir Unfere Landesbehörden 
‚mit befonderer Inſtruction verfehen werden, geſchehen, 
und die Landesrepraͤſentanten in dieſer Eigenſchaft von 
Uns anerkannt ſind, werden Wir wegen ihrer Zuſam⸗ 


366 Fuͤrſtenthum Schwarzburg » Rudolſtade. 


menber hierher in: Unſere Reſidenz, wegen der 
ihrer Berathung vorzulegenden Propoſitionen und ihrer 
Wiederentlaſſung, die weitern noͤthigen Befehle ertheilen 

Rubolſtadt, den 8. Jan. 1816. 


L S. riedrich Guͤnther 
(LS.) 5 | ., 0 her, 





15) Die uͤbrigen teutfhen Staaten 

Obgleich zunächft nür diejenigen Staaten in biefe 
Darftellung gehören, in welchen feit den legten 25 
Jahren entweder neue Gonftitutionen wirklich gegeben, 
oder hur vorbereitet und angekündigt worden find; fo 
verlangt es doch die Vollitändigkeit, bei Teutſchland, 
dem politifhen Centralſtaate Europa’s, kurz nachzuwei⸗ 
fen, wo fich theils die altern landfländifchen Vers 
-faffungen, ohne gefchriebene Eonftitution, erhalten 
baben‘, theild wo die landftänfchen Verhältniffe aufs 
gehoben, und noch Feine Anftalten zu deren Erneues - 
zung getroffen worden find. oo, 

Im Königreihe Sahfen ward, fogleich nach 
Sachſens Beitritte zum Rheinbunde im Poiener Fries 
ben am ı1. Dec. 1816, von dem Könige die bisherige 
landftändifche Verfafiung unuerämdert beibehals 
ten, Daſſelbe gefchah, unter denfelben Verhältnijien, 
in den ſaͤchſiſchen Herzogthümſern (bis im Großs 
herzogthume Weimar im Jahre ıBog eine proviforifche, 
und am 5. Mai 1816 die neue Berfaffting gegeben 
' ward), und in ben beiden Staaten der Herzoge von 
Medlenburg : Schwerin und Medlenburgs 
Strelig *. Eine zeitgemäße Verbefferung und 
5 ueber die einzeinen Berbefferungen in ber Drganifation ders 


felven im Jahre 1808 ift Winkopps rheinifher Bund 
Det 53, ©. 278 ff. zu vergleichen. 
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ort bildung der aͤltern ſtaͤndiſchen Verfaſſung warb 
von dem Herzoge yon Sachſen⸗Hildburghauſen 
gangekuͤndigt. Er erklaͤrte in einem Reſcripte vom 15, 
‚Bent. 1815:.„Nach Wiederherſtellung ‚der teutſchen 
Freiheit war es eine der erſten Sorgen Unſerer Regierung, 
‚bie Maͤngel der bisherigen Verfaſſung, wo 
die Ritterſchaft meiſtens ein entſchiedenes 
Uebergewicht uüber die, Staͤdte hatte, u 
‚verbeffern, und beſonders auhden Bauernftan d, 
“ ‚ber biöher. gar nicht vertreten war, in die Landſchaft 
einzufuͤhren.“ Dadurch habe der Herzog die landſchaft⸗ 
liche Verfaſſung dem Zwecke einer eigentlichen 
und allgemeinen Repraͤſentation mehr zu naͤ⸗ 
hern, und zeitgemaͤß zu  vervollfommnen “gefucht, 
(Bergl; Allgem. ‚Zeit. 1816, St. 2566. 1028.) 
ie. Der Großherzog. von.Heffen-Darmftadt hob, 
ſogleich nach feinem Beitritte zum Rheinbunde am. ıa, 
Jul. 1806, durch Decref vom 1. Det, 1806, die ftändi- 
ſche Verfaſſung in feinem Staate auf,: deſſen / Beſtand⸗ 
theile freilich in dem letzten Jahrzehende ſo haͤufig, und 
ſelbſt noch im Jahre 18:6 durch Erwerbung von Mainz 
‚und einiger-jenfeitö.des Rheins gelegenen; Länder, ges 
‚gen: Abtretungen: an Preußen, fo verändert worden 
‚find, daß es fi ſchon daraus erklären läßt, warum 
‚bie in.der teutſchen Bundesacte für. alle: teutfche Staa: 
ten gefeglich beflimmte, und bereits von. den Mediatis 
‚firten im Großherzogthume Heffen ‚dringend angefprg= 
‚hene, neue ſtaͤndiſche Verfaſſung noch nicht eingeführt 
worden iſt. (Man kann damit den Auffak: Res 
gungenimÖroßherzogtbumeHeffen- Darm: 


Habt, fländifhe Berfaffung betreffend, im 


‚allgemeinen. Staatöpverfaffungs- Archive, 
Band.2, St.a, ©.123 fir vergleichen.) . . 
Zweiter Band, ü 24 
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Das Herzogthum Hokftein, das bis zur Auf⸗ 
loͤſung des teutſchen Reichs zu Teutfchlaud‘ gehörte, 
"worauf es am g. Oct. 1816 vom Könige von Dänes 
mark feinen Übrigen Staaten einverleibt warb, trat am 
‘8, Jun. 1815 zu Wien wieder in die Reihe der teutfcyen 
"Bundesftaaten, und das von Dänemark (gegen bie 
"Ueberlafjung von Schwedifch Pommern an Preußen) 
"eingetaufchte Herzogthum Lauenburg iſt ebenfalls zu 

biefem Bunde gefchlagen worden:  Lebhaft waren 
auch im Holfteinifchen und Schleswigifchen die Vers 
handlungen über ftändifche Berfaſſung; allein außer 
dem Decrete des Königs vom 19. Auguft 1816, daß 
im HerzogthbumeHolftein eine ſtaͤndiſche Ber⸗— 
-faffung beftehen, und diefer Gegenftand durch Depus 
tirtezu Kopenhagen verhandelt werden follte, ift das Re⸗ 
ſultat davon noch nicht bekannt geworden. (Vergl. Vor⸗ 
gaͤnge in Holſtein, in Beziehung auf ſtaͤn— 
diſche Berfaſſung, imallgemeinen Staats— 
verfaſfungsarchive, Theil 2, St.2, © 211 ff.) 
. Das Herzogthum Berg, welches Napoleon am 
15. März 1806 feinem Schwager Murat: ertheilte, 
“trat am 12ten July 1806 als Großherzogthun. zum 
Rheinbunde, ward nach dem Zilfiter Frieden bedeutend 
"vergrößert, im Dec. 1810 aber auch wieder beträchtlich 
vermindert. Murat, der am ı. Aug. ı808 zum Koͤ⸗ 
nige von Neapel ernannt ward, berief durch Decret 
vom 22. Aug. ı806 die Glieder des Adels und die De: 
*putirten ber Städte feines Großherzogthums, welche 
bis dahin das Stimmrecht auf den Landtagen der ver⸗ 
fchiedenen, damals zu Einem politifchen Ganzen: ver: 
"einigten, Provinzen gehabt hatten, zum ı. Sept. ı806 _ 
nah Düffeldorf, um über das Intereffe diefer Provinzen, 
fo wie über die Maasregeln zu berathſchlagen, woburd 


J 
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fe ‚unter eine und dieſelbe Conſtitution 
und zw einer gemeinfhaftliben Repräfens 
tation" - vereinigt. werben koͤnnten. “Doch ward auf 
dieſem Landtage *) nur die- Gleichheit der Befleuerung 

feftgefegt, und wie darauf Napoleon das feinem Nefs 
fen,‘ dem Prinzen von Holland, ertheilte Land waͤh⸗ 
rend deffen Minderjährigfeit.verwalten ließ, warb an 
eine befondere Eonftitution beffelben nicht weiter ges - 
dacht, fondern alles nach dem Maasftabe der franzöfis 
Then Staatsverwaltung organifirt. - \ 

Bon den Veränderungen in ber Berfaffung der zum 
‚teutfchen Bunde gehörenden Staaten, Anhalt: Defs 
fau,- Anhalt = Bernburg, Schwarzburg: 
Soüdershaufen, Lippe- Detmold, Lippes 
Schaumburg, Großherzogthum Oldenb urg, Dos 
benzollern-Hekbhingen, Hobenzollern:Sigs 
maringen, Lichtenflein, des Gefammthaus 
fes Reuß, und bes Landgrafen von Heſſen-Hom⸗ 
burg iſt noch nichts zur Öffentlichen Kunde gekommen. 

‘ Sm Hanndverfhen Churftaate, fo weit er an 
Weſtphalen gelommen war, fo wie im: Herzogthume 
Braunfhweig = Wolfenbüttel galt von 1807 
— 1813 die Conftitution des Königreiches Weftphalen; 
‚in demjenigen. Theile Hannovers aber, ber durch Na— 
poleon im December 1810 Frankreich felbft einverleibt 
ward, bie Gonftitution Frankreichs. Mach der Ruͤck⸗ 
fehr der guelphifhen Regierung in beiden Staaten 
ward fogleih bie alte landſtaͤndiſche Vera 
faffung hergeftelft. Im dem zum Königreiche ers 
hobenen, und bedeutend vergrößerten, Churftaate Hana 
nover verfammelten ſich 43 abliche und 37 -bürgerfiche 
Winkopps rbeinifher Bund, Heft 1, &, 131 ff, unp 
Sf, — 
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< "And geiftliche, Deputirte zu einem Landtage, deſſen Bes 

rathſchlagungen und Beſchluͤſſe wenigſtens nicht bie alls 
gemeine Beiltimmung des Volks erhielten. (Man vergl. 
Voß Zeiten, 1816, July). Sprach man gleich hier 
und da von. ber Einführung der. brittifchen . Verfaſſung 
in Hannover und von manchen dringend nöthigen Vers 
bejferungen ); fo betrafen doch Die Verhandlungen: des 
Landtages, fo-meit fie bekannt geworden find. **), aits 
Ger den Beflimmungen über die. Organifation des als 
gemeinen Landtages, und über die. Rechte, ‚welche. ben 
Provinziallandfihaften fernerhin verbleiben follten, nur 
einige — — auf die innere Staatsverwaltung ſich 

beziehende, Gegenſtaͤnde: z. B. die Vereinigung der ge— 
ſammten Schulden und Laſten der einzelnen Provinzen 
in Ein Ganzes; die Aufhebung der verſchiedenen Steuer—⸗ 
verfaffungenin den Provinzen, und die Einführung eis 
nes allgemeinen Abgabenſyſtems; die Gonftatirung. 
des Beftandes der Landesſchuld; die militärifchen Anz 
gelegenheiten, und bie Verbeſſerung der Juſtiz und. 

Polizei, beſonders in Binder der — — 
Ach u. ſ. w. 


1) Die vierfreien Stäbte Teutfälande. 


Von allen bid zum Reichsdeputationshauptſchluſſe 

(18:5) beftandengn 5ı freien Reihöftddten erfuhren, 
im Sahre 1815, nad) der Leipziger Bölferfchlacht, blos. 
vier: Frankfurt, Hamburg, Luͤbeck und Bre— 
men, die Gunſt ihrer Wiederherſtellung und politie, 
fen Selftftändigfeit, von welchen bie erfte bis ‚dahin, 
.*) Algem, Zeit. 1816, St. 207 ©. 827 f. or fe 
5 Augem. Seit. 1816, St. 214, ©. 855 fe | 


or 


Pr 
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die Hauptſtadt des" Großherzogthums Ftankfurt gewe⸗ 
fen war, die drei letzten aber feit i816 dem franzoͤſt⸗ 
ſchen Kaiſerreiche ſelbſt angehört hatten: 
In den drei Hanſeſtaͤdten kehrte man, nach der Be⸗ 
freiung von den Franzoſen und nach der Herſtellung ih⸗ 
rer politiſchen Selbſtſtaͤndigkeit, zu den früher be— 
ſtandenen Berfaffungen derfelben zurüd. Da 
biefe nicht in den Kreis der in den letzten 25 Jahren.neus 
gebildeten europäifchenGonftitufionen gehören ; ſo koͤnnen 
fie auch in diefem Werke Beine Stelle finden. Allein ih⸗ 
ren Inhalt hat, im Jahre 1814, der nun verewigte 
Profeffor von Villers zu Göttingen in folgender - 
Schrift zur Öffentlihen Kenntniß gebracht, auf welche 
wir diejenigen verweifen, welche, der Vollſtaͤndigkeit 
wegen, auch dieſe wiederhergeftellten ältern 
Berfaffungen dreier interefjanter teutfiher Städte näs 
ber Eennen ‚lernen wollen. Obgleich der Titel der 
Schrift franzöfich.ift; fo find, doch in derfelben die Con: 
ftitutionen franze eo und teutfd zugleich abge⸗ 


druckt. 
Constitutions des trois villes libres - anséa- 


tiques, Lubeck, Bremen, Hambourg. Avec un® 
miemoire sur le rang, que döivent occuper ces vil- 
les dans lorganisation commerciale de }’Europe. 
Par Charles de V'rllers. Leipsic, 1814. 8° 

Allein die wieder zur politifchen Selbſtſtaͤndigkeit 
gelangte Stadt Frankfurt am Main erhielt, nach 
langen Verhandlungen, eine neue und eigenthüms 
Yihe Verfaſſung. 

Diefe Stadt hatte am ı2. Jul, 1806, bei der Stifs 
tung des Rheinbundes, ihre Reichsunmittelbarkeit ver: 
loren,. und war dem damaligen Fürften Primas des 
Bundes zugetheilt worden, der im Jahre 1810 von ihr 
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den weltlichen Zitel eines Großherzogs vom 
Sranffurt, mifeiner beträchtlichen Erweiterung feines 
Ländergebietes durch Zulbaifche und Hanauifche Aemter, 
von Napoleon erhielt. Sogleich am 10, Det. 1806 
feste ber Fürft Primas, an die Stelle der vormaligen 
teihöftändifchen Verfaſſung Frankfurts, eine neue Or⸗ 
ganifation berfelben, die, bei. einzelnen Mängeln, 
doch in einem liberalen und zeitgemäßen Geifte abge— 
faßt war, wenn es gleich den Einwohnern Frankfurts 
fehwer werden mußte, den Berluft ihrer vormaligen 
politifhen Selbftftändigkeit zu verfchmerzen. - 


a) Drganifation der Stadt Frankfurt 
| am Main vom ı0. Oct. 1806. 


Wir Karl von Gottes Gnaden Erzbiſchoff, 
Fürſt Primas der rheiniſchen Confödera— 
"tion, ſouverainer Fuͤrſt von Regensburg 


> Afhaffenburg, Frankfurt und Wetz⸗— 
ar x. s 


Finden Uns bewogen, zur Beförderung allgemeiner 
Beruhigung dasjenige zu erflären , was nach Unferer Ueber⸗ 
zeugung in denen gegenwärtigen Umftähden, in Beziehung 
auf die Stadt Frankfurt und deren Gebiet angemeffen ift. 


Erfter Abfänitt. 
Staatsverhältniß,. _ 


6. 1. Wir find befanntlid in den Beſitz der Stadt 
. Srankfurt und ihres Gebietes zufolge des rheinifhen Bun⸗ 
des eingewiefen worden; der Inhalt des Bundesvertrags 
beftimmt mithin die Verhältniffe, die zuiſchen Frankfurt 
und Ung beſtehen. | | 
$. 2. Der Artikel 22. weiſet Uns die Souverainetät 
und das gänzliche Eigenthum diefer Stadt und ihres ‚Ger 
bietes an. | — 
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- 93. Der Gebrauch, den Wir von diefer Uns anvers 
trauten Gewalt machen, beiteht darin, daß Wir diefer 
guten Stadt Unfer Wohlwollen und Achtung fo viel bezeis 
gen, als. Uns möglich iſt, indem Wir-in ihrem Betreff 
Diejenigen Verhältnifie eintreten laffen, welche vermöge Art- 
26. und 27. ded Bundesvertrags zwilhen den Souverainen 
und den. mediatifirten Fürften und Keichsgrafen beſtehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Keligionsverhältniffe. 


re 1. Sämmtlihen frommen, milden und wohl 
thätigen Stiftungen wird ihr. Eigenthumsrecht feierlich zur 
geſichert. — 
. 2. Die Verfaſſung des Conſiſtoriums Augsburgis 
ſcher Confeſſion wird beſtaͤtiget, und es hat im Namen des 
ſouverainen Fuͤrſten die, in Betreff ihrer Glaubensgenoſſen, 
ſaͤmmtlichen dahin gehoͤrenden Rechte auszuuͤben. 
8. 3.° Den reformirten Glaubensgenoſſen koͤnnen, auf 
ihr Verlangen, die nämlichen Rechte verftattet werden wie 
den Evangelifchen, jedoch haben fie die hergebrachten Jura 
. Stolae zu vergüten, 
9. 4. Diejenigen geijtlihen Güter, die dem Frank 
furter Staat zur Entfchädigung durdy den Reichsſchluß von 
1803 angewiefen worden, werden ferner befonders verz 
waltet, und von dem fouverainen Fürften zu frommen und 
milden Ausgaben beftimmt, und werden dazu verwendet 
(nach Abzug der darauf haftenden Schulden und Laften ); 
und da das Kirchengut des katholiſchen Religionstheils in 
diefem Fond enthalten ift; fo werdem die fatholifchen Seels 
forger, Schulfehrer, nebft geiftlihen Penfioniften davon 
befoldet, auch, die katholiſchen Kirchen erhalten. Die bers 
gebrachten Rechte und Gerichtsbarkeit des Erzbiſchoͤfflichen 
Generalvicariats auf atholifche geiftlichE Perfonen und Ge⸗ 
genftände werden beftätiget. | —J 
. 5. Die Mitglieder der drei chriſtlichen Religionen 
find von feinem Öffentlihen Amte ausgefchloffen. 
8. 6. Die Mitglieder der jüdifhen Nation werden 
gegen Beleidigung und befhimpfende Mißhandlung in 
Schug genommen. . — 


J — Staͤdte — a 


DSrꝛtt er Abſchuitte . — as ” 
gußipladen, F Kr BR) mins 


— ML eher Juſtiyſtelle für amihiche Einwoh⸗ 
ner der Stadt Franffurt und ihres Gebtets it bad" Obers 


——— ih Aſchaffenb — * 


arg. 
$: 2: Die Appellation an die eeſte Juſtitelle gehet 
dahin von tem Schöffenappellationsgerichte in: Frankfurt, 
welches die Rechtsftreitigfeiten "zweiter" Inſtanz entſcheidet. 
Dieſe Stelle wird beſetzt von einem Director, von zwei 
Schoͤffen aus dem Haufe Limburg, und zwei Saiten as 
dem Kaufe Frauenftein; "fobann von fünf Syndicis 


entfiheidendem Stimmrecht; welche leßtere auch F a, 
achten an den fouverainen Fürsten in folhen Fällen ze ö 


ftatten haben ‚ wenn mit-benachbätten Staaten S 
feiten,, oder über die innert Staats⸗ oder buͤrgerli en 
haͤltniſſe Anftände entfichen. Bi A —* 
Nebſtdem gehoͤren an das Schöffengeriht:“ ee ii 
a) Alle Klagſachen wider desfalls privilegirte Sun, 
perjonen durch Deputationen; von welchen ‚DIE Appels 
lation ad’plenum geht. ° : ERS 
b) Moratorien, Güterabtretungsgefuche und‘ Coma“ 
dſachen obarirter Schuföner. 
e) Solche Causae voluntariae —— * 
nah gemeinen Rechten decretum Magistratüs' ma-'. 
joris erfordert ift, wie auch Eineludſchafte geſuche⸗ 
Majsrennitätderklärung, und dergleichen. 

Auch Hat das Schöffengericht-nach der Gisherigen Betr 
fäffung die vor demſelben fchon anhaͤnglgen Rechtsſachen Be 
ſter rät Bi beendigen. © ° 

ie neu aufzunehmenten Mitglieder. mie, 
— ‚Proßerelation ablegen, und in einer Pruͤfung beftehen; 
$. 4° Die untere Juſtizſtelle in Livilſtreitigk HN: He; 
das zu errichtende Stadt: und Landgericht. Die 
ſchiedenen Stadtämtern in erſter Inſtanz bisher —* 
Jurisdietion iſt aufgehoben und dem Stadtgericht Übertras. 
gen. Es wird von fieben-Beifigern befegt, deren zwei die 
Aufſicht Aber Vormundſchaft und Curatelſachen beſorgen; 
auch gehet Unſre Willensmeinung. dahin, daß —— 
Wechſel⸗, Baus, und andere zu einem kurzen fütumartfehen’ 
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Verfahren ſich eignende Suchen /nicht in pleno, fondern 
in abgeſonderten Sectionen dieſes Stadt / uͤnd Landgerichts 
behandelt werden ſollen. In Beziehung auf Wechſel⸗ und‘. 
Handlungsgegenftände und darüber entſtehende Streitigkei⸗ 
ten, und uͤberhaupt Proͤzeßordnung, behaften Wir. Uns 
vor, nach reifer Erwaͤgung, eine beſondere Verordnung zu 
erlaſſen? Wir’erwwarten hieruͤber ein gruͤndliches Gutachten 
des bisherigen Syndicats⸗Collegii. 

$: 5. Die Sriminatjurisdietion If dem Schöffenaps 
pellationsgericht anvertraut, nachdem die Sachen vor dem 
Criminalrath unterſucht werten;- das Beſtaͤtigungs⸗ und 
Bin a dh nahe vor, als fouverainer 


Geſetzgebung und Aemterverwaltung. 


. 1. Die Verordnungen werden von dem Senat ent⸗ 
worfen, dem ſouverainen Fuͤrſten vorgefchlagen, und von 
demſelben bejiätiget; in dringenden Fällen verordnet der, 

Senat proviſoriſch, und berichtet an den fonverainen 
Fuͤrſten. — 

Außerdem iſt der Senat das repraͤſentative Collegium 
des ſtadtiſchen gemeinen Weſens, in allen auf die Verwal⸗ 
sung ſeiner Communalrechte und Eigenthum ſich beziehenden 
Sachen. Er darf jedoch Über Veräußerung oder Verpfaͤn⸗ 
dung ohne Unſre Genehmigung nicht disponiren, auch keine 
neue Ausgaben eigenmaͤchtig anordnen. In Entſagüng und 
Bewilligung des Buͤrgerrechts, Beiſaſſenſchutz, wie auch 
beſonderer Permiſſionsſcheine, bleibt es bei der bisherigen 
Verfaſſung; doch behaͤlt ſich der ſouveraine Fuͤrſt in bes 
ſonders wichtigen Faͤllen ſein Bewilligungsrecht vot. 

9. 2. Der Senat beſtehet aus dem Stadtſchultheiſen, 
als erſter Magiſtratsperſon, den ber ſouveraine Fuͤrſt er: 
nennt; aus zwei Buͤrgermeiſtern, deren der erſte das 
Direciorium führt, und vierzehen Senatoren, deren jeder 
zugleich ein Stadtamt lebenslänglich Yerwaltet. Zu denen 
erledigten Stellen beingt der Senat drei Perfonen in Vor⸗ 
ſchlag, deren eine von dem Landesheren ernennet wird. 
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8. 3. Bann eine Verordnung in Juſtizſachen zu ent ⸗ 
werfen iſt; fo verſammeln ſich die Senatoren und Mitglie⸗ 
der des ffenappellationsgerichts, und erwaͤgen gemein⸗ 
Jam, was darin rathſam iſt. ERROR 

9. 4. Die bisherigen. Mitglieder der dritten Raths⸗⸗ 
bank: aus denen rathsfaͤhigen Profefjionen bilden für die. 
Zukunft ein. befonderes Collegium für die untergeordnete 
Aufficht auf die Handwerköpoligei, und haben das Recht, . 
dem Senat mit beizufigen, und confultative Stimmen: zu 
führen, wenn in demfelben Verordnungen in Deliberation . 
kommen, welche fich auf Gewerbspolizei oder das Innungss. 
und Zunftwefen der Profefionen bezichen. - 

$. 5. Ehe Wir als fouverainer Fürft ein entworfenes 
wichtiges Sefeg auf entfchiedene Weife beftätigen, werden 
Wir meiltens auch das Gutachten des bürgerlichen Aus: 
ſchuſſes über die betreffenden Gegenftände vernehmen. 

9. 6. Die Befegung der Aemter wird vondem Senat 
aus ihrer Mitte vorgefchlagen, und von dem fouverainen 
Fuͤrſten beftätiget. Ä F — eh 
7. Jeder Beamte kann nur ein Amt lebenslaͤnglich 
verwalten, wohl aber kann er auf 3. Jahre als Mitaufjeher 
eines andern Amtes angeftellt werden. 

9. 8. Jeder Beamte verwaltet fein Amt felbft nach 
ertheilter Inſtruction, für-deffen genaue Befolgung er dem 
fouverainen Fuͤrſten verantwortlic, iſt. Der Senat hat die 
Dberauffiht, zeigt die entitehenden Unordnungen dem. 
Schöffenappellationsgericht an, welches diefelben unterfucht, 
und die Beſtrafung dem fouverainen Fürften zur Beſtaͤ⸗ 
tigung vorlegt. In dringenden Fällen kann der Senat 
proviforifch fuspendiren. | 


- Sünfter Abſchnitt. 
Die Polizei. 


5. x. Die Erhaltung oͤffentlicher Sicherheit iſt dem. 
erſten Buͤrgermeiſter anvertraut; dieſe beſorgt er, in Ber 
ziehung auf die Geſundheit der Einwohner, durch das 
Medicinalcollegium; in Beziehung auf Lebensunterhalt und 
nuͤtzliche Beſchaͤftigung der Nothleidenden, durch Armen⸗ 
anſtalt und Schuͤtzung beſtehender Verwaltungen milder 
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Stiftungen; in Beziehung auf Öffentliche Ruhe, durch 
Anterpolizeibeamte. In allem wird er unterftägt dur 
den Generalcommiſſair des Souverains, durch das Bürgers 
liche und andere Militair. — — 
$. 2. Der zweite Buͤrgermeiſter wacht uͤberhaupt auf 
Ordnung, welche in Befolgung und Verbeſſerung der Pos 
lizeigeſetze beſtehet. Er iſt befugt, von der Verwaltung 
aller und jeder Sicherheitsanſtalt Einſicht zu nehmen. Wenn 
er Verbeſſerungen beſtehender Verordnungen in Polizei⸗ 
ſachen fuͤr zweckmaͤßig erachtet; ſo macht er die Anzeigen 
bei dem Stadtſchultheiſen, welcher als erſte Magiſtratsper⸗ 
ſon die Mitglieder des Senats und der bisherigen dritten 
Rathsbank ſogleich verſammelt, und die Fraͤge wegen Er⸗ 
laſſung neuer Verordnungen in Erwaͤgung bringt; die Nicht⸗ 
befolgung wirklich beſtehender Geſetze zeigt er dem General⸗ 
commiſſair des ſouverainen Fuͤrſten an, dem die vollſtrek⸗ 
kende Gewalt anvertraut iſt; insbeſondere wird demſelben 
aufgetragen, auf Sittlichkeit, Buͤchercenſur, zweckmaͤßige 
Einrichtung der Schauſpiele zu wachen. Beiden Bürgers 
meriſtern liegt die Aufſicht über alle hieher kommende Frems 
den ob; fie Haben dafür zu jorgen, daß verdächtige ober 
. gefährliche Derfonen von hier.abgehalten oder entfernt wer: 
den; die Feuerpolizei, die Sorge für Reinheit und Frei— 
laffung der Strafen, audy ihre Beleuchtung; endlich Un; 
terfuchung und Beſtrafung vorfallender geringerer Frevel 
und Civilvergehungen, wie auch geringerer Verbals und 
er Injurien wird dem jüngern Bürgermeifter anem⸗ 
p en. a 
$. 3. Die Beförderung des wohlfeilen Preifeg nöthiz ' 
ger Lebensmittel werden Wir Unferm Director der Oberz 
polizei auftragen, den Wir nach dem Sinn des Bundsver: 
trage Art. 26. ernennen werden; er hält beftändige Auf⸗ 
ſicht auf Bäcker und Metzger, beforgt. die Verwaltung des 
Holzes und Fruchtmagazins, und Salzregals, deren Eins 
nahme und Ausgabe Wir Uns . ausdrücklich vorbehalten, 
weil Wir anfehnlihe Waldungen und Salinen befigen. Es 
“ wird demfelben zur Pflicht gemacht, alles anzuwenden, das 
mit der Preis des Holzes, des Korns und des Salzes in 
keinem Falle den Mittelpreis zwifchen Würzburg und Mainz 
Abesfteige; auch wird er fich beftreben, duch ‚gute Marktes 
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ordnung dem wechfelfeitigen Taufchhandel von Getreide und 
‚Holz zu befördern. . Wegen Erlaflung neuer Verordnungen 
benimmit er fich mit dem Stadefchultheifen ;‘in Ausführung 
beitehenider Verordnungen wird er von dem Generalcoms 


miſſair geſchuͤßſt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Finanzweſen. 


6. 1. Die Ausſcheidung derjenigen Einkuͤnfte, die 
Wir der gemeinen, Stadt zugedacht haben, von denenz 
jenigen, die dem fonverainen Fuͤrſten zu Beftreltung der 
Staats s und Militairausgaben gehören, kann zu feiner 
Zeit durch die Artikel 26. und 27. des rheiniſchen Bundes 
bejtimmt werden. 2 | 

6. 2. Dermalen, und bis dahin, daß fämmtliche 
Staatsſchulden bezahlt find, finden Wir zweckmäßig , daß 
- durchaus alle Einnahmen in die Rechenei zufammenfließen: 

$. 3. Von jeder Einnahme giebt die Rechenei ein Bier: 
tel ab an den Schuldentilgungsfond; ‚ein Viertel erhält 
der Magiftrat zur Beſtreitung der Befoldungen „ Stadt 
bauweſen und untergeordneten Poligeianftalten ; ein Viertel 
erhält das Rentamt des fouverainen. Fürften zur Beſol⸗ 
dung des Militairs, Referendairs, Directors der Ober⸗ 
polizet, Rentmeiſters und Controlleurs, zur Bezahlung der 
Gefandtſchaftsunkoſten, und als Beitrag zu dem Aufwand. 
der unzertrennlich iſt von der ſouverainen Wuͤrde; das 
letzte Viertel bildet eine Reſervecaſſe zu Deckung unvorges 
fehener Ausgaben der andern Caſſen. Mia N Sa 

$. 4. Der Schuldentilgungsfond, die Berechnung der 
gemeinfamen Stadteinnahmen, bleiben der Pruͤfung der 
neun Neviforen, und der Aufſicht des bürgerlichen Auss 
fchuffes anempfohlen. — : 

5. Die außerordentlichen ‚Auflagen hören alsdann 
auf, wenn die Schulden bezahle find. 3J 
Siebenter Abſchnitt. 
Schuldentilgung. Eh 

-& 1. Die gemeinfamen Schulden der Stadt Frank 

furt und.ihres Gebietes find theils in Ältern Zeiten, meis 


N S 
* 
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ſtens jedoch in neueſten Zeiten durch unvermeidlidye und 
‚außerordentliche Veranlaffungen entftanden ; nach allgemein 
anerkannten: Rechten muß das Vermögen des gefammten 
Stgaates zu deren Verzinfung und Ruͤckzahlung beitragen z 
weder des ſouverainen Fuͤrſten, noch Communialbeſitzungen 
der Stadt; nach Vermoͤgen der Einwohner ſind davon aus⸗ 
genommen. fe. ET nt 
6. 20 Damit Wir auf:eine einfache hinreichende Weife, 
und mit möglichiter. Schonung des Privarvermögens: einen 
Schuldentilgungsfundus fämmtlicher „ ſowohl alter als 
neuer Schulden gründen ; ſo widmen Wir hierzu. den viers 
ten Theil fammtlicher Recpeneieinnahmen ;; den Ertrag der 
Lotterie, und ein: jährliches halbes Simplum; dieß alles 
in ſo lang, bis Zinſen und gemeinſame Capitalſchulden abs 
getragen find; der bisher beſtandenen Commiſſton werden 
beigeordnet der. Rentmeifter des fouverainen: Fuͤrſten, und 
der Rentmeiſter der Stadtfämmerei; für dieſelbe bleiben 
jedoch die. Berhältniffe, der Erhebung des halben Simplums 
ein undurchdringliches Geheimniß. :.; ° a 
$. 3. Da im Anfang des naͤchſten Monate die feftges 
feste Zeit der Rückzahlung eines Capitals von Siebenmal 
Hundert Taufend Gulden cintreten wird, und die Stadt 
durch Finguartierungen, Reguifitionen und Eontribution, 
"als Folgen des Krieges, vieles gelitten hat; fo haben der 
Magiſtrat und der Buͤrgerausſchuß den Wunfh geäußert; 
day man Zeit zur Erhohlung der. Kräfte göhnen, und bis 
dahin diefe Ruͤckzahlung ausfegen möge. : Da:&$- allgemein 
anerfannten Rechtens ift, denen Schuldnern, nach aͤußerſt 
‚drücenden Kriegsereigniflen, Friften zu geſtatten, wovon. 
der dreißigjährige Krieg haͤufige Beiſpiele darbietet; fo firs 
den Wir Uns nicht befugt, tiefes. Geſuch gegenwärtig abs 
zufchlagen. | ne‘ —— 
5. 4.“ Da in dieſem Jahre auch noch die Capitalzinſen 
„gu zahlen find, und die Recheneicaſſe erſchoͤpft iſt; ſo wuͤrde 
wohl der Fall eintreten, ein halbes Simplum ſogleich zu 
erheben; allein auch hierin wurde der Wunſch geaͤußert, 
gegenwärtig dem Publicum Erhohlungszeit zu gönnen. Bez 
reit auch hierin Unſer Wohlwollen zu bezeigen; fo find Wir 
entſchloſſen, ‚hierzu duch Rückzahlung desjenigen , was die 
Berwaltung dee im Jahre 2893 zus Ensfhädigungserhaltee; 
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| ers der Rechnungscommiſſion ſchuldig iſt, mitzu⸗ 
wi a J oo. ER BR 
55. Ueberhaupt wünfhen Wir, daß künftig zum 
Ruhm des hieſigen anfehnlihen Handelsſtandes alle Zahs 
lungstermine eingehalten. werden; daß eine freiwillige Ger 
fellfchaft von hiefigen Mitgliedern des Handelsſtandes ſich 
anbiete, folgenden Vertrag einzugehen. Terug 
a) Die Geſellſchaft uͤbernimmt die bedungenen Bezahlun⸗ 
gen ſaͤmmtlicher Staatsſchulden; fie erhält dagegen 
b) den fhrlichen Ertrag. des Schuldentilgungsfonds, bis 
zur ginzlichen Abtilgung des Capitals und Zinfen ; bez 
“+ £ommtnebft dem: - a ee? 
ec) einhalbes pro Cent aus dem Schuldentilgungsfond; 
welches in verjchiedene Prämien vertheilt,. und unter 
die Artionairs verlooft würde, — 
. d) Dad Vermögen des ſammtlichen Staats würde 
Geſellſchaft als zehnfache Hypothek verfchrieben, 

6. 6. Känftige außerordentlihe Ausgaben werden von 
der Reſervecaſſe beſtritten. Zr 
Achter Abſchnitt. 

| Vollſtreckung— * 

9. 1. Die vollſtreckende Gewalt kann nur im ſolchen 
Faͤllen eintieten, wenn in Juſtizſachen der ordentliche 
Richter entfihieden hat, ‚und wenn Verordnungen von der 
geſetzgebenden Stelle entworfen , von dem jonverainen 
Fürften befätiger, die jchuldige Befolgung gebieten, und 
in dev Ausführung Anftand finden jollten. 

$. 2. : Die vollſtreckende Gewalt ift dem Fuͤrſtlichen 
Seneraleommfair anvertraut, : In allen Fällen feiner 
Wirkſamkeit find fimmtliche Stellen, auch das bürgerliche 
und andere Militair, yıiter Verantwortung verpflichtet, ihm 
in der Ausführung an Handen zu gehen. 


Neunter Abfhnitt. 
..:, Ausführung. 


8. Dit dem neuen Jahre 1807 kommen bie fefiger 
ſetzten Grundſaͤtze zur Ausfuͤhrung; die Verfuͤgungen in 
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WBetreff des’ Finanz s und "Schuldenwefens nehmen jedoch 
ſogleich ihren Anfang, weil fe. mit dem öffentlichen Credit 
‚in Verbindung fichen. : 

§. 2. Fir diefesmal wird die Veſetzung der Selten 
von dem —— Fuͤrſten aͤbernommen. 

6. 30 Wei gleichen Verdienſten und Eigenſchaften wer⸗ 
den —* Frankfurter Eimwohne immer den Vorzug 


64 4. ‚Alle beſtehende Veroronungen werden beftätigt, 
bis über befondere Gegenftände neue Verordnungen auf 
verfaflungsmäßige Weife gebildet und erlaſſen werden. 


8: 5. - Die neun Rechnungsreviforen und. der Bürgers 


ausſchuß beftchen fort. in ihrem’ angewieſenen oder annoch 
anzuweiſenden Wirkungskreiſe. 

$. 6. Diejenigen, weiche erloͤſchende Stellen telleldet 
haben, beheilen ihren Gehalt, wie bisher. 

$ 7: Nach dem Tode ſolcher Penſioniſten faͤllt Bet Se: 
halt der Stadtfämmerei und respect. dev —— und 
Kaſſa F Sower ains zu gleichen Theilen zuruͤck. 

$. 8. Lehranſtalten und alle Gegenſtaͤnde, die in die⸗ 
ſer Erflärung nicht berührt worden, werden durch beforis 
dere Verfügungen die mögliche vollwirt ſame Vefdroeums 
erhalten. 

$. 9. Die Erfahrung wird lehren, ob und wie in 
dem Inhalt dieſer Verfügungen zu. verbeſſern iſt, velches 
Wir Uns in ſolchem Fall vorbehalten. So lang Uns 
der Allmaͤchtige das Leben ſchenkt, wird Unſer Beſtreben 
auf das wahre Wohl ter Stadt Frankfurt, ihrer verdienfts 
vollen Männer, braven Bürger und — Gebiets 
gerichtet feyn. 

Frankfurt den 10. October 2816, 


(L. S.) Karl | 


Leopold, Graf von Beuſt, 
Sr. Hoheit des Herrn Fuͤrſt Primas 


ann and Generalcoms- 


miflartus, 
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Wie aber, nach der Vollkerſchlacht von Leipzig der 
| ‚Grofherjög Karl von Frankfurt feine weltlichen Würden 
am 30. Det. 1813 zu Gunften des, "im Sahre‘1dro zu 
feinem Nachfolger von’ Naböteon ernannten, Birefönigs 
‚Eugen von Italien refignirte, und ſich zuerſt nach Con⸗ 
ford; ; danu nach, Regensburg begab, ward won ben 
verbündeten Mächten det Vicekoͤnig nicht, beruͤckſichtigt, 
londern in ihrem “Namen am 14. Dec. 1815" erklärt: 
„dab die Stadt Frankfurt, von dieſem ſogenannten 

Großherzogthume getrennt in ihre eigene ſtaͤndiſche 
vormalige Dunigipalverfedfung vortäufig zuruͤck 
‚treten, ſolle.“ In dieſen "Sinne erlie daher auch 
der Fankfurter Senat am 53. Dee, iBIF eine Sffent: 
liche Erklaͤrung, worauf von dem dafi gen Genereigou⸗. 
vernement am 22. April »81& in einer foͤrmlichen Note 

wiederhohlt ward:n ba: Frankfurts ehrwuͤrdige / und 
durch Erfahrung ‚eines Jahrhunderts gut and" bewährt 
geundene, . ‚alte‘ reich sſtaͤndiſche Berfaffung 
— fo weit eö zu erreihen wäre — ohne "Aufenthalt 
wierer hergeſtellt werden ſollte. -- — 

"Mein der-fortdanernde, Krieg verſpaͤtigte die Vollen⸗ 
dung der neuen Organiſation; mehrere Verfaſſungs⸗ 
entwürfe kamen zur Sptache. wobei ſich die Intereſſen 
des Megiſtrats und der allg Sen verſchiedenen Staͤnden 
zuſammengefetzten gemiſchken Commiffion durchkreuzten, 
ſo daß nach einander drei verſchiedene Commiſſionen zur 
Entwerfung eingr neuen 60 fitution gebildet wurden, 
Zulest erſchien, unter dem Einfluffe des Staatsminiz 
ſters Freiherrn don‘ Stein als Haupt des ober⸗ 
ſten Verwaltungsrathes in den von den Verbändeten 
eroberten Ländern, ein vierter Entwurf, unter dem 
Titel: Conftitufion der freien Stadt Frank: 
furt am Main, Tranff; bet Cichenberg 1814. 8. in 
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105:88.;welchemit bieler Umſicht der für ein republika⸗ 
niſches Stadtgebiet‘ zu berüdfichtigenden Beduͤrfniſſe 
verfaßt; und am ig. Jul. 1814 von dem Staatsmini⸗ 
fler von Stein (ſ. vie Entfheidung des ober: 
ſtei Berwaltungsdep artements, als Anhäng 
zut Conſtitution, S. 59 — 69) — doch mit mehrern vors 
geſchlagenen Berichtigungen und mit Vorbehalt derjenis 
gen Berichtigungen empfohlen worden war, welche 
Teutfhländs kuͤnftige Berfaffung über das 
Verhaͤltniß er freien Stadt Frankfurt zu dem Ganzen 
enthalken werdeee * eg | 
Berſtattete es der Raum; fo würde biefer Conftis 
tutionsentwirrf,wegen vieler innern Vorzüge, hier 
eine Stelle verdienen. Wir verweiſen aber dabei auf den 
angefuͤhrten beſondern Abdruck deſſelben, und auf eine 
ſpaͤtere, dazu gehörende, im Jahre ı8:4 — aber ohne 
Nennung des Berlegers erfchienene — Flugfchrift: Ei— 
niges zur Erläuterung und Vertbeidigung 
ver Vorrede des gedrudten Entwurfg der 
Conjtitution der freien Stadt Frankfurt, 
27 Seiten, gr. 8. Dura 

Als endlich am 9. Yun. 1815 in der Wiener Con: 
greßacte die Stadt Frankfurt ſammt ihrem Gebiete _ 
fir "frei erklärt, und feine Verfligung des oberiten 


Verwaltungsrathes, keine Anficht des Generalgouver: 


nements fir das ehemalige Großherzogthum Frank: 
fürt in dem Verfaſſunsweſen der Stadt Frankfurt 
von dem Congreſſe beftätiget, keiner von den vers 
ſchiedenen Eonftitutionsentwärfen genehmigt, fondern 
im 8. 46 der Congreßacte blos angeoronet worden war, 
„daß eine Berfaffung feftzufegen fey, deren Einrichtungen 
auf.gleichen Anfprüchen der Bekenner der hrijtlichen Con⸗ 
fefjionen auf alle bürgerliche und politifche Rechte in allen 
‚Zweiter Band. 23 
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Beziehungen-ber-Regierung und Verwaltung gegruͤndet 
werben follten *);" fo ward durch Rathsſchluß vom 15. 
San. 1816 eine,Commiffion von 18 Mitgliedern zur. 
Entwerfung einer Ergaͤnzungsacte zu der alten 
Frankfurter Stadtverfaſſung niedergefef, mel. 
che, mit Berhdfictigung von 96. bei ihr, eingereichten. 
Monitis, am 2g. Jun. 1816 diefe Ersänzuggecke 
dem Senate überreichte. | 
Wenn man bie Örbinde, welde,die in der Note ans 
gezeigte Darftellung der Commiſſion der Zut enthält, 
genau erwaͤgtz fo muß man im Ganzen mit.ben ges, 
mäßigten Grundfägen und. Anfichten einverflanden feyn, 
die, fie befolgte, obgleich der entferntere Beobachter, 
der mit dem Charakter eines ehemaligen reichsſtaͤndi⸗ 
ſchen Gemeinweſens und mit dem, was aus demſelben 
beizubehalten oͤr tlich noͤthig war, nicht, vertraut 
ift, wohl manches in dieſer Ergaͤnzungsacte noch vollen⸗ 
deter und zeitgemaͤßer ausgepraͤgt wuͤnſchen duͤrfte. 
Doch dieſe Acte ward am 18. July 1816, von 5000 
flimmfähigen Bürgern, mit 2700 Stimmen gegen 47 
angenommen; nur von dem Adel, dem Bürgercolleg, 
den Katholifen und den Juden zu Srankfurt wurden 
Proteftationen dagegen eingelegt, welche aber bei ber, 
entfchiedenen Stimmenmehrheit nicht beruͤckſichtigt wur⸗ 
den, fo daß diefe Acte gefeglihe und conſtitutionelle 
Kraft erhielt. Nach derſelben ſind die vormaligen Rechte 
der patriciſchen Geſchlechter erloſchen; die ganze Buͤr⸗ 
gerſchaft wird Durch den gefeßgebenden Körper 
repraͤſentirt, und dieſer ſorgt für Geſetzgebung, Kriegs: 
*) Vergl. Darſtellung derjenigen Anſichten und Gruͤnde, welche 
die unterzeichneten, von ber loͤblichen Buͤrgerſchaft zur Goms 
miffion der XIII. erwäßlten, Deputirten bemogen haben, dem 


von diefer Sommiffion abgefaßten Gutachten beizuftinimen. - 
—— bei Broͤnner, Sul, 1816. 8. Ä 


* 
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weſen und Bewahrung der Verfaſſungz dem Senate 
aber iſt die Verwaltung des Gemeinweſens und bie 


Rechtöpflege übertragen, 2 \ 


b) ar nzjungsacte der alten Frank. 
fur Stadsverfaifung, angenommen 
x am 128 Jul 1516. 
ER u Artikel 1 % 
Wiedereinführung der alten Stadtverfaf 
fung, mit einigen durch den Artikel 46. der 
Wiener Congreßacte nöthig gewordenen 
und von dem Zeitgeilte gebotenen Veraͤn— 
derungen und Zufägen, 
| Die. ehemahlige veichsftädtifche. Verfaflung--der Hiefigen 
Stadt, wie ſolche vor. der Befisnahme des Fürften Primas, 
auf Privilegien, Verträge, insbejondere den-Bürgervers 
trag, kaiferliche Reſolutionen, reichsgerichtliche Entſcheidun⸗ 
gen, Verordnungen und Herkommen gegruͤndet, unter 
allerhoͤchſter Autoritaͤt kaiſerlicher Majeſtaͤt, als damaligem 
Reichsoberhaupt, ſeit ſo langen Jahren beſtanden hat, ſoll 
mit Beobachtung der im Wiener Congreßinſtrumente 
Artikel 46. anzutrejfenden Vorſchriften und mir den dadurch 
nöthig gewordnen, in gegenwärtiger Ergänzungsacte ent⸗ 
haltenen, von den veränderten flaatsrechtlichen Werhälts 
niffen und dem Zeitgeifte. gebotenen wenigen VBeränderuns - 
gen und Zufägen in allen ihren heilen wieder eingeführe 
werben. u | — 


* 


Artikel 2 


2 Fortfeßung, | 
insbeſondere die eidlihe Verpflihtung des 
Senats gegen die Bürgerfhafe und Legtes 
ver gegen Erftern betreffend. | 

.. Der Bürgers, Beifaflen: und Schutzeid wird. den 

veränderten ſtaatsrechtlichen Verhältniffen gemäß für die 

Zukunft: Pas | 

.25 * 
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auf Treue uͤnd Gehorſam gegen die freie Stadt und’ 
den Senat, und. genaue Beobachtung ber Stadtver⸗ 

„faſſung“ Sapn.: aut ann 2 
hormitt. 

Durch die Annahme gegenwärtiger Conſtitutions / Er⸗ 
gänzungsacte von der Mehrheit der. abſtimmenden 5 
chriſtlichen Burger, wird der, dem, Senat von den hieſi⸗ 
gen Bürgern, Belfaflen und Schußarigehörigen fräher ge⸗ 
leiftere, Eid, als hierauf ausgedehne-und wirklich geleitet, 
vorerft angefehen und angenommen. Nach erfolgtem Voll⸗ 
zug gegenwaͤrtiger Conſtitutionsacte "und: Ergänzung des 
Senats, ſoll die ſolenne Eidesleiſtung ſowohl des. Senats | 
dahin: ya! ae a rt 

„daß er das ihm uͤbertragene ftädtifche "Regiment nur 

„nah Vorſchrift der „alten Stadtverfaflung tind biefer . 

Acte führen, auch die Bürger bei ihrem Rechten. und 

Freiheiten fo viel an ihm liegt, ſchuͤtzen und ſchirmen 

» molle,’ — Fu 3 
als jene der gefammten zu verfammelnden Buͤrgerſchaft in 
die Hände des Senats als obrigkeitlichen, die freie Stade‘ 
repräfentivenden. regierenden Eollegiums feierlich geſchehen. 


Artitel 3. 


— Fortſetzung. re 
insbefondere Abfhaffung Fürſtlich Primati— 
ſcher Gefege und Einrihtungen betreffend 
In Gefolge des im Artikel 1. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes wird als abgeſchafft angefehen: —— 
1) das fuͤrſtlich primatiſche ſogenannte hieſige Buͤrger 
ſtatut, — 
2) die fuͤrſtlich primatiſche Geſindeordnung, | 
3). die fuͤeſtlich ‚primatifhe Vormundſchaftsordnung, 
‚und namentlic das franzoͤſiſche auf einen Familien⸗ 
rath gegrändete.und daher nach teutſchen Geſetzzen nicht 
wohl anwendbare Inſtitut der Beivormuͤnder, 
) der unter der fuͤrſtlichen Regierung, bei dem Gericht 
"Teer Inſtanz eingeführt wordene meitläufige und koſt⸗ 
fpielige Inſatz - und Rejikauffhillings . Proceß — 
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jedoch, daß das ı4tägige und zweijaͤhrige Entſchũt⸗ 
tungsrecht abgeſchafft bleibt, ſammt 
5) dem, von den alten Geſetzen und Gerichtsbrauche 
abweichenden jetzo beobachtet werdenden Verfahren bei 
Zwangsverftelgerungen der Immobilien und öffentlichem . 
Ausgebot ver unbeweglichen Güter der Minderjäptigen. 
Urderhaupt ſollen 
6) von allen unter der fuͤrſtlichen und großherzoglichen 
Regierung, ſowohl im Städtvermalrungs s Polizei: 
als im Juſtizfache ergangenen und unter der bisheriz 
gen proviforifchen fLädtifihen ‚Regierung entweder beis 
behaltenen oder aufs neue publicirten Gefegen und 
Verordnungen, nur jene, welche 
a) die Beſtimmung des Alters der Grohlahrigkeit auf 
das vollendete 2tte Lebensjahr, 

b) die abgeſchaffte Not hwendigkeit der Inſatz Prolou⸗ 
gationen;-bei Strafe der Erloͤſchung der Pfandſchaft, 

©) das Verbot der anmaßlihen Bindication au por- 
teur fautender Staatspapiere, 

d) die Wiederherſtellung und den Fortbeftand der 
alten , obgleich unter der fürjtlihen Regierung 
nicht gerichtlich angezeigten, Familienfideicommiffe und 

e) die Berabfolgung der Arten in den Originalien bei 
Appellationen 

betreffen, als definitive beidehalten und gültig anges 
fehen werden; Hingegen alle andere nur einftweilen, 
und bis zur Beftätigung abfeiten des gefeßgebenden Koͤr⸗ 
pers, Gefegestraft behalten. Der Senat hat zu dem 
‚Ende von den Archivarien ein.genaues Verzeichniß Aber die 
letztern fertigen zu laffen, und foldes der erften gefeßges 
benden Verfammlung, um wegen Abfhaffung , Beftätigung, 
oder Modificirung derfelben das Geeignete befchließen zu 
fönnen, vorzulegen. i 


Artikel 4 


Herftellung aller bärgerlihen Rechte, Pri⸗ 
vilegien und Freiheiten, und N Bu 
fiätigung derfelben. Ä 


| Die hiefige Bürgerfchaft ift in den volleſten 4 aller 
und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Freiheiten und 


Ps 
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Geſebe wieder eingeſett, und wird in deren Squde noch 
ferner beſtimmt, N‘ 


"a, daß das im Art. 19. der keuiſhei Bundedacte bes 


ſtimmte Recht des freien Wegziehens aus ‚einem. teutſchen 


Bundesikaate in den andern, mit der. Freiheit von Nach⸗ 
feuer — worunter jedoch die Abfindung und der ** 
zur Kriegsſchuldenlaſt nicht begriffen iſt — ſobald under 
‚Abziehende Die gleiche Beobachtung von Seiten. des 

ftaats, in welchen er abzieht, beizubringen ‚vermag — 
unter feinerle? Vorwand geſchmaͤlert, auch def, um ein des⸗ 
fallfiges obrigkeitliches Zeügniß Nachſuchenden, ham ohne 
Anftand an Handen gegangen werden fol... 


854 


vb. daß vie Bürger: hiefiger Stadt feine’sffentlihen 46: 


— uud Laſten zu entrichten haben, welche nicht von den 
rompetenten Staatsbehoͤrden im verfaſſungsmaͤßigen Wege 
beſtimmt und foͤrmlich ausgeſchrieben worden find, wo fo: 
dann gegen deren Entrichtung keinerlei Einreden noch Rechts⸗ 
mittel Statt finden. Doch ſollen alle außerordentliche Ab⸗ 
gaben auf laͤnger als drei Jahre im voraus aicht — 
werden, 


c. daß auf eine allgemeine Vermdheno / Confe ations⸗ 
Strafe von den hiefigen Behörden und in. deren. Namen, 
nie, auf die befondere oder die eines Theils des Vermögens 
aber in Defraudationsfällen der öffentlichen Abgaben. und 
Laſten nur dann erfannt werden darf, wenn die Gefeße 
ſolches ausdruͤcklich verordnen. In diefem legteren Falle 
ſoll jedoch dem ganzen Senate die Milderung und Herab⸗ 
fesung des Confiscations⸗Quanti aus bewegenden Urſachen 
und unter Beruͤckſichtigung des. größeren. oder minderen Ver⸗ 
ſchuldens und der dadurch betroffen: werdenden PDerfonen ex 


gratia allerdirigs freiftehen — derfelbe auch bierunter an. 


die Einwilligung des Rage Bargeraueſchu es * ges 
bunden feyn, 


Die Preffreiheit wird der geſetzgebende hryer gleiche 
förniig mit demjenigen reguliren, was nach Art. 18. Lit, 
D. der teuefchen Bundesacte auf der teutſchen ai 
fammlung RN: werden — 


— 
— s 
* 


ñ ee — — — — — 
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Die Hoheitsrechte der Stadt ſtehen der Ge⸗— 
ſammtheit der chriſtlichen Buͤrgerſchaft zu. 
Alle, der — durch Art, 46. der Wiener Congreßacte 
für frei und zum Mitgliede des teutfhen Bundes erklaͤt⸗ 
ten. — Stadt Frankfurt — : zuftehenden Hoheits⸗ und 
Seldftverwaltungsrechte beruhen - in- ihrem weiteften Hm; 
fange auf der Geſammtheit ihrer chriſtlichen Bürgerfchaft. 


F Artikel 6. — 

Gleichheit der "drei ehriſtlichen Tonfeſſto— 

nen⸗Indigenats und Vermögens: Erfor 
„bderniffe _ | a Er er 


- 1 Die gefammte chriftliche hiefige Buͤrgerſchaft Bilder mit 
ein. Ganzes. Die kirchliche Werfchiedenheit der drei 
chriſtlichen Confeſſionen Bat auf die Rechte und Verhaͤlt⸗ 
niffe, welche aus dem bürgerlichen Staatsverbande entftez 
ben, fernerhin nicht den mindeften Einfiuß; vielmehr find 
alle hiefige hriftliche Bürger der dtei Confefjionen einander 
an Rechten und Obliegenheiten durchaus gleich. 

Bei Beſetzung der Staateverwaltungss und Juſtiz ⸗ 
Stellen, auc bei allen andern Stadt: und Gericht-am⸗ 
tern, Anftellungen und Dienfien, muß zwar auf das 
Bekenntniß der chrifflihen Religion ſchlech— 
terdings, — es darf aber daranf, ob ſich jemand zu 
diefer oder jener der drei chriſtlichen Confefftonen befennt, 
nicht gefehen werden. Se 
Im Senate muͤſſen fortwährend mehrere Mitglieder 
aller drei hrüftlichen Confeſſionen wirklich ſeyn. Auch ge⸗ 
ſchieht dieſer Vorſchrift dadurch kein Genuͤge, daß ſich etwa 
nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder der andern 
Confeſſion darin befinden. In Zukunft ſoll (mit Aus⸗ 
nahme deſſen, was am Schluſſe dieſer Acte tranſitoriſch ver⸗ 
ordnet wird): Niemand in den Rath, oder zu einem ber 
foldeten Stadtdienfte gelangen können, welcher nicht ent: 
weder eingebohrner Bürger (im Sinne der hieſigen Sta: " 
tuten) iſt, oder — wäre er diefes nicht — feit zo Jah— 
sen dahier im Bürgerrechte ſteht, und während diefer Zeit‘ 
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kDa Senat darf im Wege der Gnade kuͤnftig Nieman⸗ 
den das hielige Bürgerrecht ertheilen, der. nicht ein Vers 
mögen von wenigiiens z000 fl. — des 24 fl. Fußes bei 
weislich inferiren kann. Dem geſetzgebenden Koͤrper bleibt 
je och auf Antrag des Senats die Dispenfation zu Gunſe⸗ 
— Zalente vorbehaken. 


Artikel 7. 


chattg Beifaffen, Einwohner eiſget 
Religion, und Landbewohner. 


Außer der chriſtlichen Buͤrgerſchaft befinden ih » von 
—F Zeiten her, in der Stadt Frankfurt auch noch chriſt⸗ 

Beiſaſſen, ingleichen Einwohner juͤdiſcher Religion und 
auf den Dorfſchaften ſogenannte Nachbarn, 
Die Beifaffen ; Ordnung beftimmt den Inbegriff der 
Rechte und Odliegenheiten der chriſtlichen Beiſaſſen. Den 
Beiſaſſen⸗ Schuß ſoll der Senat Perſonen, welche nicht aus 
der Beifallen;Drönung einen gegruͤndeten Aujprach dars 
auf haben, aus. Gnade nicht ‚verleihen, wenn folche nicht 
ein Vermögen von wenigjtens 500 fl. des 24 fl. Fußes glaubs 
lich nachweiſen fönnen. 
Da es, ſoviel die hieſigen Einwohner juͤdiſcher Religion 
betrifft — keinen Zweifel leidet, daß jeder chriſtliche 
Staat nicht nur die Befugniß, ſondern auch die Pflicht 
hat, die buͤrgerlichen Rechte ſeiner juͤdiſchen Einwohner, 
nach den eigenen Loealitaͤten fo zu reguliren, daß der Nah—⸗ 
rungds und Gewerbſtand der chriſt lichen Bürgerfchaft, 
als des weſentlichſten Beſtandtheils des chriſtlichen 
Staats, daneben beſtehen kann; fo fol, der Senat durch 
eine aus Sliedern feiner Mitte und aus jener des deftändigen 
Buͤrgerausſchuſſes zufammengefegte Commiſſion, ein, dem 
Zeitgeiſte und der Villigkeit entfprechendes, Negulativ der 
buͤrgerlichen Nechte der hiefigen Einwohner jüdifcher Con⸗ 
fefjion unverzüglich entwerfen Jaflen, und folches dem ges 
feßgebenden Körper in feiner erfien Zuſammenkunft a Des 
liberation und Sanctionirung vorlagen, 
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"Die &manripation der Landbewöohner auf den Hiefigen - 
‚Darfisiaften und. die Regulirung ihrer kuͤnftigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe, auch auf welche Weife fie bei den. ihr Intereffe bes 
sreffenden Gegenſtaͤnden in dem gefeßgebenden Körper zu 
vertreten find, wird.don dem ‚gefeßgebenden Koͤrper MEER 
er genommen werden. 


Artikel 8. 


Sstthinun der Staatsktörpergur Aushbung 
‚der gefammten Hoheitsrechte. — 


Die hieſige chriſtliche Buͤrgerſchaft kann die, aus der 
ihr zuſtehenden Hoheit fließenden, Rechte in ihrer Geſammit⸗ 
beit nicht ſelbſt ausuͤben. Sie uͤbertraͤgt daher deren Aus; 
uͤbung auf die drei folgenden aus ihrer Mitte und Autoritaͤt 
ausgehenden Behoͤrden, welche durch die Benennungen: 
3) der geſetzgebenden Verſammluns oder des geſetzgeben⸗ 
den Koͤrders 
| na) des Senats als obrigfeitlichen Golegiums R und - 
3) des ftändigen Buͤrgerausſchuſſes na 
werden, 


4 1 Baar | 


"Artifel og. 
Fi Beftandtheile des gefeßgebenden Körpers, 


Der gefeggebende Körper beſteht: 
a) aus 20 Mitgliedern des Senats, 
b) aus 20 Mitgliedern des ſtaͤndigen — 
und 
€) aus 45 ans der Mitte der Übrigen Buͤrgerſchaft ge⸗ 
wahn werdenden Perſonen. 


Artikel 10. 


Wahlart der Mitglieder des geſetzgabenden 
Körpers. 


A. Der Senat, und 

B. der ftändige — wäßten 8 jeder 
sährlichen geſetzgebenden Verſammlung ihre Mitglieder 
ſelbſt. Erſterer iſt hierbei an die Wahl aus allen drei 
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Rathsordnungen überhaupt. oder in gleicher Anzahl ſchleche 
terdings nicht gebunden , fondern hat darauf vorzüglich: zu 
fehen, daß Männer, meldyen die beften Kenntnifle über 
die zu verhandelnden Gegenftände beimohnen und die das 
her im Stande find die gefeßgebende Verſammlung mit ih⸗ 


ven Einfihten und Erfahrungen zu unterffügen, zu bereis . 


«ern und aufzuflären, gewählt werden. Bon gleicher Ans 
fiht geht der ftändige Bürgerausfhuß bei feinen Wahlen 
aus, und es muͤſſen in dieſer Hinjicht allezeit einige Mitz 
glieder der Stadtrechnungsrevifion mitgemäßlt werden. 

C. Die Mitglieder des gefeßgebenden Körpers aus der 
übrigen Buͤrgerſchaft werden jährlid von der‘ gefammten 
chriſtlichen Bürgerfchaft durch Bildung eines Wahlcollegs 
von 75 Bürgern gewählt, wie folgt: ' 


Artikel 11, 


Bildung eines neuen Wahlcollegs buch Ab: 
ffimmung aller chriſtlichen Bürger, nad 
brei Abtheilungen. — 


Um ein Wahlcollegium von 75 hieſigen chriſtlichen 
Bürgern” zu bilden, ſollen ale chriſtliche Bürger an bes 
ftimmten Tagen in drei verjchiedenen hiezu angewieſenen 
Localen, nach drei Klaffen oder Abtheilungen — welche 
übrigens feinen Rang noch Vorzug geben — auf nachbe⸗ 
fchriebene Weife zu ffimmen berechtigt fyn, 

Den Vorſitz in diefen drei Abtheilungen führen die 
Quartiervorftände, welche fih nach ihrem Ermeflen in die 
drei Abtheilungen vertheilen, auch fir jede Abtheilung 
ſechs Sehälfen aus der Buͤrgerſchaft zu fi nehmen. Ein 
Motar führt das Protokoll. Der Senat und der ftändige 
Buͤrgerausſchuß fchicken zur Aufjiht, daß alles in des feitges 
fegten conftitutionelfen Ordnung. vor fih gehe, bejondere 
Commiſſarien zu denjelben. Zr ur 


Abtheilungl. 


Sin einer dieſer Abtheilungen ftimmen die Adelichen, 
die Gelehrten aller. Facultäten, die darunter gehörigen 


Stagtsdiener und. Geiftlihen der drei chriftlichen Tonfefe - . 


Ergaͤnz. Aeled. a. Fkf. Stadtv. v. 18. Yuliaßı6. 3y8 - | 


fionen, die Procuratoren und Notarien einbegriffen; alle 
andere zum‘ Gelehötenftande ‚nicht. gehörige Staatsdiener, 
die Linien⸗Officiere aller Grade, die Gutsbeſitzer, die als 
Rentenierer eingeſchriebenen Buͤrget, die Schuls, Sprach⸗ 
“und ſonſtigen Lehrer, ſo wie alle nicht zuͤnftige Kuͤnſtler. 


Abtheilung IL * 

In einer andern Abtheilung ftimmen die Handels: 
‚leute und. zwar, ohne. Unterfchied, Banquiers, Großs und 
Kleinhändler, die Gaftwirthe, verbärgerte Buchhalter und 
Handlungs; Commis, die gefhworhen Mäkler, die Kıäs 
mer und alle zu feiner Zunft gehörige Wirthe. 


Abtheilung HL | 


In einer dritten Abtheilung ftimmen die zünftigen 
Handwerker und Künftler, auch alle den zwei andern Ab: 
theilungen nicht bereits zugemwiefene Bürger, welche irgend 
ein fonftiges gefeglich- erlaubtes Gewerb und Nahrung dar 
hier treiben. Ze Ä 
Jeeder hieſige chriftlihe Bürger — die Mitglieder des 
Senats und des ftändigen Birgerausfchuffes mit eingefchlof: 
Ten — tan an dem bejtimmten Tage und am Orte feiner 
Abtheilung, nachdem er fich bendthigten Falls durch Vor 
zeigung feines Schatzungsbuchs, oder fonft, daß er Bürger 
fey, und zu der Abtheilung, wehin er fich wendet, gehört, 
legitimirt hat, einen Stimmzettel einreichen, worauf er 
25 hriftlihe Bürger mir genauer Andeutung des Na— 
mens, Standes und der Wohnung, ohne alle Berückfichtis 
gung des Stadtquartierd , worin folhe wohnen , die 
aber — (welches wohl zu merken it) — zu dieſer 
feiner Abtheilung gehären, verzeichnet hat, und 
die er zu Wahlmännern beſtimmt. Mitglieder des Senats 
und des ftändigen Buͤrgerausſchuſſes koͤnnen, obgleich 
fie mitffimmen, zu Wahlmännern nicht gewählt wer⸗ 
den. Diefer Stimmzettel wird Äbrigens von dem Webers 
reicher nicht unterfchrieben, fondern nur fein ‘perfönliches 
Erſcheinen und die gefhehene Einreihung feines Stimm: 
gettels zum Protokoll bemerkt, der Zettel aber in eine vers 
fchloffene Lade geworfen, - - Welcher Hiefige hriftlihe Bier 


394° Die vier-freien Staͤdte Teutſchlands. 


ger an- den: beftiinmten Tagen bis Abends 6 Uhr in ſei⸗ 
‚ner Abtheilung nicht erſchienen iſt/ und feinen Stimmjet⸗ 
tel nicht eingereicht hat, wird dafuͤrrangeſehen, als. habe 
er ſich fuͤr dieſes Mal ſeines Stimmrechts begeben wollen. 
Nach geſchloſſenem Abftimmungsasre,. wird die Lade 
eroͤffnet, uͤnd ein genaues Verzeichniß derjenigen Buͤrger, 
weiche Stimmen und wie viele erhalten haben, und auf 
welche die Mehrheit ausgefallen iſt? nach den Stimmzet⸗ 
teln verfertigt. — — 
Findet ſich bei Gewaͤhlten eine Stimmengleichheit; fo , 
entſcheidet, jo weit es zur Beſtimmung der 25 Wahlman⸗ 
ner nöthig it, zwiſchen denjenigen, welche gleiche Stim⸗ 
men haben, das Loos. ’ Ihre Namen werden naͤmlich auf 
Looszettel gefchrieben, in eine Büchfe geworfen, und von 
dem älteiten Suartiervorftande in Beiſeyn der übrigen Ger 
huͤlfen, ingleichen des Notars unter. Aufſicht der Commils- 
farien des Senats und des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes, 
daraus gezogen. Der Quartiervorftand, die Beifiger und 
der Notar errichten fofort das Verzeichniß der. 25 Wahl 
männer jeder Abtheilung, beglaubigen daflelbe, und ftellen 
ed dem Altern Bürgermeijier zu. ‚Das Prorofoll über die⸗ 
jenigen, melde nädhft den 25 Gewählten die mehrſten 
Stimmen in jeder Abtheilung erhalten Hafen, wird zu dem 
Ende aufbewahrt, damit atıf den Fall, daß einer. der 25 
Gewählten durch Abwelenheit, Krankheit oder Sterbefall 
am Vollzug oder Vollendung jeiner diesmaligen Obliegen⸗ 
heit verhindert werden jollte, es Feiner- neuen Wahl bes 
darf, fondern der: oder diejenigen, welche in. ihrer Abtheis 
tung gleiche oder die zunächft mehrere Zahl der Stimmen 
für fih vereinige haben, ohne weiteres oder bei gleichen 


7 


Stimmen, nach dem Loos eintresen koͤnnen. — 


Artikel 12. 


Verſammlung des Wahlcollegs der 75 chriſt— 
lichen Buͤrger. | | 
Sobald dem ältern Bürgermeifter die Verzeichnifle der, 
in jeder der drei Abrheilungen gewählten 25 chriſtlichen, 
Bürger zugefommen find, macht derſelbe einem jeden die 
auf ihn ausgefallene Wahl mir der Einladung, fi an eis 
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nem beſtimmten Orte, Tage und Zeit einzufinden, ſchrift⸗ 
lich bekannt. Es verſammeln ſich nun dieſe z5 Wahlmaͤn⸗ 
net in einem Localendes Roͤmers, erſehen ſich ſogleich einen 


Director, Vicedireetor und zwei Secretarien aus ihre 


Mitte, und wählen ſofort aus allen Ständen der geſamm⸗ 
ten hieſigen chriſtlichen Bürgerfhaft, ohne Ruͤckſicht 
auf. das Stapdtquartier, worin jemand 
wohnt, durch. abfolute Stimmenmehrheit 45 chriftliche 
Bürger, in deren Rechtſchaffenheit und Kenntniſſe jie Ver⸗ 
trauen feßen, zu Mitgliedern des diesjährigen 
gefenaebenden Körperd 


ı Dası Protokoll der Abſtimmung, mit dem Bemerken, 
welche Perſonen nacht den 45 die meiſten Stimmen: er— 
halten haben, wird zu. dem: Ende forgfältig aufarhoben, 
damit wenn einer oder mehrere der Gewaͤhlten durch Ads 
wefenheit, anhaltenie Krankheit oder Todesfall abgehen 
follte, es feiner neuen Wahl bedarf, fondern derz oder 
diejenigen, welche zunächft die mieiften Stimmen gehabt 
haben, einrücen können. ——— | * 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Mitglieder des Senats 
und des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes — weil fie in ande— 
rem Wege zum geſetzgebenden Koͤrper gelangen — nicht 
gewaͤhlt werden koͤnnen. Ah: Ä 


Sonft aber dürfen zu Mitgliedern des gefengebenden 
Körpers nicht gewählt werden : | ur 
1) Mer noch) nicht 30 Jahre alt iſt; | 
2) Wer in befolderen Dienften-eines Privaten ſteht; 
3) Wer eines peinlichen Verbrechens halber beftraft 
worden, oder desfalls nod) in Unterſuchung befangen- 
4) Alte Falliten, es fey nun, daß jemand fein Zahlunges 
unvermögen gerichtiit angezeigt oder mit” feinen 
Gläubigern insgeheim Nachlaß: oder Anftandss: Vers . 
träge errichtet hat, bevor er feine Gläubiger volls 
hir ig d. h. ohne Abzug oder Nachlaß bezahle haben 
wird, j 
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„Artikel 1.3 


Berpflihtung jur Annahme der Bapl. Zus: 
‚fimmenderaufang: des gefepgehenden Koͤr⸗ 
pers. 


Der Gewaͤhlte muß, bei Verluſt ſeines Buͤrgerrechts, 
bie auf ihn ausgefallene Wahl annehmen. | 

Der Director ded Wahlcollegii jtellt dom Alteren Buͤr⸗ 
germeiſter und dem Senior des fländigen Buͤrgerausſchuſ⸗ 
feg das von ihm und den Secretarien unterjchriebene 
Protokoll zu. Der ältere Bürgermeiiter, nachdem ihm 
auch der ftändige Bürgerausihuß die feiner Seits getrofr 
fene Wahl von 20 Mitgliedern befannt gemacht hat, vers 
anſtaltet hierauf die fchriftliche verfaflungsmäßige Bekannt⸗ 
machung und Einladung der gefehgebenden Verſammlung. 


Artikel 14. 


Zeit der VBerfammlung des gefeggebenden 
Körpers und deffen Dauer | 


Eine foldye gefeßgebende. VBerfammlung muß. von dem 
Senate jedes Jahr auf den erften Montag des Novembers 
zufammenberufen werden, ſonſt fie fih aus eigenem Rechte 
conftituirt. Zu dem Ende muͤſſen die Einleitungen zur 
Abftimmung nah Ständen und zur Bilding des Wahl: 
| college 14 Tage vorher getroffen werden, die Wahlen’ aber 
in 8 Tagen beendigt feyn. 

Dieſer gefeßgebende Körper dauert in der Kegel ſechs 
Wochen, wonächft er ſich felbit wieder aufloͤſet. Rur auf 
Antrag des Senats kann die Dauer verlaͤngert, wohl aber 
von der Verſammlung ſelbſt wegen fruͤherer Erledigung der 
Geſchaͤfte abgekuͤrzt werden. 

Nach Beendigung der jährlihen Verſammlung treten 
ſaͤmmtliche Mitglieder in ihre fruͤheren Verhaͤltniſſe zuruͤck; 
fie duͤrfen jedoch in dem folgenden Jahre und ſofort wieder. 
_ werden. 

olfter außerordentliche Fälle eintreten, derenthalsen 
der Senat das Zufammenberufen des gefeßgebenden Koͤr⸗ 
pers in der Zwiſchenzeit für nöthig erachtet; fo wird nicht 
zu neuen Wahlen gefehritten, fondern auf diefen befonderen 


Ergäng. Arte de n- Flf. Stabt d. v. 18. Zul. 1816. 397 


Gall, misd,, der’ Auftrag, und die Vollmacht der ſaͤmmtlichen 
letzten — als —— ange⸗ 


Arsch 


- Rath und, der edler Bürgerausfhuß hingegen erwaͤh⸗ 
len ‚wenn der nämliche Fall bei Mitgliedern aus oe 
Mitte eintritt, ſogleich andere. 


— GER Artikel — 


J 


di, Einrichtung des sefeggebenden. Kir: 
pers. 


Da der, gefeßgebende Körper die Geſammtheit der 
—— Buͤrgerſchaft im weiteren und repubſikaniſchen 
Sinne, das heißt, wit Einſchluß der Mitglieder des Ser 
nats und des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes, vorſtellt; fo ſoll 
es mie deſſen innerer Einrichtung folgendermaßen gehalten 
werden. st: 

Auf Einladen des -Altern Buͤrgermeiſters, — 
fich zum erſten Male” die vom Senat, von dem ſtaͤndigen 
Bürgeransjchuffe and von dem Wahlcolleg der 75 gewählten 
85 Perſonen in einem beſtimmten Locale. 
Die Stuͤhle find mit 85 Nummern ‚bezeichnet, und 
am Fingange des, Zimmers befindet fich ein lederner Beutel, 
mil, eben fo viel Nummerzetteln, woraus. jeder cintvetende 
er eine Nummer zieht, welche für dieſe Sitzung feiz 
nen Ka beftimmt. Die Verfammlung wählt ‚hierauf in 
der erſten Sitzung einen Präfidensen aus den 20 Mits 
gliedern des Senats und zwei Virepräfidenten aus 
den. Übrigen Mlitglicdern der Verſammlung, welche den 
Praͤſidenten unterjtügen. 

‚ Das Protokoll führen vier von dem gefeggebenten Koͤr⸗ 
per aus feiner Mitte gemählt werdende Secretairs. — In 
diefer ‚erften Sigung ſchwoͤren ſammtliche Mitglieder des 
gejeggebenden Körpers folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre, daß ich ohne Gunſt und ohne Haß ge⸗ 
„gen irgend jemand, und ‘ohne alle Ruͤckſicht auf ir⸗ 
„gend einen frühern Verband oder ‚perfönliches Vers 
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H haſenig nut gemeinen Stadt Wohlfahrt! näd mei⸗ 
nem beſten Wiſſen und Gewiſſen raihen und ſo— 

„dern; auch was gedachter Stadt Wohlfahrt geheim 
"ji ihaften gebietet, vor: Jederman bis in’ Mein, 
3, &rab geheim halten will. So wahr. mir Gott helfe 
und fein heiliges Evangelium. ’' u 559 


J > 


+ ‚Die, nachfolgenden Sigungen beftimmt, das Prdüdiung, 
welches nebit den. beiden Vicepräfisenten, einen beſonderen 
Sitz in der Mitte des Verfammlungsfaals mit den Serres 
tavien nimmt. Die Pläge der übrigen verbürgerien Mits 
glieder aber beftimmen fi für jede Sigung, wie bei der 
. erften, fortwaͤhrend nach dem Looſe, deren Zahl ſich nur 
um fieben vermindert. Be 

An den 'gefehgebenden Körper’ gelangen in der ‚Regel 
alle Borträge von dem Senate durch das Praͤſidium⸗ 

Der Präfident, unter Mitherathung der beiden, Viec⸗ 
praͤſidenten, — zu dem Ende ein Frei der u 
berathenden Gegenſtaͤnde, deſſen Einſicht ſaͤmmtilchen Mit⸗ 
gliedern einige Tage fruͤher offen liegt. Findet es die Ver⸗ 
fammluug noͤthig; fo werden beſondere Ausſchuͤſſe zur Vor— 
bereitung der, einzelnen Gegenſtaͤnde ernannt „x welche ſoe 
dann in der Deliberationsſeſſion einen, Vortrag daxuͤber er⸗ 
ſtatten. OR Sie den, gt 

Bei alferr Deliberationen fteht es jedem Mitgliede freß,” 
bevor umvotirt wird, feine Gründe für und wider die! 
Annahme mändlih vorzutragen und hören zu Affen, zur 
welchem Ende man fi Tags vor der Sitzung bet. dem Ser" 
cretaͤrlat anmeldet. Diefes verzeichnet die Namen der” - 
- Mitglieder, welche für oder wider ſprechen wollen, in'der" 
Hrönung, wie ſich folhe angemeldet haben, und ſtelt 
ſolches Verzeichniß dem Praͤſidenten zu feiner Maaskeh⸗ 
mung und um dieſe Ordnung im Aufrufen beodachten zu 
innen, zu. ‚Sind die Discuffiönen über einen Gegenſtand 
gefäjloffen; fo wird nur mit wenigen Worten ohne: Einmiz” 
fung von Gründen auf den Aufruf des Präfldenten ner” - 
Vicepraͤſidenten, welche zulegt ftimmen, votirt.. "+ 
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Artikel 16, 


N Ausnahme von der Regel, daß alle Delibes 
“rationspunete nur vom Senate an den ges 
feggebenden Körper zu gelangen haben. 


Ausnahmsweiſe follen außer dem Senat an den ger 
feßgebenden Körper ſchriftliche Vorträge gelangen laſſen 
fönnen: » ! | 
1). Der ftändige Buͤrgerausſchuß als ſolcher, und 
2) jedes einzelne Mitglied des geſetzgebenden Kötpers, 
In dieſen beiden Fälfen tritt aber eine befondere Ver 
fahrungsweife ein. Es entſcheidet nämlich der gefeßges 
bende Körper vorerft durch Mehrheit der Stimmen über 
die Zuläfjigkeit des Gegenftandes Überhaupt zur Delibes 
ration. — 
Wird fuͤr die Zulaͤſſigkeit beſchloſſen; fo wird der Ans 

trag dem Senate, um ſich daruͤber zu aͤußern, mitgetheilt. 
Hält. der Senat dafuͤr und erklaͤrt ſich dahin, daß der Ger 
genſtand nicht bei dieſer gegenwaͤrtigen geſetzgebenden Ver⸗ 
ſammlung, oder doch alsbald nicht in Deliberation kom⸗ 
men follte; fo wird der Gegenſtand im zwei auf einander 
folgenden Sigungen ablefend vorgetragen und es kann erfk 
in einer dritten Sigung und zwar nur durch eine Mehr 
heit von Z der Stimmen entfchieden werden, daß der Ge: 
genjtand deffen ungeachtet in der jegigen Verſammlung in 
einer kürzern oder laͤngern Zeitfrit zur Abſtimmung ge— 
bracht, oder daß er der naͤchſtkuͤnftigen Jahresverſamm⸗ 
lung vorbehalten feyn fol. Andere zur Handhabung der 
Stimmfreiheit, der Ordnung und jonften hinzielende Vor} 
ſchriften, bleiben dem gefeßgebenden Körper lediglich. übers 
laſſen. 


| u ‚Artikel 17. Pr | 
Wirfungsfreis des gefeggebenden Körpers 


Zum Wirkungskreiſe de3 gefeßgebetiden Körpers gehört: 
1) Die Geſetzgebung überhaupt, doch mit Ausnahme 
der organifchen Srundverfaflingsgefege, als womit 
es nach Artikel’ 50. zu halten it. Insbeſondere wird 
zu der Sefeßgebung gerechnet; 
Bweiter Band, i 26 


"ge SIE A pieren Ste Keime: 


a. Die Vefteuerling, 88 feh nun, daß bie alten 

Steuern abgeſchafft, ‚abgeändert, odet neıfe einge: 

führt werden follen, nebſt Beſtimmung der; Erher 
bungsweiſe. | 


* 
v * 


.b, Die Anordnung und Einrichtung der hewaffheten \ 
3 5 4) F 3 —5— — J 
3) Die hierin aller Stänrsvertidge. i 


3) Dig Ueberficht über den gefommten Staatshaus ale, 
bi die Einſicht aller Stadtrechnungen dur Aus⸗ 
falle und Genehmigung der jährlichen Staturn 


m; 


. mit | 


,@genlüae,. ea 
>) Die Entfgeidung In daten Miele dem ‚Bit I 
 ;Epncuyreiz mit dem ſtandigen Birgerausfhuß vers 
faffungemäfg überlaffen find, wenn beide Eoliegien 
verſchiedene Anfichten hegen, und ſich darüber. icht 
„. vereinigen. nnen. 4. 
5) Die Einwilligung zu der Veräußerung ſtaͤdtiſcher Ge⸗ 
‚meindegäter , doch jo, daß der Senat die Maͤcht ber 
Hält, mit Einwilligung des ftändigen Buͤrgerausſchuſ⸗ 
fes, ſtaͤdtiſche Immobilien, welche unter dem. Tarız 
tionswerthe von 4000 fl. des 24 fl. Fußes. ſtehen 
felbſt ohne Öffentliches Ausgeböt; andere von höheren 
Tarationswerthe aber, nur in öffentlichem Ausrufe 
zu veräußern; nur müffen die Kaufgelder lediglich zur 
| Klang hiefiger Stadefhulden verwendet werden, und 
muß dem gefeggebenden Kötper von der Veräußetang 
ſowohl als von der Verwendung des Kaufſchillings 
die Anzeige geſchehen. En 
- Soll hingegen die Veräußerung ſtaͤdtiſcher mmo: 
bilien von einem Tarationswerthe von mehr ais 4000 


fl. des 24 fl. Fußes auper der Verganthung ger ' 


fchehen, oder foll der Erlös und der Verkauf ftäds 
tiiher Immobilien Überhaupt zu andern Zwedfen 
als zur Tilgung biefiger Stadtſchulden 
verwendet werden; ſo tritt die Eingangs gedachte ab⸗ 
folute Nothwendigkeit eines vorgaͤngigen Beſchluſſes 

‚ des geſetzgebenden Koͤrpers einnnn. 
6) Die Mitwirkung bei Wiederbeſezung varanter Stel⸗ 
len im Senate, und in dem ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuß, 
durch Mitglieder, welche in beiden Hinfichten nicht zum 
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— 


Denate, in letzterer aber auch nicht zum fändi 
hehranfäuß schlern irfen; 7 7° 77 a 
‚ 2) Die Vewahrung und Erhaltung. der Verfaſſung. 


nn. Bet dem gejepgebenden Körper können Verletzungen 


> 


” 


u * 


+. ‚* 


der Derfallung, dafern folhe Stufenweife den ger 
‚eigneten Behörden, bie zum Senate, vorher arges 


zeige worden find, von Einem jeden ſchriftlich anges 


bracht werden. 


“ "Der gefeßgebende Körper unterſucht durch ‚einen 


Ausschuß die Zuläjligkeit der Denuneiation, und vers _ 
wirft entweder diefelbe fogleich, oder sheilt fie dem Se⸗ 
nate zur Erläuterung mit. Mach deren Einlangung 
während der. Dauer: diefer ‚gefeßgebenden Verſaum⸗ 
lung verfügt legterer hierauf, — 
Sollte hierbei einem einzelnen Staatsbeamten 
‚etwas zur Laſt fallen; ſo muß derſelbe mit ſeiner Ver⸗ 
he gehört, und die Acten zum Spruc)e, nad) 
erlangen deſſelben, entweder an dag gemein ſchaft⸗ 
diche Oberappellationsgericht oder an eine auswärtige 
Zuriſtenfacultaͤt geſandt werden, Gegen dielen Spruch 


„Kayn nicht vom Fiscus, wohl aber vom Betheiligten 


eine weitere Revifion eingelegt und ein ferneres Erz 


kenntniß durch Actenverſendung eingeholt werden. Bei 


diefem letztern Erkenntnis behält es jein Bewenden. 
Sn, jofern die Denunciation fih als Calumnie 
nach gepflogener Unterſuchung daritellen follte; jo ift 
‚gegen den etwanigen falſchen Denuncianten, welcher 
den gefeßgebenden Körper zu fo bedauerlichen Schrit⸗ 
‚ten veranlaßt hat, rechtlicher Ordnung nach, als hr 
Aumnianten durch Verweiſung an die Gerichte zu vers 
fahren. | h Zi: 


Artitel ı®, 
(Ad Art. 8.11.) 


Bom Senate als obrigfeitlihem ‚Colfegio, 


Beftandtheile des Senats. 


>. Der Senat, als obrigkeitliches ‚Collegium, , beftcht in 


Zukunft (mit Ausnahme deflen, was unten tranfttoriid vers 
sröngt wird) aus 42 Perſonen mit Einſchluß „jenes vier 
. - 26 wer Fa 
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Rathsglieder, welche zwar das Syndicatsamt in feinen 
bisherigen Obliegenheiten — wobei es belaflen wird — 
verjehen, doch aber in allem Betrachte einen integrivenden 
Theil des Senats ausmachen, aud) glei; andern Senatos 
ven entfcheidende Stimmen führen. — 
Der Senat theilt ſich, wie von Alters her, in drei Ord⸗ 
nungen oder Baͤnke, naͤmlich: | 
a) in die Ordnung der älteren Senatoren oder Schöffen, 
beſtehend aus 14 Derjonen, ae 
.b) in jene der jüngeren Senatoren, gleichfalls 14 Mits 
glieder zählend, und 22 
e) in die der Rathsverwandten dritter Bank von 14 
Mitgliedern. j 
Aus der erften Ordnung wird Jährlich der ältere, und 
‘aus der zweiten Ordnung der jüngere Bürgermeifter ge; 
wählt. Ein Stadt + oder Gerichtsſchultheißenamt beſteht 
ferner nidt in den Rathsverfammlungen, fons 
dern. vereinigt fi in der Perſon des jeweiligen Präfldenten 
‘des Appellationsgerichts, welcher aber in den Rathsvers 
ſammlungen gleih andern Siß und Stimme nur als 
Rathsglied der erften Ordnung fortbehaͤlt. 


| Artikel 19. 
Qualification zu Rathsſtellen. 


Die Geburt giebt Fein Vorrecht und keinen pofitiven 
Anſpruch aufRathsftellen, und die Verſchiedenheit des chrifts 
lichen Religionsbefenntnifles tft fhlechterdings Fein Hinder⸗ 

ni; vielmehr muß deßfalls die allgemeine Vorſchrift des 
Artikel 6. genau beobachtet werden. , Die Beftimmung der 
Grade ter Verwandtſchaft und Schwägerfchaft mit Raths⸗ 
perfonen oder mit dem Confulenten des ftändigen Buͤrger⸗ 
ausfhufes, welche eine Ausfchliefung bewirken, bleiben 
die nämlichen, wie folhe durd) Eaiferliche Reſolutionen feft: 
geſetzt worden find, mit Ausnahme deflen, was unten 
tranſitoriſch verordnet wird. k | 
Auf die erſte Nathsordnung wird von der zwelten nach 
dem Dienftalter fortgeruͤckt. Auf die ziveite und dritte ges 
langt man durch Wahl und Kugelung. ° = 


® 


# 


Eogänz. Acte dea. Ftf · Stadtv. v. 19. Jul. 1816. 403 


Zur Rathsſtelle wird, außer dem allgemeinen Erfor⸗ 
derniß zu allen beſoldeten Stadtaͤmtern und Dienſten 
(Art. 6.), ein Alter von 30 Jahren erfordert, und darf 
man nicht in den Dienften eines andern Staats ſtehen. 
Mach gefhehener Wahl muß folhen und allen fremden Tis 


keln entfagt werden. Zur zweiten Nathsordnung können _ 


gewählt werden: Gelehrte, Adelihe, Militairperfonen, 


Kaufleute und andere angefehene hiefige Bürger, mie auch | 


⸗ 


verdiente Mitglieder der dritten Rathsordnung. 

Zu zwölf Pläßen der dritten Nathgordnung wird aus 
allen hier zänftigen Handwerkern ohne Unterfchied ges 
. wählt, und zwar fo, daß von einem und demfelben Hands 
werke oder Zunft nie mehr als ein Genofle im Rath feyn 
darf. | — 

Zu den zwei anderen Plaͤtzen der dritten Rathsordnung 


wird aus der geſammten uͤbrigen nichtzuͤnftigen hieſigen 


chriſtlichen Buͤrgerſchaft, ohne Berückfichtigung des Bes 
werbes, gewählt. - | 


Artikel 20, 
Rathswahlen. 
Um der geſammten Buͤrgerſchaft Antheil an den Raths⸗ 
wahlen zu verſchaffen, und dadurch das Vertrauen der zu 
Regierenden in die Regierenden zu erhoͤhen und zu verſtaͤr⸗ 
ken, ſoll in Zukunft, wenn Rathoeſteilen erledige werden, 
der geſammte Rath durch Scrutinium, ganz frki und 
ohne Beruͤckſichtigung der Rathsbaͤnke, ſechs Wahlherren 
aus ſeiner Mitte waͤhlen. Ein gleiches geſchieht von dem 
65 Mitgliedern des gefehgebenden Körpers, welche nicht 
zu dem Rathscollegio gehören. | 
Dieſe zwölf Perfonen treten zufammen, und nachdem 
fie in die Hände des Alteften Wahlheren des Senats einen 
auf die alleinige Beruͤckſichtigung des Wohls hiefiger Stadt 
gerichteten. Wahleid, welchen der Abnehmende gleichfalls 
in die Hande des Alteften.von den 6 mitwählenden Bür: 
gern leiter, abgelegt Haben, wählen durch abjelute Stim; 
menmehrheit, welche der zu Wählenvde für fih haben muß, 
drei nach der hiefigen Verfaſſung qualificirte Bürger. 


J 
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Nach vollzogeiter Mahl begeben fih die iz Wahlherren 
in die verfjammelte Rathsſitzung und eröffnen derfelben die 
getroffene Wahl. Die fehs Rathsglieder nehmen ihre ges 
wöhnlihen Sig! ein. Den ſechs andern bürgerlichen 
Wahlherren weiden befondere Stähle in der Mitte des 
Rathszimmers gejtellt und fofort wird in ihrem Beiſeyhn die 
alt hertoͤmmliche Kugelung, aud) Verpflihrung des Gewähr 
fen vorgenommen. RR | 


Artilelan- 
Wahlart der Stadtſyndiken. 


Die Stadtſyndiken, als wirkliche Rathsmitgliedet, 
rden in Zukunft nur aus den rechtsgelehrten Mitgliedern 
des Senats von Senate ſelbſt durch Scrutinium ohne Ku⸗ 
gelung gewählt, wenn vorerft die durch ihren Abgang es 
edigte Rathsſtelle auf die im "Artikel zo. vorgefihriebeie 
Weiſe wiederum befegt worden ift. Bei Verluſt ver Rather 
fielle ift vas Senatsmitglied, auf welches die Wahl gefals 
len, dae Syndicatsamt anzunehrnen verbunden. Kat jedoch 
Gemand das Syndicatsamt 20 Jahre lang verfehen; 6 
fann er um Abnahme diefer Function nahfuhen, wodurd) 
berfelbe aber auch den höhern Gehalt einbuͤßt. Der Ges 
wählte behält im Senate feinen bisherigen Rang and Sie, 
und ruͤckt nad) dem Dienftalter fort. anal DEE 


| Artilel 22. | 
Bufammenberufling des gefeggebenden Kbr— 
"pers zu den Rathswahlen. BL 
Wenn die vorzunehmende Wiederbefegung einer oder 
mehrerer vacant gewordenen Natheftellen bi zum Termin 
der jährlihen Verſammlumg des gefeßgebenden Körpers 
nicht verfchöben werden kann; fo wird es nach dem, was 
Artikel 24. für dringende Falle verordnet ift, schalten, und 
fann der Senat die Mitglieder des gefeggebenden Körperg 
zu dieſem Endzweck zuſammenberufen. Ds 


— 
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Artikbel 23. 
Wahlart der beiden Buͤrgermeiſter. 


Alle Jahre wird, wie von Alters her, zur neuen Wahl 
der Buͤrgermeiſter geſchritten und kein Rathsglied darf zwei 
Jahre hinter einander das Buͤrgermeiſteramt fuͤhren. 

Die Buͤrgermeiſterwahlen geſchehen Im ganzen. Rath 
“auf die Weife, daß durch Scrutinium drei Perfonen aus 
den 14 Mitgliedern, welche die erſte Rathsordnung bilden 
(traufitoriſch, aus den mehreren ) für die Stelle des älter 
ren Bürgermeifters, und drei aus den 14 (tranſitoriſch, 

aus den mehreren) Mitgliedern der zweiten Rathsordnung, 
zur Stelle des. juͤngeren Buͤrgermeiſters vorerft gewählt 
werden. Jedes Rathsmitglied der erſten uud zweiten Dids 
nung Zaun wählen und gewählt werden, unangeſehen ob 
daflelbe bei dem Appellationdgerichte, Syndicat oder Stadts 
gerichte angejtelle it. Daß die Senatsglieder der dritten 
Bank mirwählen, verfteht fid von feldft. ——— 
Im letzteren Falle weiden des Gewaͤhlten Functionen, 
reſpective von dem naͤchſtfolgenden aͤlteſten Rath eines je: 
den Gerichts, oder wo höthig, von einem andern vechtsges 
lehrten Mitgliede des Senats, während der Dauer des 
Buͤrgermeiſteramts verfehen. ZZ i 
Unger den fo Gewaͤhlten entſcheidet hiernaͤchſt die Kun 
gelung. 


Amsöohliegenfeiten der Heiden Bargermei⸗ 
er. J — 


a) Aelterer Buͤrgermeiſter. 

=. Der ältere —A— und in Subsidium der juͤn⸗ 

gere juͤhrt bei den Rathsverſammlun In das Directorium. 
Der ältere Buͤrgermeiſter theilt aile einfommende und 
zu des Senats Deliberarion geeignete Gegenftände, über 
‚welche er nicht felbjt den Vortrag machen will, unter die 
NRaͤthsglieder als Referenten in den gewöhnlichen Ver: 
waltungs-Rathsſitzungen aus, und bringt ſolche hiernaͤchſt 

auf den gewoͤhnlichen Proponendenzerte. ° 
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Saͤmmtliche Ratheglieder ſind verpflichtet, ſolche Kt 
sate zu übernehmen, 


Findet die Rathsverſammlung die Gegenſtaͤnde ſo wich⸗ 
tig, daß nach vernommenem Berichte. des betreffenden 
Stadrverwaltungsamts und nach angehörtem Vortrag des 
Senatsreferenten, welcher jederzeit ein anderer als der 
Amtsdeputicte fenn muß, eine noch weitere Präfung für 
nöthig erachtet wird; fo können Gutachten der Syndiken 
oder mit ihrer Zuzichung von einer aus dem Verwaltungss 
rath, ad publica, zu formirenden Karhsdeputation gefors 
dert werden. 


Außerdem ift dem dltern Bürgermeifter die gefammie 
Leitung der bewaffneten Macht anvertraut. 


b) Süngerer Buͤrgermeiſter. 

Der jüngere Buͤrgermeiſter verfieht, wie ſchon gedacht, 
in den Rathsverſammlungen fubfidiarifch die Stelle des Als 

teren; außerdem aber leitet er 


3) unter Mitwirkung eines Senator der zweiten und 
eines Rathsverwandten der dritten Rathsordnung dag 
geſammte Dolizeiwefen. Sei poligeilicher Beftimmung . 
der Taren wird ein Mitglied des ſtaͤndigen Bürgers 
ausjchuffes zugezogen, - | 

Die Polizei foll neu organifi rt, auch ſollen alle 
vormalige bauamtliche Polizeifahen an das Bauamt 
zuruͤckverwieſen werden; ferner und 
2) praͤſidirt der jüngere Buͤrgermeiſter dem, mit der 
Sicherheitspolizei ſo nahe in Verbindung ſtehenden, 
peinlichen Verhoͤramte; auch gehoͤren 

3) alle vorbereitende Unterſuchungen des Buͤrgerrechts, 

und ſonſtiger Geſuche um den Beiſaſſen⸗ und anderen 
Schutz, fon! 

4) alle Handwerksſachen vor den juͤngern Buͤrgermei⸗ 
ſter. Bei letztern, und in ſoweit noͤthig, auch bei 
den unter No, 3. gedachten Unterſuchungen, hat der 
jüngere Buͤrgermeiſter zwei Rarheglieper der — 

Ordnung beiguziehen. | 


2 
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Artikel 25 


Wirkungskreis des Senates im Sanjen und 
Abrheilung dejfelben, 


Dem Senate ift.die executive Gewalt, — die Stade 
und Juſtizverwaltung im Allgemeinen, als obrigkeitlihem, 
die ganze Stadt repräfentivenden, Collegio anvertraut. In ſo⸗ 
weit dieje Ergänzungsacte keine Abänderung gemacht hat, 
find des Senats: Befugniſſe die nämlichen,,. wie in der alten 
Verfaſſung. Die alte Verfaſſung beſtimmt genau, in. weh 
chen Verwaltungsfällen der Senat an die Einwilligung des 
ſtaͤndigen Bürgerausihufles gebunden iſt, wobei es denn 
auch ſein Bewenden behaͤlt. 

Vorliegende Ergaͤnzungsacte der alteren hieſ er Ver⸗ 
faſſung ſetzt eben ſo genau in dem. Artikel 17. aus einander; 
welche Gegenſtaͤnde, den veraͤnderten Verhaͤltniſſen nach, ei⸗ 
ner beſondern geſetzgebenden Verſammlung vorbehalten ſeyn 
ſollen, in welcher zwar auf der einen Seite pie Einſichten 
umd Erfahrun zen der Rathsglieder mitbenutzt werden, auf 
der andern aber letztere, auch nur durch Uebergenicht der 
Gründe einen wirt ſamen Einfluß in Anſehung der gegen: 
überftehenden großen Majeritat ber mitſtimme enden Bürger 
erhalten können.  . 

Dei allen en. Sale des Senats über 
Begenftände, die zur Eutfcheidung des gefeßgebenden Koͤr⸗ 
pers gehören; bei Beftätigung oder Milderung der peinlis 
hen Urtheile und hei allen ſogenannten Gnädenfachen, mit 
Einfhluß : der Aemter und: Dienfivergebungen, muͤſſen 
fämmtliche Rathsglieder zugezogen werden: 

Doch kann der Verwaltungsfenat fowohl ſelbſt, als 
durch die obgedachte Rathsdeputation erſtere Gegenſtaͤnde 
vorbereiten. | 

Alle andere Berwaltungsgegenftände hingegen. werden * 
in den geröhnlichen Narhsfisungen ohne Zuziehung derje⸗ 
nigen Rathsglieder, welche mit der Yuftizverwaltung bes 
fchäftige find, deliberire und entfchieden. 

Es muͤſſen aber zu Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes 
immer $ der Nugneree I des — za 
tig ſeyn. 
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Diefe Verordnung iſt auch auf die Verfammlung des 
ganzen Raths anmendbar, , 

Damit nun aber dte dritte Rathsordnung in dem alten 
Zahlverhaͤltniß ihrer Mitglieder zu den beiden obern Raths⸗ 
ordnungen, wie vorhin, verbleibe und kein nachtheiliges 
Uebergewicht entſtehe, follen — wenn die zwei oberen 
Naths baͤnke jede nur aus 14 Mitgliedern — beſtehen, nur 
die 7 aͤlteſten Mitglieder der dritten Bank den ordingiren 
Rathsſitzungen beiwohnen, uud die andern deſto anhalten⸗ 
der Stadtverwaltungs ; Nemiern. obliegen. . Während der 
— Cuach dem, was unten tranjitorifd) verordnet it) — 
fortdauernden vermehrten . Zahl der zwei. aberen Raths⸗ 
ordnungen, wird das paſſende numeriſche eh ‚ges 
oriev. 

Artikel 26. 
Verwaltungsaͤmter. 
J. Geheime Deputation. 


Die in der reichsſtaͤdtiſchen Verfaſſung beſtandene ger 
heime Rathsdeputation mit. dem Beſugniß der Erogationen 
am exteros, ſoll, jo wie fie iu den kaiſerlichen Reſolutionen 
organiſirt iſt, auch ferner, nur mit dem Zuſatze beſtehen, 
daß, um allem Argwohn ungleicher Verwendungen etwa zum 
Nachtheil einer oder der anderen Religionsparthei zuvor⸗ 
zukommen, der Senat derſelben wenigſtens ein Rathöglied 
von jeder Konfefjion beizuordnen hat. 


.M. ArmensStiftungs-Anftalten. 


Die Armen : Sciftungs : Anstalten bleiben in ihrer jetzi— 
eu Verfaffung und es wird in einer befonderen Stiftungss 
erwattungs + Ordnung das Nähere, uͤber ihre Rechte, 

Vefugniſſe und Pflichten, uͤber ihre Verwaltung durch Buͤr⸗ 
ger, nach ihrer jetzigen zweckmaͤßigen Einrichtung, und 
‚über den bei ihnen einzuhaltenden Geſchaͤftsgang von dem 
geſetzgebenden Koͤrper das Weitere beſtimmt. 


All. Medicinal— und Sanitaͤts— Eolleg.“ 


Eben ſo ſoll das: Medieinal⸗ und Sanitaͤts⸗Colleg * 
den Vorſchriften der alten Verfaſſung unter dem Vorſitz des 
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jüngeren Bürgermeifters’Hergeftellt werden. Es hat ſich 
mir Revifien den MedicinalsDrdnung zu. befallen.,. und 
fein Gutachten dem Senate, und durch dieſen dem gefchr 


gebenden Körper vorzulegen. v 


In Anſehung aller fonftigen ‚Stadt 2 Verwaltungsaͤm⸗ 
ter, verbleibt es bei demjenigen, was desfalls die ſtaͤdtiſche 
Verfaſſung angeordnet hat. Doch ſoll der Senat prüfen, 
ob die bisherige Zahl und Abtheilung der Stadtaͤmter beis 
zubehalten oder ob es zweckinaͤßiger ſey, einige derſelben 
zuſammenzuſchmelzen oder doch wenigſtens die Obliegenhei- 
ten eines zu ſehr mit Öefchäften uͤberladenen Stadtamtes 
unter andere minder occupirte zu vertheilen und desfalls an 
den gejeggebenden Körper ‚das Nöthigfindende ‚gelangen 
laſſen. Die, Vergebung der Stadt: Verwaltungsämter au 
Senatsdeputirte, welche nicht bei der Juſtizverwaltung ans 
geftellt.find, geichieht in vollem Rathe durd) Scrutinium 
und jederzeit auf drei Jahre. Der abgehende Rathödepuz 
tirte iſt aber nicht nur wieder erwählbar, fondern er muß 
ſich auch dieſe erneuerte Wahl gefallen laſſen. 


Ferner foll; 


A) eine Central:Finangeommifflon eigens zus 
fammungefegt, aus Gliedern des Senats und des jrändigen 
Buͤrgerausſchuſſes beſtehen, welche ohne alle Einmiſchung 
in die Adminiſtration ſelbſt, von allen Stadtaͤmtern regels 
mäßig die Ausmeije ihrer’ Einnahme und Ausgabe abjufors 
dern het, um mittelft, dieſer Materialien eine genaue Ues 
berſicht des Finanzzuftandes in einen Centralpunct zu vers 
einigen und über die Einführung, Abfchaffung oder - Mo: 
difigationen der Steuern, Erhöhung der Intraden, fo wie 
über die etwa möglichen Staatserjvarniffe, in verfaffungss 
. mäßigem Wege, Vorſchlaͤge an den Senat zu bringen, 


. Weniger nicht fol; Br 


‚B) der bisherige Handlungsvorftand, unter dem Na; 
men einer Handlungsfammer, fortbeftehen. Diends 
here Organijation der legtern und ihr eigentlicher Wirkungs⸗ 
kreis er in verfallungsmäßigem Wege bei der. nächiten 
geieggebenden Rerfammlung ‚genau beſtimmt werden. 


u) ‚Die vier freien Städte — 


Artikel 27. 


Rechtsmittel gegen alle Straf-und Eonftsi 
eationsr Verfügungen der Stadt: —— 
tungsaͤmter. 


Findet ſich ein hieſi ger Bürger durch Straf: ober Eon 

fiscationg - Verfügungen eines adminijtrativen Stadtamtes 
oder einer fonjtigen Erhebungsbehörde befehwert; fo ſteht 
ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung an das 
hieſige Appellationsgericht und deren Rechtfertigung inner⸗ 
halb den auf die Interpoſition folgenden 14 Tagen, bet 


Strafe der Erlöfhung, offen, und darf das Erfenntnig — 


die Accifeftraffälle ausgenommen — vor deren Erledigung 
nicht vollftreckt werden; vermeint der Appellant, daß er 
fi) auch bei der Entfcheidung des hiefigen Appellationsges 
richtes nicht beruhigen fönne; jo barf er das Rechtsmittel 
der Aetenverjendungen in vim revisionis einwenden. 


Artikel 28. 
Civil-und peinliche Juſtizverwaltung. 


Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in buͤrgerlichen 
und peinlichen Sachen, daher auch an ihn der Recurs 
wegen verweigerter oder verzoͤgerter Inſtiz ergriffen wird. 
Zur Juſtizverwaltung ſind vorhanden: 

I. a) ein Appellationgs und peinliches Ge⸗ 

richt, mit 
b) dem ihm untergeordneten peinligen 
Verhöramte — 
ll. ein Stadtgericht, 
UI. ein Stadt: und Landamt. 


Artikel 29. 


I. a) Appellations- und peinlidhes Getige 


Das Appellationsgericht, welchem zugleich die Verwal⸗ 
tung der peinlichen Gerichtsbarkeit anvertraut iſt, beſteht 
aus 7 Rathsgliedern, naͤmlich: 

1) aus einem mitarbeitenden rechtsgelehrten Praͤſi denten 


oder Schultheit welcher auf drei. Jahte aus den 


\ 


f 
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rechtsgelehrten Rathsgliedern det erſten Ordnung, eins 
fhließlich derer, welche das Syndicatsamt betleiden, 
vom Rath, per Scrutinium gewählt wird, und jeders 
zeit reeligibel ift. 

2. 3. 4. 5) aus den das Syndicatsamt verfehenden 
ri ‚ als befländigen Appellationsgerichtes 
raͤthen. 

6. 5* zwet, oder, wenn ein Syndieus zum Praͤſi⸗ 
denten gewaͤhlt wird, aus drei ſonſtigen Senatsmits 
gliedern der "erften Drönung, von welchen twenigftens 
der eineein Rechtsgelehrter feyn muß, und welde auf 
drei Jahre per Scrutinium vom Kath gewählt wers 
‚den, aber immer recligibel find. 

. Hm Berhinderungsfalle vertritt der Altefte Rath die 
Stelle des Dräfidenten. 

Diefes Appellationsgericht Silber in denjenigen Sachen, 
welche als minderen Belangs bei dem Stadtamte, oder bei 
dem Landamte in erfter Inſtanz angebracht werden müffen, . 
und an das Stadtgericht in zweiter Inſtanz gelangt ſind, 
die dritte und letzte Inſtanz, in denjenigen ‚Sachen aber, 
welche bei dem Stadtgericht in erſter Inſtanz vorgefommen 
find, die zweite, jo daß in diefem Falle gegen deflen Erz 
kenntniſſe das Remedium transmissionis aectoram in 
vim revisionis, oder die fernere Berufung an dag gez 
meinſchaftliche Oberappellationsgericht der freien Staͤdte, 
nach jenen Beſtimmungen, welche daruͤber in der Proceß⸗ 
ordnung werden getroffen werden, Statt findet. 

Ferner wird an dieſes Appellationsgericht der Recurs 

von den Straf: und Conſiseationserkenntniſſen der admini— 
‚ftrativen Stadtämter, deffen in Artikel 27. gedacht worden, 
ergriffen. 
Hierunter find jedoch bloße Straf: und Confiscations⸗ 
Mllderungs- oder Erlaſſungsgeſuche aus Gnaden, nicht ber 
‚griffen, fondern diefe werden bei dem ganzen Senate ange⸗ 
‚bracht und von demſelben eriedigt. 

Endlich ift das Anppellationsgericht zugleich das Crimi⸗ 

nalgericht fuͤr die hieſige Stadt und deren Gebiet. 
Peinliche Erkenntniſſe auf Lebensſtrafe oder auf eine 
derſelben nahe fommende Leibesftrafe werden dem ganzen 

Senate vor dem Vollzuge zur Betätigung oder Milderung 
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dorgefegt, ſo wie denn überhaupt Abolitlons⸗Strafmilderungs⸗ 
und Erlaſſungsgeſuche in allen peinlichen oder polizeilichen 
Dtraffaͤllen dem ganzen Senate vorbehalten find. 


Gecgen ‚alle peinliche Erkenntniſſe des hieſigen Criminal⸗ 

erichts findet, wenn der Verurtheilte die Koſten ſelbſtbe⸗ 
Be fann, eine weitere Vertheidigung und Verfenzung 
der Arten an eine auswärtige Rechtsfacultat Statt, Wenn 
äber das Stadtärarium die Koften beitreiten foll; ſo fann 
nur die Actenrevilion dahier bei dem namlichen Gerichte 
durch Anordnung eines andern Referenten verlangt werden, 
t3 wäre denn, daß auf eine mehr als dreimonatlide Ges 
fängnißs oder Schanzenjtrafe erfannt worden wäre, wels 
sben Falls bei der Armuth des Srräflings das Aerarium die 
Koſten der weiteren — sung und REN zu 
übernehmen. hat. 


Artikel 30, 
I. b) Peinliches Verhoͤramt— 


Das peinliche Verhoͤramt verbleibt bei der jetzigen Ein⸗ 
richtung, mit dem Zuſatze, daß der zeitige jüngere Buͤr—⸗ 
germeiſter das Praͤſidium dabei fuͤhrt. Wenn der zeitige 
CTriminalrath durch Krankheit oder Abweſenheit verhindert 
wird; ſo hat das Criminalgericht eines ſeiner juͤngern Mits 
glieder zur interimiſtiſchen Uebernahme der Functionen des 
Criminalraths zu committiren, welches dann hierzu alters 
‚dings verbunden iſt. 


Artikel 51. 
II. Das Stadtgericht. 


Das Stadtgericht, als Gericht erſter Inſtanz fuͤr alle, 
dem Stadtamt und dem Landamt nicht zugewieſene Rechtes 
ſachen, und als zweite Inſtanz für diejenigen, wo jene Aem⸗ 
‚ser in erſter entſcheiden, bildet zugleih das Obervormunds 
ſchaftliche Amt; 

Es wird außer dem Director mit ſi eben rechtsgelehr⸗ 
— “der zweiten ader — der — — 
etzt. | 
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Aus allen Rechtsgelehrten des Senats erſter und zwen 
ter Ordnung waͤhlt der Senat durch Scrutininm einen 
mitarbeitenden Director auf ein Jahr, welcher nut im naͤchſt⸗ 
folgenden Jahre nicht reeligibel iſt. WE: 

* Seine Stelle vertritt im Verhinderungsfalle der aͤlteſte 


ath. | 

Als Mitglieder des Stadtgeriähts werden ſaͤmmiliche 
fieben vechtsgelehrte Senatoren auf drei jahre gewählt, 
find aber nicht nur reeligibel, fohdern mäffen ſich auch diefe 
Wahl fchlechterdings gefallen laſſen, und ändert das Forts 
rücen auf die erfie Nathsordnung hierunter nichts, 

Zwei diefer Senatoren und Stadtgerichtsräthe werden 
zur Cutatelſection Wh Senate auf drei Fahre deputirt, und 
wird ihnen ein im Rechnungsfache geuͤbter Rathsverwand⸗ 
ter der dritten Ordnung, von jenen, welche die gewöhnlichen, 
Rathsverſammlungen nicht beſuchen, zur Hilfe beigegeben. 
Auch diefe find reeligibel. | 
Von allen und jeden Erfennmiffen und Verfügungen 
des Stadtgerichts, ohne Ausnahme der in Coneursfällen 
und ſonſten ergehenden Straferfenntniffe, Perſonalarreſt⸗ 
Verfuͤgungen und dergleichen, kann an das Appellations⸗ 
gericht die Berufung ergriffen werden, - 


Artikel 3, | 
II. Stadtamt und Landamt, 


Das errichtete Stadtamt eben fowohl, als das Landamt, 
ſollen zur Erleichterung des Stadtgerichts, und um den 
hieſigen Buͤrgern und den Landbewohnern in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten von minderem Belange eine befoͤrderliche und wenig 
koſtſpiellge Juſtizverwaltung zu verſchaffen, auch die Ents 
vbeidung in drei einheimiſchen Inſtanzen fir ſolche Rechte: 
fireitigkeiten möglich zu machen, — 
WBegen der Competenz dieſer beiden Yujttlfämter, ſoll 
mit Abſtellung aller hohen Taxen und Gebaͤhren, nach ver⸗ 
nommenem gutachtlichen Vorſchlage "der "Heiden höheren 
Juſtizbehodrden, das Weitere vom Senate an den geſetzge⸗ 
benden Körper gebracht werden. 

Wenn gleich bei diefen Juſtizbehoͤrden der ſummariſche 
Proceß Statt findes und jedem litigirenden Theile freiſtehet, 
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feine Angelegenheit perfönlich -und mÄndlih zum Protokoll 
gu: verhandeln ;..fo fol doch auch Niemanden ferner vers 
wehrt feyn, fhriftliche Recefle ſtatt der mündlichen daſelbſt 
einzureichen. or 

In Faͤllen, wo die beiden Stadtamtmänner- verfchieder 
ner Anfiche find, follen fie den zeitigen Landamtmann zu den 
Entſcheidungen beiziehen. . 
. | Artikel 53. 

Allgemeine, das Gerihtswefen angehende, 
Verordnung, —— 

Da jeder Gerichtsſtelle ihr Wirkungskreis angewieſen 
iſt und ſoweit es noch nicht geſchehen, -in der zu entwerfen? 
den Gerichts; und Proceßordnung angewiejen werden ſoll; 
fo darf keine der hiefigen höheren Gerichtsftellen Gegen— 
fände, welche nad) der Gerichtsordnung zu eigenem oder 
ihres Canzleiperſonals Reſſort und nicht zur Competenz des 
- Stadtamtes oder des Landamtes gehören, von fich oder 
ihrer Canzlei an Ietere Auftragsmweile verweifen, fondern 
foiche Commiſſionen muͤſſen Mitgliedern des Gerichts oder, 
nah Beſchaffenheit, dem eigenen Canzleiperſonale aufgerras 
gen werden, 

In Handelsfachen follen die Gerichte nach Befinden das 
Gbhutachten der Handelstammer erfordern, 

Wenn in Civitrechtsverhandlungen den Pärtheien oder 
ihren Anwälden und Advocaten Strafen angefegt werden; 
fo kann nicht nur davon der Recurs an die höhere Inſtanz 
‚ergriffen werden, fondern eg foll auch den Gerichten frei 
fiehen, die angeſetzten Strafen auf deefallfige. Implora— 
‚tion zu. mildern, oder aus bewegenden Gründen ganz zu ers 
laflen. | 

Jeder hiefige Bürger kann, zwar nicht in ‚der erften 
Inſtanz, aber dody bei dem Appellationsgerichte, auf Vers 
‚fendung der Acten ad concipiendam sententiam antraz 
‚gen, zu weldhem Ende, wenn das Geſuch fogleich im Graz 
vatoriallibell angebracht wird, das Appellationsgeriht im 

ge — Falle die Appellation ohne Unterſchied zu recipiren 
hat. RE f 
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F une en era . Artikel 54 an 
rirean. und Executör ih, irn — 


Weit up, 
a zu ben Hifsvoilfiretungen: im; fing, ſowehi der 
‚Yuftigs als Adminiſtrativbehoͤrden, uch 
"») zur Erforfchung der Fälle; in welchen Bormänder und 
J Luratowen gi beſtellen ſind und zu deren Vorſchlag an 
ndie vormundſchaftliche Behoͤrde, auch zu dem eins 
geführten Signiren der Beerdigungserlaubniß, wor 
= aber in Bntunft nichts ad Aerarium zu — | 
u. len iſt, u ur 
WE) —— * Der Wergenthungen sub: hasta public 
fo wie. | 
** — ‚des. interesse: fisci.in Kecursfällen 
gegen: Strafs und Confiscationserfenntniffe der Vers 
Waltungsaͤmter, eine persona publica ‚ohnehin era 
forderlich iſt; fo foll zu.dieien und. .etiwa. andern anas 
logen Verrichtungen ein Fiscalis und Executor in 
Civilibus (vormaligerDberftrichter) wiederum ange⸗ 
fiellt werden, welchem Bon allen hieſigen Berwaltungss 
und Juſtizbehoͤrden desfallſige Aufträge. geſchehen koͤn⸗ 
nen, und den, je nad Beſchaffenheit und Wichtigkeit 
des Falles, aus der Zahl der hieſigen Advocaten, von 
ae dem Senate oder von bem⸗ Wetwilkingsume ein Ad. 
* — ——— 1— win. 


etikel 35... EEE EEE * 
Den den sriglieen und Sgülfägen, gi 
vom . Allgemeine Grundfäge, u 


: Alle und jede ſowohl chriſtliche und andere kirchliche Ge⸗ 
— gleichwie ſie auf den Schutz des Staats Anſpruch 
gu machen haben, find auch der Oberaufſicht des Staare 
— und. derſen keinen efonbern ve⸗ra. im * 
ilden 
Allgemeine, von den unmittelbar vorgefehten ficchlichen 
Behörden eines Keligionstheils verfaßte, Verordnungen be; 
dürfen. der Sanctien des Staast — rein biſchoͤfflichen 
Bweiter Banb, 37 
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Dibcefangerechtfamen — fö viel die —— ed 
betrifft .— wie ſolche nach gelaͤuterten 8 

teutſche en Siaris und Kirchenrecht, a, 

das, nicht ferner anmwendbate Entſcheidungsjahr —* 
phaͤliſchen Friedensinſtruments beſtehen/ oder in Zukunft 
durch Concordate fuͤr ganz Teutſchland regulirt werden 


duͤrften ⸗durchaus unvorgreiflich und. am KW 


“> Dem geſammeen Sehate: bleibt die! Operauffihtäüßers 


tragen, und dem geſetzgebenden Koͤrper iſt die Sauction 


organiſcher Einrichtung und die Genehmigung allgemeiner 
Verordnangen vorbehalten; doch kann der Senat in Fällen, 
in welchen nach bekannten ſtaatsrechtlichen Principien das 
landesherrliche Plaret zu biſchoͤfflichen Anvrdnungen vor 
deren Vollzug erfordert wird, folches ertheilen. &- 

.n: Yede Gemeinde der drei chriſtlichen — 
—— unter: ber. gedachten: Oberaufſicht des 

der Sanction. des Stanss, ihre Feligidfen; ——— 

* —— RU ETBER RER. Bee 
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AFar die veligiöfen,. kirchlichen u. Opal >. und Erziehun 
angelegenheiten der peotejtantifch.s Insherifhen: Gemeinde 
wird das unter der Reichsſtadt icon beitandene Unperhine 
Eonfitorium hergeſtellt. Es beſtehet daflelbe 4. 
1. und 2) aus zwei lutherifchen Senatoren Bei 
oder zweiten Ratheordnung ‚’ Wobon "der. Ältere das 
Directorium führt, * 
3. 4. und $) aus dem Senior 8 Wangeliſch / lu 
" fchen Miniſteriums und den zwei —— 
herten, als Conſiſtorialräthen, ſodainn 
N aus einemirechtsgelehrten Eonfikörialrache, no 59 
Letzterer wird ſo gewaͤhlt, daß das Conſiſtorium n 
vernommenem Gemeindekirchenvorſtande, dem Senate 
Subje ete vorſchlaͤgt, wovon dieſer einen waͤhlt. —* ri 





‚Mit: Ausnahme der Eheſachen, welche an das — | 


| gericht verwieſen bleiben, iſt der a Safer: 


4 
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hoͤrde, ganz der nämliche, wie ſolcher vor dem Jahre 1806 
gewefen , nur daß fie allein auf lutheriſche Religions⸗, Kir⸗ 
hen: und Schulſachen beſchraͤntt iſtt. rg 


| Rrtikel 55 uratuf non 
b) Protekantifhrreformirte Gemeinde, _ 
Dem freien Willen und Gutbefinden der. reformirten 
Hiefigen Gemeinde bleibt die Errichtung eines: teformicten 
Eonfiftoriums unter der Dirertion zweier reformirten Raths⸗ 
alteder nad). dem Mufter des euangelifch sÄutherifchen übers , 
laſſen. a En Mn 
Da <inzwifchen: diefe icchliche ‚Gemeinde. alle. Koften ; 
thres Religionscultus, Vertragsgemäß, ohne. Concurreng,; 
des Stadtärarii aus eigenen Mitteln bisher beftritten hat; 
fo fol, fo lange dieſes Verhaͤltniß fortbefteht, ſelbſt in dem 
Sale der Errichtung eines eigenen veformirten Conſiſto⸗ 
riums, doch der vefotmirten Gemelnde oder den Behörden, - 
welche fie dazu beſtimmt, ausfchließlicd, alle jene Befugniſſe 
werbleiben; welche dieſelbe Bisher durch Wahl und Einber 
ee Prediger, Kirchendtener u, dergl. ausgeuͤbt 
t. —7* = 


Artiteld 
I: Katholiſche Gemeinde, “ 
| Katholiſche Kirchenzu nd SchulsCommiffione 
Zu Beforgung der Kirhenr, Schul und Erziehungs⸗ 
fachen der hiefigen katholiſchen Gemeinde beſteht die ru⸗ 
brieirte befondere Commifllon. 


Zwei katholiſche Senatoren der 'erfien “oder. zweiten. 
Rathsordnung, ver zeitige Parochus, einer der. Kirchen⸗ 
directoren, nebſt einem verbürgerten Rechtsgelehrten, wel⸗ 
cher eben ſo wie jener des lutheriſchen Conſiſtoriums vorge⸗ 
(lagen, ynd vom Senate gewählt wird, bilden dieſelbe. 


min 
* 


a 


⸗ 
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Kirchen, mit Vorbehalt bes etwaigen 
hen Anſpeuchs der nn kirdan. 


Es fol, itteltem Bedarf, ee: 
— 2* —— chen und katholi hen Beate 
und — veſorgt werden und zu dem Ende 
ſchlaͤge bes Senats an den geſetzgebenden Körper: — — 
Immittelſt werden die Koſten aus den dazu ber 
ten Fonds, nintfoweitidiefe nicht zureichen, aus dem Stade 
ärario beftritten, 

Der refermirten Gemeinde fol Hierdurch an ihrem van 


lichen oder vermeinten Rege⸗ * —* —— unge 
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RATEN der. Dre. ipertüigen se 
** M 
Eine jede Ber dret criſtlihen Gemeinden tann — 
enen fa ihle religiͤſen kirchlichen und. Schulaugelegenhei⸗ 
ten ſorgenden Conſiſtorien und Commiſſionen noch uͤüberdem 
“einen befondern kirchlichen Gemeindevorſtand anordnen. 
Dieſer hat in kirchlichen Angelegenheiten die Ger 
meinde bei dei eine lagenden Behörde ‚zu vertreten, über 
die aͤußere Dischplin if wachen,“ das Kirchengut zu vers 
walten, für. die Unterhaltung der. Kirchen und Pfarrhaͤuſer 
zu forgen, Die, niedern Kirchenofficianten zu SEÜERUER. um 


u in iciren. 
au infp Lichte ne — * 
 Xrtiter —* IM ya Se 


Dat hi efigıe Ep non un nBsAndRne. seniigee 
vLehrinßitune I yET. sur eK 


"Das Hiefige SH ofen ſoll kanftig Ar, aten chriſt/ 
then | ea Fr Se th *6 
Pe enne —28 , jedoch dem epauge⸗ 

liſchen Conſi * wie ehedem all —** untergeordnete Uns 
terrichtsanftalt feyn und bleiben. In er * ſollen 
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die tatholiſchen Schüler des Gymnaſtums ihren eigenen 
Unterricht in der Religion, und, wenn es gewuͤnſcht wird, 
auch in andern wiſſenſchaftlichen Zweigen erhalten und bes 
halten; auch bei der Wahl der Lehrer durchaus keine Ruͤck⸗ 
ſicht auf ein beſonderes chriſtliches Bekenntniß genemmeh 
werden. Sollte aber die katholiſche Gemeinde die Wie— 
derherſtellung des Fridericianums, als des vormaligen katho⸗ 
liſchen Gymnaſiums unter ihrer alleinigen Direction, lie 
ber wuͤnſchen; fo HE ſofort dieſe Wicderherſtellung vorge 
nehmen. 

Andere gemiſchte Peivatinfitute, in weldyen der Ne 
ligionsunterricht nach den protejfansifchen und katholiſchen 
Religionsbefenntniffen ertheilt wird, jtehen unter einer, 
aus den proteſtantiſchen Conſiſtorien imd der katholiſchen 
Kirchen⸗ und Schulcommiſſion delegirten, Inſpection von 
Mitgliedern aller drei Confeſſionen. 

Zu den Attributionen die ſer gemiſchten Commiſſton se 


hört ferner: die Auffiche 
a) über die Lehranftalten der jädifcheh Gemeinde, | 
. b) über die Führung der Kirchenbücher mie Einjchluß der 
| füöifchen Geburts: und Sterbeliiten, 
c) über die Kichhöfe und Begraͤbnißſachen, und 
d) die Handhabung ber Sittenpoligei bei gemiſchten 
Ehen, und Eriheifing der Dispenfationen in bürz 
Em verbotenen Graden bei Eingehlung ſolcher 
en. 


— Artikel 42. 
Kirchen und Schuldienſte. 


Im Betrachte der gtoßen Zahl der in Frankfurt und 
in Sachjenhaufen wohnenden Lutheraner, foll die Zahl der 
lutheriſchen Pfarrherren für beide Gemeinden nie unter 
zwölf fen, auch, um Einheimifche zü dem Studium der 
Gottesgelahrtheit aufzumuntern, zu diefen Pfarrſtellen und 
zu jenen auf hieſigen Dorffchaften Feine Candidaten der 
Theologie: befördert werden, welche nicht entweder einges 
borne Bürger find, oder. wären fie diefes nicht, doqh ſeit 

zehn Jahren im — Bürgerrechte ſtehen. 


| 420. Die vier freien Städte Teutſchlands · 


Bei Vergebung anderer Lehrſtellen der Sprachen und 
Wiſſenſchaften, leidet dieſes jedoch eine Ausnahme, und 
ſind ſolche uͤberhaupt unter der allgemeinen Vorſchrift des 
Art, 6. eben fo wenig, als die bei dem Religionscultus der 
katholiſchen und reformirten Gemeinden erforderliche Pfarr⸗ 
herren und Geiſtliche begriffen. | 

Doch muß ein jeder, der zu. einem Kirchen + oder 
Schuldienſte ander berufen wird, das hiefige Bürgerrecht 
annehmen, | | 


| Artikel 45. — 
Differenzien in Kirchen-und Schulſachen. 


Alle entſtehende Differenzien der Mitglieder beider 
proteſtantiſchen Conſiſtorien und der katholiſchen Kirchen⸗ 
und Schulcommiſſion unter ſich; — alle Klagen der beſon⸗ 
deren Religionstheile oder einzelner Mitglieder über Mißs 
braud) oder Ueberfchreitung der Befugniffe der. angeordnes 
ten kirchlihen Behörden, koͤnnen bei dem Senate anges 
bracht werden. j 
Dieſer läßt die Befchwerden durch Scnatsmitglicder des 
betreffenden Religionstheils unterfuchen, und hilft, nad) einz 
gelangtem Berichte, gegrändeten Befchwerden ab, durch 
een der kirchlichen Behörden in dag gehörige 
eleiſe. | 
Etwaige — in Allen Wegen zu vermeidende Irrungen 
ber verfchiedenen chriſtlichen Gemeinden unter fi, fey es 
über veligiöfe und kirchliche Gegenftände oder ‘über verz 
meinte Rechte, welche als davon abhängig in Anfpruch 
genommen merden, follen, jo viel nur immer möglich, 
ſchiedsrichterlich beigelegt werden, 


Artikel 44. 


Dem Senate vorbehaltene kirchliche Anords 
nungen. ” 


Vporuͤbergehende, zeitigerficchliche Anordnungen, welche 
in allen Staaten von. der weltlichen Dbrigkeit auszugehen 

pflegen, alle drei chriftliche Konfefjionen in gleiher Maaſe 
betreffen, und auf den verſchiedenen Religionsrultus an 
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and fuͤr ſich keinen Einfluß haben, z. B. die Begehung und 
Anordnung von Dankfeſten wegen wichtiger weltlicher Er⸗ 
eigniſſe und dergleichen; verfügt. der Senat, bald nad) 
eigenem Guthefinden, bald nad dem ‚Borfchlag dev.vers 
ſchiedenen kirchlichen Behörden, Muh: niacht letzteren — 

— Beſolgung bekannt. J 


* * 


“Artikel 45. 


— —— oder Sr 
gerausſchuß (vorhin Bürgercolleg ). 


Außer dem Senats, als dem Regierungs⸗ und Berwals 
tungscollegio , beſtehet fortwaͤhrend eine eigene Buͤrgerre⸗ 
praͤſentation oder ein Buͤrgerausſchuß von 51 hieſigen Buͤr⸗ 
gern, gewaͤhlt aus allen Staͤnden der hieſigen chriſtlichen 
Buͤrgerſchaft, mit Beruͤckſichtigung aller drei chriſtlichen 
Confeſſionen, von welchen fi zu aller. Zeit mehrere Mit⸗ 

. glieder darin befinden mäffen. Stets foll auch diefes bürs 
gerliche Hepräfentationseolleg wenigſtens ſechs Rechtsge⸗ 
lehrte in ſeiner Mitte zaͤhlen. 

Dieſer Buͤrgerausſchuß waͤhlt ſich ſelbſt einen Senior 
auf drei Jahre, welcher aber fortwährend reeligibel iſt. 
Er nimmt auch einen rechtsgelehrten Conſulenten an, und 
kommt mit dem Gewaͤhlten uͤber die Zeit und Bedingniſſe nach 
Convenienz uͤberein. 

Sollte die Erfahrung die Zahl von 51 Mitgliedern des 
Buͤrgerausſchuſſes als zu gering bewaͤhren; ſo kann das 
Collegium auf eine Vermehrung bei dem geſetzgebenden Koͤr⸗ 
* antragen. 


Artikel 46. 


— der Mitglieder des — 
ſchuſſes. 

Abgeſehen von der tranſitoriſchen erſten Wahl des Vur⸗ 
ausſchuſſes, ſoll die Wahl der Mitglieder. deſſelben bei 
hiernaͤchſt erledigt werdenden Plaͤtzen folgendermaßen ge⸗ 
ſchehen. 

Der Buͤrgerausſchuß waͤhlt aus ſeiner Mitte ſechs Per⸗ 
ſonen und ein —— geſhehet von jenen 45 Bi 
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IH Pla Mi. Yu 
. Diefe 12 Wahlherren treten zuſammen und waͤhlen durch 
abſolute Stimmenmehrheit drei qualifieirte' Subjecrei:1738)5 
Sie begeben ſich hierauf‘ in das verfammelte Colleg der 
ſtaͤndigen Buͤrgerrepraͤſentation, und es wied in ihrem Bei⸗ 
ſeyn die Kugelung vorgenommen, fofort auch dem Senate 
bie getroffene Wahl bekannt gemacht, | | 


' pm 


Zr een 
Aualification der Mitglieder des Barge r⸗ 
ee 7 ausihuffes. | on 


r” 


Verpflichtung jur Annahme, 
Entſchuld igungsguͤnde. 


Jeder chriſtliche hieſige Bürger, ohne Unterſchied der 
Confeſſion, des Standes und Gewerbes, welcher nicht ‚bes 
reits in andern Dienſten des diefigen Staats ſteht, kann in 
den Bürgerausfchuß gewählt ‚werden. — In Anfehung der 

erpflichtung zur Annahme, verbleibt es bei demjenigen, . 
Was unter der reicheftädtifchen Verwaltung als Geſetz ger 
en hat, Hierbei treten folgende nähere Befiimmungen 


4) ſolche Bürger, welche Art. 12. von der Wahl in den 
- gefeggebenden Körper ausſchließt, find auch nicht wahl 
fähig zu dem Bürgercollegio. 3x 
b) Vater und Sohn, Bruder, Schwiegerfohn und 
Schwiegervater, Bönnen nicht zu gleicher Zeit in den 
. Bürgerausfchußgemählt werden. Wenn jedoch das Affis 
nitätsverhäleniß erſt entjteht, zwiſchen Perſonen, die 
„bereits im Colleg find; fo veranlaßt dies eine Nothe 
wendigkeit zum Anereite, Ar 

E) Wer zur Zeit der Wahl Bereits 60 Lebensjahre vollenz 
det har, iſt zwar wahlfähig, er kann ſich aber — 
wenn er will — die Annahme verbitten. Du 

) Die Mitglieder des Buͤrgerausſchuſſes bleiben es les 
benslänglich, dafern ſie nicht in den Senat gelangen, : 


— 
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e) Wenn jedoch ein hieſtger Würger 5 Jahre hang Im 
Bürgerausfhuß geſeſſen hat; fo kann ev um feine Ent⸗ 
laſſung nahfuhen., — 
.: KH Da es moͤglich wäre, daß ein ſolcher wegen voruͤber⸗ 
gehender Verhinderungen, als Schwächlichfeit der Ge: 
ſundheit, vorhabenden Reifen, Überhäuften Gewerbs⸗ 
befchaftigungen u. dgl. feine Entlaflung nahme, fh 
aber nach in der Folge gehobenen Hinderniß den Ruͤck— 
tritt in diejes Kolleg wohl gefallen ließe; fo follen 
ſolche Perjonen immer recligibel ſeyn, es hängt aber 
gen ihnen ab, ob fie die Wahl annehmen wollen ode 
Richt, | | 


Artikel 48, 
Wirkungstreis der fiändigen Buͤrgerrepraͤ⸗ 

fentation. N —— 

Der Wirkungsfreis des: ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes 
verbteibt der nämliche, wie ſolcher durch Fatferfiche Nefohrs 
tionen in der alten veichsftädtifchen Verfaſſung fich beſtimmt 
findet, in fofeen nicht diefe Conſtitutionsergaͤnzungsacte 
durch Einrichtung der jährlichen geſetzgebenden Verſamm— 
lung und deren Artriburionen darin, in gleicher Maaſe, 
wie bei dem Senate, eine Abaͤnderung eingeführt hat. 

Dev Bürgerausfchluß ſoll aber, wenn nicht wenigiteng 
zwei Drischeiie feiner Mitglieder in der Verſammlung ges 
genwärtig find, feine‘ Entichließung fallen. 


Artikel Ay, 


BStadtrehnungs »Nevifionscolleg 
(vormals Neunercolleg.). 


| Das umter der reichsſtaͤdtiſchen Regierung beftandene 
Neunercolleg fol künftig nicht mehr ald vom Bürgerauss 
ſchuß getrennter Körper bejtchen, fondern der Brirgerauss 
ſchuß har zu dem fädtifchen Nechnungsrevifionsgefchäfte 
neum feiner Mitglieder, welche übrigen! im Bürgerauss 
ſchuß Oitz und Stimme behalten, zu erwählen. In Ans 
fehung diefes beſonderen Rechnungsreviſionsgeſchaͤfts, ſte⸗ 
Yen dieſe Witglieder des Baͤrgerausſchuſſes in beſonderen 


N 
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Pflichten, und ſind ve dem Collegio der 51e unab⸗ 
ngig. - 

’ Sie können auch, in Beziehung auf. diefes Rechnumge⸗ 

reviſionsgeſchaͤft, collegaliſche Erklaͤrungen an das Colleg 

der 5rer und an den Senat abgeben, und beduͤrfenden Falles, 

wie ehehin, einen rechtsgelehrten Actuar annehmen, wel⸗ 

cher ind ihre Regiſtratur beſorgt. 


A Artifel-5o,. 


Beſchluß. 


a) Soll in den, in der alten Stadtverfaflung und in 
der vorliegenden Ergaͤnzungsacte enthaltenen organifchen 


Geſetzen eine Abänderung vorgenommen werden; fo wird, 


um eine ſolche Abänderung in Deliberation feßen zu fönnen, 
erfordert, daß der Senat und der gejeßgebende Körper 
darüber beide, und zwar durch eine Mehrheit der Stim⸗ 
men von 5 in jedem Körper , für deren Zuläjfigkeit vorerft 
bejahend entfchieden haben. | 

Iſt nicht bejahend enticdyieden worden; fo kann der Ger 
genftand erſt nach drei Jahren wieder in Vorſclag gebracht 
werden. Im Gegenfalle wird der Gegenſtand in dem ge 
feßgebenden Körper in Deliberation geſetzt, und Über. die 
Annahme oder Nichtannahme der in Vorfchlag gefommenen 
Abanderung geitimmt. Zur Annahme wird eine Mehrheit 


der Stimmen von Z erfordert. Wenn aber auch diefe Ans 


‚ nahme bejchloffen ift; fo erhält der Beſchluß doch nur erſt 
dann Geſetzeskraft, wenn über denſelben in den drei vek— 

ſchiedenen Abtheilungen der Bürgerfchaft durch die Mehr: 
= abgeſtimmt worden, und zwei Abtheilungen für die 
nnahme geitimme haben. 

b) Die authentifche Erklärung aller Artikel diefer Con⸗ 
ftitutionsacte gehört vor die gefehgebende Verſammlung. 
Endlich 

c) follen dem gefeßgebenden Körper fämmtliche bei der 
Commiſſion der XIII von Seiten der Löblihen Bürgers 
ſchaft Äbergebene Monita, ſammt der darüber geführten Re⸗ 
‚ gitratur vom Senate zugeftelle werden, um von den darin 
‚enthaltenen guten und gemeinnäßigen Vorfchlägen, in fer 


weh folche allzuſehr in's Specielle eingehen, umd eben dar ⸗ 


%» 


s 
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um , von der: Commiffion. der XII vorerſt nicht. benußt 
werden fonnten,. noch in Zukunft gecigneten. Gebrauch zu 
machen. Be ur 


Artikel 5 r 
Tranfitorifhe Verordnungen. 


‚ 1. Die jämmtlihen jego lebenden Mitglieder des Ser 
ats, mit Einſchluß der bisherigen vier Syndiken und Aps 
‚pellarionsgerichesräthe, ind und werden hiermit in ihrem 
Rathsaͤmtern und Wärden, ein jeder nash feinem bisherigen 
Haug und Ordnung, beſtaͤtigt. — x 

Diejenigen unter ihnen, welchen auf ihre Anfuchen wer 
gen Alters oder koͤrperlicher Schwäche vom Senate mit 
Entlaſſung willfahrr werden kann, behalten den der ma⸗ 
len genießenden vollen Gehalt, — 

- H. ‚Der Senat in jeinen jetzo lebenden Mitgliedern, 
mit Einfchluß ver vier Syndiken, wird alsbald nach Geneh⸗ 
‚migung diejer Conftitusionsacte außerordentlicher Weife. — 
wie folhes zur Zeit des errichteten alten Bürgervertrags gez 
ſchehen iſt — mit 20 meu zw wählenden Mitgliedern „vers 

* werden auf die dritte Rathsordnung aus den zuͤnf⸗ 
tigen Handwerkern, und 18 auf die zweite Rathsordnung 
gewählt. . 

Unter den legtern 18 müffen fih, nm dad, in feinem 
jeßigen ,- ad,Corpus Senatus:nicht gehörigen, Perjonale, 
mit dem Vollzug diejer Conſtitutiensergaͤnzungsacte für auf⸗ 
— erklaͤrt werdende bisherige Gericht erſter Inſtanz, 
erſetzen zu koͤnnen, 12 Rechtsgelehrte befinden, während 
die ſechs andern aus den Adelichen, angeſehenen Handels⸗ 
a „Rentenirern und Butsbefigern ‚gewählt werden 

nnen. — 

Auch ſollen unter den 20 zu waͤhlenden Rathsgliedern 
dieſes Mal wenigſtens vier der katholiſchen und zwei der 
reformirten Religion zugethan ſeyn. Um die Gleichſtellung 
der Anzahl der Mitglieder der erſten und zweiten Rathsord⸗ 
nung herzuſtellen, ruͤcken ſo viele der jetzigen Mitglieder 
der zweiten Ordnung auf die erſtere Über, als hierzu — 
nachdem die Syndiken unter die Mitglieder der erſten Ord⸗ 


— 
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nung nach ihrem jetzo habenden Range mikgerechnet wir; 
den — noͤthig it, ohne jedoch darum/ ſo lange: nicht die 
beitimmte Zahl von nur 14 mit Einſchluß der vier Syndiken 
bergeftelle iii, den hoͤhern Gehalt der Mitglieder der erften 
Ordnung in Anfpruh nehmen zu dürfen. 

III. Wer von den-jegigen Raͤthen des. Gerichts erfter 
Juſtanz bei der von ihnen felbit angetragenen und allgemein 
gewünfchten veränderten Gerichisverfaffung nicht alsbald 
in den Senat gewählt wird, verbleibt in dem vollen Ges 
nuſſe feines jeßigen Gehalts, muß ſich aber in andern, feis 
ner jegigen Kategorie gleihfommenden angefchenen, Stadt: 
dienften, fohald ſolches jeßo oder in Zukunft ihm angefonnen 
wird, gebrauchen und anitellen laffen. F 

IV, Zwar behält der zeitige bisherige Stadtfchultheiß 
febenslänglich feinen Rang als vorderftes Rathsglied, und it 
als Schultheiß Präfident des Appellationsgerichts; dahin⸗ 
gegen wird vom Senate fofort nach erfolgter Wahl der 20 
neuen Rathsglieder zu einer neuen Wahl der Bürgermeijter 
und Beſetzung aller Stadtämter, weniger nicht der Gerichte, 
foweit leßteres nöthig, nach Maasgabe diefer- Eonftitutions: 
Ergänzungsacte vorgeſchritten. | 

V, Um die Wahl der neuaufjunehmenden Senatsmit—⸗ 
glieder , beforiders aus den katholiſchen und veformirten Ges 
meinden, ingleichen die Wahl der jeßigen Raͤthe des Ges 

richts erſter Inſtanz in den Senat nicht zu erſchweren, fol 
dieſesmal, und ohne Confequenz für die Zukunft, auf die 
ausichliehenden Grade der Verwandt: oder Schwägerfchaäft, 
fo wenig als auf das Indigenat oder den jehnjährigen Beſitz 
des hiefigen Buͤrgerrechts, von den Wählenden muͤſſen re: 
fleetiet werden; vielmehr follen diefe erſten Rathswahlen 
gleich, wie fie auf eine beſondere Art vollzogen werden, alfo 
auch volllommen frei feyn. Nur Dalente, Rechtfchaffenheit, 
Fleiß und Genuß des öffentlichen Vertrauens, follen die 
Wählenden zu ihrem Augenmerfe nehmen. Eben fo wenig 
ift die Verordnung diefer- Conſtitutionsacte, daß zu hiefigen 
Stadtaͤmtern und Dienften nur folhe Perfonen gelangen 

können, welche entweder eingebohene Bürger find, oder feie 
10 Jahren dahier im Bürgerrechte ftehen, auf die fo ges 
nannten Penſioniſten der hieſigen freien Stade anzuwenden, 
vielmehr eritt in Anfehung ihrer eine Ausnahme ein, .. 
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W BEN Die Anzahl her Rathsmitglieder mit Eins 
ſchluß der Syndiken auf die Zahl der 42 ſich vermindert 
hat:,: werden ‚feine neue Rathswahlen vorgenommen; es 
wäreidenm;: daß die Befolgung des Artikel 6 dieſer Sons 
ſtitutlons · Er gaͤnzungsacte, daß naͤmlich Mitglieder „aller 
drei chriſtlichen Eonfeffionen: im. Senate ſeyn mäflen, ſol⸗ 
che neue Rathswahlen erforderte. Auch ſoll erſt, wenn 
die: Zahl der Rathsglieder auf 42° permindert worden, 
die. dritte. Rathsordnung auf 14 vermehrt werden. 

SW. Bei aller: Anerkenntniß der, Verdienfte der Mit 
glieder ‚ded bisherigen Bürgereollegs um die hieſige Stadt. 
und: Buͤrgerſchaft, fol doch, um der kuͤnftigen neuen 
ſtaͤndigen -Bürgerrepräfentatation dem eigentlichen Cha⸗ 
rakter einer von der Buͤrgerſchaft ſelbſt gewaͤhlten Nepräs 
fentation zu verfchaffen, und um: beffen jetzige Mitglie⸗ 
dern von den Collegien der 75, und 45. diefesmal nicht 
auszufchließen, in Gemaͤßheit deu eigenen Erklärung: dies 
ſes Collegs vom 6. November 19135,‘ fofort nach erfolgs 
ter Annahme diefer Couſtitutions-Ergaͤnzunsacte, zu 
einer netten Wahl ded Buͤrgerausſchuſſes geſchritten wer: 
den. Zr 
VII. Die Wahlen. gefchehen‘ diefesmal in nachfter 
bender Reihenfolge, und auf die. hiernächft beſcht lebene 


MWeife; 
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J Die jetzigen Mitglieder des Buͤrgercollege find: im; 
dieſem tranſitoriſchen Falle, weder von der: Zahl der 
755 noch jener ter 45 ausgeſchloſſen, ſondern koͤn⸗ 
nen durchaus. waͤhlen und gewählt: werden: . 
— 0) Vom. diefen 45 biefigen. Buͤrgern wird: fofert “der 
‘aus. 51 Perfonen beſtehende Buͤrgerausſchuß gewaͤhlt, 
m pder, wenn fie es für befler. oder gerathiener faͤn⸗ 
den das ganze Eolfeg der jetzigen 6rer, fintti einer 
iundividuellen Wahl feiner Mitglieder, beſtaͤtiget. In 
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J gehen: m u * 
Wer im erſtern Falle aus den jetzigen Mitglie⸗ 
dern: des’ Buͤrgercollegs gewählt wird, nimmt ſeinen 
vorigen: -Anciennetätsrang ein, und ob man gleich 
zu dem Patriotismus diefer Burger ſich verſehen 
darf, daß ſie die Annahme dieſer Wahlen, nicht von 
ſich ablehnen werden; fo ſollen doch diejenigen von 
Ihnen, welche dem gemeinen Stadtwefen ſchon fuͤnf 
ahre lang ‚im Bürgercolleg Dienite geleiſtet haben, 
zur Annahme nicht koͤnnen gezwungen werden. 
d) Hierauf conftituirt fi das neue Kolleg des Bürr 
gerausſchuſſes als ftändige, Bürgerrepräfentation „' 
waͤhlt jenen Senior und Eonfulenten. - _ | 
e) Diejenigen Perſonen, welche aus .der Zahl der 45 
Waͤhlenden in den Bürgerausihuß etwa kommen, 
werden ſogleich und ſchon mährend dem Wahlact 
der 51 wieder durch Einruͤcken jener, welche bei 
„dem Wahlcolleg der. 75 nach ihnen. die mehrſten 
Stimmen gehabt haben, erſetzt. Hierauf vereinis 
gen ſich 
H dieſe 45 mit den 51 Mitgliedern des neu gemähls 
ten oder vefpective im Beſtaͤtigungsfalle — mit den 
6ı Mitgliedern des beflätigten Buͤrgerausſchuſſes, 
- and legen in die Hände des Älteren Buͤrgermeiſters 
einen Wahleid dahin ab: 
Daß fie, bei dem ihnen nun obliegenden Vor⸗ 
„schlage zu Rathsperfonen, lediglich auf das Wohl 
„der hiefigen Stadt, nad beiten Einfihten, Wiſ—⸗ 
„fen und Gewiſſen, Rürkficht ‚nehmen wollen.“ 
Sie machen fofort durch abfolute Stimmenmehrheit 
einen Vorſchlag von vier Candidaten zusRatheitellen an 
den” verfammelten Senat, woraus diefer zwei wählt. 
Mit dieſem Vorfchlage wird ſucceſſive fortgefahren, bis 
die 20 neuen Rathsglieder gewählt find. 
Doch ſtehet in: dem vorliegenden beſonderen Falle 
niche nur diefer Verſammlung frei, in Rücklicht der Vers 
dienſte der Mitglieder des bisherigen Gerichts erſter Ans 
ſtanz die fämmtlichen  jeßigen Stadtgerichtsräthe dem Se⸗ 
nate zur Aufnahme‘ in das Rathscollegium auf. einmal 
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ſeyn — ob derſelbe will — dieſe in Vorſchlag kommen— 


de Geſammtaufnahme durch Stimmenmehrheit zu geneh⸗ 
migen. — a rl 3 —— 


re. etilel,dn — 

Vorſchlag wegen Annahmendiefer Conſtitu⸗ 
tions-Exrgaͤnzungsacte, durch die Stim— 
merinehrheit der hieſigen Buͤrgerſchaft. 


Dieſer gutachtliche N Entwurf, einer. Conſtitutions⸗ Er⸗ 


gaͤnzungsacte wird dem Senate von der Commiſſion der 
XI ſammt den geführten Protokollen und bei der 
Commiſſion eingefommenen Monitis mit Bericht, überz 
geben. | ER | 

Nach dem folcher hiernaͤchſt ſammt dem Commiſſions⸗ 
berichte, jedoch ohue die Anlagen, gedruckt, und in allen 
Stadtquartieren ausgetheilt worden, verfügt der Senat 
die Abftimmung über die Annahme, mit Ya, oder die 
Nichtannahme mit Nein, in den Stadtquartieren auf 
die Weiſe, daß bei den Quartiervorftänden mit Zugier 
hung einiger Beiftände und eines Notars ein Protokoll 
eröffnet witd, zu welchem ein jeder hieſiger chriſtlicher 
Bürger, binnen einer zu beſtimmenden Frift und zwar 
perſoͤnlich, mir Ja oder Rein abſtimmt. 

Die Einreihung anderweiter Modificationen und Vorz 
fhläge — fehriftlihe Werwahrungen, Erklärungen Mehr 
verer zufammen, können nad) Beſchaffenheit des Gegen: 
ftandes hierbei um fo weniger beachter und angenommen 
werden, als es theild der gefammten Bürgerichaft um 


Beendigung bes bisherigen proviforifchen Zuſtandes ders 


malen hauptſaͤchlich zu thun iſt, und anderntheils in dies 
fer Acte ein gefeglicher Weg zu allen künftighin nöthig 
befunden werdenden weiteren Abänderungen und Werbefe 
‚ ferungen der hiefigen Stadtverfafiung eröffnet iſt, es auch 
in der Unmöglichkeit liegt, allen Anfichten und Wuͤnſchen 
auf einmal zu genügen. 

Hat die Mehrzahl der geſtimmt Habenden hieflgen 
chriſtlichen Bürger für die Annahme zu den Quarz 
tiersprotofollen, welhe von dem Quartiersvorſtand, 
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den: Beiftänden: und: dein Notar zu -beglaubigen: und —— 
Senate einzureichen find, geſtimmt; ſo wird dieſe Con⸗ 


ſtitutions / Ergaͤnzungsacte als Verfaſſungsgeſetz vom Se⸗ 


nate publicirt und alsbald in Vollzug geſetzt. * 
Frankfurt den 29. Junius 1816. | 


Kommiffion ber xım 
und in deren Namen Kraft befonderen Auftrags 


“er Dr: J. Büdner, Synd, prim. 
— 3IJ. P. Frhr. v. Leonhardi. 
an oh Gortlieh Diep, 6. # Dr. 
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Schweden— 


Samen hatte weder unter der befchränften koͤnigli⸗ 
then Gewalt nach Karls ı2. Tode (1718), noch unter 
bem fehr erweiterten Eöniglichen Anfehen, das feit Gu⸗ 
ſtav 5, (21. Aug. 1772) die Macht des Reichsraths 
brach, glädlihe Tage verlebh Ob nun gleich Bus. 
ftav 3. im: März 1792 durch Ankerſtroͤm, als ein 
Opfer des nie verzeihenden und. nie feine Plane 
aufgebenden Ariftofratismus gefallen war; fo ließ fich 
boch fein Sohn, Guſtav 4., nach erreichter Muͤndig⸗ 
keit, auf dem Reichsſstage zu Norkoͤping (1800) die 
Souverainetät fo beflätigen, wie fie fein Vater bes 
feffen hatte. | | 2 

Mein feine politifhen Mißgriffe in den Weltkaͤm⸗ 
pen, an welchen er.ohne hinreichende Urfache Antheil 
nahm, und der Verluſt Finlands in, dem Kriege mit 
Rußland (1808), führte am 13. März 180g zu der 
Revolution, durch welche er den Thron verlor, wel: 
chen fein bejahrter Oheim Karl 13. am 6. Jun. 1809 
beftieg., Unter dem Namen biefes Königs erfchien bes 
teitö am 7. Sun. 1609, auf verfammeltem Reichstage 
zu Stodholm, von den Deputirten der vier Stände 
unterzeichnet, die neue Gonftitution, welche, bei 

Zweiter Band. | 28 
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mehrern unverfennbaren Rüdfichten auf Die neuern 
Conjtitutionen in den übrigen europäifchen Staaten, » 
dennoch auch fehr viele Örtliche und fiir Schweden ei« 
genthümlihe Beflimmungen enthält, und namentlid 
die fönigliche Macht mehr befhränft, als fie. in Schwes 
den feit ı772 unter Guflav 5. und 4. beſchraͤnkt gewes 
fen war. 


| Conftitution vom 7. $un. 1809, 


$. 1.. Das Schwedifche Reich fol von einem Könige 
regiert werden, nnd ein Erbreih mit der Succejfione 
orduung für die männlichen. Nachkommen eines verſtor— 
benen Königs feyn, welches die Stände des. Reichs feſt⸗ 
fiellen werden. | | 
6. 2. Der König foll immer der rein Evangelifhen 
Lehre zugethan feyn, To wie fie in der unveränderten augs⸗ 
burgiſchen Confeſſion, und in dem. Befchluß der Verſamm⸗ 
- Jung zu Upfala vom Jahr 1593 angenommen und erklärt 
worden ill, . re * 
9. 3. Die Majeſtaͤt des Königs ſoll Heilig und in 
Wuͤrden gehalten werden; Seine Handlungen find keiner 
Öffentlichen Cenſur unterworfen. | a, 
$, 4. Der König regiert allein das Reich, fo, wi 
deſſen Regierungsform es vorjchreibtz indeſſen nimmt er 
- Bericht und Rath in den hier unten angeführten Fällen 
von einem Stadtsrathe an. Der König erwählt dazu ein: 
ſichtsvolle, erfahrne, vedliche und allgemein geachtete, ger 
bohrne Schwedifhe Männer von der. reinen Evangelifchen 
Lehre, fie mögen. nun Adeliche oder Unadeliche ſeyn. 

9. 5. Der Staatsrat) fol aus neun Mitgliedern ber 
fichen, welche das Recht bejigen, über alle darin vorkom— 
mende Saden zu verhandeln, nämlich: Ein Juſtizſtaate⸗ 
‚minifter, der zugleich beftändtg Mitglied des höchiten Iris 
bunals des Königs feynfell; ein Staatsminiſter für die aus⸗ 
laͤndiſchen Sefhäfte; fechs Staatsräthe, von welchen. wer 
nigitens drei in Civilämtern gedient haben müffen, nebſt 
einem Hofcanzler. Jeder Staatsjecretair, oder derjenige, 

welcher feinem Amte vorftehr, hat Sig und Stimme im ‘ 
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Staatsrathe, wo er dasjenige vorträgt, oder wo der König 
etwa dasjenige vorfommen läßt, was zu feinem Beruf aer 
hört, Vater und Sohn oder zwei Brüder auf einmal duͤr⸗ 
fen nicht bejtändige Mitglieder des Staatsraths feyn. 

—S. 6. Esfollen vier Staatsfecretaire ‚feyn, 
naͤmlich: Einer für das Kriegsdepartement; einer für dag 
Departement der KameralsLandhaushaltung,- Bergweſen, 
nebjt andern, gemeinfchaftlich damit verbundenen inländiz 
fehen Eivilämtern; "einer für die Finanzen, ins und aus 
ländifhen Handel und Gewerbe, und einer für die Ger 
ſchaͤfte, welche die Religion, die Geiftlichkeit, ‘die öffent _ 
liche Erziehung und das Armenwefen betreffen. ’ 

$. 7. Der König laͤßt fich im Staatsrathe alle Regie: 
rungsangelegenheiten vortragen, und werden daſelbſt abz 
gemacht, außer den miniiteriellen, bder demjenigen, mas 
die Verhäleniffe mit fremden Mächten betrifft, dasjenige, 
was das Commando angeht, worunter dasjenige verfkanden 
wird, weldes der König als oberfter- Befehlshaber über 
die Kriegsmacht zu Lande und zur Sce unmittelbar be 
orgt. | 
— 59. 8. Der Koͤnig darf keinen Beſchluß über etwas 
faſſen, woruͤber der Staatsrath gehoͤrt werden muß, wenn 
nicht drei von dem Staatsrath, nebſt dem behdrigen 
Staatsſecretair, dder der feinen Dienft verrichtet, zuger 
gen find. Die Tämmtlihen Mitglieder des Staatsraths 
ſollen, ohne geſetzmaͤßige gg! bei allen Gegenſtaͤn⸗ 
den von bejonderm Gewicht und Anfehen zugegen feyn, 
melche, nach den voraus mitgetheilten Vortragsliften, - im 
Staatsrarhe vorfommen, und die äffentliche Verwaltung 
des Reichs betreffen. Solche find: Fragen und, Vorfchlag 
um neue Unternehmungen öffentlicher Einrichtungen, um 
Aufhebung und Veränderung des vorhin Beftehenden, um 
neue Öffentliche Einrichtungen in den verfchiedenen Zweigen ° 
der Stantsverwaltung, mit mehreren von gleicher Befchafr 
fenheit. | 

. 9. Ueber alle Gegenftände, welche beim Könige im 

Staatsrathe vorkommen, ſoll Protokoll gehalten werden. 
Die gegenwärtigen Staatsminifter, Staatsrath, Hofcanz⸗ 
ker und Staatefecretaiv, oder diejenigen, welche der lebt; 
genannten Dienfte versichten, find verbunden, ihre Met 
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nungen zu äußern und zu erklaͤren. Doch Gehäft der Kir 
nig fich allein vor, zu beſchließen. Sollte e6 irgend unver⸗ 
muthet eintreffen, daß der Beſchluß des Königs offenbar. 
gegen die Regierungsform, oder die öffentlichen Gefege des 
Reichs fritte; fo liegt es den Mitgliedern des Staatsraths 
ob, kräftige Vorjiellungen dagegen zu machen. Wenn irs- 
gend eine befondere Meinung im Protokoll nicht angeführt 
wird; fo werden die zugegen Seyenden angefchen, daß fie 
den König in dem Beſchluß, den er gefaßt, beitärft Haben. 
Fir den Rathſchlag follen die Mitglieder ‚des, Staatsraths 
verantwortlich feyn, fo wie es im 106. 9 weiter hierüber 
feſtgeſetzt iſt. | | 
‘6. 10. Zum Vortrag bei dem Könige im Staatsrarhe 
follen die Gegenftände, nahdem benäthigte Erläuterungen 
darüber von den belanghabenden Eollegien und Beamten. 
eingefordert. und eingegangen find, von dem vortragenden 
Staatsſecretair, oder der ſeinen Dienft vertritt, nebit. acht 
geſchickten und unpartheiifchen Männcın, vier Adelihen 
- und vier Unadeliden vorbereitet werden. Zu dem Protos 
toll, welches in diefer öffentlihen Vorbereitung geführe 
wird, eben der Vortragende und die Übrigen Mitglieder 


ihre Aeußerungen ab, melde fodann bei dem Könige im 


Staatsrathe bekannt gemacht werden... _ | 

§. ı1. Die minifterielen Gegenftände mag der Koͤ⸗ 
nig bereiten und handhaben laflen, fo wie es ihm am ſchick⸗ 
lichſten dͤnkt. Dem Staatsminifter für die ausländiichen 
Angelegenheiten fommt es zu, daß dieje Gegenftände vor 
dem Könige in Gegenwart des Hofcanzlers, oder wenn 
diefer nicht zugegen feyn kann, in Gegenwart eines andern 
Mitgliedes des Staatsraths vorgetragen und dargelegt wer: 
den. Iſt der Staatsminifter abwefend; fo trägt. der Hof⸗ 
canzler oder ein. Mitglied des Staatsrachs, welches der 
König in dieſem Falle auffordert, vor. Nachdem der KRös 
nig dem angeführten Rath diefer Beamten, für welchen 
fie verantwortlid) find, hat protokolliren laffen; fo faßt der 
König in derſelben Gegenwart den Befchluß. Dem Ganz: 
ler oder demjenigen, welchen der König verordiet, liegt 
es ob, das Protokoll. zu führen. Von folhem Beſchluß 
mag der König. dem Staatsraihe Kenntniß zukommen lajr 
fen, was ihm nuͤtzlich ſcheint, fo daß ſelbſt keine Kenntniß 
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von diefem Zweige der Reicheverwaltung dem Staatsrathe 
mitgetheilt werden darf. 

8. 12. Der Koͤnig hat das Recht mit fremden Maͤch⸗ 
ten Unterhandlungen und Bandniff⸗ einzugehen, 
nachdem er, zu Folge des vorhergchenden $., den Staat 
ininifter für: die auslaͤndiſchen Angelegenheiten und den _ 
Hofeanzler darüber gehört hat. 

“r 9.13. Will der Koͤnig Krieg anfangen ober Rrieden 
ſchließen; fo ruft ereinen außerordentlichen Stagtsrath von 
dem Staatsminifter, Staatsräthen, Hofcanzier und ſaͤmmt⸗ 
lichen Staatsſecretairen zufammen, ftellt ihnen die Urs 
fahe und Umftände,,. die hierbei zur Weberlegung vorkom⸗ 
men, vor, und fragt fie hierüber nad) ihrer Meinung, die 
jeder für fih, mit der Derantwortlichkeit „welche der 107. 
6. beftimmt, zu Protokoll abzugeben hat. Der König bes 
fist hierauf die Macht, den Beſchluß zu fallen, und aus 
zufuͤ ren, welchen er fiir des Reiches Beſte findet. 

cd 14. Ueber die Kriegsmacht des Reichs zu Lande 
nd zur See befigt der König den hoͤchſten Befehl. ; 

. 15. Was das Commando betrifft; fo mag der Abs 
nig die Angelegenheiten deſſelben in Gegenwart. derjenis 
gen Perfon „ weiche der, König damit beauftragt, abmachen. 
Dieſem liegt unter Verantwortung 06, daß, wenn diejer 
Gegenſtand vorbereitet wird, er ‚feine Meinung über die 
beihloffene Unternehmung des. Königs dußern , ‚und wenn 

‘feine Meinung nicht mit dem Befchluß des Königs überein; 

ſtimmt, daß er. feine geäußerten. Bedenklichkeiten und feiz 

nen Rath zu Protokoll bringt, deren Richtigkeit der König 

vermitteljt feiner hohen Unterſchrift beftätigt. . Finder die 

beſagte Perfon, daß die Unternehmung von- einen gefährs 

lichen Richtung oder Umfaſſung fey, oder daß ſie ſich auf 

ungewiſſe und nicht hinreichende Mittel, fie auszuführen, 

gründe; fo überrede er, daß der König hierüber, einen 

Kriegsrath, zwei oder mehrere der gegenwärtigen höheren 

Militairperfonen zufammenberufe; doch ſey dern ‚Könige 

unbenommen , bei diejer Ueberredung und bei den im Pros 

tokoll angeführten Gedanken des Kriegsratha, zu beſtim⸗ 

men, was gut ſcheint. 

6,16. Der König muß, was recht und wahr if, 3 
fordern, Falſchheit und Unrecht hindern und verbieten, 
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nen verderben, noch; am Leben, Ehre, perſoͤnlicher Frei 
beit und Wohlfahrt jemanden , ohne geſetzmaßig überführt 
und gerichtet zu feyn, verderben laffen; aud) keinem weder 
bewegliche noch unbeweglihe Guter ohne Unterſuchung und 
Urtheil, in der Drdnung, fo wie es Schwedens Geſetz und 
gefegmäßige Verordnungen vorfchreiben, abhänden noch 
abhänden.taffen; Niemandes Frieden in deſſen Hauſe ſtoͤ⸗ 
ren oder ftören laffen; feinen von einem. Drte zum andern 
verweilen; Miemandes Gewiſſen zwingen noch zwingen 
laffen, fondern einen jeden bei. freier. Ausübung feiner Re⸗ 
Itsion fügen, in fo fern er dadurch nicht die oͤffentliche 
Ruhe ftört, oder fein allgemeines Aergerniß zu Statten kom⸗ 
men läßt. Der König läßt einen jeden von demjenigen 
Tribunal richten, unter welches er rechtlich gehört, und 
dem er zu geborchen hat. Ä NEE 
$. 17. Das Tribunal des Königs fol aus Zwölf von 
ihm ernannten ſachkundigen Männern, fechs Adelichen und 
ſechs Unavelichen, beitehen, welche dasjenige ausrichten, 
was die Verfaffung ihnen vorichreibt, und im Richteramte 
angeftellt gemwefen: find, und Hierin Einfiht, Erfahrung 
und Redlichfeit an den Tag gelegt haben. Sie werden 
Juſtizraͤthe genannt, und machen den höchften Richters 
ftuhl des Könige aus, | 
18. und 19. Der - König iſt die legte Inſtanz bei 
wichtigen Nachluchungen. Kommen beim Könige von den 
Richtern und Beamten Vorftagen wegen der rechten Meis 
nung des Sefeges in Fällen vor, welhe vor das Forum der 
Nichter gehören ; fo befigt der höchfte Nichterftuhl das Recht, 
ſolche nachgefuchte Erklärungen zu geben, 
$. 20, In den Friedenszeisen follen Me Sachen, wel⸗ 
che von dem Kriegstribunal dem Könige zur Prüfung vor⸗ 
gelegt werden, beim hoͤchſten Richterſtuhl vorgenommen 
und- abgemacht werden, Zwei Militairmitglieder des 
Staatsraths, weiche der König hierzu erfieht und verord⸗ 
net, muͤſſen in folhen "Sachen beim hoͤchſten Richterſtuhl 
zugegen feyn und darüber ſtimmen; doch muß die Zahl der 
Nichter auf Acht befchräntt feyn. Während eines Kriegs 
verhält es fich hiermit nach den Kriegsartifeln.. 
— . 21. Der König hat zwei Stimmen. in denjenigen 
Sachen, bei deren Vortrage und Abmachung ex beim hoͤche 
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gen Richterſtuhl zugegen zu feyn für gut findet. Alle Fras 
‚gen um Erklärung:äber. ein Geſetz follen bein Könige ans 
gemeldet, und deſſen Stimmen darin eingehohkt und aufges 
zeichnet werden, obfchen er nicht bei den Weberlegungen 
beim böchften Richterjtuhl daran Theil genommen; 

6. 22. Beim böhften Richterſtuhl können geringere 
Baden von fünf Mitgliedern felbit, von ‚vieren, wenn fie 
alle Biere in ihrem Beſchuß eins find, geprüft und abge⸗ 
macht werden. Ueber wichtigere Sachen follen zum wenig⸗ 
ſten Sichen richten. :. Mehr als acht Mitglieder, vier Ade⸗ 
liche und vier Linadeliche, muͤſſen nicht auf einmal Dienfte 
thun. Bei allen Sachen muͤſſen zum wenigften zwei ades 
liche und zwei unadeliche Mitglieder zugegen ſeyn. 

. 23. Alle Beſchluͤſſe des hoͤchſten Richterſtuhls wer⸗ 
den im Namen des Koͤnigs mit deſſen hoher Unterſchrift. 
oder unter deſſen geheimem Siegel ausgefertigt. 

9,24. Bei der niedern Juſtizreviſion des Königs ſol⸗ J 
ien alle Juſtizſachen zum Vortrag beim hoͤchſten Richter⸗ 
—* vorbereitet werden. 

59. 25. Der König hat bei Verbrechen das Beynai 
digungsredt, mildert Lebensftrafe, und ftellt Ehre und 
g. die Krone verwirkte Guͤter wieder her. Doch muß bei 

nſuchen um Begnadigung der hoͤchſte — * gehoͤrt 
werden, und der Koͤnlg faßt feinen Beſchluß im Staates 
rathe. Auf die Verbrechungsart ſoll es ſodann ankommen, 
die Gnade zu empfangen, welche der Koͤnig ‚gewährt, oder 
die Strafe zu erleiden , wozu fie verur kin A oxben. 

6.26, Wenn Sufttzfachen int‘ the —— 
gen werden; ſo ſollen der ae zum wenig⸗ 
fien zwei Staatsräthe, zwei Mitglieder des hoͤchſten De} 
terftuhld, wie auch der Juftigcanzler babei zugegen" fepn, 
mit der Schuldigkeit, ihre Aeußerungen zu protokoffiten, ſo 
wie es den Mitgliedern des“ Staatsrathe im). * im Allge⸗ 
meinen vorgeſchrieben worden. 

G6.47. Zum Suftigeampler hat der abulg einen geſetzkun⸗ 

digen, einſichtsvollen und rechtſchaffenen Mann, welcher im 
“ Bichteramte angeſtellt geweſen, zu ernennen. Ihm, als 
dem hoͤchſten Schiedsrichter. beim Koͤnige, liegt es vorzuͤg⸗ 
lich ob, das Wort des Königs in Sachen, welche die 
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qu führen, ober durch die unter ihm geſtellten Fiskale fuͤh⸗ 
sen zu laffen, auch, von wegen des. Königs, Aufſicht über 
die Handhabung der Gerechtigkeit zu führen, und in folcher 
Eigenſchaft Zehler zu ruͤgen, welche von Richtern und Ber 
amten begangen find. 4 
6. 28. Der König hat im Staatsrathe gebohren 
Schweden zu allen den höhern und niedrigeren Aemtern 
und-Dienften zu ernennen und zu befördern, welche von der 
Art find, daß der König die Vollmachten dazu auszuferti: 
gen hatz doc muͤſſen die Belanghabenden voraus mit der 
Anzeige eingelommen ſeyn, wo fie.bisher angeſtellt geweſen; 
indeſſen iſt es dem Könige unbenommen, bei Militair⸗ 
ämtern Ausländer von beſondern Fähigkeiten zu bes 
. außen, doch nicht zu. Kommandanten in den Feftungen. 
Dei allen Beförderungen hat der König nur das Verdienſt 
und die Fähigkeit der fih Bewerbenden, aber nicht. deren 
Geburt vor Augen. Zu Staatsminiftern, Staatsräfhen, 
Juſtizraͤthen, Staatsfecretären, wie auch zu allen ‘andern 
Eivilbeamten im Reiche, und Richtern, mäflen nur: foldye 
Männer erngnnt werden, die von der reinen Evangelifchen 


Lehre. find. 


$. 29. Zum Erzbiſchoff und zu Bifchöffen, mit deren 


Wahl es fih nad) voriger Gewohnheit verhält, ernennt 
der König einen von den dreien, welche vorgeichlagen mors 
830. Der König fertigt die Predigerbeftallungen hei 
den Kronpfarren auf die bisher übliche Art aus. Die for 
genannten confiftoriellen Sprengel werden bei ihrem Wahl 
geht erhalten, — a ee 
8. 31. Die Böärgerfchaften der Städte genießen fers 
ner die Rechte, die fie bisher gehabt haben. Zur ‚Stelle 
eines Bürgermeilters werden drei gehörige Männer vorge⸗ 
fchlagen, worauf der König einen. davon: ernennt. : Auf 
— Weiſe verhaͤlt es ſich mit den Rathsmaͤnnern und 
dagiſtratsſecretairaͤmtern in Stockholm. ris 
$. 32. Die Geſandtſchaften bei fremden Mächten und 
die bei einer Ambaſſade anzuſtellenden Perſonen ernennt 
der König in Gegenwart des Staateminifters für die aus 
wärtigen Angelegenheiten, wie. auch des Hofcanzlers. 
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$. 33. Wenn folhe Beſtallungen, wozu der Vorſchlag 
gemacht worden sit, vom Könige follten ausgefertigt ſeyn; 
fo müilen die Mitglieder des Staatsrachs ſich ub er dig 
Tauglichkeit und. Berdienfte der. fi Bewerbenden äußern. 
© c befigen felbft das Recht; gegen die Ernennungen des 
Königs zu andern Dienften und Aemtern unserthänige Er⸗ 
ennerungen zu machen. > 
34%. Die in diefer Regierungsform beftimmten 
neuen Aemter der Staatsininifter, Staatsräche und Juſtiz⸗ 
räthe, follen im: Keichsetat. angeführe werden. _Die:-zwei 
Staatsminiſter bejigen. die, hoͤchſte Reichswuͤrde. Die 
Staatsräthe haben mit den Generalen, und Juſtizraͤthen mit 
den Sencrallieutenanten ein gleiches Anfehen. EL ——— 
—9. 35. Der Staatsminifter für.die auswärtigen Anges 
degenheiten ; die Staatdräthe, die Präfidenten inden Colle⸗ 
gien, die Oberſtatthalter, ‚Unterfatehalter und Polizeimeiz 
fier in der’ Hauptſtadt, dev. Hofcanzler, die Juſtizcanzler, 
die Staatsfecretäre, Amtmänner und Statthalter auf dern 
Sande, die Feldmarſchaͤlle, Generale und Admirale vor 
allen Graden, die Generaladjutanten, . Oberadjutanten, 
Stabsadjutanten, Commandanten in den Feſtungen, Saas 
pitain s Lieutenants und Dfficiere bei den Leibtrabanten, 
Dberften ürer die Negimenter; Secondchefs bei den Gardes 
regimentern zu Pferd und zu Fuß, wie auch, Dberfilieutes 
nants bei der Brigade: des Leibregiments, die Chefs beider 
Artillerie, bei den KFortificationsfeldmellungsz und Sees 
meſſungsweſen, Minijter und Gefandte bei fremden Maͤch— 
ten, nebft den Beamten und Bedienten, die in dem Cabinet 
des Königs zur ausländifchen Gorrefpondenz und bei Both⸗ 
ſchaften angejtellt werden, haben ein ihnen vertrautes Amt, 
wovon der König fie entlediger mag, wenn er prüft, daf 
der Dienft des Reiche es fordert. Doch macht der König 
‚einen folhen Befchluß im Staatsvarhe bekannt deſſen Mits 
‚glieder ſchuldig find, dagegen unterthänige Borfkellungen zu 
machen, wenn fie dazu Urſach zu haben finden, 
$. 36. Diejenigen, welche ſowohl höhere als niedrige 
‚Richterämter bekleiden, fo wie. auch alle andre Beamte und 
im Dienfte ſtehende, die im vorgedachten $. nicht erwähnt 
find, koͤnnen, ohne vorhergegangene Unterfuhung vor Ges 
ticht „ nicht. von ihrer innehabenden Stelle vom Könige ale 
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geſetzt werden; eben ſo wenig koͤnnen ſie, ohne geſchehenes 
eigenes Nachſuchen, zu andern Dienſten befoͤrdert oder ver⸗ 
ſetzt werden. Bas Sr — 
G. 37. Der König beſitzt das Recht, wuͤrdige Män: 
ner, die durch Treue, Tapferkeit und Tugend, durch Ges 
lehrſamkeit und eifrige Dienfte- ih um den König und das. 
eich verdient gemacht haben, in.den Adelftand zu ers 
Heben. Der König mag mit Geäfliher und Freiherrlicher 
Würde Männer begnadigen, die durch große und ausge: 
eichnete Werdienfte dazu würdig angejehen: werden. . Der 
delſtand, oder die Graͤfliche und Freiherrliche Würde, darf 
keinem mehr, als demjenigen, welcher geadelt oder. erhähet 
worden, zufallen, und nach demſelben feinen Alteften maͤnn⸗ 
lichen leiblichen Erben in gerade herabſteigender Linie, und 
nach dein Ausgang dieſes Zweiges, dem naͤchſten maͤnnlichen 
Abkommen des Staumvaters u. ſw. 22 
6. 33. XAlle vom Könige ausgehende Expeditionen und 
Befehle, welche das Gommando betreffen, ſollen, um gültig 
gu ſeyn, von dem Vortragenden contraſignirt werden, wel⸗ 
cher verantwortlich iſt, daß fie mit dem darüber geführten 
Protokoll uͤbereinſtimmen. Sollte der Vortragende irgend 
finden, daß der Beſchluß des Königs gegen die Regierungs⸗ 
form ſtreite; jo hat. er darüber Im Staatsrathe VBorftellum 
gen zu machen. Beſteht der König dennoch darauf, daß 
ein folder Beſchluß ausgefertigt werden: joll; ſo iſt es des 
Vortragenden Recht und Pflicht, feine Contrafignation das 
zu zu veriweigern, und als Folge hiervon fein. Amt nieders 
zulegen, welches er nicht eher zuruͤcknehmen darf, als bis 
die Reichsjtände fein Verhalten geprüft und bewährt haben, 
Inzwiſchen ſollen fein Sold und die beifommenden Einfünfte 
der Übrigen Dienſte ihm verbleiben, - u... ©. 

F. 39. Will der König ins Ausland. reiſen; fo theile 
Er dem Ötnitsrathe in pleno dieß fein Vorhaben mit, und 
entnehme deſſen Gedanken hierüber, auf die Weiſe, wieim 
9 9. angefuͤhrt iſt. Beſchließt der König hierauf ſolche 
Reiſe, und ſtellt ſie ins Werk; ſo befaßt Er ſich nicht mit 
der Regierung des Reichs, noch uͤbt er die Koͤnigliche Macht 
aus, fo lange Er im. Auslande verweilt, ſondern der 
Staatsrath führt ſodann, während der. Abweſenheit 6 
Fonigs, in deifen Namen die Regierung mit allem dem⸗ 
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fenigen Recht, welches die Regierungsform des Landes dem 
Könige beilegt; doch darf der Staatsrath keinesweges Adels 
ſtand und Würden ertheilen, ‚oder. jemanden zum Gräflichen 
und Freiherelihen Stande.erhöhen, nod Ritterwuͤrden ver? 
leihen, und. ebenfalls können alle ledige Aemter nur ad 
interim ‚pon "denjenigen verwaltet werden; welche: der 
Staatsrath dazu verordnet. Welches Verhalten beobachtet 
werden foll, wenn der König länger als zwölf. Donate aus 
dem Reiche bleibt, iſt im 91 h. feftgefet: .- .. 0 
. 40. Wird der König fo krank, daß er die Regie⸗ 
rungsgeſchaͤfte Nnicht wahrnehmen kann; fo verwaltet der 
Staatsrath die Regierung, ſo wie es im vorhergehenden 9. 
beſtujmriſt. IT Bene SR Zug ur Me: Ü | 
5:41. Der König wird mindig, wenn Er ſein zwan⸗ 
zigſtes Jahr erreicht hat. Stirbt der König’ innethalb 
der- Zeit, daß der Thronfölger jenes Alter erreicht fo Führt 
der Staatsrath mit Königliher Macht und’ Anſehen im 
Namen des Koͤnigs die Staatsverwaltung. Bisdie Stände 


des Reichs zuſammen kommen, richtet ſich der Seaardrarp 


anwikführiicy na) der Negierungdform des Landes," © 
9 72. GSollte das Ünglde eintreffen „SB dad ‚ganze 
Königliche Haus, in welchem das Erbrecht zum Reiche gilt, 
von männliher Seite ausgietige, danıyperipaltet 
ebenfalls dee Staatsrath mit Königticher Macır ud 
Anfehen bis zu der Zufammenkunft der Reichsſtaͤnde die 
‚ Regierung. — ag, 

In allen den Fällen, welche die vier vorhergehenden 
6. 5. behandeln,‘ follen ſaͤmmtliche Stantsferresaire im 
‚Staatsrathe zugegen fepn, und ihre Stimmen abgeben. 
9. 43. Geht der König zu Felde, oder reiſet Er nach 
abgelegenen inlaͤndiſchen Oertern; ſo verordnet Er vier Mit⸗ 
‚glieder: des Staatsraths und unter dieſen den Juſtizſtaats⸗ 
miniſter, um auf die Weiſe, mie der König vorſchreibt, die 
Regierung zu fuͤhren. Mit der Art und Weiſe, die der 
Koͤnig dann ſelbſt vorſchreiht, verhaͤlt es ſich ſo, wie der 
8 $. feſtſetzt. Ä — a a, 

6: 44. Kein Prinz des Königlichen Hauſes, er ſey 
‚Kronprinz, Erbfärft oder Fuͤrſt, darf fih ohne Wiffen und 
Einwilligung des Königs vermählen, Gejchicht es dennoch; 
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fo Hat er das Erbrecht zum Reiche ſowohl für fich, als für feine 
Kinder und Nahfommen yerwirkt. | 
$. 45... Meder der Kronprinz und Erbfürft des Schwer 
difchen Reiche, noch Pringen aus. dem Königlichen Haufe 
deſſelben follen Leibgedinge oder. Civilaͤmter beſitzen; doch 
Fann ihnen nad) altem Gebrauche Titel von Herzog und 
Fuͤrſtenthuͤmern beigelegt: werden, doch ohne Anfprüche auf 
Die. Landfchaft, deren Namen:fie tragen. - See 
6. 46. Das Land folk in Gouvernements unter‘ der 
gewoͤhnlichen Landesregierung eingetheilt werden. - Kein 
Benerafgouverneur darf künftig im Reiche verordnet 
ſeyn . BE Be, a — ie kn 
9. 47. Die Hofgerichte des Reichs und. alfe 'Abrige 
Richterſtuͤhle ſollen nach: den. Geſetzen und geſetzlichen Ver⸗ 
ordnungen richten; die Collegien des Reichs, die Landesregie⸗ 
zung zugleich mit allen andern ſowohl hoͤhern als niedern . 
Beamten follen die ihnen obliegenden Aemter und Geſchaͤfte 
zufolge der Inſtructionen, der. Reglements und, der Vor⸗ 
ſchriften, die fchon gegeben find, oder fernerhin gegeben 
erden „ verwalten, ‚deu Befehlen des. Königs.gehorchen, 
und ſich einander zur Vollſtreckung derjelden, und alles 
deſſen / was der Dienft des Reihe von ihnen fordert ,. zur 
Hand sehe, indem fie dem Könige in geſetzlicher Orbnung 
verantwortlich bleiben, wenn etwas von ihnen unterlaffen, 
verſdumt oder ungefeglich behandele-wird. ° 
. 48.” Der Hof des Koͤnigs ſteht unter deſſen eigener 
Verwaltung, indem Er hier diejenigen anitellen kann, die 
Ihm gut dünfen, Alle Steffen an Seinem Hofe mag der 
KRoͤnig nach Gefallen befegen oder entledigen,. 0 
849. Die Stände des Reichs folen kraft des 
Grundgeſetzes, wen fünf Jahre von-dem zulegt ger 
haltenen Reichstage -verflofien find, zufammen koris 
men. Bei jedem Reichstagsbeſchluß follen die Srätide des. 
MRMeichs den: Tag beſtimmen, wann- fie zufolge deſſen wies 
derum zufammientreten, und dabei ausdrüdlich die Zuſam⸗ 
menberufung des Reichstags mit den. nöthigen Vorſchriften, 
in Hinficht auf die Wahl der Mitglieder deſſelben, anfühs 
ren. Dem Könige bleibt es indeſſen unbenommen, die 
. Reichsftände innerhalb einer: folchen Zeit zu einem außerors 
dentlichen Reichstage zuſammen zu rufen. * 
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8.50% Die Reichstage follen in der Hauptſtadt des 
Reichs gehalten werden, ausgenommen in dem Fall, wenn 
der Andrang des Feindes, oder Peſt, oder andere derglei⸗ 
hen wichtige Hinderniſſe daflelde unmöglih machen, oder 
daß es für die Freiheit und Sicherheit der Reichsftände ge⸗ 
faͤhrlich ſeyn follte.e Der König beftimmt alsdann, zugleich 
‚mit Rath der Bevollmächtigten der Reichsftände bei der 
Bank und bei dem Reichsſchulvencomptoir, einen andern Ort, 
wo die Stände des Reichs. ſich verfammeln müflen, und 
—* zu ſolcher Zeit dahin, welche ſie ſelbſt voraus beſtimmt 
aben. 


$. sı. In dem Fall, daß der König oder der Staats⸗ 
rath die Reichsſtaͤnde zuſammen ruft, wird die Zeit zur 
Eroͤffnung des Reichtags nach dem dreizehnten und inner⸗ 
halb funfzehn Tagen, von dem Tage an gerechnet, wann die 
Zufammenberufung in den Kirchen der Hauptſtadt befannt 
gemacht worden, feflgefeßn . | 

$. 52. Der König ernennt den Landmaſchail und 
Sprecher für den Bürger und wie auch die 
Secretaͤre für den Bauernftand. Der Erzbifchoff ift beftäns 
dig Sprecher für den Priefterftand. 

9. 53. Die Stände des Reichs erwählen fogleich, 
wenn der Reichstag eröffnet wird, die Ausſchuͤſſe, welche 
die Angelegenheiten vorbereiten follen. Diefe ‚bei jedem 
Reichstage noͤthigen Ausichifle find: Ein Confitutis 
onsausfhuß, um Fragen zu veranlaflen und aufzuneh⸗ 
men, welche Veränderungen in den Grundgeſetzen betreffen, 
und ihre Aeußerungen darüber an die Stände des Reichs 


- abzugeben , wie audy die im Staatsrathe geführten Protor 


. tolle genau nachzuſehen; ein Staatsausſchuß, um vor den 
Reichsſtaͤnden den Zuſtand, die Verwaltung und den Behuf 
des Beſtandes der Finanzen und der Reichsſchulden dar— 
—5— ein Bewilligungsausſchuß, um die Vertheilung der 
ewilligung vorzuſchlagen; ein Bankausſchuß, um die 
Verwaltung der Bank und ihren Zuſtand nachzuſehen, auch 
Vorſchriften zur Verwaltung derſelben zu geben; ein Ger 
fegausfhuß, um Vorſchlaͤge zur Verdeſſerung der Civil-, 
Sriminal: und Kirdyengefeße auszuarbeiten, wie auch ein 
‚dsonomifcher Ausſchuß, um die Mängel bei den Öffentlichen 
/ ' 23 
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Heconomteanftalten zu bemerken, und Abinberungen dabef 
vorzufchlagen. Br | 
"8. 54. Fordert der König von den Ständen des Reichs 
einen beſondern Ausfhuß, um mit Ihm über Sachen zu 
berathichlagen , womit die andern Ausſchuͤſſe fih nicht ber 
faſſen koͤnnen, und wenn die Verhandlungen geheim gehal⸗ 
ten werden muͤſſen; fo errichten die Reichsſtaͤnde einen fol 
chen ; doc) beſitzt derſelbe nicht die Macht, einen Befhtuß 

uw faſſen, fondern bloß dem Koͤnige feine Aeußerungen über 
die. Gegenftände abzugeben, welche der König demfelben 
mittheilt. a 

$. 55. Die Reichsſtaͤnde dürfen bei dem Zugegenfeyn 

des Königs Über Einen Gegenftand etwas beichliefen. Die 
Ausfchäfe der Reichsitände, welche nicht diejenigen find, 
welche in dem vorhergehenden $. erwähnt worden, fönnen 
in Gegenwart des Königs feine Ucberlegung anftellen. 

6. 56. Fragen, welche den Staat betreffen, und in 
pleno der Keichsitände vorkommen, dürfen nicht unmittek 
bar als abgemacht aufgenommen werden, fondern find einem 
behörigen Ausſchuß zu übergeben, welcher diefelben zu uns 
terſuchen, und fich darüber zu äußern hat. Vorſchlaͤge eines 
Ausſchuſſes ſollen zuerft in pleno des Standes zur Ans 
nahme oder zur Verwerfung ohne Veränderungen oder Zus 
füge dargebracht werden. Geſchehen dabei in pleno des 
Standes ſolche Anmerkungen, welche ‚die Annahme verhin⸗ 
dern; fo werden diefe Anmerkungen dem Ausſchuß mitger 
sheilt, um darauf den Vorſchlag nachdruͤcklichſt zu unters 
ſuͤchen und auszugleichen. Nenn ein fo erwogener Vor— 
fchlag gu dem Stande zurädkömmt ; fo befigt derſelbe die 
Macht, denfelben unverändert oder mit Veränderungen anz 
zunehmen, oder gänzlich zu verwerfen, 
6. 57. Das uralte Recht det Schwedifhen Nation, 
fi) ſeübſt zu beihasen, wird von den Ständen des 
Reiche allein beim allgemeinen Reichstage ausgeübt. 

$. 58. Auf jedem Reichstage laͤßt der König den Zur 

fand der Finanzen in allen ihren Theilen, fowohl in Ans 
fehung der Einfünfte als der Ausgaben,” Forderungen und 
Schulden dem Staatsausfchuffe; welchen die Reichsſtaͤnde 
erwaͤhlen, vorlegen. Sollen durch Trartaten mit fremden 
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Mächten einige Mittel dem Weiche znfließen; fo folfen diefe 
auf gleiche Weife nachgetwiefen werden. © 

6. 59. Dem Zuftande des Reichs und der Finanzen 
zufolge, ftellt der König dem Ausfchuß die Ueberlegung ans 
— ob der Staat ſeine Beduͤrfniſſe durch die gewoͤhnlichen 

inkuͤnfte beſtreiten kann, oder welcher Behuf durch 
willigung erfuͤllt werden muß. 
—8. bo. Zu den letztern werden See und Landzoll, wie 
auch Accisabgaben, Poſtgefaͤlle, Stempelpapierabgaben, 

Hausbedarfbrennereigefaͤlle, nebſt dem, was die Staͤnde des 
Reichs noch beſonders an jedem Reichstage als Bewilligung 
annehmen, gerechnet. Keine oͤffentliche Abgaben, von 
welchem Namen und von welcher Beſchaffenheit ſie auch 
ſeyn mögen, koͤnnen ohne Einwilligung der Reichsſtaͤnde ere 
—* werden, ausgenommen allein der Seczoll für ein— 

mmendes und ausgehendes Korn. Eben fo wenig darf 
der König die Einkünfte des Staats verpachten, oder. zum 
Gewinn für fih, für die Krone, oder. einzelne Perfonen 
und Corpotationen irgend Monopolien errichten. 

6. 6r. Alle Abgaben, welche die Stände des Reichs 
unter den im vorhergehenden $. genannten Titeln bewilligen, 
werden vor und mit des Sahres Anfang, welcher nachher 

einfälkt, wenn die Bewilligung feftgefegt worden, gerechnet, 
Werden die Stände des Reichs innerhalb ter Zeit vom 

Könige oder dem Staatsrathe zuſammen berufen; fo Hören 
die Bewilligungen , wohin alle obgedachte Abgaben zu veche 
‚nen find, mit des (jahres Ausgange, worin ein ſolcher Reiches 
tag anfängt, auf. 

9. 62. Nachdem der Behuf der Finanzen vom Staater 
ausichuß aufgegeben, und von den Kteichsſtaͤnden gepruͤft 
worden, koͤmmt es auf die Stände des Reichs an, eine dem 
entfprechende Bewilligung anzunehmen, und zugleich dabei 
feſtzuſetzen, wie bejondere Summen davon zu befondern 
Zweden angewandt werden follen, und diefe Summe unter 
beitimmten Hauptnamen im Reichsetat anzujchlagen. 

6. 63. Außerdem müflen für unvorbergejehene Zr 
fälle, zwei befondere hinreichende Summen ausgejegt und 
angeſchlagen werden; die eine,die der König benugen mag, 
wenn er fie zur Vertheidigung des Reichs oder zu andern 
böchit wichtigen und paſſenden Zwecken, nachdem die Ge 
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danken des geſammten Staatörathis vernommen: find, um⸗ 
umgänglich nothiwendig findet; die andere," daß der- König: 
bei entftandenem Kriege aus der Bank; der. Re 
KHebungen made, nachdem fein Staatsrat in pieno dar⸗ 
Aber gehoͤrt, und die Reichsſtaͤnde zuſammen berufen wor⸗ 
den. Die verſiegelte Anordnung fuͤr die letztgedachte Sum? 
me duͤrfen nicht eher aufgebrochen, noch darf die Summe 
von den Bevollmaͤchtigten der Bank eher ausgezahlt wer⸗ 
den, als die Zuſammenberufung des Reichstags in den Sue 
chen der Hauptſtadt gehörig fund gemacht worden. 
9. 64. Sowohl die gewöhnlichen Staatsmittel und 


Einkuͤnfte, als dasjenige, was auf vorgedachte Weiſe von 


den Reichsſtaͤnden unter dem Namen außerordentlicher Auf⸗ 
lagen oder: Bewilligungen für die Staatseinkuͤnfte anger 


ſchlagen worden, it unter der Dispofition des Könige, ' 1 


mit es gu dem von den Reichsftänden geprüften Su. 
nach dem errichteten Etat. angewandt werde, wi 

“ $. 65. Diefe Staatsmitrel därfen nicht anders ange⸗ 
wandt werden, als feſtgeſetzt worden iſt, indem die Mit . 
glieder des Staatsraths verantwortlich ſind, wenn ſie eine 
Abweichung davon ftatt finden laſſen; fie haben, vielmehe _ 
beim Protocolle Vorftellungen dagegen zu machen, "unddnsz' 


jenige anzuführen, was die Stände des Reiche Hierin wen r 


‚ordnen. 

6. 66. Das Keihsfhuldenceomtoir verbleibt; 
fo wie bisher unter der Leitung, Einfiht und Verwaltung‘ 
der Reichsftände; und da die Stände des Reichs die Weir: 
antwortlichkeit der Neichsfhulden, worüber das Comtoie! - 
die Gefchäfte hat, auf fi nehmen; fo haben auch die” 
Reichsſtaͤnde, nachdem dee Staatsausfhuß fich über den 
Bujtand und den Behuf des Comtoirs ausgelaffen, durch 
bejondere Bewilligungen die Mittel zufammen zu ſchießen, 
die zur Bezahlung der Schuld, der Zinfen und des Capiz 
tals unumgänglich gefunden werden, fo daß der Eredit u 

Reichs beibehalten uud gefchägt werde 


- 


$. 67. Der Sachmalter des Königs: beim Keichsfufe J 


dencomtoir wohne den Zuſammenkuͤnften der Bevollmaͤch⸗ 
tigten nicht oͤfter bei, als wenn die Bevollmaͤchtigten vor 
langen, mit ihm zu überlegen. 


ar 
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$. 88. Die zu. dem: Reihsfhuldenmefen gehörenden 
und dazu angefchlagenen Mittel dürfen. unter feinem Nor: 
wand, noch unter irgend einer WBilltühr demfelben entnom⸗ 


men, oder. zu anderm Behuf, als von den Neichsftänden 


beſtimmt it, angewanot werden. - Jede Verordnung, Die 
dagegen flreitet, iſt Eraftlos. 


6. 69. Entjtehen entweder bei den Reichsftänden inss 


gefammt, oder bei irgend einem Stande Bedenklichkeiten, 
dasjenige anzunehmen, was. der Staatsausſchuß in demjer 
nigen anräth, was entweder die Negulivung des Etats oder 
den darnach füch zu vichtenden ganzen Belauf der Bewilli⸗ 


gung anbetrifft, oder, was zu den Ausgaben des Neichsz 
eg und zu den Einkünften gehört, oder auch 
die 


Leitung und Verwaltung des Reichsfchuldencomtoirs ans 
geht; fo follen die Urfachen angeführt werden, auf welche 
fih folche Bedenklichkeiten fügen, und dem taatsauss 
ſchuß mitgetheilt werden, welcher darauf die Sache in ber 
fondere Erwägung nimmt. Denkt der Staatsausfhuß von 
der fihon abgegebenen Aeußerung nicht abweichen, oder den 
Gedanken der Neichsitände oder eines einzelnen Standes 
nicht beijtimmen zu fönnen; fo ernennt der Ausfhuß Der 


- 


putirte, welche in demjenigen Stande, wo Bedenklichkeir - 


ten ſich hervorthun, auftueten, und mo die Sache näher aus: 
einder- gefeßt wird. . Verbleibt ein Stand dennoch bei der 
Meinung, welche er voraus gefaßt; fo wird die Sache 
duch einen Befchluß dreier Stände abgemacht. Stehen 
zwei Stände gegen zwei; dann foll der Staatsausſchuß 
mit ſo vielen Mitgliedern aus jehem Neicheftande nach ger 
wöhnlicher ordentlicher Wahl erhöht werden, fo daß drei⸗ 
Pig aus jedem Stande dazu kommen. Nachdem eines der 
fämmelihen Mitglieder diefes befondern Ausfchufles ausge: 
Ioofet ‚worden, ſtimmen die Äbrigen gemeinſchaftlich und 
nicht nach Stand, mit gefchloffenen Zetteln, zur unmillfürs 


lichen Annahme oder Berwerfung deflen, was der Staats: 
ausfhuß anräch, und zwar bloß in den Fragen, warum‘, 


der Reichsſtand verfchiedener Meinung iſt; und die Mei; 
nung der Mehrften, die dergeftalt ihre Stimmen geben, 
wird als ein Reichstagsbefchluß angefehen. 


$. 70. Wenn die Summe, welche durch Bewilligung 


Ansgemacht werden muß, von den Neichsftänden beſtimmt 
Zweiter Band. 29 


wird; To ſollen ſie ausdruͤcklich ihrem: gewählten Gewiki 
aungsausichuß auftragen, Vorfchläge zur Vertheilung und 
Hebung der gedachten Summe zu treffen, Sonde dazu ans 
zugeben, und die Art und Weife darzuthun, mie folche in 
jedern beſondern Fall angewandt werden fönnen, weldes 
alles der Bewilligungsausſchuß den Reichsitänden in pleno 
vorzuſtellen hat. Rn: 

6. 71. Sind mehrere der. Keichsftände in Anfehung 
der Fonds, der Are und Weiſe ihrer Anwendung, der 
Bertherlung der Bewilligungen. und der Hebung derfelben 
uneins, oder follte, was nicht zu erwarten ficht, irgend 
ein Reichsitand allein fich der Theilnahme an der feſtgeſetze 
ten Berotlligungsfumme, welche. der Berilligungsausichuß 
vorgefhlagen, entziehen; fo ſoll jeder Reichsſtand, welz 
cher eine Aenderung im VBorfchlage des Reichsausſchuſſes 
verlangt, den Äbrigen feine Gründe dazu mittheilen, und 
die Art und Weiſe angeben, mie eine folche Abänderung zu 
"erreichen -fey, ohne daß der Zweck verfehlt wird. Hier⸗ 
über wird der Bewilligungsausfchuß gehört, worauf die 
Reichsſtaͤnde dafelbe oder die Fragen, warum eine Zwi— 
ftigkett unter. ihnen entſtanden, zur Abmachung vorned 
men. Fallen drei Stände demjenigen bei, was gegen den 
Vorſchlag des Bewilligungsausfchuffes in einem oder ans 
dern-Theil angemerft worden; fo wird. der Vorfchlag in 
dieſen Theilen verworfen. Verwerfen drei Stände das 
‚ jenige, worauf ein einzelner Stand dringt, - und diefer 
verbleibt dennoch bei feiner. Meinung, oder ftehen zwei 
Stände gegen zwei; dann foll die Sahe, fo wie im 64 
$. vorgeschrieben it, dem Staatsausfhuß, der zu einer 
ſolchen Anzahl von Mitgliedern, wie eben dafelbft beftimme 
wird, erweitert warden, zur Abmachung überlaflen wer: 
den. Geben drei Stände demjenigen ihren, Beifall, . was 
‚gegen den Vorschlag des Bewilligungsausfchuffes .in einem 
‚oder andern Theil angemerkt worden; fo wird der Vor— 
ſchlag in dieſen Theilen verworfen. Schlagen drei; Stände 
dagjerige ab, was ein einzelner. Stand fordert, und dieſer 
verharrt dennoch auf feiner Meinung, oder ſtehen zwei 
Staͤnde gegen zweis fo ſoll die Sache dem Staatsausſchuß, 
dev zur beſtimmten Anzahlvon Mitgliedern erhöht worden, 
auf die Weife zur Abmachung überlaflen werden, wie es 
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ber 69 6. vorſchreibt. Geben die mehrſten Mitglieder die⸗ 
ſes Ausſchuſſes dem Vorſchlag des Bewilligungsausſchuſſes 
in einem oder mehrern denjenigen Theilen, worin die Stäns 
de des Reichs denfelben voraus nicht einhellig angenommen 
haben, ihren Beifall; fo verbleibt Diefer Vorſchlag hierin’ 
mit aller Kraft eines Befchlufes der Neichsftände geltend; 
verwerfen fie.denfelben in irgend denjenigen Theilen, die 
ſelbſt von drei Reicheftänden verworfen worden find; fo 
liegt es dem Bewilligungsausfhuß ob, eine audere Verz 
Heilung oder andere Fonds und die Art und Weife vorzu⸗ 
ſchlagen, wie bloß derjenige Antheil an der Bewilligung; 
fumme auszumitteln fey, worauf der verworfene Theil 
bei dem. erſten Vorſchlag des Ausſchuſſes fein Augenmerk 
gerichtet hat. ar Ze 
9:72. Die Bank der Reichsſtaͤnde verbleibt 
tünftig, wie fie bisher gewefen, unter der eigenen Garanz 
tie und Aufficht der Neichsftände, fo daß .fie ungeftört von 
‚ den Bevollmächtigten, welche jeder Stand dazu verordz 
net, nach den Verordnungen und Reglements, die: bereits 
gegeben find, oder nod) ferner von den Reichsſtaͤnden gez 
geben werden fönnen, verwaltet werden kann; indem die 
Reichftände allein das Recht befigen, die ausgegebenen 
Bankozettel als Reichsmuͤnze anerkennen zu laſſen. 
+. 9 73. Keine neuen Auflagen, Ausfchreibungen an 
Mannſchaft, oder Geld und Waaren, dürfen künftig, ohne. 
den freien Willen, und ohne Einwilligung der Reichsftände 
nach) der vorhin gedachten Ordnung, aufgelegt, gehoben, 
noch gefordert werden. Ä | 
$. 74. Der König hat nicht die Macht, irgend einen: 
‚ andern Beitrag zur Ausführung eines entjtandenen Krier 
908 zu fordern, als den Zufammenfhuß von Lebensmitteln, : 
welcher in einem Landesort zur Unterhaltung des Krieger 
volks zu einem Zuge oder Marfche erforderlich feyn kann, 
wenn nämlich die verfchiedenen Derter, durch die der Zug 
geſchieht, die Truppen mit nöthiger Unterhaltung zu verfez 
ben, nicht im Stande find. Diefer Beitrag ſoll indeflen 
ſogleich durch Geld aus den Staatsmitteln, nach dem fefts 
geſetzten Marktgangspreis und mit Erhöhung zur Hälfte ihr 
tes Delaufs, den Lieferanten bezahlt werden, Er foll aber 
nicht für Truppen gefordert werden, die nad) irgend einem 


Tr Schweden. 


Orte verlegt, oder unter Kriegsbewegungen benutzt wev⸗ 
den; dann ſind die Truppen aus den dazu geſammelten Ma— 
gazinen oder Vorrath mit ihren Beduͤrfniſſen zu verſehen. 

9. 75. Die en Marktgangstaren follen durch 
Deputirte aus allen Reichsſtaͤnden, welche auf die Art, wie. 
jeder. einzelne Stand für ſich es vorſchreibt, zu wählen 
find, errichtet werden. Was diefe feftfeßen, dem foll nach⸗ 
gelebt werden, in fo fern feine Veränderung darin ords 
nungsmäßig nachgefucht und beftimmt wird. 

$..76. Ohne Einwilligung der Reichsſtaͤnde kann der 
König eine Anleihe in und außer dem Reiche machen, 
noch daſſelbe mit neuen Schulden belaften. 

$. 77. Die Domainen mit den darunter fiehenden 
Dörfern; die Kronmwälder, Parks und Thiergärten, Kronz 
wiefen, nebſt Lachsfang und anderer Kronfifcherel, wie auch. 
die übrigen Kronbeneficien, darf der Känig nit ohne Ein: 
willigung der Neichsftände, durch Verkauf, Werpfändung 
oder Verſchenkung noch auf irgend eine andere Ärt, abhänr 
digen. Sie follen fo, wie es die Reichsitände. beftimmt, 
verwaltet werden; doch mögen die Perfonen und Gemeir 
zen, die, nach den bisher geltenden Verfaſſungen, folche 
Domainen inne Haben, oder benußen, daran ein geſetz⸗ 
mäßiges Recht zu ihrem Nugen genießen, auch können ur 
bare oder urbar zu machende Felder in den Kronenwälbern 
in gewöhnliher Ordnung nach den gegenwärtigen ober 
tünftig beftehenden Verfaſſungen zinsbar verfauft werden. 

9 78. Kein Theil des Reichs darf davon durch 

Verkauf, Verpfändung, Verſchenkung, oder aufeine andere 
dergleichen Art getrenne werden. | 

d. 79. Keine Veränderung in der Reichsmuͤnze, in 
Anfehung des Schrotes und Korns, der Erhöhung oder der 
Erniedrigung, darf ohne die Zuftimmung der Reichsſtaͤnde 
. Statt haben; doch bleibt hiebei des Königs Recht, Münze 
Schlagen zu laſſen, ungekraͤnkt. | | | 

$ 80. Die Kriegsmaht zu Pferde und Fuß, wie 
auch was die Matrofen in Anfehung der Stellung, der 
Verpflegung und Vertheilung betrifft, verbleibt bei den 
auf dem Lande und in den Städten errichteten Eontracten, 
und dem Vertheilungswefen, welhe in Anfehung ihrer 
Hauptgrundſaͤtze ungejtört bleiben follen, bis der König 
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und die Reichsftände irgend eine Aenderung darin gemein⸗ 
Schaftlic zu machen für gut finden; indem feine neue_oder 
erhöhte militairifche Stellung und Verpflegung ohne des 
Könige — der Stände eintraͤchtigen Beſchluß Statt fin 
den darf. | 
- $. 81. Dieſe Regierungsform , wie auch die übrigen 
Grundgefege des Reichs, können nicht ohne des Königs und 
aller Neichftände gemeinfchaftlihen Beſchluß geändert oder 
aufgehoben werden. Keine Anfragen dürfen in pleno der 
Stände darüber erregt werden, fondern:mülfen bei dem au 
jedem Reichstage gewählten Konftitutionsausfhuß . 
der Reichsftände angemeldet werden. Diefer Ausſchuß, deſſen 
Pfiicht ſeyn ſoll, die Grundgefege zu erforſchen, befist dad 
Recht, beiden Ständen des Reichs Veränderungen darin 
vorzufchlagen , welche er als hoͤchſt nöthig oder nuͤtzlich 
und ind Werk zu ftellen als möglich anſieht. Die Stände 
des Reichs dürfen nicht. auf dem Neichstage, auf welchens 
der Ausfhuß irgend eine folhe Aenderung vorjihlägt, fons 
dern erſt auf dem nächftfolgenden darüber einen Beſchluß 
fallen. Sind alsdann alle Stände des Reichs in der Ab: 
Anderung einig; fo überlaflen fie ven Vorjchlag hierin dem 
König durch ihren Sprecher mit dem Begehren, daß ver 
Könige fiinen Beifall dazu geben möge. Der König ent: 
nimmt fodann hierüber die Gedanken des ganzen Staats: 
raths, faßt fodann feinen Befchluß, und theilt den Reiche: 
ftänden auf dem Reichsſaal feine Einwilligung, oder aud) 
die Urfachen: mit, warum er in ihr Verlangen nicht einges 
. hat. — 

ill der Koͤnig bei den Staͤnden des Reichs irgend 
eine Veraͤnderung in den Grundgeſetzen vorſchlagen; ſo 
hoͤre er den Staatsrath, und uͤberliefere ſodann feine 
Propoſition, nebſt den Gedanken des Staatsraths 
daruͤber an die Staͤnde des Reichs, welche ſogleich, ohne 
dieſe Propoſition vorher zu Überlegen, fie dem Conſtitu⸗ 


des Reichs einen Beſchluß darüber fallen muͤſſen. Bau 
wirft der Ausſchuß die Propoſitivn des Königs; dann koͤn⸗ 
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nen die Reicheſtaͤnde entweder fogleich dtefe Pröpofition ab⸗ 
ſchlagen, oder anch abnachen, daß’ fie über ſolche beim: 
nächitfolgenden Reichstage beſchließen wollen; in mweldem 
Falle die Meinung dreier Stände gilt,” und wenn zwei 
Stände gegen zwei ſtehen; fo ift deren Beſchluß aufzuſchie— 
ben. Aber unter feinem Vorwand dürfen dte Stände deg 
Reichs cher, als am nächjten Reichstage, den Propofiz 
tionen ihre Zuftimmung geben. Willtgen dann alfe 
Reichsſtaͤnde in des Königs Vorſchlag en; fo verlangen fie 
' einen Tag, an welchem die Keichsftände auf dem Reichs 
faal ihre Zuftimmung dazu abgeben, "Nehmen die Neichss 
fände gemeinfchaftlich des Königs Vorfchlag nicht an; ſo 
iſt er abgefchlagen, und die Reichsitände reichen ihren Abo 
ſchlag mit der Urfache dazu fchriftlich beim Könige durch ih⸗ 
ren Sprecher ein. | it 
$: 82, Was zur Abänderung und Berbefferung der 
Grundgefeße, nach der jet vorgefchriebenen Ordnung, die 
Reichsſtaͤnde einhellig befchließen und der König genchz 
migt, oder was der König vorfchlägt und -die Stände des, 
Reichs einhellig annehmen, hat die Kraft eines Grund« 
geſetzes. 
$. 83. Keine kuͤnftig geltende Erklaͤrung der Grund⸗ 
geſetze darf ohne auf die Weiſe, welche zufolge der beiden 
vorhergehenden $. 6. bei Abaͤnderungen beobachtet werden 
muß, fejigefest werden. . Mach dem Sinne ihrer Worte 
ſoll man ſich in jedem einzelnen Falle richten. 
$. 24. Wenn der Eonjtituttonsausfhuß feine Urfache 
finder, irgend einen Vorfchlag zur Veränderung oder ze 
Erflarung der Grundgeſetze, welche der Ausſchuß von eis 
nem Retchttagemanne empfangen, zu genehmigen, und 
den Neicheftänden zur Prüfung vorzulegen; fo iſt der Aus⸗ 
ſchuß ſchuldig, wenn der Verfafler des Vorfchlags es forz 
dert, demjelben feine Dieinung darüber mitzutheilen, mit 
der Srelheit, diefelbe nebft dem Vorfihlag durd, den Druck 
öffentlich bekannt zu machen, indem er fih für des letztern 
Inhalt felbft als Verfaſſer geſetzmaͤßig vertheidigen mag. 
85. Als Grundgeſetze ſollen angeſehen werden: diefe 
Regierungsform nebft der Neichstägsorinung, die Suer 
tefjionsordnung und die Berordnung einer allgemeinen 
Drudfveiheit,; welche, in Uebereinſtimmung mit den in dieſer 
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Dregierungsform beftimimten Suundfägen, die Stände des 
Neichs und der König gemeinſchaftlich auf dieſem Reichstage 
feſtſtellen. ee 77 77T er —38 
6. 86. Unter Drudfreihett. wird das Recht eines: 
jeden Schweden verftanden: ohne einige von der öffentlidyer 
Macht ihm in Weg. gelegten Hinderniſſe, Schriften herz 
auszugeben; daß diefe nur von’ einem geſetzmaͤßigen Rich— 
terſtuhl ihres Inhalts. wegen in Anſpruch genommen und 
in feinem andern Kalle mit Strafe belegt: werdeü können; 
als wenn der Inhalt gegen ein deutliches Geſetz fireitet,; 
welches gegeben it, die allgemeine Ruhe aufrecht zu halten, 
ohne der Aufklärung der Nation. Zwang. anzuthun. Alle 
Acten und Prototolle, wie fie auch heißen moͤgen, ausgex 
nommen diejenigen Protokolle, welche man im Staatsrathe 
und bei dem Koͤnige in miniſteriellen Arigclegenheiten und in 
Commandoſachen führt, : können unwilltührlicy. durch den 
Drud bekannt gemacht werden. Die Protokolle und Arten; 
welche Sachen der Bank: und des Reichsichuldenwefens bes. 
treffen, ‚welche. heimlich gehalten werden müffen, dürfen 
nicht gedruckt werden. ° — | 
.d 87.: Die Weihaftände haben gemeinfchaftlich mie 
dem Könige die Macht, Civil: und Criminal: wie auch 
Kirchengefege zu geben, und. vorhim gegebene Geſetze zu 
verändern und aufzuheben. Der König darf nicht ohne 
Einwilligung. der Neichsjtände irgend .ein. neues Gejeß 
machen, oder ein altes abfchaffen. . Anfragen Hietäber fünz 
nen in pleno der Stände erregt, und folen, nachdem der 
Geſetzausſchuß der Verordnung des 56. $i.gemäß darüber 
vernommen ift,. von den Ständen des. Reichs. abgemacht 
werden. Kommen die Neichsftände in irgend einem neuem . 
Geſetze oder in der Aufhebung vder Veränderung eines alten 
Geſetzes überein; jo wird der darüber: gefchehene:Borfchlag 
dem Könige. durch den Sprecher Äberreicht, welcher die Mei— 
'nungendes Staatsraths und. des höchiten Tribunals darüber 
vernimmt,lund, nachdem Er feinen. Beſchluß ‚gefaßt hat: 
ı werden.die Neichsftände auf den Reichsſaal zufammen. ser 
rufen, um entweder deſſen Einwilligung in ihr Begehren 
zu empfangen, oder.audy deffen Urfahe zur Berweiger.ing 
zu vernehmen: Kinder der König für gut, irgend eine Ser 
‚feganfrage den Reichsſtaͤnden vorzutragen; ſo „verlange er 
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die Aeußerung des Staatsraths und des hoͤchſten Tribunals 
darüber,. und theile dann den Reichsjtänsen feine Dros 
pofition, zugleich mit der gedachten Aeußerung mit, 
Sodann fordern die Reicheftände die Meinung des Gefess 
ausfchufles hierüber, und beſchließen alsdann, und wenn 
fie der Propofition des Königs ihren Beifall geben; ſo uͤber⸗ 
veichen fie dem Könige ihre Antwort auf dem; Reichsiaal. 
Schlagen fie diefelbe aber ab; fogefchieht es ſchriftlich durch 
die Sprecher. In allen dergleichen Auftragen über die Ge 
ſetze foll die Meinung dreier Stände als ein Reichstagsbe— 
ſchluß angefehen werden. Stehen zwei Stände gegen zwei;; 
fo verfällt die. Frage, und es. bleibt bei dem, mad vorhin 
verordnet worden. 
6. 88. Mit der Auslegung ber Eivils, Sriminal.s und 
Kirchengefege verhält es ſich fo, wie mit der Gefekgebung: 
Die Auslegungen, welche der König, in Antwort auf Ans 
fragen des, rechten Sinnes eines Geſetzes durch deflen hoͤch⸗ 
ſten Richterftuhl während der Reichstage giebt, können von 
den Reichsfländen. als nicht geltend erklärt werden, worauf 
fie nicht länger geltend find, noch die Richterftühle ſich auf 
diejelbe beziehen, und nicht weiter won ihnen beobachtet 
werden. : |. Ä 

6; 89. Im .pleno der Reichsſtaͤnde konnen Anfragen 
geſchehen, Geſetze und. Verfaſſungen, welche die Öffentliche 
Haushaltung des Reichs betreffen, zu. verändern, zu ers 
klaren und aufzuheben, neue Geſetze hierüber zu fliften, 
und Gruͤnde für oͤffentliche Einrichtungen alfer Art: anzuges 
„bei; „welche. Anfragen an den dffentlihen Beſchwerungs⸗ 
und Deconomieausfhuß zur Erörterung. zu vermweifen find. 

$ 90. Während der Ueberlegungen und Prüfungen 
der Reichsſtaͤnde, oder deren, Ausſchuſſes, duͤrfen in feinem 
andern Fall, noch auf irgend eine andere Art, als das Grund⸗ 
geſetz buchjtäblich. vorfchreibt,, Fragen über Anitellung und 

Abfesung von Beamten und Bedienungen, über Regierungs⸗ 

und Richterſtuͤhlebeſchluͤſſe, uͤber Rejolutionen und Decrete, 
über dag Verhalten und die Art der Ausfuͤhrung irgend 
eines Geſetzes, einer Verfaſſung oder Einrichtung einzelner 
Mitbuͤrger und Corporationen vorkommen. 

5. 9L. Trifft dasjenige ein, wovon im 39. $ geredet 
iſt, daß. der König. nad), vorgenommener Neife über zwölf 


— 


E 


Conftitution vom ‚7. Jun. 1809: 457: 


- Monate. aus dem Reiche, bleibt ; ſo ruft: des Staatsrath, 


durch eine oͤffentliche Aufforderung, die Staͤnde des Reichs 
zum. allgemeinen Neichstage zuſammen, und laͤßt die Zur 
fammenberufung innerhalb. funfzehn Tagen nad dem Vers 
laufe gedachter Zeit in den Kirchen der Hauptſtadt, und auch 
baldigft in den Äbrigen Iheilen des Reichs bekanut machen, 
Wenn der König hiervon benachrichtigt wird, er aber dens 
voch nicht ins Reich zuruͤckkoͤmmt; fo ergreifen die Stände 
des Reichs diejenigen Maasregeln für die Berwalsung deſſel⸗ 
ben, welche fie. am nüßlichiten finden. 
6: 93. Daſſelbe Geſetz gilt, wenn die Krankheit des 
Königs von der Art. zu feyn fortwährt, das er länger als 
zwölf Dionate ſich mit den Regierungsangelegenheiten nicht 
befallen kann. . 

$. 93. Wenn der König flirbt, und der Thronfolger 


noch nicht, muͤndig iſt; fo fertige der Staatsrath an die 


Neichsftände eine Zufammenberufung aus, twelde Zufams 
menberufung innerhalb funfzehn Tagen nad) des Königs 
Tode in den Kirchen der Hauptitadt und jo weiter im Reiche 
fund gemacht werben muß. Die Reichsſtaͤnde Haben, ohne 
Hinſicht auf irgend ein Teftament des verjiorbenen Königs, 
welches die Neichsverwaltung betrifft, einen oder mehr 
vere Vormünder zu verordnen, welche bis zur Müns 
digkeit des Königs, die Regierung in deſſen Namen, dies 
fem Srundgefege nah, ausüben. Wenn der König fein 
ahtzehntes Jahr erreichte hat; fo darf Er in den 
Staatsrath, ins höchfte Tribunal, in die Hofgerichte und 
Collegien eintreten, doch ohne an irgend einem Befchluffe 


Theil zu nehmen. 


. 94. Sollte der. ungläcliche Zufall eintreffen, daB _ 
die Königliche Familie, der das Erbrecht zum Reiche aufs 
getragen ift, von männlicher Seite ausginge.; jo ruft der 
Staatsrath, innerhalb der im vorhergehenpen $. feſtgeſetz⸗ 
ten Zeit, nach dem Tode des legten Königs zu rechnen, die - 
Stände des Reiche zu einem allgemeinen. Reichstage zufams 
men. Dann follen die Reichsitände ein neues Koͤnigshaus, 
mit Beibehaltung diefer Regierungsform, erwählen und vers 
prdnen, wie die Neichssverwaltung geführt werben muß, 
bis der gewählte König ‚diefelbe annehmen kann, 


ass Schweben ꝛ 


| $ 95: Sollte wider Vermuthen der" Staatsra & 
— *2— An denjenigen Fällen, die im'gr, 93 und 94 
65. gedacht find, die Reichsſtaͤnde baldigſt zufammen ju ru⸗ 


fen; fo liegt es der Direction des Ritterhaufes, den Doms . 


Papiteln im Reiche, dem Magiftrate in der Hauptitadt, und 
den Beamten in den Lehen auf, durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung hiervon Nachricht zu ertheijen damit die Wahl 
der Reichstagsmaͤnner, wo ſolche Wahl Statt findet, baldigſt 
angeſtellt werden fönne, und die Reichsſtaͤnde zuſammen 
kommen, um ihr und des Reiches Recht in Acht zu neh⸗ 
men und zu ſchuͤtzen. Ein ſolcher Reichstag” wird am funf⸗ 
zehnten Tage, nachdem die Zuſammenberufung in den Kirk 

then der Hauptſtadt befannt gemacht worden ‚ eroͤffnet. 
.$. 96, Die Stände des Reichs jollen aufjederh Keiher 


| tage einen gefegkundigen, durch ausgezeichnete Meblichkeit -- 
anerkannten, Mann verordnen, der als Sachwalter 


derfelben, zufolge der von ihnen ihm gegebenen Inſtruction 
Auffiht über die Befolgung der Gefege bei den Richter 
und Beamten habe, auch bei belanghabenden Richterſtuͤhlen 
diejenigen, die bei ihrer Amtsverrichtung aus Partheilich⸗ 


feit, Anfehen der Derfonen, oder aus irgend einer andern 


Urfäche, irgend etwas wider die Gefeke begangen oder auch 


unterlaſſen, daß ihre Amtspflichten nicht gehoͤrig ausge⸗ | 


führt worden find, zur Rede ftelle. Doch iſt er in jeder 
Hinſicht derfelben Verantwortung md’ Pflicht unterworfen; 


welche die Gefege und die Verordnung des — 


richterlichen Perſonen vorfchreibt: 

5. 97. Dieſer Juſtizſachwalt er der Reihenanre⸗ 
wird duch Wahlherren, wozu jeder Stand’eine gleiche Zahl 
ernennt, gewählt. Nachdem unter dieſen Wählenden einer 
durchs 2008 ausgetreten; fo follen die Übrigen‘ gemeinfchaftz 
lich und nicht nad) Stand; zuerſt vermittelſt geſchloſſener 
Zettel, jeder für fih den Mahn aufgeben, den fie zur Stin 
menwahl tauglich halten. "Fallen hierbei die Stimmen mehr 


als die Hälfte der Anzahl der fitinmenden Wahlherren auf 


Einen Mann; fo wird derſelbe gehörig. gemählt, - Sind 
dagegen die Stimmen unter mehrern dergeſtalt vertheilt 
daß eine volltändige Mehrheit der Stimmen für keinen Statt 


findet; fo wird ein neues Votiren mit gefehlaffenen Zettet 
zur Wahl desjenigen, der die mehrften Stimmen erhalte, 


je 
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angeſtellt, welches auf gleiche: Beife bis zur age net 
Stimmen forigefegt wird. Wenn dann einer'von benjenis. 
gen, über welche diefer Ordnung gemäß geftimmt worden, 
von der Mehrheit der Wählenden angenommen worden iſt; 
fo Hört die: hlverrichtung auf, und derſelbe wird von den 
Reichsſtaͤnden in ſein Amt eingeſetzt. Derjenige, dem dieß 
Amt anvertrauet worden, kann bei den naͤchſtfolgenden 
Reichstagen in der hier vorgeſchriebenen Ordnung dazu 
wieder erwaͤhlt werden. 


$. 98, Die Wahlherren muͤſſen dann, wenn ſie den 
Juſtizſachwalter erwaͤhlen, auf gleiche Weiſe einen Mann 
mit den Eigenſchaften, welche von jenem Beamten erfotz 
derlich find, wählen, damit er in deffelden. Stelle trete, 
wenn etwa derjelbe innerhalb des nächfolgenden Reichstags 
mit Tode abgehen ſollte. 


$. 99, Der Juſtizſachwalter der Reichsſtaͤnde darf 
wenn er es für nöthig anfieht, bei den Berathſchlagungen 
und Beſchluͤſſen des hoͤchſten Tribunals, der Worbereitungss 
kammer der Öffentlichen Angelegenheiten des Reiche, der 
niedrigen Auftigrevifionen der Hofgerichtscollegien, und aller 
niedrigen Nichterftühle zugegen feyn, doch ohne das Recht 
zu befigen, feine Meinung dabeizudußern; aud) hat er Zu; 
gang zu ven Protofollen und Acten aller Richterſtuͤhle, 
Eollegien und Beamten. Die Beamten des Königs find 
verbunden, dem Sujtizfachwalter geſetzmaͤßig Hand zu reichen, 
und alle Fiſcale durch ausführliche Arten ihm baaukehen 
wenn er es verlangt. 
. 100. Dem Juſtizſachwalter liegt es eb, auf jedem 
Reichstage den Reichsſtaͤnden eine allgemeine Rechenſchaft 
von ſeiner Verwaltung des ihm anvertrauten Amtes abzu— 
legen, und dabei den Zuſtand der Verwaltung der Geſetze 
im Reiche darzuthun, die Maͤngel der Geſetze und Vers 
faſſungen anzumerken, und Vorſchlaͤge zu deren Verbeſſerung 
zu geben. Er iſt auch ſchuldig, zwiſchen den Reichstaͤgen 
jaͤhrlich eine Darſtellung über dieſe Gegenſtaͤnde * den 
Druck bekannt zu machen, 


—6. 101. Sollte der unvermuthete Fall öntreffih, daß 
entweder das geſammte hoͤchſte Tribunal des Koͤnigs, oder eines 
oder mehrere von deſſon Mitgliedern. gefunden wuͤrden, aus 
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Eigennutz, Partheilichkeit oder Verſaͤumniß, fo unrecht ge⸗ 
urtheilt zu haben, daß dadurch irgend jemand gegen deut⸗ 
Jiche Gefege und gegen ein gehörig unterfuchtes und bewies 
fenes Verhalten der Sache, ſein Leben, feine Iperfönliche 
Sreiheit, Ehre und Eigenthum verloren hätte oder verlies 
ren könnte; fo ilt der Juſtizſachwalter der. Reichsſtaͤnde vers 
pflichtet, fo wie der Juſtizcanzler des Königs berechtigt, bei 
dem bier unten angeführten beftimmten Reichstribunal den 
Sehlenden in Anfprucd zu nehmen, und ihn, den Gejegen 
des Reichs zufolge zur Verantwortung zu ziehen. 

6. 102, Die Tribunal, unter dem Namen Reiches 
geriht, fol aus dem Präfidenten des Königs und des 
Schwedifhen Reichs: Hofgerichts, welcher daſelbſt das Wort 
führe, aus den Präfiventen aller Reichscollegien , den vier 
aͤlteſten Staatsräthen, dem höchften Befehlshaber über die 
in der Hauptſtadt dienenden Truppen, dem hödyften gegens 
‚ wärtigen Befehlöhaber der bei der Hauptitadt flationirten 
Escadre der Seemaht, aus zwei der älteften Räthe des 
Schwedifhen Hofgerichts und dem Älteften Kath aller Reiches 
collegien, beftehen. Wenn nun entweder der Suftigcanzler 
oder Juſtizſachwalter fih gemüffigt fehen, die ſaͤmmtlichen 
Mitglieder oder aud nur ein einzelnes Mitglied des / hoͤch⸗ 
ften Tribunals vor dem Reichsgerichte in Anfpruch zu neh: 
men; fo läßt derfelbe bei dem KHofgerichte des Königs, als 
Wortführender des Reichsgerichts, den oder diejenigen vor: 
fordern, welche in Anfpruch genommenmwerden follen. Der 
Praͤſident im Hofgerichte treffe ſodann Anftalt, daß das 
Neichsgericht zujammentrete, um die Vorforderung au szus 
fertigen, und die Sache in gehöriger Drdnung zu behans 
dein. Sollte derfelbe gegen Vermuthen dieß unterlaflen, 
oder irgend einer der obgedachten Beamten fidy. entziehen, 
an dem Neichsgerichte Theil zu nehmen; jo. find diefe, we⸗ 
‚gen einer folchen vorfäglichen Verſaͤumniß ihrer Amtspflicht, 
gefesmäßig der Berantwortung unterworfen. Wird eines 
oder mehrere der Mitglieder-ded Reichsgerichts gefesmäßig 
abgehalten, oder findet gegen trgend jemanden berfelben eine 
geiegmäßige Ausnahme Statt; fo vollführt dennoch das Ge⸗ 
sicht feine Sitzung, wenn Zwölf zugegen find. Wird der 
Hräfident im Kofgerichte durch) irgend ein gefesmäßiges Hins 
derniß oder, Ausnahme abgehalsen ſo pertritt der aͤlte ge im 
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Dienfte befinsfiche Praͤſident feine Stelle. Dieſer Rich 
terſtuhl Hat, nachdem / die Unterfuchung gefchehen, und dad 
Urtheil den Gefegen gemäß geiprochen tft, daflelbe bei offer 
nen Thüten: Bekannt zu machen. Keiner hat die Macht, 
ein ſolches Urtheil zu aͤndern; doc) fey es dem Könige zu bes 
shadigen unentnommen, indeflen darf ſich dieß nicht To 
weit erſtrecken, dad der Verurtheilte wieder im Dienifte des 
Reichs eingeſetzt werde. An 

6.. 103. Auf jedem Reichstage ſollen die Reichsſtaͤnde 
zwölf Mitalieder aus jedem Stande zu Geſchwornen er⸗ 
wählen, welche zu urtheilen haben, in wie fern die ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitglieder des hoͤchſten Tribunals ſich verdient ge} 
macht, um in ihrem wichtigen Amte beibehalten zu werden, 
oder ob der eine und der andere derſelben, ohne bemeislich 
begangenen Fehler, wovon der vorhergehende 9. handelt, 
fi) dennoch den Verdacht zugezogen, daß cr wegen Part 
theilichkeit oder Ungefchicktheit angefehen werde, das öffentr 
liche Zutrauen verwirkt zu haben, und fein Amt weiter 
beim Königlichen Tribunal bekleiden könne. Diefe Ger 
ſchwornen treten denjelben Tag, Wann fie gewählt find, zu⸗— 
fammen. Eines der fämmtlichen Mitglierer derfelben wird 
zuerjt ausgeloofet, worauf die Übrigen, Mann für Mann 
und nicht Standesweife, mit .gefchluffenen Zetteln über die 
Frage ftimmen: Ob alle Mitglieder des höchften Trihumalse 
das Vertrauen der Neichsftände beſitzen und in ihrem Amte 
beibehalten werden fännen? Wird diefe Frage einhellig, 
oder mit der größten Zahl der Stimmenden mit Ja beantz 
wortet; fo werden die jämmtlichen Mitglicder des hoͤchſten 
Tribunals beibehalten. "Wird fie Hingegen mit Nein beant⸗ 
wortet, fo macht jeder der Geſchwornen eine gefchloffene Liſte 
von den Mitgliedern des höchften Tribunals, es mögennun 
mehrere oder wenigere feyn, welche er dafür hält, daß fie 
‚ihres Amtes entlaflen werden müffen. Weber die drei unter 
diefen, welche die größte Anzahl der Stimmen wider fich 
haben, wird über einen nach dem andern von Neuem ner 
ſtimmt, wobei zwei Driteheil der Stimmen gegen den oder 
diejenigen erfordert wird, welche von dem Zutrauen der 
Meichsftände ausgefchloflen feyn follen; wor auf der oder dier 
jenigen vom Könige, bei welchem hierüber von den Reiches, 
fanden Anmeldung geſchieht, durch einen gnaͤdigen Abfchied 
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von Item Amte entfernt werden. Doch — „Kördr 


ſolchen eine jährliche Penfion zum Velauf af halben, * 
des beilegen. 
5. 184.. Die Reichsſtaͤnde dürfen, ſich in, "teine Sa 
ratpruͤfung der Beſchluͤſſe des hoͤchſten Tribunals einiaffen,; 
noch darf irgend eine oͤffentliche Ueberlegung hierin bei den 
Geſchwornen vorkommen. 
6. 105. Der onftitutionsausfehuß der Sehens 
at das Recht, die Protokolle, welche im Staatsrathe ge 


ührt werden, zu fordern; nur nicht diejenigen, weiße 


minifteriele Angelegenheiten und das Commando der Armee. 


betreffen, welche blos in Sachen gefodert werden können, 
welche allgemein befannte und von dem Aasſchuſſe aufges | 


gebene Vorfälle betreffen. 


$. 106. Findet der Ausſchuß in diefen Protololen 


daß irgend ein Staatsminiſter, cin Staatsrath, der Hofe, 
canzler, die Staatsieeretaire, oder irgend ein anderes. Weite 
glied des Ötaatsraths,.oder der Beamte, welcher in Commanz; 
doſachen dem Könige Rath ertheilt, offenbar gegen die deut⸗ 


— 


liche Vorſchrift dieſer Regierungsform gehandelt oder irgend 


eine Uebertretung darſelben, wie auch anderer geltenden 
Geſetze des Reichs bejtärkt oder auch nur unterlaſſen, Vor⸗ 


ſtellungen gegen ſolche Uebertretungen zu machen oder he | 


abfichtliches Zuruͤckhalten richtiger Darſtellung fie verurſacht 
und befoͤrdert; dann hat der Conſtitutionsausſchuß „ei 


ſolchen unter Anfpruch-des Juſtizſachwalters, vor dag Reiche 


gericht zu fielen, wo, anftatt des Staatsrathe, vier der 


aͤlteſten Juſtizraͤthe, zwei aus dem adelichen und, zwei aus, 


dem unadelichen Stande, alsdann ihren Sig nehmen, und 


wobei fo verfahren wird, wieim or, und 102. .$.. über daß. 
Zuredeitellen gegen das höchfte Tribunal vorgefchrieben | 
Denn nun die Mitglieder des Staatsraths, oder die R 
geber des Königs in Commandofachen erfunden werden, 
daß fie auf obgedachte Weiſe fich der Verantwortung ſchul⸗ 


dig gemacht haben; fo richtet fie das Keichsgericht nach den,” 


öffentlichen Gefegen und bejondern Berfaflungen, welche 


zur Entjheidung einer ſolchen Verantwortung von den- . 
Könige und den Ständen bes Reichs fefigefeßt worden... "r > 


h. 107. Sollte der: Conſtitutionsausſchuß bemerken, 


daß die ſaͤmmtlichen gi des Staatsraths oder eines, 


re, vv 
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oder mehrere deſſelben bei ihren Berathſchlagungen über 
das allgemeine Beſte nicht den wahren Nutzen des Reichs 
vor Augen haben, oder daß irgend cin Staatefecretär nicht 
mit Unpartheilichkeit, Eifer, Geſchicklichkeit und Thaͤtig— 
keit fein. ihm anvertrautes Amt verwalte; fo giebt der Aus⸗ 
ſchuß ſolches den Reichsftänden zu erkennen, welche fodann, 
wenn fie finden, dab die. Wohlfahrt des Reichs es fordert, 
dem Könige fchriftlich ihren Wunſch zu erfennen geben koͤn⸗ 
nen, daß er aus dem Staatsrathe und vom Amte denjenis 
gen, oder. diejenigen entfernen wolle, die auf jene Art auss 
gezeichnet worden. 
Fragen über diefe Angelegenheit können in pleno der 
Neichsftande erregt, auch noch von andern Ausfällen der 
Reichsſtaͤnde, außer dem Konftitutionsausfhuß, angetraz 
gen werden, dürfen aber nicht eher von den Neichsftänden 
abgemacht werden, als bis der leßterwähnte Ausschuß barz 
über gehört worden. Zu den Berathfchlagungen der Reiche? 
ftände hierüber ſollen nicht die Beſchluͤſſe des Königs in 
Sachen, welche die Serechtigkeiten und. Angelegenheiten 
einzelner Perfonen und Corporationen angehen, gerechnet 
werden, Roc) weıtiger find diefe irgend einer Prüfung der 
Heichsftände unterworfen, j 
6. 108. Zur Aufficht der NE die 
Stände des Reichs auf jedem Reichstage ſechs durd) Kenntz 
niffe und Gelehrſamkeit befannte Männer nebft dem us 
ſtizſachwalter, der unter diefen das Wort führt, verord- 
‚nen. Diefen Committirten, von welchen Zwei, ohne den 
Juſtizſachwalter, Rechtsgelehrte ſeyn muͤſſen, liegt es jnun 
ob, daß, wenn irgend ein Verfaſſer oder Buchdrucker ſelbſt, 


waͤhrend des Drucks, ihnen eine Schrift überreicht, und 


ihre Meußerung verlangt, in wie fern, nach den Gefeßen det 
Druckfreiheit, hierin eine Cenfur Statt finden fann, dann der 
Suftigfachwalter und wenigftens drei der Committirten folche 
Aeußerung fhriftlich abgeben ſollen. Erklären fie hierbei, daß 
die Schrift gedruckt werden kann; fo ift ſowohl der Verfal; 
fer als auch) der Buchdruder aller Verantwortung frei, tie 
nun auf den Committivten beruht, Diefe Committirten 
follen von den Neichsftänden durch Sechs aus jedem Stan: 
de auserfehene Wahlherren, melche gemeinfchaftlid und 
nicht Standweile ſtimmen, erwählt werden. Geht zwi— 


\ 
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ſchen den Neichötagen irgend ‚einer der Committirten ab: 
wählen die uͤbrigen einen behdrigen Mann, der in die 
telle des Abgehenden tritt. 


6. 109. Der Reichstag darf nicht länger als drei 
Monate dauern, von dem Tage angerechnet, wann der 
König die Reichsſtaͤnde, oder deren Ausfhuß von dem Zur 
fiande und dem Behuf der Finanzen hat unterrichten laſſen. 
Sollten indefien, nach Verlauf der gedachten Zeit, ‚die. 
Reichsſtaͤnde noch nicht die Reichstagsangelegenheiten abge: 
macht haben; fo melden fie dieß dem Könige, mit dem Vers 
langen, daß der Reichstag noch eine gewiſſe Zeit, hoͤchſtens 
einen Mouat länger fortwähre, welches der König zu 
weigern und zu hindern nicht Mar hat. Wenn es aber 
unvermathet geſchehen follte, daß nach Verlauf einer fol 
chen verlängerten Zeit die Stände des Reichs den Etat 
nicht resulirt, oder feine neue Bewilligung zu einem 
beftiimmten Belauf ſich erbeten; dann darf der König die 
Stände des Reichs aus einander gehen laſſen, und die vor 
rige Bewilltgung verbleibt bis zum naͤchſten Reichstage. Iſt 
dagegen vie ganze Bewilligungsfumme beftimmt; find aber 
die Reichsſtande wegen der Vertheilung nicht eins; dann 
follen nad) dem, mie fih die feitgeftellte Bewilligungs: 
fumme zu derjenigen verhält, die beim- vorhergehenden 
Neichstage vercheitt worden, diein der letzten Bewilligungs⸗ 
ordnung fefigejekten Artikel verhaͤltnißmaͤßig erhöht oder 
vermindert werben, und die Reichsftände tragen ihren Ber 
vollmaͤchtigten in der Bank und in dem Reichsſchuldencom⸗ 
toir auf, eine neue Bewilligungsordnung nach jenen Grün 
den aufzumachen und auszufertigen. | 


$. 110. Kein Reichstagsmitglied darf, feiner Hands 
lungen oder Heußerungen wegen im Neichsftande oder in 
‚ irgend einem Ausſchuß der Neichsftände, zur Rede geſtellt, 
oder feiner Freiheit beraubt werden, ohne daß derjenige 
Stand, zu welchem er gehört, es durch ausdrücklichen Bez 
ſchluß zuläßt, wobei $ des Standes bei der Umſtimmung 
in pleno der gegenwärtigen Mitglieder einftimmen. Eben 
fo wenig darf irgend cin Neichstagsmitglied von dem Orte, 
wo der Reichstag gehalten wird, verwiejen werden. Sollte 


Conſtitutlon vom7. Jun. 1809. 465 


k 
Argend- ein Particulter oder irgend ein Corps, eg fey 
militair oder. civil, "oder auch irgend eine Gemeine, wie 
fie. heißen mag „entweder aus eigenem Antriebe, oder 
durch Anleitung;-eines — verſuchen wollen, den 
Reichsſtuͤnden oder deren Ausſchuß oder irgend. einem einz 
zelnen Reichstagsmitgliede Gewalt anzuthun, ‚oder: deren 
Freiheit bei ihren. Berarhfchlagungen „und ‚Befchläffen zu, 
ſtoren; fo fey ſolches als Verraͤtherei anzufehen, und es. 
koͤmmt auf die Reichsſtaͤnde an, dergleichen Verbrechen ges 


ſetzmaͤßig zu ahnden. | ; | 
6, 111. Wird irgend ein Reihstagemitglied, waͤh⸗ 


rend des Reichstags oder auf feiner Reife nach oder vor 
dem Reichstage mit Wort oder That beleidigt, "wenn es 
ſich gleich als Mitglied des‘ Reithsrags zu erfennen gegeben . 
har; ſo foll folches als Hochverrath angefehen und beſtraft 
werden. a —— 
$. 412. Bei der Wahl der Reichstagsmitglieder darf 
irgend ein Beamter die Autorität feines Amts nicht under 
hoͤrig anwenden. Geſchieht es; fo verliere ein ſolcher feine 
Stelle. ed .: 
$. 113, Die Tarirungsmänner, bie ſich nach dem 
Berilligungsvorfchriften der Neichsftände tichten, ſollen 
nicht wegen Debitiven oder Tariven zur Verantwortung ges 


zogen worden. 


$. 114. Der König läßt den fämmtlihen Ständen 
bed Reichs den Genuß ihrer Privilegien, Vorrechte, Ger 
vechtfame und Freiheiten; indem es auf der Webereinkunft 
der fämmtlichen Reichsftände und auf dem Beifall des Kös 
nigs beruht, Veränderungen und Ausgleihungen darin vorz 
nehmen zu laffen, welche das Wohl des Reichs erfordern. 
Seine neue Privilegien, welche irgend einen Reichsftand 
betreffen, koͤnnen ohne Einwilligung des Königs und ale 
Reichsſtaͤnde gegeben und eriheilt werden, | | 


Urkundlich deffen haben wir Gegenwärtiges mit Unſe⸗ 
rer Namenunterfhrift und mit Unjern beigedrudtten Sies _ 
geln beftärkt, befeftige und bekraͤftigt. So geichehen Stock⸗ 

Zweiter Band, 30 | 


den Siebenten Junias, {m Safe. nach Cpeif,. Ge : 
urt Ein Taufend Acht Hundert *5 — ae 


Von Seiten det Ritterſchaft "Won; Seiten des Prieſtern 


und des Adels, ftandes, 
M. Antarfvärd, Jac. dr Lindblom,:- 
h.t, Landmarſchal. &precen © ©" 
Bon Seiten des Buͤrgere Won. Seiten des, Bauern 
a. ande, 
N Schwan, Rats Olsjon,. . 
h.r,Spredger.. r.t. Sprede 


> Alles biefes, ſo wie es vorgeſchrieben daſteht, wollen 
Wir nicht allein Selbſt für unabaͤnderliches Grundgeſetz an⸗ 
nehmen, ſondern gebieten und befehlen auch in Gnaden, 
daß alle diejenigen, welche Uns und Unſern Nachfolgern nnd 
dem Reiche mit Huld, Treue und Gehotſam verbunden 
„find, dieſe Regierungsform erkennen, beobachten, ih 
nachleben und gehorchen füllen: Urkundlich deſſen Haben 
Wir dieß mit Eigener; Hand unterfchricben und bekraͤftigt 
auch Unfer Königfiches Siegel wiſſentlich hierunter anhänz 
gen laſſen. So geſchehen in Unſerer Reſidenzſtadt Stock⸗ 
Im, den Siebenten des Monats Innius, im Jahre nach 
nfers Herrn und Erloͤſers Jeſu Chriſti Geburt, Ein Taus 
ſend Acht Hundert und Neun. * 


Cark . 
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a 
Norwegen, 


Als im Frieden zu Kiel am 14. Jam. 1814 der König. 
von Dänemark fich genöthigt fah, fein zweites Erbreich 
Norwegen an Schweden abzutreten, ſtand der Prinz 

Chriftian Friedrich von Holftein: Schleswig noch 
ald Befehlöhaber der dänifchen Macht in Norwegen - 
Die Normänner waren nicht gemeint, in die Verbins 
bung mit Schweden einzwoilligen; ſie wollten vielmeht 
ihre Selbſt ſtaͤndigkeit und Unabhängigkeit, 
wie in frühern Jahrhunderten, behaupten, und der. 

Prinz Chriſtian Sriedrih nahm, im Einverftändniffe 
mit dem normännifchen Volke, den Titel eines Prinzs 
Regenten am 19. Febr. 1814, und am 29. Mai die 
Föniglide Würde an, nachdem der norwegifche 
Reichstag zu Eidöwold am 17. Mai 1814 eine Con ſt i⸗ 
tution für dieſes Reich aufgeftellt und der Prinz die⸗ 
ſelbe beftätigt hatte. Wahrfcheinlih war der geifts 
volle Präfident des Eidswolder Reichstags, der Pros 
fefir Spertrup von Ehriffiania, der Eoncipient dies 
fer zeitgemäßen, und mit vieler Umficht auf die Ver: 
bältniffe eines für die politifche Freiheit münbig gewor: 

| 50: -.; 
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denen Volts berechneten, Conſtitutian, welche von 104 
Repraͤſentanten der norwegiſchen Nation am 31. Mai 
1814 zu Chriſtiania unterzeichnet ward. Sie beſteht 
aus 110 Artikeln und iſt vollſtaͤndig aufgenommen in das 


politiſche Journal vom Jahre 1814, Sept. 


S. 778 ff. u. Oct. S. 880 ff. * 

Allein das normaͤnniſche Volk ward in ſeinem Kampfe 
mit Schweden von allen nordiſchen Maͤchten verlaſſen, 
welche im Voraus dem Kronprinzen Karl Johann von 
Schweden die Erwerbung Norwegens garantirt hatten; 
ja feibft im Innern Norwegens _ ‚bildete fi, geleitet 
von dem Grafen‘ Wedel⸗ Zarlöberg, eine Oppofition 
gegen den neuen König. : Die Schweden 'bemächtigten 
fi) der widtigften Paffe.und Plaͤtze, und der Kron- 
prinz von Schweden ließ erflären, daß er die Conſtitu⸗ 
tion ber normännifchen Stände. vom ı7. Mai mit den 


, Modificationen annehmen wolle, welde aus der 


Verbindung beider Reiche mit Nothwendigkeit hervor⸗ 
gehen würden. Der König Chriftian Friedrich reſi ig⸗ 
nirte darauf am 16. Aug. 1814 bie, königliche Würde, 
und. ging nad Dänemark; zuruͤch. Der Storthing 


GReichstag), noch von dem Prinzen Chriſtian Friedrich, 


vor ſeiner Abreiſe nach Chriſtiania berufen, verſammelte 
ſich am 7. Oct., erklaͤrte ſich am 21. Det. für. die Vers: 
einigung Norwegens mit Schweden, und ließ am 


. Nov. 1814 die Eidswolder Conſtitution mit denjeni⸗ 


gen Veraͤnderungen bekannt machen, welche durch die 

Vereinigung beider Reiche herbeigefuͤhrt worden waren. 

Der Kronprinz von Schweden erſchien am 9. Nov. zu 

an betätigte die neue — und zeiſete 
29: an nach Schweden — | 
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Conſtitution vom’ 4. Nov, 1814, ; 
oder Srundgefen des Königreihs Mormwegen, 
gegeben in Dar Reihsverfammlung guide 
wold den 17. Mai 1314: und nunmehr in 
Folge der Vereinigung.der Reihe, Norwer 
‚. gen und Schweden näher beſtimmt in Nors 
wegens. außerordentlihem Störthing ’zu 
ChHriffiania, den 4. Nov. 18314. " | 
"Wir Repräfentanten des Norwegiſchen Reichs bei dem 
den. 7, October 1814 ,in Folge der Bekanntmachung von 
letztverfloſſenen 16. Auguft in Chritianig verfarhmelten 
außerordentlichen Storthing, thun kund:‘ 
Nachdem wir, wie unfere. Befanntmachung vom 21. v. 
"SM: ergiebt., am Tage zuvor, nach reifer Ueberlegung bes 
fehloffen hatten; daß das Königreich Norwegen in Zukunft, 


J 


wie ein ſelbſtſtaͤndiges Reich, mit dem Koͤnigreiche Schwe⸗ 


den unter einem. Koͤnige vereinigt ſeyn ſolle, jedoch unter 
Beibehaltung ſeines Grundgeſetzes, mit den zum Gluͤck des 
Reichs und in Gemaͤßheit dieſer Vereinigung nothwendigen 
Veraͤnderungen, haben’ wir dieſe in nähere Erwägung ges 
‘Jogen , und deshalb zugleich. mit den zu den Ende zu Folge 
der zu Moß gefchloffenen Eonftitution. von letztverfloſſenem 
14 Kuguf ernannten Koͤniglichen Commillarien unterhäns 
delt. Demnach habenimwir:befchloffen,  gleichwie wir hier⸗ 
durch befchließen und feſtſetzen, daß anſtatt der von der 
KReichsverfammlung zu Eidswold den legtwerfloflenen 17. 
Mai gegebenen Conſtitution, folgende, theils auf. diefeipe 
‚gebauten, theils in Gemäßheit'der Bereinigung ‚getroffenen 
Beftimmungen insküuftige gelten und von allen und jeden 
Beikommenden beobachtet und. unverbruͤchlich befolgt wen 
den follen. F 2 LT 
sn Geundgefeg bes. Reihs Norwegen. 
j u .. a 44 A. | —— | n 
Ueber die Stäatsform und die Religion.“ 
6. 1. Das. Königreich Norwegen ift ein freles, ſelb 


- 
Pz) 


— 


ſtaͤndiges, untheilbares und unabhängiges Reich, mit Schwe⸗ 
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den unter einem Könige: vereinigt. Seine Regierung iſt 
eingeſchraͤnkt und erblich monarchiſch. 

$. 2. Die Evangeliſch-Lutheriſche Religion bleibt die 
oͤffentliche Religion des Staats. Die Einwohner, die ſich 
zu derſelben bekennen, find verpflichtet, ihre Kinder in 
derfelben zu . Sefuiten und Möndhsorden werden 
nicht geduldet. Juden find nn vom Zugang ins Reich 
ausgeſchloſſen. 


ueber die ausaͤbende Macht, den König und 
die Königliche, Tentilie | 


6. 3. Die ausäbende Macht ift bei dem Könige 
6. 4. : Der König fol ſich ſtets zur Evangelifch «Bus 

cher ſchen Religion bekennen, ſie aufrecht erhalten und ſie 
beſchuͤtzen. 

95. ‚Die Perfon des Königs iſt Heilig; Ihm kaun 
nichts zur Laſt gelegt, und er. kann nicht angeklagt Werden. 
Die Verautwortlichkeit kegt feinem Rathe ob. 

$. 6. Die Erbfolge iſt lineal und agnatiſch, fo wie 
fie ſich in der von Schwedens Reicheftänden befchloffenen 
und vom Könige angenommenen Succeſſionsordnung vom 
26. September 1810, welche diefem. Grundgeſetz in Meber« 


ſetzung beigefügt wird, beitimme findet, Unter die Erb: 


berechtigten iſt auch der Ungebohrne zu rechnen, ‚der ſogleich 
feine gehörige Stelle in der Erblinie einnimmt, wenn er 
nach feines Vaters Tode gebohren wird. Wenn ein zu Nor⸗ 
wegens und Schwedens vereinigten Kronen erbberecdhtigter 
Prinz gebohren wird, fol fein Name und die Zeit feiner 
Geburt dem eriten zu haltenden Storthing angezeigt und in 
deffen Protokoll bemerkt werden. 
$. 7. Sit kein zur Erbfolge berechtigter Prinz vor⸗ 
handen; jo kann der König Norwegens Storthing zu glei⸗ 
cher Zeit wie Schwedens Ständen feinen Nachfolger vors 
Fölagent. Sobald der Koͤnig feinen Worfchlag dargelege- 
‚ 'follen: die Repraͤſentanten beider Völker aus ihrer 
| — eine Committee erwaͤhlen, welche das Recht hat, 
die Wahl zu beitimmen, falls der BVorſchiag des Koͤnigs 
nicht durch Stimmenmehrheit von den Repräfentanten jes 
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des Volks beſonders genehmige wird. Die Anzahl der . 


Mitglieder in diefer Committee ; welche aus eben fo vielen 
von jedem Reiche beftehen foll, und die Ordnung, die bet 
der Wahl befolgt werden muß, wird durch ein Geſetz feitz 
geſetzt, welches der König zu derfelben Zeit Norwegens 
Storthing und den Schwedifhen Reichsſtanden vorſchlaͤgt. 
Aus der verſammelten Committee tritt eier durch das 


. 


Loss aus, ' 


.$. 8. Das Volljährigkeitsalter des Königs wird durch . 


tin Geſetz feſtgeſetzt, welches nach Uebereinkuaft zwiſchen 


dein Norwegifhen Storthing und den Schwediſchen Staͤn⸗ 


den gegeben wird, oder falls ſie ſich daruͤber nicht vereini⸗ 
gen koͤnnen, durch eine von den Repräfentanten: beider 
eihe ernannte Committee, mit den im vorjichenden 7. 
. angeführten Beftimmungen. Sobald der König das 
m Geſetz beftimmte Alter erreicht hat, erklärt er ſich öffents 
lich für mind: 0 DIN 
8. 9. Sobald der König, als volljährig, die Regie⸗ 
eung antritt; fo legt er vor dem Storthing folgenden Eid 


. 


&b:°,,%c gelobe und ſchwoͤre, das Koͤnigreich Norwegen 


in Uebeteinſtimmung mit deſſen Conftitution und’ Geſehen 
u regieren, fo wahr mir Goͤtt Helfe und ſein heiliges 

ort!“ Iſt das Storthing zu der Zeit nicht verſammelt; 
ſo wird dieſer Eid ſchriftlich im Staatsrathe niedergelegt 
sind vom Koͤnige auf dem erſten Storthing feierlich wieder⸗ 
hohlt, entweder muͤndlich oder ſchriftlich durch deu von ihm 
baju Beauftragtfhen. | 
40. Die Krönung und Salbung des Königs ges 
sich, nachdem er volljahrig geworben / in der Kirche zu 
Drontheim, zu der Zeit und mir den Ceremonieen, die er 
felbſt feſtſetzt. | 


$. 12. Jedes Jahr haͤlt fich der König,’ wenn nicht 


wichtige Hinderniffe entgegen ftehen, einige Zeit in Norwe⸗ 
un. de 22. , Der König wähle felbft einen Rath aus Nor⸗ 
wegiihen Bürgern, welche nicht jünger als 30 Jahre ſiud. 
Dieſer Rath fol wenigftens aus einem Staatsminifter und 
fieven andern Mitgliedern beftchen. Eben fo kann der König‘ 


Einen Vicefönig’oder Statthalter beſtellen. Der Koͤnig ver⸗ 


theilt die Gefhäfte unter die Mitglieder des Staatsraͤths, 
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fo wie er dies für dienlich erachtet. Um Sie im Staats 
rathe zu nehmen, kann der König, oder in feiner Abweſen⸗ 
heit der Vicefönig (oder Statthalter in Vereinigung mit 
den Staatsräthen). bei außerordentlihen. Gelegenheiten, 
außer den gewöhnlichen Mitgliedern des Staatsraths,. anz 
dere Norwegifhe Bürger dazu berufen, nur feine Mitglie⸗ 
ber des Storthings. Water und Sohn, oder zwei Brüs 
- ‚ dürfen nicht zu gleicher Zeit im Staatsrathe Sig 
nehmen, A er — — 

§. 13. Während der, Entfernung des Koͤnigs uͤbertraͤgt 
er in den Fällen, die er ſelbſt vorſchreibt, dem Vicekoͤnige 
oder Statthalter, zugleich mit wenigftens fünf Mitgliedern 
des Staatsraths, dieinnere Verwaltung des Reichs. Diefe 
ollen in, des Könige Namen und an feiner Statt die 

egierung führen., Sie follen fowohl den Beftimmungen 

Diefes Grundgejeges unverbrächlich nachleben, als den bes 
fondern damit übereinjtimmenden Vorfhriften, die der 
König ihnen als Inſtruction ertheilt. Weber die folcherges 
Kalt entſchiedenen Sachen haben fie dem. Könige einen uns 
terthänigen Bericht zu erftatten. Die Gejchäfte werden 
durch Stimmenabgebung abgemacht, .. wobei im Falle, ‚daß 
die Stimmen gleich find, der: Vicefönig ‚oder Statthalter, 
oder in deren Abivefenheit das erſte Mitglied des Staats⸗ 
raths zwei Stimmen hat. ——— 

9. 14. Vicekoͤnig kann nur der Kronprinz oder ſein 
aͤlteſter Sohn ſeyn, aber nicht eher, bis ſie das fuͤr den 
König beſtimmte Alter der Volljährigkeit erreicht Haben, 
zum Statthalter wird entweder..ein Noimann, oder ein 
Schwede ernannt. Der Vicekoͤnig fol im Reiche wohnen, 
und darf ſich nicht Fänger als drei Monate im Jahre außer; 
Halb deſſelben aufhalten. Wenn der König gegenwärtig if, 
hoͤrt die Function des Vicekoͤnigs auf. Iſt fein Vicekoͤnig, 
aber ein Statthalter vorhanden, hoͤrt gleichfalls deſſen 
auf, da er in folchem Falle bloß der erfte Staats: 
rat ſt. — z — * 
$. 15. Bei dem Könige verbleiben ſtets während ſeines 
Aufenthalts in Schweden der Norwegifihe Staatsminifter 
und zwei Mitglieder des Staatsraths, melde legtere jaͤhr⸗ 
Ich umwechſeln. Sie haben diefelben Pflichten und diefelbe 
eonjtitutionelle Verantwortlichkeit, als die jid) in Norwe⸗ 


\ 
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„gen befindende ( im 13. $. genannte) Regieruug,ı und. 


‚alein in ihrem Beiſeyn follen. die Norwegiſchen Angelegens 
heiten vom Könige entichieden werden... Alle Anträge Nor⸗ 
wegiſcher Bürger an den König ſollen erft bei der Norwegi- 
‚Shen Regierung eingeliefert und mit deren Bedenfen ‚vers 
ſehen werden, ehe fie abgemarht werden. Ueberhaupe 
muͤſſen feine Norwegifche Sachen erledigt werden, ohne 


# 


dab das Dedenfen der Norwegiſchen Regierung eingehople ift, _ 


wofern nicht wichtige Hinderniſſe ſolches verbieten, „Der 
Rorwegiſche Sraatsminifter. trägt die Sachen vor, und 


‚ bleibt für die Uebereinſtimmung den, Erpeditionen mit den 


. gefaßten Beſchluͤſſen verantwortlich. — 
9. 16. Der König ordnet allen öffentlichen Kirchen⸗ 
‚und Gottesdienſt, alle Zufammenkänfte und Verſammlun⸗ 
gen wegen Religionsſachen an, und. fieht darauf, daß die 
Sfentlichen Lehrer der Religion die. ihnen vorgefchriebenen 
‚Normen befolgdgen. 
85. 17. „Der König kann Angrdnungen geben und. aufz 
heben, die den Handel, den Zolswie Nahrungszweigeuud 
‚die Polizei betreffen; doch dürfen fie nicht der Conjtirytion 
‚und den vom Storthinge ‚gegebenen Geſetzen widerfireiten. 
‚Sie gelten proviſoriſch bis zum nächften Storthinge, - 
$.. 18. Der König laͤßt überall die Schakungen und 


Abgaben eintreiben, welche das Storthing auflegt,. Die 


Norwegiſche Staatscafle verbleibt in Norwegen , und, ihre 
Einkünfte, werden, allein zu den, Bedärfniffen Norwegens 
„angewendet... ... — 


$..19.. Der. König wacht, daniber, daß das Staats⸗ 


eigenthum und die Regalien auf, die von Storthingbe: 
‚Kimmte und für. das Gemeinweſen näglichfte Weiſe anges 
prdnet und verwaltet werden. . ,.... * 

9. 20. Der. König hat das Recht, im Staatsrathe 
Verbrecher zu begnadigen, nachdem das Urtheil des hoͤch⸗ 
‚sten Gerichts. geſprochen und deſſen Bedenken eingezogen iſt. 


Der Verbrecher hat. die. Wahl,.ıob. er des Königs Gnade 


‚annehmen, oder fich der ihm zuerkannten Strafe unterwers 
fen will. In den Sachen, weld)e das Ddelsthing vor dem 
Reichsgerichte einleiten laͤßt, kann keine andere Begna⸗ 
— ‚ als Befreiung von der erkannten Lebensſtrafe Statt 
nden, Ä A m 


» 


3, Der Konig erwaͤhlt und * 
eisen Nor we giſchen a, Date, ra at le 
Civilz, Geiſtliche ⸗ und Nilttairbeamten, 
der Eonftiturion und dem Koͤnige Gehorſam und Treite. 
Die Koͤniglichen Prinzen důtfen Feine Cibilamter betle den 
doch kann der Kronprinz der fein älteftet EM Pe 
ronige ernatint werden. 
'g, 32: Der — des Reichs der der Staarst 
After und die übrigen Mitglieder des Orb! — wie. J 
Vie Beamten / welche bei deſſen Comptoiren atıgefegt fl 
Geſandte und Conſuln, buͤrgerliche und geiſtliche, Höhen 
obrigkeltliche Perfonen / Reglerungschefs und Chefs anderer 
Mittaireörpe, Commandanten in den Feſtungen und Obers 


























befehlshaber auf den Kriegsſchiffen koͤnnen ohne —* * 
ges Urihell vom Könige verahſchtedet werden, nachtem 
Hieräber das Bedenken · des Staatsraths Bar gn 


wiefern den ſolchergeſtalt erg —— 
u bewilligen iſt, wird vbin Hierin Storth 
ifchen genießen fe get rittheile lese 
habten Gehalts, Andere! Seitheh tönnen pr He 
fuspendirt werden, und ſollen nt 
ftühfe geſteiſt werdenz aber fie dürfen nicht —— 
nach’ Wrtheil abgefegt, auch nicht gegen ihren. Bilen vers 
A werden: & Kt Ch Bez 
23." Der nn en nem ehden, | 
el für ——* * enſte, die offenmid 1 
kannt gemacht werden mäffen, Orden ertheilen, aber teineh 
dern Rang noch Titel‘, tz Kir den jedes Amt mit“ | 
Fäden Der Orden befreiet Keilich von den a 
ichen Pfüchten und Lafteh’der Staatsbiftger, Wü, ! 
nicht vorzäglihen Anfpruch auf Stnatsämter 
Beamte, die ih Gnaden verabfehieder werden, seine ben 
Titel und Rang ihrer bekleideten Aemter. Keine perfäne 
liche oder gemiſchte erbliche Borrechre dürfen irgend Je⸗ 
mand fuͤr die gutunfe verlichen-werden,  °- * 


95.24. Der König waͤhlt und verabſe | 
'nem Gutbefinden, feinen Hofſtaat und fein. — 

8, 325.Der König har den Oberbefehl Adrr es Rei⸗ 
ches Land und Seemacht "Sie fann ohne m Ba 4 
Einwilligung nicht vermehrt noch vermindert werben. Sie 
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darf nicht zum Dienſte freider Maͤchte aͤbetlaſſen werden, 
und kein Kriegsvolk einer“ fremden Macht, mit Ausnahme 
son Halfstruppen gegen feindlichen! Ueberfall, darf ohne 
die Einwilligung des Storthings in Das Reich un wer⸗ 
den. In Friedenszeiten ſollen keine andre als Norwegiſche 
Truppen in · Norwegen, und keine Morwegiſche Truͤppen 
in Schweden ſtationirt Kon Doch kann der König ih 
Schweden eine Norwegische Garde und Norwegiſche Frei⸗ 
willige Haben; und kann für eine kurze Zeit, hoͤchſtens ſechs 
Wochen im Jahre, die naͤchſten Truppen von der Kriegs⸗ 
macht beider Reiche zu Waffenuͤbungen innerhalb der Graͤn⸗ 
zen eines der beiden Reiche zuſammenberufen; indeß darf 
nicht in irgend einem Falle mehr Kriegsvolfüls 3006 Mann 
von allen Waffengattungen in Friedenszeiten vol! des einen 
Reichs Kriegsmacht In? das andere Reich gezogen werden. 
Zum Angriffskrieg darfen Morwegens Truppen und Ruder⸗ 
fiottille nicht ohne Einwilligung des Storthings gebtaucht 
werden Die Norwegiſche Flotte ſoll ihre eigenen Werfte, 
und im ⸗ Frieden ihre Stationen oder Haͤfen in Rorwege 
Haben, Die Kriegsfahrzeuge bes einen Reichs duͤrfen n F 
mit den Seeleuten des andern beſetzt werden, außer in 
fern: dieſe fich freiwillig miethen laſſen. Die Landwehr und 
die Übrigen Norwegiſchen Truppen, die nicht zu den Linien⸗ 
truppen gerechnet werden koͤnnen, dürfen nie außer Nors 
wegens Graͤnzen gebraucht werden. nun =’ 
6. 26. Der König hat das Recht die Truppen zuſam⸗ 
- men zu berufen, Krieg anzufangen und Frieden zu ſchließen, 
Verbindungen einzugehen und aufzuheben, Geſandte zur 
ſchicken und anzunehmen. Will der König: Krieg ankuͤn⸗ 
digen; ſo ſoll er der Regierung in Norwegen feine Gedan⸗ 
‘fen mittheilen, und ihr Bedenken darüber einhohlen, zus 
gleich mit einem volljtändigen Berichte über den Zuſtand des 
Reiche, in Hinſicht feiner Finanzen und feiner Verthei⸗ 
digungsmittel u. ſ. w. Nachdem dies gefchehen iſt, beruft 
der König den Norwegiſchen Staatsminiſter und die Not⸗ 
wegiſchen ſo wie die Schwediſchen Staatsraͤthe fu einem 
außerordentlichen Staatsrathe, und ſetzt dann die Gruͤnde 
and Umſtaͤnde feſt, die in dieſem Falle in Erwägung gezo⸗ 
gen werden muͤſſen, wobei zugleich die Erklärung der Not⸗ 
wegiſchen Regierung über den Zuſtand dieſes Reichs, ſo wie 


76 — Norwegen situ io” 


ein ähnlicher Bericht Äber. die: Lage — —— | 
iſt. Weber diefe. Segenitände fordert der, König: ihr Beden⸗ 
ken, welche fie ein jeder für. fich zu, Protokoll geben ſollen, 
unterder Verantwortlichkeit „die dad Grundgeſetz beſtimmt; 
und dann hat der König. das. Recht, den Beſchluß, dem er 
für den nuͤtzlichſten für den Grant — anzunehmen. und 
auszuführen. -- 

$..27. Alle Staatsraͤthe ſoilen wenn. fie nicht geſetz⸗ 
liche Abhaltung haben, im: Staatsrathe gegenwärtig. ſeyn, 
und es kann in demſelben kein Beſchluß gefaßt werden, 
wenn nicht über die halbe Anzahl der Mitglieder gegenwaͤr⸗ 
tig iſt. In den Norwegiſchen Boden, welche nach demz5.$. 
in Schweden abgemacht werben, darf kein Beſchluß gefaßt 
werden, wenn nicht entweder; der Norwegiſche Staatsmi⸗ 
nifter und ein. Norwegiſcher Staatsrath, pder beide. Nor⸗ 
wegiſche Staatsraͤthe gegenwaͤrtig ſind. 
6. 28. Die Vorſtellungen uͤber bie Befegung. der 
Aemter und andre Sachen von Wirptigkeis (ausgenommen 
‚Diplomatifche und. eigentlich militairiſche Commandoſachen) 
„folken im Staatsrathe,von dem Mitgliede vorgetragen: wer⸗ 
‚den, ‚zu deſſen Fache fie gehören, und die Sachen werden 
von ihm dem im Staatsrathe gefabten. Beſchluſſe gemäß 
expedirt. 

$. 49. Geſtattet⸗ ein heſeblche⸗ Hindemiß. es einem 
Staatsrathe nicht, zu erfcheinen, und Die zu feinem Fache ge⸗ 
‚hörenden Sachen vorzutragen; fa follen fie von einem an⸗ 
dern. Staatsrathe vorgetragen werben, den der König, 
wenn er zugegen iſt, oder im entgegengefeßten, alle der, 
‚der den Vorfis im Staatsrathe führt, in. Vereinigung: mit 
den andern Staatsräthen dazu Heitellt. - Werden: fo viele 
durch. gefegliche Hinderniffe abgehalten, zu erfcheinen,. daß 
nicht mehr als die. Hälfte dev, beitimmten Anzahl Mitglie⸗ 
‚der. gegenwärtig it; fo follen auf. ‚gleiche Weile andre, Ber 
amte beftellt werden, Sig im Staatsvathe zu. nehmen, in 
‚welchem Falle unverzüglich darüber. an. den König. berichtet 
‚wird, welcher. entjcheidet, ob Re: in diejer Function bleiben 
sol en. 

9. 30. Sm Staatsraihe wird über alle die "Sachen, 
‚die: darin verhandelt werden, ‚ein Protokoll geführt. Ein 
‚jeder, ber Sitz im Staarsratde bat, iſt verpflichter, ‚feine 
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Meinung mit zeemithigeeit zu: ſagen, welche der König - 
' verbunden iſt zu hoͤren. Indeß iſt es dieſem vorbehalten; 
feinen: Beſchluß nad): feinem eigenen Ermeſſen zu faſſen. 
Findet irgend ein Mitglied des Staatsraths, daß des Königs 
Beſchluß der Staatsform oder den Reichsgefegen widerftreiz 
tet, oder augenſcheinlich für Norwegen ſchaͤdlich iſt; ſo iſt 
es ſeine Pflicht, kraͤftige Vorſtellungen dagegen zu machen, 
‚und feine Meinung im. Protokolle beizufügen. Derjenige, 
der nicht folchergeftalt proteftire hat, wird angefehen, ala 
wenn er mit dem Könige einig geweſen, iſt dafür- verant⸗ 
wortlich, and kann vom Obelsthing vor dem Reichsgerichte 


zur Rechenſchaft gezogen werden. 


5. 31. Alle vom Könige ſelbſt ausgefertigte Befehle 
(mit Ausnahme der militairiſchen Commandoſachen) ſollen 


von dem Norwegiſchen Staatsminifter contrafignire werden. 


$. 32. Die Beichläffe, die die Regterung in Norwer 
gen während der Abmwejenheit ‚des Königs faßt, werden in 
des Königs Namen ausgefertigt, und. von dem Vicekoͤnige 
oder Stasthalter und vom Staatsrathe unterzeichnet: "Eonz 
trafignire werden fie von dem, der die Sache vorträgt,: da 
er. für die Mebereinftimmung der Expedition mit dem Pros: 
tokolle, worin die Refolution eingeführt iſt, verantworthch 
feyn muß; Br 

$. 33. Alle Vorftellungen über Normwegifche Sachen 
werden, ſo wie die Expeditionen, die nach Anleitung des⸗ 
ſelben geſchehen, in Norwegiſcher Sprache abgefaßt. 

—34.. Der Thronerbe von Norwegen führt; men er 
der Sohn des vegierendeh Koͤnigs iſt, den Titel Kronprinz. 
Die Übrigen, die ein Erbrecht auf. die Krone haben ‚. heißen 
Prinzen, und die Königlichen Töchter Prinzeffinnen. ki 
9. 35. Sobald der Thronerbe fein achtzehntes Jahr 
vollendet hat, ift er berechtigt Sie im Staatsrathe zu beh⸗ 
men, doch ohne Stimme oder Verantwortung. 
2,936. Kein Prinz von Geblüt darf fih ohne Erlaub⸗ 
niß des Königs vermählen. . Handelt er dagegen; ſo verg 
wirkt er fein Recht auf Norwegens ‚Krone. 

5. 37. Die Königlihen Prinzen- und Prinzeffinnen 
ſollen für ihre. Perfonen vor keinem andern. als. dem 
Könige oder. dem, den er zum Richter Aber fie verord⸗ 
net, belangt werden. 


418. 1%: ..... Mormwegen.:: 

6. 3% - Sowohl der Norwegiſche Staatsminifter; als 
die beiden Norwegiſchen Staatsräthe, die dem Könige fols 
gen, haben Sig und ‚berathfchlagende Stimme‘ in dem 
Schwediſchen Staatsrathe, wenn in demſelben Segenftände 
verhandelt werden, welche beide Reiche, betreffen. In ſol⸗ 


chen Sachen muß zugleich das Bedenken des in Norwegen 


vefindlichen Staatsraths eingezogen werden, wofern nicht 
die Sachen eine fo ſchleunige Entſcheidung erheiſchen, daß 
dazu feine Zeit üt. a F 

$. 39. Stirbt der König und iſt der Thronfolger noch 
unmündig;.fo follen der Norwegifhe und der Schwediſche 
Staatsrath jogleih zufammentreten, um 'gemeinfchaftlich 
die Einberufung zum Storthinge in Mormwegen and zum 
Meichstage in Schweden auszufertigen. 

$. 40. Bis dahin, daß die Repräfentanten beiter Rei⸗ 
he verfammelt jind und eine Regierung während der Minz 
derjährigkeit des Königs angeordnet haben, fteht ein, von 
einer gleichen Anzahl Norwegifcher und Schwedifcher Mitz 
glieder zufammengefester, Staatsrath der Verwaltung der 
Reiche, unter Beobadyrung ihrer gegenfeitigen Grundgez 
fege, vor Der Norwegifche undder Schwediſche Staats; 
minifter, die. im vorbenannten  zufammengefegten . Rathe 
‚ Site haben, werfen das Loos darüber, wer darin dem 
Borfig haben fol. 


: $. 41. Die in den beiden vorhergehenden 66. beſtimm⸗ 


ten Verhaltungsregeln ſollen auch Statt finden, ſo oft es 
zufolge der Reglerungsfform von Schweden, dem Schwer 
difchen Staatsrathe, inder Eigenſchaft ald Staatsrath, zu2 
tommt ‚die Regierung zu führen. 

42. Was die fernern Beflimmungen betrifft, wel⸗ 
che in den, in den {$. 39, 40 und gr angeführten Fällen 
nothwendig find; fo jchlagt der König auf dem naͤchſten Nor⸗ 
wegifhen Storthing un) Schwedifchen Reichstage ein. Gez 
fe& vor, das aufdem Grundſatze volllommener Gleichheit 
zwiſchen beiden Reihen beruft. - | 

$. 43. - Die Wahl der Vormuͤnder, die die Regierung 
für den unmuͤndigen König führen, fol nach denfelben Re⸗ 
geln und nach derjelben Weile vorgenommen werden, wie 
oben im 7. $. für die Wahl eines Thronfolgers vorgeſchrie⸗ 
ben worden iſt. | 


EZ 
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-& 44. Dieſenigen, welche in den 65. 40 und 41 ans 
geführten Fällen der Regierung vorfichen, follen, die Nor⸗ 
weger vor dem Norwegiſchen Storthing, folgenden Eid 
ablegen? „Ich gelobe und ſchwoͤre, der Regierung in Ueberz 
einſtimmung mit der Conſtitution und den Sefegen vorzjur 
ſtehen, fo. wahr mir Gott helfe und fein helliges Wort!” 
Die Schweden leiten den Eid vor den Schwediſchen 
Meichsftänden.. Wird zu der Zeit kein Storthing oder 
Reichstag gehalten; fo wird der Eid ſchriftlich im Staats: 


rathe niedergelögt, und nachher auf dem nächften Storthing 


ober Reishstage wiederhohl. — 
8. 45. ‚Sobald ihre Staatsverwaltung ‚aufhört, ‚fol 
len fie vor dem Könige und dem Storthing von derſelben 
Rechenſchaft ablegen. | wenn en 
$» 46. Unteriaffen die Beilommenden, in Uebereinz 
ſtimmung mit dem‘ 39. und, 41. $. ſogleich das Storthing 
zufammen zu berufenz fo liegt es dem hoͤchſten Gericht, 
als eine undedingte Pflicht, ob, fobald 4 Wochen verfloffen 
find, dieſe Zufammenberufung zu veranftalten,. iA 
. 47. Die Leitung der Erziehung des unmändigen 
Königs muß, wenn deffen Vater darüber nicht eine ſchrift⸗ 
liche Beſtimmung hinterlaflen hat, auf die im 7. und 43, 
6. vorgefchriebene Art feftgefeßt werden. Es muf eine, 
unabweichlihe Regel feyn, daß dem unmündigen Könige 
hinlaͤnglicher Unterricht in der. Norwegifchen Sprache ers 
theilt wird, | 
he $. 48. Iſt der maͤnnliche Koͤnigsſtamm ausgeſtorben, 
und fein Thronfolger erwaͤhlt; fo ſoll ein neues Königsger 
fhleht auf die im 17. $. vorgefchriebene Weiſe gewählt 
werden. Inzwiſchen wird es mit der ausübenden Macht 
nad) dem 43. $. gehalten, — — 


ueber Buͤrgerrecht und.die geſezgebende 
| Mad. er 


5. 49. Das Volk übt die gefehgebende Macht dur 
das Storthing (Reichsverſammlung) aus, weldyes auf 
zwei Abtheilungen befteht, einem Lagthing (gefeßgebens 
ci Körper) und.einem Didesthing (dem Grundeigen⸗ 

RB 
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age —— he Noin Bier 
er; 15 Sabre sure ee in, —2 fünf 
Kir nk geweſen mr 9 PN han und | 


* — find oder enden ind 

k „2 Landbeſitz Haben, oder langer al fünf Sa m ar 

eulirtes Land gehaut haben, : 

3) Bürger in Handelsſtadten find, oder in ‘einer Raufr 

oder Landſtadt einen Grundbeflg haben, Selen Werrp, 

wenigſtens 350 Rthle⸗ betraͤgt. — 

5. 51. Ein Mannjahlregiſter über alle Stimmberech⸗ | 

tigte Einwohner ſoll in jeder Kaufſtadt oom Magiſtrat und 
in jedem Kirchſpiel vom Vogt oder Prediger verfaßt werden, 

Die Veränderungen, welche in denfelben nachher verfallen 

«möchten, werden unverzüglich darin aufgefuͤhrt. Jeder 

foll,, ehe er in dieß Verzeichniß eingeführt wird, oͤffentlich 

zu Gericht der Conſtitution Treue ſchwoͤren. 

. 52. Das Stimmrecht wird ſuspendirt wegen ger 
eichtlicher Anklage eines Verbrechens, Unmündigkeit, wegen: 
‚ Sallit » bis die Gläubiger volle Bezahlung erhalten haben, 

es ſey dann’, daß.der Concurs durch Feuersbrunſt oder an⸗ 
deres nicht zuzurechnendes und erweisliches nnge verur⸗ 
ſacht wird. 8 
- 6. 53. Das Stimmrecht wird verloren dur Vetur⸗ 
theilung zum Zuchthaus, zur Karre oder zu einer andern 
entehrenden Strafe; durch den Eintritt in die Dienfte eir 
ner fremden Macht, ohne die Einwilligung der Regierung ; 
durch Erwerbung des Buͤrgerrechts in einem fremden 
Staate; durch die Veberführung, Stimmen erfauft, feine 
eigene Stimme verkauft, oder in mehr als ‚einer Wahl⸗ 
verſammlung geſtimmt zu haben. 
$. 54. Die Wahls und Diſtr icteverſammlungen 
werden jedes dritte Jahr gehalten Sie muͤſſen vor dem 
Ausgang des Decemdermonats zu Ende gebracht feyn. - 
6. 55. Die Wahlverfammlungen . werden auf dem 
Lande in der Hauptkirche des Kitchfpiels, in den’ Kauf: 
und Handelsitädten in der Kirche, auf denr Rathhauſe Oder 
‚einer andern dazu bequemen Stelle gehalten. Sie werz 
den-auf dem Lande von dem Prediger und feinen Gehälfen, 
“in den Srädten von den Magifiraten und Vorftehern‘ ger 
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leitet. Die Abgebung der Stimmen gefchteht in der Ord⸗ 
nung, die das Mannszahlregifter ergiebt. Streitigkeiten 
über das Stimmrecht werden von den Leitern der Ver—⸗ 
fammlung’entfchieden _ von deren Erkenntniß man an das 
Storthing provoriren kann. — | 
$. 56, Ehe die Wahlen beginnen, fol die Conſtitu⸗ 
tion vorgelefen werden, in den Staͤdten von” ber erften 
‚Magiftratöperfon, auf den Lande vom -Drediger. 
= $. 57. In den Städten wird fir jede so ſtimmbe⸗ 
vechtigte Einwohner ein Wahlmann ernannt. Dieſe Wahl: 
männer verjammeln fich innerhalb acht Tage: darauf auf 
der von der Obrigkeit dazu beftimmten Stelle,: imo ernen? 
nen entweder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter den 
übrigen Stimmbercchtigten in ihrem Wahldiftrier, ein 
Viertheil ihrer eigenen Anzahl, um auf den Storthing zu 
erſcheinen und Sig zu nehmen, fo daß 3 bis 6 einen waͤh⸗ 
fen, 7 bis. ro zwei, 11bis 14 drei, 15 bis 18 vier, wel: 
ches die höchfte Anzahl ift, die ein Ort fenden fan. Hat 
eine Handelsftadt weniger als 150 ſtimmberechtigte Einz 
wohner; fo fendet fie ihre Wahlmänner zu‘ der naͤchſten 
Stadt, um in Vereinigung mit deren Wahlmännern zu 
fiimmen, und dann werden beide Städte als ein Diſtrict 
angeſehen. F | 
$. 58. In jedem Kirchſpiel auf dem Lande erhennen 
die fiimmberechtigten Einwohner in Verhaͤltniß ihrer An: 
zahl die Wahlmänner dergeftalf, daß bis‘ too einen waͤh⸗ 
-jen, 160 bis 200 zwei, 200 bis 300 drei, und fo weiter 
im nämlichen Verhaͤltniß. Dieſe Wahlmänner verſam⸗ 
meln fi) innerhalb eines Monats darauf auf einer vom 
Amtmann dazu beftimmten Stelle, und'ernennen dann ents 
weder aus ihrer eigenen Mitte, oder unter den andern 
Stimmberechtigten im Amte ein Zehtitheil ihrer eignen 
Zahl, um auf dem Storthing zur erſcheinen und Sig zu hehs 
‘men, fo daß 5 bis 14 einen wählen, 15 bis 24 wei, 25 
Be drei, 35 und darüberswier, welches die größte Anz 
AN 59. Die im 57. und 58, 9. feſtgeſetzten Beſtim⸗ 
mungen gelten zum naͤchſten Storthing. Wird dann bez 
"fanden, daß die Repräfentanten der Kaufſtaͤdte mehr 
oder weniger als ein Drittheil von den Repraͤſentanten des 
Zweiter Band, 31 


ass ‚Mormegen. 


ganzen Reiches ausmachen, muß das Storthing für: dfe 
Zukunft dieje Beftimmungen fo verändern, daß die Re⸗ 
präfentanten der Kaufftädte fi) zu denen des Landes wie 
ein zu zwei verhalten, und muß die Zahl der Repraͤſentan⸗ 
ten im Ganzen nicht geringer ale 75 und nicht größer als 
ı00 feyn. | 
6. 60. Die fih im Reiche befindenden Stimmberech⸗ 

tigten, die wegen Krankheit, Militairdienfte oder anderer | 
gefeglicher Abhaltung nicht erfcheinen Fönnen, können den⸗ 
jenigen , die die Wahlverfammlungen leiten, ehe diefe bes 
endigt find, ihre Stimmen einjenden. F 

$. 61. Keiner kann zum Repraͤſentanten gewählt 
werden, wofern er nicht 30 Jahr 'alt ift und ſich 10 Jahr 
lang im Reiche aufgehalten hat. | 

$. 62. Die Mitglieder des Staatsraths und die Bes 
amte, die bei deflen Comtoiren angefegt find, KHofbediente 
und Penfioniften des Hofs können nicht zu Repräjentanten 
erwähle werden. | 

9. 63. Jeder, der zum Nepräfentanten erwaͤhlt wird, 
iſt pflichtig, die Wahl anzunehmen, wofern er nicht daran 
durch Hindernifle abgehalten wird, die von den Wahlmänz 
‚nern gefeßlid, anerlannt werden, deren Erfenntniß die Ber 
urtheilung des Storthings unterworfen werden kann. Ders 
jenige,. der zwei auf einander folgende Male als Repräfenz 
tant auf einem ordentlihen Storthing erjchienen ift, iſt 
nicht verbunden, die Wahl zu dem darauf folgenden ordents 
lien Storthing anzunehmen. Wird ein Repräfentant 
durch gefeßliche Urfache verhindert, auf dem Storthing zu 
erfcheinen; fo tritt der, welcher naͤchſt ihm die mehreften 
Stimmen hatte, in feine Stelle, 5 

$. 64. Sobald die Repräfentanten erwählt find, wer: 
den fie mit einer Vollmacht verfehen, die auf dem Lande 
von der Obrigkeit, und in den Städten von dem. Magiz 
ftrat, fo wie von fämmtlihen Wahlmännern unterfchrier 
‚ben ift, zum Beweis deflen, daß fie auf die in der Conftis 
tution vorgefchriebene Weife ernannt find. Die Geſetzlich⸗ 
lichkeit diefer Vollmachten wird vom. Storthing beurtheilt. 

6. 65. Jeder Nepräfentant ift zur Vergütung feiner 

Reiſekoſten nach und von dem Storthing, aus der Staats⸗ 
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85 und ſeines Unterhalts waͤhrend der Zeit, die er dem 
Storthing beiwohnt, berechtigt. 

8. 66. Die Repraͤſentanten find auf ihrer Reiſe zum 
und vom Storthing, ſo wie waͤhrend ihres Aufenthalts bei 
derſelben von aller perſoͤnlichen Haft befreit, wenn ſie 
nicht in oͤffentlichen Verbrechen betroffen ergriffen werden; 
auch koͤnnen ſie nicht, außer von den Verſammlungen des 
Storthings, zur Verantwortung wegen ihrer daſelbſt geaͤu⸗ 
hßerten Meinungen gezogen werden. Jeder iſt verpflichtet, 

ſich nach der daſelbſt angenommenen Ordnung zu richten. 

$. 67. Die auf vorſtehende Weiſe erwaͤhlten Repräs 
Tentanten machen das Storthing des Königreichs Nor⸗ 
wegen ud | 

9. 68. Das Storthing wird in der Regel den erften 
Werkeltag im Februarmonat jedes dritte Jahr in der 
Hauptſtadt des Reichs eröffnet, wenn der König nicht wer 
gen außerordentlicher Umftände, mie feindlichen Einfalls 
oder anftecfender Krankheit, dazu eine andere Städt im 
Reiche beftimmt. Solhe Beſtimmung muß dann bei Zeiten 
bekannt gemacht werden. Be; 

9. 69. Sn auferordentlihen Fällen Hat der König 
das Recht, das: Storthing außer der gewöhnlichen Zeit zuz 
Tammenzuberufen; der König erläßt dann eine Befahnts 
machung, die in allen Kirchen der Stifsörter wenigſtens 
ſechs Wochen vor der Zeit verlefen werden muß, wo die 
Mitglieder des Storthings an dem beitimmten Orte zus 
ſammen fommen follen, 

7% 70, Ein ſolches außerordentlihes Storthing kann 
. vom Könige, wenn er es für gut befindet, aufgehoben 
werden, 

9. 71. Die Mitglieder des Storehings fungiren als 
folche während dreier auf einander folgender Jahre ſowohl bet 
den außerordentlihen, als dem ordentlihen Storthing, 
welches inzwifchen gehalten wird. 

$ 72. Wird ein außerordentliches Storthing hoch zu 
der Zeit gehalten, da das ordentlihe zufammentreten fol; 
fo Höre die Wirkſamkeit des erften auf, fobald das letzte vers 
fammelt if. 

9. 73. Kein Storthinn fann gehalten werden, wenn 
nicht zwei Drittheile feiner Mitglieder gegenwärtig find. 

| 31 - 


a Mormegen. 


8.74. Sobald das Storthing ſich conſtituirt hat, er⸗ 

öffnet der König, oder der, den er dazu beftelle har, dee 
fen Verhandlungen mit einer Rede, worin er daſſ⸗elbe von 
dem Zuſtande des Reichs und den, Segenjtänden ünterrichs‘ 
tet, worauf er Befonders die Aufmerkſamkeit des Storthings 
er wuͤnſcht. In des Könige Gegenwart darf 
keine Berathfchlagung Statt finden, Das Storthing ers 
wählt unter feinen Mitgkiedern ein Viercheil, welches das 
Lagthing ausmacht; die Übrigen drei, Biertheile bilden das - 
Dvelsthing. Jedes Thing hält feine Verfammlungen 

‚abgefondert und ernennt feinen eignen Präfidenten und 

Secretair. | | R 

6. 75. Es komme dem Storthing zu: Bi 

1) Geſetze zu geben und aufzuheben; Schasungen,; Ab: 

gaben, Zoll und andre öffentlihe Laften aufzulegen, 
welche doch nicht länger gelten, als bis zum 1. Julius 
des Jahrs, da das neue ordentliche Storthing verfams 
melt ift, wofern fie nicht von diefem ausdruͤcklich er: 

neuert werden; 

2) Anleihen auf den Eredit des Reichs zu eröffnen; 

3) Aufſicht über das Geldweſen des Reichs zu führen ; 

'4) die zu den Staatsausgaben nöthigen Geldfummen - 

* zu bewilligen; 

5) zu beitimmen, wie viel dem Könige und dem Vlce⸗ 
fönige jährlich für ihren Hofſtaat ausbezahlt werden 
fol, und die Apanage der Königlihen Familie feits 
zuſetzen, welche jedoch nicht in’ feftem Eigenthum ber 
ftehen darf; | 

6) ſich das in Norwegen eriſtirende NRegierungsprotos 
toll und alle öffentliche Berichte und Papiere (mit 
Ausnahme eigentlicher militairtfcher Commandofachen) 
vorlegen zu laffen, nebft beglaubigten Abfchrifterr oder 

Auszügen aus den beim Kriege, durch den Norwegis 
fhen Staatsminifter und die in Schweden befindlichen 
zwei Staatsräthe geführten Protofollen, oder den 

daſelbſt vorgelegten öffentlichen Papieren; “ 

7) fich die Bündniffe und Tractaten mitheilen zu’ laffen, 
die der König für den Staat mit fremden Mächten - 
eingegangen iſt, mis Ausnahme der. geheimen Ak; 
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— * „die jedoch den öffentlichen. nicht widerſtreiten 
duͤrfen; | 
8) jeden aufzufordern, vor dem Storthing zu erſchei⸗ 
. hen, mit Ausnahme des Königs und der Königlichen 
 Samilie: doch gilt, dieß für die Königlichen. Prinz 
> zen-nicht, infofern fie andre Aemter als das des Vice⸗ 
fönigs bekleiden; 
9) die inzwifchen beftandenen Sagen: und Penfionsli: 
ften zu vevidiren, und darin die Veränderungen zu 
machen, die für nöthig gefunden werden; 
10) fünf Reviſoren zu ernennen, die jährlich die Rech⸗ 
"nungen des Staats — und Auszuͤge aus 
denſelben durch den Druck bekannt machen follen,, das 
her diefe Rechnungen jedes Jahr vor dem 1. Julius 
diefen Reviforen zugeftelft werden follen ; 
11) Fremde zu naturalifiren. 4 
$. 76. Jedes Gefeg foll auf den Odelsthing entweder - 
von deflen eigenen Mitgliedern, oder von der. Regierung 
durch.einen Staatsrath zuerft vorgefchlagen werden. Sit 
dc; Vorſchlag dafelbjt angenommen; fo: wird er An das 
Lagthing gefandt, welches ihn entweder genchmigt oder vers 
wirft, und im legten Fall ihn mit ‚beigefügten Bemerkun⸗ 
gen zuruͤckſchickt. Dieſe werden vom DVdelsching in Erwaͤ⸗ 
gung gezogen, welches entweder den Geſetzesvorſchlag hin⸗ 
legt, oder ihn wiederum mit oder ohne Veränderung an. 
das Lagthing fendet. Sit der Vorſchlag vom Odelsthing 
zweimal dem Lagthing vorgelegt, und von diefem zum zweiz , 
tenmal mit einer Zurickweifung zuruͤckgeſandt; fo tritt das 
ganze Storthing zufammen, und dann wird mit zwei Drits 
theilen feiner Stimmen über den Vorfchlag. entfchieden. 
Zwifchen jeder folhen. Berathichlagung müllen wenigfteng 
drei Tage. verflichen. 
6. 77. Hat ein vom Odelsthing vorgefchlagener Bes, 
ſchluß den Beifalldes Lagthing oder des verfammelten Storz 
thing erhalten; fo wird er durch eine Deputation von bei⸗ 
den Abtheilnngen des Storthings an den König gefandt, 
wenn er gegenwärtig iſt, oder im entgegengefeßten Fall an 
den Vicekoͤnig oder an die Norwegiſche Regierung, mit 
dem Antrag auf Ertheilung der Königlichen Sanctien. 


436 * Norwegen. 

5. 78. Bewilligt der König den Beſchluß; fo verſieht 
er ihn mit ſeiner Unterſchrift, wodurch er Geſetz wird. 
Genehmigt er ihn nicht; ſo ſendet er ihn an das Odels⸗ 
thing mit der Erklaͤrung zuruͤck, daß er es nicht dienlich 
findet, den Beſchluß zu fanetioniren. 

6. 79. In diefem Fall’ darf der Beſchluß nicht mehr 
von dem dann verfammelten Storthing dem Könige vorger 
legt werden, der fih auf diefelbe Weife benchmen fan, 
wenn das nächfte ordentliche Storthing denfelben Befhluß 
aufs neue vorſchlagt. Wird er aber, nahdem er abermals 
erwogen worden, von dem dritten ordentlihen Storthing 
wicderum auf beiden Thingen unverändert angenommen, 
und dann dem Könige mit dem Begehren vorgelegt, daß 
Seine Majeftät Ihre Sanction einem Befchluffe nicht ver: 
weigern möchten, welche das Storthing, nad) der reiflichz 
ſten Ueberlegung, als nüglich anficht; fo wird er Geſetz, 
wenn aud) des Königs Sanction nichterfolgt, ehe das Stor⸗ 
thing fich trennt. | 

$. 50. Das Storthing bleibt fo lange verfammelt, 
als es für nöchig finder, doch nicht Über drei Monate, ohne 
des Königs Erlaubniß. Wenn es vom Könige aufgehoben 
wird, nachdem es feine Verrihtungen zu Ende gebracht hat, 
oder die beſtimmte Zeit verfammelt gewejen iſt, ertheilt der 
König zugleich feine NRefolution auf die bereits‘ vorher nicht 
abgemachten Befchlüffe, Indem er fie entweder beſtaͤtigt oder 
verwirft. Alfe die, welche er nicht ausdräcklich annimmt, 
werden angefehen, als ob fie'von ihm verworfen wären. _ 
6. 81. Alle Gefege werden in der Norwegifchen 
Sprache und (die im 79. $. ausgenommenen) in des 
Königs Namen, unter dem Siegel des Norwegifchen Reichs 
unD in folgenden Ausdrücken ausgefertigt: „Wir N. N. 
* kund und zu wiſſen, daß Uns ein Beſchluß des Stor⸗ 
things von Dato vorgelegt iſt, ſo lautend: (Hier folgt 
der Beſchlaß.) Daher haben Wir angenommen und bes 
kraͤftigt, wie Wir denfelben hierdurch als Gefeg annehmen 
und befräftigen, unter Unjerer Hand und des Reichs 
Siegel.“ w 
$. 82, Die Sanction des Königs tft nicht erforderlich - 
zu den Befchläffen des Storthings, wodurch es fih 1) ale 
Storthing nach der Conſtitution verfammelt erklaͤrt; 2) es 
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"feine innere Polizei beftimmt ; 3) es die Vollmachten der’ 


anwefenden Mitglieder annimmt oder verwirft; 4) es Ers 
kenntniſſe über Wahlitreitigkeiten beftätige oder verwirft; 
5) es Fremde naturalifirt; 6) und endlich auch nicht zu 
dem Beſchluſſe, wodurch das Dldesthing den Staatsrath 
oder Andere unter Verantwortung feßt. 

. 83. Das Storthing kann das Bedenken des höchften 


Gerichts über wichtige Gegenftände einziehen. 


dahin geht, die Freih 


— 


- 6. 84. Es wird bei offenen Thüren gehalten, und 
feine Verhandlungen werden durch den Druck! befannt ge: 
macht, ausgenommen in den Fällen, wo das Gegentheil 
durch: Stimmenmehrheit befchloflen wird. 

$. 85. Der, der, einem Befehl gehorcht, deſſen Abſicht 
eit und Sicherheit des Storthings zu 
ſtoͤren, macht ſich dadurch der Verraͤtherei gegen das Vaters 
Jand ſchuldig. 


- Meder die richterlide Gewalt. 


..$. 86. Die Mitglieder des Lagthings machen zugleich 
mit dem höchften Gerichte das Reichsgericht aus, wel 
ches vom Oldesthinge eingeleitet worden, entweder gegen 
die Mitglieder des Staatsraths oder des hoͤchſten Gerichts, 
wegen Amtsverbrehen, oder gegen die Mitglieder des 
Storthings, wegen der Verbrechen, die fie, als ſolche, bes 
gehen möchten. Im Reichsgerichte hat der Präfident des 
Fagthings der Vorfig. | 

9. 87. Der Beklagte fann, ohne deshalb irgend eine 
Urfache anzugeben, von den Mitgliedern des Reichsgerichts 
bis zu einem Dritcheile perhorresciren, doch jo, daß das 
Gericht nicht weniger als funfzchn Perfonen ausmacht. 

$. 88. Das böhfte Geriche urtheilt in legter In⸗ 
ftanz. Es darf nicht aus wenigern Mitgliedern als dem 


Juſtitiarius und ſechs Beiſitzern beftehen. 


69.89. In Friedenszeiten iſt das hoͤchſte Gericht nebſt 
zwei Officieren, welche der Koͤnig dazu verordnet, die 
zweite und letzte Inſtanz in allen den Kriegsgerichtsſachen, 
welche entweder den Verluſt des Lebens oder der Ehre, oder 
eine Freiheitsberaubung auf laͤngere Zeit als drei Monate 


4 


betreffen. 


* 


* 
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$. 90, Bon den — des hoͤchſten Gerichts findet 
in feinem Falle eine Berufung Statt, noch koͤnnen ſ ie einer 
Reviſion unterzogen werden. 

$. 91; Keiner kann, ehe er 30 Jahre alt ift, zum Mitglied 
des hoͤchſten Gerichts beftelle werden. 


„Allgemeine Beftimmungen, ’ 


6. 92. Zu Aemtern im Staate dürfen allein. Nors 
"wegiiche Bürger ernannt werden, welche fich zu ver Evans 
gelifchs Lutheriichen Religion bekennen, der. Conſtitution 
und dem Könige Treue gefchworen haben, und die Landes: 
ſprache reden, auch 1) entweder im Reiche von Aeltern ges 
bohren find, die damals Untertanen des Staats waren, 
oder 2) in fremden Landen von Morwegifhen Aeltern. ges 


behren find, welche zu der Zeit nicht Unterthanen eines ans 


dern Staats waren, oder 3) die den ı7. Mai 1814 ihren, 
beitändigen Aufenthalt im Reiche hatten, und fich nicht ge: 
weigert haben, den Eid abzulegen, Norwegens Selbſtſtaͤn⸗ 
digfeit zu behaupten, oder die 4) fich hernach während zehn 
Jahre im Neiche aufhalten, oder die 5) vom Storthinge 
naturakifire werden, Doch fönnen Fremde zu Lehrern bei 
der Univerfität und den gelehrren Schulen, zu Aerzten und 
Eonjuln an fremden Drten beftellt werden. Keiner fann 
zu einem Dberbeamten ernannt werden, ehe er 30 Jahre 
alt it, noch zu einer ar EHN zum Unterrichter 


und Vogt, ehe er 25 Jahre alt ift, 


93. Norwegen haftet für feine andre Schuld, als 

feine eigne Nationalſchuld. 

$. 94. Es ſoll veranſtaltet werden, daß auf dem erſten, 
oder, wenn dies nicht moͤglich iſt, auf dem zweiten ordent⸗ 
lichen Storthing ein neues allgemeines Kinil: und Crimi⸗ 
nalgefegbuch gegeben wird. Inzwiſchen bleiben die jeßt 
geltenden Geſetze des Staats in Kraft, infofern fie diefem 
Srundgefege oder den inzwifchen -erlaffenen provifortfchen 
Anordnungen nicht widerftreiten. Die gegenwärtigen pers 
nranenten Schagungen bleiben ebenfalls bis zum nächften 
Storthing. 

9. 95. Keine Disfpenfationen , Protectoria, Mora⸗ 
toria oder Erhebungen duͤrfen bewilligt werden, nachdem 
das neue allgemeine Geſetz in Kraft geſetzt iſt. 
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6,96. Keiner. fannı, gerichtet werden als nach dem Ber 
feße , nody anders als nach. Urtheil beftvaft- werden, Die. 
peinliche, Srage darf nicht Start finden- ..-" 

6. 97. Keinem Geſetze darf rüdwirkende Kraft gege; . 
ben werden. | \ | 

. 8.98. Mit den Sporteln, die an die-Bedienten des 
Gerichts erlegt werden, duͤrſen feine Abgaben an die Staates 
kaſſe verbunden ſeyn. — 

N. 99. Keiner kann eingezogen und gefangen gehalten 
merden, außer in den.vom Geſetze beftimmten Fällen und 
auf-die.durdy die Gefege vorgefchriebene Weiſe. Fuͤr unbe— 
fugien Arreſt, oder ungejeßlichen Aufenthalt ſtehet der Beir 
kommende den Gefangenen zur Rechenſchaft. Die Regies 
rung ift nicht berechtigt, die militairiſche Macht gegen Mit: 
glieder des Staats anzuwenden, außer in den von der Ges 
feßgebung. beftimmten Formen;. es wäre denn, daß eine 
Verſammlung die Öffentliche Ruhe ftörte, und ſie ſich nicht 
augenblicklich trennte, nachdem die den Aufruhr betreffenden 
Artikel des Landesgejeges das. drittemal laut von: der Kivils 
obrigkeit verlefen find. Ä 

$. 100. Die Drudfreiheit fol Statt finden. Keiner. 
kann wegen irgend einer Schrift, die er hat drucken oder 
herausgeben laffen, von welchem Inhalte fie aud) jeyn mag, 
geftraft werden, mwofera er nicht jelbft vorfäglich und: offens 
bar Ungehorfam.gegen die. Öefege, Geringſchaͤtzung der Ner 
ligion, Sittlichfeit, oder der conftirutionellen Gewalten, oder. 
Widerfeglichkeit gegen deren Befehle an den. Tag gelegt 
oder, andere dazu gereizt, oder falfche und ehrenkraͤnkende 
Befchuldigungen . gegen jemand vorgebracht hat. Freis 
müthige Yeußerungen über die Verwaltung des Staats oder 
irgend einen andern Gegenftand.find einem jeden.erlaubt. 

$. 101, Neue und bejtändige Beichränfungen der Nah: 
sungsfreiheit dürfen in Zukunft niemals für Jemand er⸗ 
laifen werden. | — | E 
$. 102. KHausinguifitionen därfen nicht Statt finden, 
‚ ‚außer ia Criminalfaͤllen. | | 
$. 103. Denjehigen, die hiernach falliven, wird feine 
Sreiftätte zugeftanden. eh 
$. 104. Eigenthum und Grundbeſitz kann in feinem 
Balle verwirkt werden. 


x 
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6. 105. Erfordert das Beduͤrfniß des Staats, baß 
einer ſein bewegliches oder unbewegliches Eigenthum zu 
oͤffentlichem Gebrauche hergiebt; ſo gebuͤhrt ihm aus der 
Staatskaſſe voller Erſatz. 

F. 106. Sombhl die Kaufſummen als die Einkünfte 
der geiſtlichen Benefieien und Guͤter ſollen bloß zum Beſten 
der Geiſtlichkeit und zur Beförderung der Aufklaͤrung ange⸗ 
wandte werden. Das Eigenthum milder Stiftungen kann 
nur zu deren Nutzen verwandt werden. 

$. 107. Das Deals: und Aafardesrecht foll nicht auf: 
gehoben werden. Die nähern Bedingungen, unter welchen 
es zum größten Nugen für den Staat und zum Belten des 
Landvolts beibehalten werden foll, werden von dem evften 
oder dem nächfifolgenden Storthinge beftimmt. . i 

$. 108. In Zukunft jollen feine Strafihaften, Baros 
nien, Stammhaͤuſer und Fideicommille errichtet werden. 

$. 109. Jeder Bürger des Staats iſt im Allgemeinen 
gleich verpflichtet, eine gewille Zeitlang fein Vaterland zu 
vertheidigen,, ohne Hinſicht auf Geburt oder Vermögen. 
Die Anwendung diefes Grundfages, und die Einſchraͤnkun⸗ 
gen, denen fie unterzogen werden muß, fo wie die Ber 
fimmung, inwiefern es für das Reich -dienfich ift, daß die 
Vertheidigungs⸗ und Wehrpflicht mit dem 25. Sahre aufs 
höre, wird der Entfcheidung des erjten ordentlichen Stor⸗ 
ihings uͤberlaſſen, nachdem durch eine Committee alle Aufs 
lärungen erlangt find. Inzwiſchen verbleiben die jegt geb 
tenden Beftimmungen in Kraft. Ä 

9. 110. Norwegen behält feine eigne Bank und fein 
Münzwefen, welche Einrichtungen durch das Gefeß ber 
ftimmt werden. . | | 

6. ıır. Norwegen hat das Recht feine eigne Kauf⸗ 
- fahrteiflagge zu haben. Seine SKriegsflagge bleibt eine 
Unionsflagge. 

$. ı12. Zeigt die Erfahrung, daß irgend ein Theil dies 
fes Srundgefees des Königreichs Norwegen verändert wers 
den muß; fo ſoll der Vorfchlag dazu. auf einem ordentlichen 
Storthinge vorgelegt und durch den Druck bekannt gemacht 
werden. Allein es kommt erft dem naͤchſten ordentlichen 
Storthing zu, zu beftimmen, ob die vorgeichlagene Ver⸗ 
änderung Statt finden fol oder nicht. Doc muß folde 
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Veränderung niemals den Principien dieſes Grundgeſetzes 
widerftreiten,. fondern allein Modificationen in einzelnen 
Beftiimmungen betreffen, die den Geiſt diefer Conſtitution 
nicht verändern; auch muͤſſen zwei Drittheiledes Storthings 
in folher Veränderung einig feyn. 
Chriſtiania, in Norwegens außerordentlihem Storthing, 
den 4. Nov. 1814. | 
 Ehriftie, 
(L. 5.) p.t. SPräfident. ! 
!. Weidemann. 
Daß das Srundgefeg des Norwegifchen Reihe, wie es 
Wort für Wort vorgefihrieben fteht — mit Vorbehalt des 
conſtitutionellen Rechts der: Schwedifchen Reichsftände in 
den Stuͤcken, welche Veränderungen oder Modificationen 


in der Regierungsform des Schwedifhen Reichs mit ſich 


Führen — zwifhen unferm Allergnädigften Könige und 
Herrn, Karl dem Dreizehnten, Königevon Schwes 
den, Norwegen, der Gothen und Wenden ꝛc. durch uns 
unterzeichnete, bevollmächtigte Commiſſaire vor Höchitdeflen 
Augen und dem jeßt in Ehriftiania verfammelten außerors 
dentlihen Storthinge des Norwegifhen Reichs 
verhandelt und befchloffen worden: wird hierdurch mit un: 
fern Namensunterjchriften und untergedrudten Siegeln 
atteſtirt und befräftigt. 
Ehriftiania, den 4. Nov. 1814, . 


M. Rofenblad. Ä 
B. v. Platen , Graf Wetterſtedt. 
G. $. WVirfen. % G. Mörner. 
Ev, Rofenftein. 3.D. Valerius, 
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Aln ha N. 


Sierftencehum Baldel 


Bei Beendigung des Druckes dieſes zweiten Theils, 
findet ſich in No. 80.©. 320 der Allgemeinen 
Zeitung vom Jahre. 1817 die Nachricht, daß bes 
reit8 am 19. April 1816 zu Arolfen die Verfaſ⸗ 
fung für das Fürftentyum Walded erfchienen 


fey. Kein anderes teutfches Blatt hatte bisher. diefer 


Berfaffung gedacht; fie Fonnte daher auch in diefem 
Bande noch nicht erfcheinen. Der folgende britte 
Band wird: fie in dem Anbange liefern. Bid dahin 
begnügen wir uns, ben Inhalt diefes, „aus. 5 Ars 
titel beſtehenden Randesvertrages” mach der . 
Allgem. Zeit. anzugeben: 
) Das vertragsmäßige Abfchließen ber Berfafs 
fung zwifchen Herrn und Land, auf die Grundlage 
des alten Rechts. 
2) Die Landichaft (Repräfentanten) gebildet | 
ı) durch die Befiger Landtagsfähiger Ritterguͤter; 
2) durch die Abgeordneten ber 13 Städte; *) 


*) Da man nicht annehmen Eann, daß dem Kürftenthume 
Walded und Pyrmont die intellectuelle Kraft im 


Fuͤrſtenthum Waldeck. #493 

Durch 10 Vertretet des Bauernflandeb, unb 
berechtigt a) fämmtliche Steuern zu reguliren und 
zu verwilligen; b) Verwaltung ber Landeskaſſen, daß 
die Steuern nur zu den von Herrn. und Land ber 
flimmten Zweden verwendet werden; c) Berathtng 
und Einwilligung bei allen Gefegen und Anordnuns 
gen; d) Gefegesporfchläge und Anträge zur Vefoͤrde⸗ 
rung ber Landeswohlfahrtzeinzureihen; e) Befchwer- 
deführung: bei, Mißbräuchen jeder Art; f) mitzuwa⸗ 
chen, daß von ben Juſtizbehoͤrden untadelhafte Rechte: 
pflege geübt werde. en ee 
3) Der Iandichaftlihe Ausſchuß verfammelt fi 
. jährlich im Jung. Be ne 
4) Die landſchaftliche Kammer ift dem Fürſten 
und ben Ständen allein untergeordnet, nimmt: ſaͤmmt⸗ 

lihe Einkuͤnfte ein, und verwaltet die Landeskaſſe. 

5). Sicherheit: der Verfaffung bei dem Antritte ei⸗ 
‚nes netten’ Regenten; die Stände werden zuſammen⸗ 
berufen, und huldigen demſelben, nachdem "er uͤber 
die Befolgung der Berfaflimg Reverſalien ausgeſtellt 
hat. 2 | 
Stande der Gelehrten, der Prediger, der Schullehrer, der 

Künftler, der Kaufleute, ber Fabrikanten 2c, ganz fehle; 
fo fragt es fi, warum diefer Staat blos die phyfie 
ſcheKraft repräfentiren laͤßt? Wir achten die Repraͤ⸗ 

‚ fentanten bed Bauernfländes, und freuen ung, daß _in 

Teutſchland die Zeit gefommen ift, wo man das von Gu— 

ſtav Wafa ſchon vor drei Jahrhunderten gegebene Beiſpiel 

nahahmtz: allein follte der verdiente Gelehrte, der Schui⸗ 
mann, ber Kaufmann, der mit mehrern Erbtheilen in Vers 
bindung fleht u. f. w. nicht chen fo gut das Wohl des 

— ER —— als der gewaͤhlte Schulze einee 
Dorfes n.,- BR ee * t. 
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— Pr 
Fu itämentafgefeg des Königreiches der 
Niederlande vom 24. Aug. 1815. - 


Km erften Theile diefer Schrift. S. San ff. war 
bereits im Zuſammenhange dargeſtellt worden, wie 
dieſes Fundamentalgeſetz zuerſt, vor der Vereinigung 
Belgiens mit Holland, von dem fouyerainen Fürften der 
Niederlande zunaͤchſt auf das. ehemalige, Königreich Hol: 
land, nah dem erften Parifer Frieden aber vom 50. 
Mai 1814 auf dad ganze nun vereinigte Königreich 
der Niederlande ausgedehnt, den verſammelten Re⸗ 
praͤſentanten des vereinigten Volkes vorgelegt, von 
dieſen, der Mehrheit nach, angenommen, und vom 
Koͤnige am 24. Auguſt 1816 als Fundamentalgeſetz 
— des Widerſpruchs in den belgiſchen Provinzen 
ungeachtet — aufgeſtellt und ſanctionirt worden war. 
Es eriftirte weder im. teutfhen Buchhandel das 
Original diefer Gonftitution, noch war bis dahin eine 
vollftändige Weberfegung berfelben in irgend ei— 
nem öffentlichen Blatte erfchienen. : Nach der Bes 
flimmung diefes Werkes follte aber diefe ‚Eonftitution 
in extenso mitgetheilt werben, Sie warb alfo aus 
dem Haag verfchrieben, und erfcheint hier in einer 
wörtlihen Weberfegung. Das Driginal führt den 
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. Zitel: ,Loi fondamentale du royaume. des Pays- 

bas. Traduction .oflicielle.e. La Haye, de Fim- 
_ primerie belgique, Veenestraat N. 147. 1815. 8, 
"62 Seiten. Ä | | 


# 
ar — — 


no. Erftes Kapitel. 
Von dem Konigreiche und deffen Einwohnern, 


ar ru Das Königreih der Niederlande, deffen 


Graͤnzen durch den zwifchen den aufdem Wiener Congreß 
verfammelten Mächten Europens abgeichloffenen und den 
9. Jun. 1815 unterzeichneten Tractat beftimme, find, bes 


fieht aus folgenden Provinzen: Nordbrabant, Süds. 


brabant, Limburg, Geldern, Luͤttich, Oft: 
flandern, Veftflandern, Hennegau, Holland, 
Seeland, Namur, Antwerpen, Utrecht, Fries 
- Sand, Oberyffel, Gröningen und Drenthe, 
Da das Großherzogthum Luremburg, fo wie 
es dürch den Wiener Tractat begrängt it, unter. Einer 
Souverainetär mit dem Königreiche der Niederlande ſtehet; 
fo wird es nach demfelben Fundamentalgefeß regiert wer; 
den, ‚feinen Verhältniffen zu dem teutfchen Bunde funbes 
adet. 
2. Die Provinzen Geldern, Holland, Seeland, Ute 
recht, Friesland, Dberyflel, Gröningen und Drenthe bes 
‚halten ihre gegenwärtigen Gränzen, 
MNordbrabant beſteht aus dem Gebiete der Provinz, wel⸗ 
che jegt den Namen Brabant führt,! mit Ausnahme des 
Theils, welcher zu dem Departement der untern Maas 
Die Provinzen Suͤdbrabant (Departement der Dyle), 
. Hftflandern (Departement der Scelde), Weſtflandern 
‘(Departement der- &ys), Kennegau (Departement von 
Semappe), und Antwerpen (Departement der beiden Mes 
then) behalten die gegenwärtigen Graͤnzen dieſer Depar⸗ 
tements. | 
Die Provinz Limburg befteht aus dem ganzen Depars 
tement der untern Maas und den Theilen des Ruhrdepar⸗ 


! 
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tements, weiche nach dem Wiener: Tractat zu dein: Konig⸗ 
„weiche gehören, RER TE! st | 
- Die Provinz Luͤttich begreift das „Gebiet des: Departer 
"ments der Durthe, mit Ausnahme des Theils, welcher 
durch denfelben Tractat davon getrennt worden if. 

Die Provinz Namur enthaͤlt den Theil des Departes 
ments der Sambre und Maas, welcher nicht zu dem Große 

herzogthume Luxemburg gehtie. © — 
Die Sraͤnzen des Großherzogthums Luxemburg find 
durch den Wiener Tractat beſtimmt. Fur! 

3. Diefür näglid oder noͤthig gehaltenen Graͤnzbe⸗ 
richtigungen zwiſchen den Provinzen werden durch ein Ge⸗ 
ſetz beſtimmt werden, welches ſowohl auf das Intereſſe der 
Bewohner, als auf die Erleichterung der allgemeinen Ver⸗ 
waltung Ruͤckſicht nehmen wird. 

4. Jedes Individuum, das ſich im Gebiete der Königs 
veiches befindet, es fey ein Einwohner oder Fremder ger ° 
niege den, den Perjonen und Wermögen zugeficher.en 
Schub. EIER: REN 
die Ausuͤbung der Bürgerlichen Rechte ift durch 
das Geſetz beitimmt. | — 

6. Das Recht zu votiren in den Städten und auf dem 
Lande, fo wie die Zuläfjigkeit zu den Provinzial: und Lo⸗ 
calverwaltungen, wird nach den Local⸗ und Provinzialitarus 
ten beffimmt. : 

7. Die Verfügungen diefer Statuten über das Recht 
und die Zuläfjigkeit, welche der vorige Artikel erwähnt, 
ſollen, fo wie jie nach Verfluß des zehnten Jahres, von der 
Promufgation des Fundamentalgejeges an gerechnet, in 
Guͤltigkeit feyn werden, für einen Theil diefes Geſetzes ges 
achtet werden, an, 

8. Niemand kann zum Mitglied der Generaljtaaten, - 
zum Chef oder Mitglied des Departements der allgemeinen 
Verwaltung, zum Staatsrath, zum Commiſſair des Kö2_ 

nigs tn den’ Provinzen, oder zum Mitglied’ des Oberger 
vichtshofes (Haute Cour) ernannt. werden, wenn’ er 
nicht Einwöhrer der Niederlande, und im Königreiche, ober 
in den. Kolonien von eltern, "welche daſelbſt wohnhaft 
find, gebohren iſt. | 


14 
% [3 * u 


t 
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». Wen er während einer Abmefenheit feiner Aeltern, 
diefe fey temporär oder im Dienfte des: Staats, gebohren 
ift; fo genießt er die nämlichen Rechte. | 
9 . Die Eingebohrnen.des Königreiches, oder welche 
‚durch eine Fiction des Gefeges oder durch die: Maturalifar 
tion für folche gehalten werden, find zu allen andern Vers 
waltungsgefchäften ohne Unterſchied fähig. 
0. Ein Jahr lang nach der Promulgation des gegens 
wärtigen Fundamentalgefeßes darf der König in der Frems 
de gebohrnen und in dem Königreiche wohnhaften Perfos 
nen die Rechte des Indigenats und die Fähigkeiten zu allen. 
und jeden Aemtern ertheilen. Ä 
=...21. Jede Perjon:ift ohne Unterfchied des Standes und . 
des Ranges und der Geburt zu allen Aemtern gleich fähig; 
jedod) mit Vorbehalt desjenigen, was durch die Reglemente 
der Provinzen zu Folge des Kap. 4. des Fundamentalges. 
—— auf die Bildung der Provinzialſtaͤnde feſt⸗ 
geſetzt iſt. — a 


 Bweites Kapitel 
Bon dem Koöͤnige. 


Erfie Section 
Von der Thronfolge. 


12. Die Krone des Königreiches der Niederlande ift 
und bleibt S. M. Wilhelm Friedrih, Prinzen von Oras: 
wien: Naffau, und erblich feinen rechtmäßigen Defcendens 
ren, in Gemäßheit folgender Beftimmungen, übertragen. » 
13. Die rechtmäßigen Defcendenten des regierenden 
Königs.find die aus feiner Ehe mit J. M. Friederike Louife 
Wilhelmine, Prinzeflin von Preußen, gezeugten und noch zu 
zeugenden Kinder; und im Allgemeinen diejenigen Deſcen⸗ 
deuten, welche aus einer, mit Beiſtimmung der Generals 
ſtaaten, von dem Könige contrahisten oder mit ſeiner Eins 
willigung gefchloffenen Ehe entiproffen find. 
1, 24 Die Krone ift erblich nad) dem Rechte der Erfiges 
burt, ſo daß der. erfte Sohn des Königs oder fein Dejcans 
dent männlichen Gefchlechts durch Repräfentation ſuccedirt. 
Zweiter Band, - 32 | 
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15. In Ermangelung einer Deſcenbenz ‚männlichen 
Geſchiechts des aͤlteſten Sohnes gehe die Krone auf feine 
Brüder Über, oder-auf ihre Defcendenten männlichen Ger 
ſchlechts, gleichfalls nah dem Hecht der Primogenitur und 
Mepräfentation über. —— A — 
16. In gaͤnzlicher Ermangelung einer Deſcendenz maͤnn⸗ 
lichen Geſchlechts aus dem Hauſe Dranien : Naflau, find 
die Töchter des Königs nach der Prvmogeniturordnung zur 
Sueecjfion berufen. N eat j 
17. Benn der König keine Töchter hinterlaffen Hat; 
fo träge die aͤlteſte Prinzeffin der aͤlteſten männlichen abfteis 
genden Linie des legten Königs die Krone auf ihr Haus 
- Über, und, im Falle früheren Abfterbens, wird fie vonihren 
Deftendenten vepräfentitt. en 
18. Wenn feine männliche abfteigende Linie des legten 
‚ Königs eriftirt; fo fuccedirt die Ältefte weibliche abfteigende 
Linie -diefes Königs; fo daß immer die männliche Branche 
der weiblichen, und die ältere der jüngern, und. in; jeder 
Branche der Bruder der Schwefter und. der ältere dem juͤn⸗ 
gern vorgezogen’ wird. ° | 
19. Wenn der König flirbt, ohne Nachkommenſchaft 
zu hinterlaffen, und wenn feine Deſcendenz männlicher Linie 
aus dem Haufe Oranien-Naſſau vorhanden tft; To fuccedirt 
die nächite Verwandtin des letzten Königs, aus dem koͤnig⸗ 
lichen Haufe, und im Falle ihres frühern Abſterbens, fols 
gen ihre Defcendenten in der Regierung. 
20. Wenn en Weib die Krone auf-ein anderes Haus 
übergetragen hat; fo tritt .diefes Haus in. alle Rechte des 
jest regierenden Hauſes ein, und die ‚vorigen Artikel find 
auf daffelbe anzuwenden; fo daß feine Defcendenten in 
männlicher Linie, mit Ausfchluß der Weiber oder der weib⸗ 
lichen Defcendenz, fuccediren, und daß feine. andre Linie 
auf den Thron gerufen werden kann, : fo. lange als diefe 
Deſcendenz nicht gaͤnzlich erloſchen ift. — 
a1. Eine Prinzeſſin, welche ſich ohne Einwilligung 
ber — verheirathet haͤtte, hat keine Rechte auf 
den Thron. J EN, 
Eine Königin legt die Regierung nieder, wenn ſie ohne 
Eintilligung der: Generalſtaaten eine Ehe contrahirt. 
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22. Sollte der jegt regierende König Wilhelm Friedrich 
von- Oranien / Naffau keine Nachkommenſchaft haben; fo 
vererbt die Krone auf feine Schweiter,, die Prinzeſſin Fries 
derite Louiſe Wilhelmine von Dranien, Wittwe des verftors- 
benen Karl Georg Auguft, Erbprinzen von Braunſchweig⸗ 
Lüneburg, oder auf ihre rechtmäßigen Defgendenten, welde 
aus einer den Verfügungen des obigen 13. Art. gemäß 
sontrahirten Ehe gebohren find. SCHE 

23. In Ermangelung rechtmäßiger Defcendenten bies 
fer Prinzeſſin, geht die Krone auf die rechtmäßigen männz 
lihen Defcendenten der Prinzeffin Karoline von Oranien, 
Schwefter des verftorbenen Prinzen Wilhelm V., Gemah⸗ 
lin des verftorbenen Fürften von Naflau: Weilburg, über, 
auch nach dem Rechte der Primogenitur nnd Repräfentas 
tion. 

24. Wenn befondre Umftände eine Aenderung. in ber 
Drdnung der Succefjion in, der föniglihen Wuͤrde nöthig 
machen follten; fo kann der König in diefer Hinſicht den 
Seneralftaaten, den vereittigten Kammern, einen Geſetzes⸗ 
entwurf vorlegen; in viefem Falle muß die zweite Kammer 
in doppelter Anzahl zufammenberufen werden. . 

- 25. Der König, welcher keinen durch das Fundamens 
talgejeg zur. Krone berufenen Nachfolger hat, fchlägt einen 
den Seneralftaaten vor, welche verfammelt. und zufammens 
gefeßt find, wie im vorigen Artikel. | 

26. Wenn der Vorſchlag von den Generalftaaten ger 
nehmigt wird; fo macht der König feinen Nachfolger der 
Nation in den für die Promulgation der Gefege vorge: 
fihriebenen Formen befannt, und. läßt ihn feierlich proclas 
miren. 
27. Wenn dem Könige vor feinem Tode kein Nach: 
folger ernannt. worden tft; fo ernennen und proclamiren ihn 
feierlich die Generalftaaten, welche wie im 24. Artikel ver: 
fammelt und zufammengefeßt find. | | 

28. Sin den in den Artikeln 22, 23, 24, 25 und 27 
erwähnten Fällen bleibt die Succeſſion, fo. wie fie durch die 
— 14, 15, 16, 17, 18, 19 und 20 vorgeſchrie⸗ 

en i x ; J 

29. Der König der Niederlande kann feine andre 
Krone tragen, | I 

3 4 * 


aa. 0. Niederlande. b 


' 9 keinem Balle kann ser Sitz der Neglerung außer⸗ 

halb des Koͤnigreiches verlegt werden. Tau ER 

ae gweite Section. E 
Bon den Eintänfeen der Krone, gi 


30. Der König genießt ein jährliches Einkommen von 
2 Mo, doo Gulden, aus dem öffentlichen Schage zahlbar. 
32° Wenn ver jegt regierende König Wilhelm Friedtich 
von Oranlen· Naſſau den Vorſchlag dazu thut; fo können 
ihm durch ein Geſetz oe. zu völligem Eigenthume bis 
zum Betrage von 500,000 Gulden Einkünften angewielen 
werden, welche von den im vorigen Artikel beftimmten Eins 
£ünften abgezogen werden. NET > 
„32. Schicklich meublirte Sommer und Winterpalläfte 
- find zur Wohnung des Königs beſtimmt, mit einer jährlichen 
Summe, die für die Unterhaltung diefer Pallaͤſte 100,000 
Gulden nicht überfteigen darf. . — 

33. Der König, die Prinzen und die Prinzeſſinnen 
feines Haufes, find von allen perfönlihen und directen Aufs 
lagen befreit} fie find von. der Grundfteuer nur. für die 
Wohnungen ,. weldhe ihnen angewiefen find, befreit; fie 
find aber allen andern Auflagen unterworfen. N 

, "34 Der König richtet fein Haus ein, wie es ihm gut 
[heine 


Eine verwittwete Königin genießt während ihres 
Wittwenſtandes ein jaͤhrliches Einkommen von 150,000 Gul⸗ 
den aus dem oͤffentlichen Schatze. | 
36. Der ältefte Sohn des Königs, oder fein maͤnn⸗ 
licher Defeendent, als praͤſumtiver Kronerbe, iſt der. erfte 
unterthan des Koͤnigs; er führt den Titel eines Prinzen 
von Dranien. — — — — 
37. Der Prinz von Oranien genießt in dieſer Quali⸗ 
tät vom erfüllten 18. Jahre an ein jährlihes Einfommen 
von 760,000 Gulden aus dem öffentlichen Schatze, wel⸗ 
ches auf 200,000 Gulden erhöht wird, wenn er in Gemäßs 
zu dem Artikel 13 ſich vermähle — 
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Dritte Section. 


Bon der VBormundfhaft über den minder 
jährigen König. 


38.. Der König it mit. erfüllten 18. Jahre 

muͤndig. 
39. Im Falle der Minderjaͤhrigkeit, ſteht der König 
unter der — einiger Mitglieder des koͤniglichen 
Hauſes und einiger vornehmen und im La: de gebohrnen 
‚ Derjonen. 

40. Diefe VBormundfchaft wird im voraus von dem 
regierenden Könige, in Uebereinſtimmung mit den Öenerals 
‚finaten, den vereinigten Kammern übertragen. 

41. Wenn fie durd) feinen Vorgänger nicht verfüge 
worden iftz fo wird für. diejelbe durch die Generalſtaaten, 
die vereinigten Kammern, gejorgt, welche ſich, wenn es 
möglich iſt, Mit einigen nahen Verwandten des minderjäßs 
rigen Königs vereinigen. | 

42. Seder Bormund leifter, ehe.er fein Amt antritt, 
in, die Hände des Präfidenten folgenden Eid: 


„Ich Ihwöre Treue dem Königes ich fchwöre ger 
„wiſſenhaft alle Pflichten zu erfüllen, welche feine 
„Bormundfchaft mir aufgrlegt, und namentlih, ihm 
„Anhänglichkeit an das Fundamentalgefeg feines König- 
„reiches und Liebe zu feinem Volke einzuflößen. _ 


„Sp wahr. mir Gott helfe.‘ 


| Vierte Bretter 
Bon der Regentſchaft. 


43: Während der Minderjährigkeit des Königs wird 
die konioliche Macht von einem Regenten ausgeuͤbt; er 
wird im voraus von dem regierenden Könige, in Ueberein— 
fiimmung mit den Generalfiaaten, den vereinigten Kam⸗ 
mern, ernannt. Die Succeffion inder Negentfchaft, wäh: 
- send der Minderjährigkeit des Königs, kann auf diefelbe 
Art feſtgeſetzt werden, 
2 44. Wenn der Regent nicht bei Lebzeiten des Königs 
ernannt worden ift; fo gefchieht dieß durch die dem Artikel 
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8 gemäß verſammelten und zuſammengeſetzten Generals‘ 
aaten, 

Wenn die Succeffion in der Regentſchaft nicht feſtge⸗ 
ſetzt iſt; jo fann der Regent fie in Lebereinftimmung mit 
den wie oben verfammelten Generalftaaten feftfegen. 

45. Der Regent leiftet in einer Berfammlung der Ger 
neralftaaten,, den vereinigten Kammern, und in die Hände 
des Präjidenten, folgenden Eid: | 
„Ih fhwöre dem Könige Sehorfam ; ich ſchwoͤre, da 

„ich in Der Ausuͤbung der königlihen Macht, während 
„der Minderjährigkeit des Königs (fo lange der König 
außer Stand feyn wird, zu regieren,) das Fundas 
„mentalgeſetz des Königreiches beobachten und aufrecht 
„erholten werde, und daß ich bei feiner Gelegenheit 
„und unter feinem Vorwande, welcher er auch fey, 
„mich von demfelben entfernen, oder zugeben werde, 
„daB man fich bavon entferne. 
„Ich fchwöre ferner, mit aller meiner Macht die Uns 
„abhaͤngigkeit des Königreiches und die Integrität feis 
„nes Gebiets, fo wie die öffentlihe und individuelle 
„Freiheit zu vertheidigen und zu bewahren, die Rechte 
4, aller und jeder Unterthanen des Königs zu erhalten, 
„und zur Sicherung des allgemeinen und befondern 
„Wohlergehens, fo wie ein guter -und treuer: Regent 
„ſchuldig iſt, alle Mittel anzuwenden, welche die 
„Geſetze zu meiner Verfügung ftellen. 
„So wahr mir Gott helfe.” 

46. Die königliche Macht wird gleichfalls durch einen 
Regenten ausgehbt, wenn der König fih außer Stand bes 
finder zu regieren, — 

Nachdem der Staatsrath, welcher aus den gewoͤhnlichen 
Mitgliedern und den Chefs der Miniſterialdepartements zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt, durch eine genaue Unterſuchung conſta⸗ 
tirt hat, daß dieſer Fall exiſtirt; fo beruft er die Generals 
flaaten zufammen (die zweite Kammer in doppelter Anzahl), 
am während der Dauer der Verhinderung dafür zu forgen. 

Die Mitglieder der Generalftaaten, welche fi den ein 
und zwanzigften Tag nach der Zufammenberufung an dem 
Orte befinden, wo die Regierung ihren Sig hat, eröffnen 
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“47. Wenn es moͤthig iſt, für die Aufficht über die Per: 
fon des Königs zu. forgen ; welche ſich in dem Falle des voris 
gen Artikels befindet; jo befolgt man die in den Artikeln 39 
und 41 über die Vormundſchaft eines minderjährigen Königs 
aufgeftellten Srundfäge. - er 
48. Wenn. in diefem Falle der Prinz von Oranien 
volle 18 Jahre alt iſt; fo ift er Negent von Nechts wegen. _. 

49. Wenn der Prinz von Dranien nicht volle 18 Fahre _ 
alt ift, und in den in den Artikeln 27 und 44 erwähnten 
Fällen, übt der Staatsrath, zufammengefegt wie in Arti- 
tel 46, die königliche Gewalt aus, bis durch die General: 
ftaaten daft geforgt ift. a 

Die Mitglieder diejes Raths legen in die Hände: des 
Dräfidenten, nnd diefer in Gegenwart der Verſammlung 
folgenden Eid ab: . a 

„Ich fhwöre als Mitglied (Praͤſident) des Staats: 

„raths, zu der Erhaltung und Beobachtung des Fun: - 

„damentalgefeged des Königreiches in der Ausübung 

„der königlihen Macht beizutragen , bis durch die Ger 

„neralftaaten dafür geſorgt ift, 
„So wahr mit Sort helfe.’ 

50. Die Acte, welche die Regentfchaft feſtſetzt, wird 
den Abzug beſtimmen, der von den Einkünften der Krone 
für den Aufivand der Negentjchaft gemacht wird. . | 

51. Denn der Königden Generalftaaten feinen Nach⸗ 
folger zur Krone vorgefchlagen hat (rt. 25); wenn er 
nicht mit ihnen die Vormundfchaft des minderjährigen 
Königs feſtgeſetzt Hat (Art. 40); wenn er den Negenten 
des Königreiches nicht mit ihnen. defignirt hat (Art. 43); 
fo erklaͤren die Generaljtaaten feierlich den Fall, welcher 
eintritt, und fie forgen für venfelben, fo wie es in den Ars 
tikeln 27, 41 und 44 vorgefchriehen ift. | 


Sänfte Section. 
Von der Snauguration des Könige. 


"53. Wenn der König die Zuͤgel der Regierung ergreift 
ſo wird er feierlich in einer öffentlichen Sitzung der Gene 
valftaaten, den vereinigten Kammern, inauguritt. Diefe- 
Sigung wird im Freien gehalten. 
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In Friedensjeiten geſchieht die Inauguratlon abwech— 
ſelnd zu Amſterdam und in einer Stadt der ſuͤdlichen Pror 
vinzen, welche der König wählt. 


53. Nachdem in diefer oͤffentlichen Sigung das Fun⸗ 
bamentalgejeg dem Könige ganz vorgelefen worden ift, lei⸗ 
flet er folgenden Eid; x 

„Ih ſchwoͤre dom Volke der Niederlande, das Fun? 
„‚damentalgejeg des Königreiches aufrecht zu erhalten, 
„und zu beobadjten, und daß ich bei feiner Selegen: 
„heit und unter feinem Vorwande, welcher er auch 
„ey, mich davon entfernen oder zugeben werde, daß 
„man jich davon entferne, 


„Ich Ihwöre ferner, mit alfer meiner Macht die Unab⸗ 
haͤngigkeit des Königreiches und die Integrität feines 
„SGebiets, fo wie die öffentliche und ‚individuelle Frei: 
beit zu vertheidigen und zu bewahren, die Rechte 
„aller und jeder meiner Unterthanen zu erhalten, und 
„zur Sicherung und Erhöhung des allgemeinen und 
„beſondern Wohlergehens, fo wie ein guter König 
„ſchuldig iſt, alle Mittel anzuwenden, welche die Ge: 

. rege zu meiner Verfügung fteilen. 

„So wahr mir Gott helfe,“ 


54. , Nach der Leiſtung dieſes Eides wird der König 
tn der nämlihen Sitzung von den Generalſtaaten inaus 
gurirt. u. 

Der Präfident fpricht in dieſer Abſicht folgende feierliche 
Erklärung aus, welche er und alle Mitglieder durch einen 
individuellen Eid beſtaͤrken: | 

„Wir ſchwoͤren im Namen des Volkes der Niederlanz 

„de, daß wir, fraft des Fundamentalgefeges diefes 

„Staates, Sie zum Könige annehmen und fnaugus 
„riren; daß wir die Nechte Ihrer Krone aufrecht erz 

„halten werden; daß wir in der Vertheidigung Ihrer 

„Perſon und Ihrer koͤniglichen Würde Ihnen gehors 

ſam undtreu feyn werden; und wir fchwören alles zu 

„thun, was gute und getreue Generalſtaaten zu thun 

. „verpflichtet find. Ä 

„So wahr uns Gott helfe,” 


1 
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89,” Der König ſetzt die Provinzialſtaaten von feiner 
Inauguration in Kenntniß, welche ihm mit folgenden Wors 
sen Huldigung leiften : 

„Wir fhwören, daß wir Ihnen als rechtmäßigen 
.„» Könige der Niederfande in der Vertheidigung Ihrer 
„Perſon un: föniglihen Würde getreu jeyn werden; 
„und daß wir in Gewißheit des Sundamentalgefeßes 
„den Befehlen, die uns von Ihnen zukommen, ges 
„horchen werden; dad wir in ihrer Vollziehung ihren 
„Dienern uns Raͤthen Huͤlfe und Beiltand leiften 
„werden, und daß wir außerdem thun werden, was 
„getreue Unterthanen zu thun verpflichtet find. 
„So wahr uns Gott helfe. | 
Eine feierliche Deputation einigerihrer Mitglieder übers 
bringt diefe Erklärung dem Könige, 


“N 


— Schfe Section 


| F Bon den föniglihen Rechten, 


56. Der König hat die Leitung der auswärts 


gen Angelegenheiten; er ernenne die Minifter und 


Eonfuln und beruft ſie zurück. 
57. Der König erklärt den Kriegund ſchließt 


Frieden; er jest die beiden Kammern der Generalftaaten 


davon in Kenntniß. Er. fügt Diejenigen Mitcheilungen 
hinzu, welche ev mit dem Intereſſe und der Sicherheit des 
Staates für vereinbar hält, | 

58. Dem Könige gehört dat Recht, alle andere Vers 


träge. und Conventionen abzufchliehen und zu ratificiren. 


Er feßt die beiden Kammern der Generalftaaten davon 


in Kenntniß, jobald er glaubt, daß das Sintereffe und die. 
Sicherheit des Staats es erlauben. 


Wenn in Friedenszeiten abgefchloffene Tractate eine Abs 


‚teetung oder eine Austaufchung eines Theiles des Gebiets 


des Königreichs. oder feiner Beſitzungen in den andern Welt: 
theilen enthalten; fo werden fie von dem Könige nicht eher 
ratificiret, als bis jie von den Generalſtaaten gebillige wor⸗ 
den find, | | 
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59. Der König verfügt über die Land⸗ und Seemacht, 
er ernenht die Dfficiere Bei derfelben, und ruft fie, nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Fälle, mit Penſion zueäd,. 

60. Die oberfte Leitung. der Kolonieen und ber Be⸗ 
ſitzungen des Königreiches in den andern Welttheilen ger 
Hört ausfhließend dem Könige. 

61. Der König hat die oberfte Leitung der Finanzen; 
er ordnet und beitimmt die Befoldungen der Eollegien und 
Staatsbeamten, welche aus dem öffentlihen Schaße bezahle 
werden; cr trägt fie in das Budget der Ausgaben des 
Staats ein. 

Die Befoldungen der Staatsbeamten des richterlichen 
Standes find durch das Geſetz beftimmt. 

62. Der König hat das Rechte Münze.zu ſchlagen, 
und kann fie mit feinem Bilde prägen laſſen. 

63. Der König ertheilt den Adel; diejenigen, welche 
er adelt, legen ihre Diplome den Staaten ihrer Provinz; 
gen vor; dann nehmen fie.an den mit dem Adel verbunde: 
nen Vorrechten Theil, und namentlich an dem Rechte, in die 
Kitterfchaft eingefchrieben zu werden, wenn fie bie erfors 
derlichen Bedingungen in fi) vereinigen. - 

64. Jeder Ritterorden wird durch ein Geſetz, auf den 
Vorſchlag des Königs, begründet. 

65. Fremde Orden, welde feine Verbindlichkeit aufs 
erlegen, können von dem Könige und von dem Prinzen feiz 
nes. Haufes mit feiner Einwilligung angenommen werden. 

Kein fremder Orden, welder er aud) fey, kann von 
einem andern Unterthan des Königs, ohne feine ausdruͤck⸗ 
lihe Erlaubniß, angenommen werden. 

66. Diefe Erlaubniß ift ebenfalls zur Annahme aller 
fremden Titel, Würden oder Aemter erforderlid, 

In Zukunft koͤnnen von einem fremden Fürften ertheilte 
Adelsbriefe von keinem se au des Königs angenommen 
werden. 

- +67. Der. König hat das Recht zu begnadigen, 
nachdem er von dem Obergerichtöhofe des Königreiches ein 

Gultachten eingezogen hat. 

68. Außer dem Rechte, in den von: ‘dem Geſetze ſelbſt 

beſtimmten Faͤllen zu dispenſiren, bewilligt der Koͤnig in 

dringenden UN und wenn die Generalfiaaten nicht vers 
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” ſammelt find, Privatperſonen für ihr Pribatintereſſe und 
auf ihr Verlangen Dispenſationen, nachdem er den Staats⸗—⸗ 
rath daruͤber gehoͤrt hat: dieſe Dispenſationen werden in 
Juſtizſachen und nach eingezogenem Gutachten von dem 
Obergerichtshofe, und in andern Sachen von den Verwal⸗ 
.  tungsdepartements , welche fie betreffen, bewilligt, Der 
"König feßt die Generalftaaten von allen Dispenfationen in 
Kenntniß, welche er in dem Zeitraume von einer Seſſi ion 
‚ bis zur andern bewilligt Bat. Ä 
69. Der König entſcheidet alle Streitigkeiten, welche 
fich zwifchen zwei oder mehrern Provinzen erheben, wenn 
er fie nicht in Güte beendigen kann. 
70, Der König lege den Generalftaaten die 
Gefegesentwärfe vor, und thut ihnen jeden andern 
Borihlag, den er für gut Hält, 
Er-beftärigt oder verwirft die Borfaläge, 
welche ihm die Generalſtaaten thun. 


Siebente Section. 


Bon dem Staatsratheund den Minifterials 
Departements. 


71. Es eriftiet ein Staatsrath. Diefer Rath ber 
fteht aus hoͤchſtens vier und zwanzig Mitgliedern, melch?, 
‚fo weit es möglih, aus allen Provinzen des Königreiches 
gewählt find; der König ernennt und entfegt fie. nad Ber - 

lieben. - 

Der König hat den Vorſitz im Staatsrather er er⸗ 
nennt, wenn er es für gut halt, einen Staatsſecretair⸗ 
Vicepraͤſidenten. 

72. Der Prinz von Oranien iſt von Rechts wegen 
Mitglied des Staatsraths; er nimmt mit erfuͤlltem 18ten 
Jahre einen Platz darin ein. 

Die andern Prinzen des koͤniglichen Hauſes koͤnnen 
nach ihrer Muͤndigkoit von dem Koͤnige hineinberufen wer⸗ 


den. 
Sie ſind nicht in der feſtgeſetzten Zahl der ordentlichen 
Mitglieder begriffen. 


73. Der König untertoirft der Berathfchlagung des 
Staatsraths die Vorſchlaͤge, welche er den u 
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hut und bie, welche: ihm von denfelben gethan worden, fo 
‚wie alle allgemeine Maasreg ln für die innere Verwaltung 
= Königreiches und feiner Beſitzungen in andern Welt 
ilen. 
Im Eingange der Gejeg rund koͤniglichen Verordnun⸗ 
‚gen wird erwähnt, daß der taatsrath gehört worden iſt. 


Der ‚König befragt fer ner. -den Staaterath um fein | 
- Gutachten’über alle Gegenſtande des allgemeinen oder ..bes 


fondern Intereffes, welche er für gut Hält, ihm zu unters 
werfen. Ä 


Der König entfcheibet allıtin,, und er bringe jede feiner 


Entfheidungen zur Kenntniß des Staatsraths. 
74. Der König kann ußerordentliche Staatsraͤthe 


ohne Beſoldung eruennen; eit beruft, fie in den Staats⸗ 


rath, wenn er es. für gut hält. | 


75. Der König grünver Minifterialdeparter 


ments; er ernennt und entſetzt deren, Chefs 
nad Belichen; er kann einen oder mehrere derfelben 
berufen, um den Berathſchlagungen des Staatsraths beizus 
wohnen. Ä N t 2 
76. Der Eid, welchen die Chefs der Minifterialdepars 
tements und die ordentlichen und außerordeatlichen Staates 


raͤthe leiften, enthält unabhängig von dem, was der Koͤ⸗ 


nig außerdem beizufügen für gut finder, die Verpflichtung, 
dem -Fundamentalgefege treu zu ſeyn. RE | 


- Drittes Kapitel, 
Sonden Generalftaaten. 
| Erſte Section. 
Bon der Bildung der Generalftaaten, 
77. Die Generalfiaaten gepräfentiren die 


Mation. Fe er >... 

.. 78. Die Generalftaaten werden aus zwei Kammern 

gebildet. | u 

79. Eine diefer Kammern befteht aus Hundert und 
sehn Mitgliedern, weiche von den Staaten der Pros 

vinzen, fo. wie folgt, ernannt werden: Nordbrabant er: 

. nenne 7, Südbrabant 8, Limburg 4, Geldern 6, Lüttich 


Ey 


- 
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6; ofmanbern 10, Weſtſlandern 8, Kennegan 8, Hol 
land 22, Seeland 3, Namur 2, Antwerpen 5, Utrecht 
3, Friesland 5, Overyſſel 4, Groͤningen 4, Drenthe ı, 
Luxemburg —X 
80. Die andre Kammer; welche den Namen der eb⸗ 
fien Kammer führt, beſteht aus wenigftens vierzig 
und hoͤchſtens fehzig Mitgliedern, die: volle vierzig 
Jahre alt feyn müffen, und auf Lebenszeit. von dem 
Könige ans den Perfonen ernannt werden, ‚welche darch 
dem Staate geleiftete Dienfte „durch ihre. m oder ihr 
Vermoͤgen am ausgezeichneiſten find, 2 h 


Zweite Section, i 


Bon dei zweiten Kammer der Seheräts 
ſaaten. 


. Perſonen, welche in der Provinz, von — 
fie — werden, wohnhaft und volle dreißig: Jahre alt 
find, find in der zweiten Kammer wählbar. 

Die in einer und derfelben Provinz erwaͤhlten Mitglier 
‚ der dürfen einander nicht näher, als im dritten’ Stab vers 
wandt oder verfchmägert feyn. 

Land, und Seeofficiere find nur wähller, wenn fie 
einen Rang über den der Gapitains haben. 

82. Die Mitglieder dtefer Kammer werden auf drei 
Jahre erwählt. Die Kammer wird jährlich zum brits 
ten Theil ertteuert, dem Schema gemäß, welches in dies 
fer Hinſicht aufgefegt werden wird. 

Die heranstretenden Mitglieder koͤnnen unmittelbar 
darauf wieder gewaͤhlt werden. 

83. Die Mitglieder dieſer Kammer votiren individuell 
ohne Bevollmaͤchtigung, und ohne an die Verſammlung, 
welche ſie ernannt hat, zu referiren. 

84. Beim Eintritt in ihr Amt leiſten ſie, jeder nach 
dem Ritual feines Cultus, folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre (verſpreche), das Fundamentalgeſetz 

„zu beobachten und aufrecht zu erhalten‘; und daß ich 
„bei feiner Gelegenheit und unter keinem Vorwande 
irgend’ einer Art mich davon entfernen oder zugeben 

— /werde, daß man ſich davon entferne; daß Ich mit ale 
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„len meinen Kräften die Unabhängigkeit des Königs 
„reiches und die Öffentliche und individuelle Freiheit 
bewahren und beſchuͤtzen werde; daß ich, fo viel an 

„mir iſt, zu der Erhöfung des allgemeinen Wohler⸗ 

„gehens beitragen werde, ohne mich von demſelben wer 

„gen eines befondern oder provinziellen Intereſſes zu 

„entfernen. . Ä Ä | 

„So wahr mir Gott helfe.” - | 

Sie werden zu dieſem Eide zugelaſſen, nachdem fie 

folgenden Eıd geleiftet Haben: —8 
„Ich ſchwoͤre (erklaͤre), daß ich, um zum Mitgliede 

„der zweiten Kammer der Generalſtaaten ernannt zu 

„werden, weder direct noch. indireer, noch unter eis 

„nem Vorwand irgend-einer Art, Feine Perfon, die ” 

„in oder außer einem Staatsamte ftehet, ‚Gaben 

„oder Geſchenke weder gegeben oder verfprochen has 

„be, noc geben oder verfprechen werde. ” 

Ich ſchwoͤre (verſpreche), daß ich niemals von 

„irgend Jemanden oder unter irgend einem Vorwans 
> „„de,-direet oder indivect, irgend eine Gabe oder Ges 

„ſchenk annehmen werde, um. irgend etwas in ber 

Ausuͤbung meines Staatsamtes zu thun oder nicht 

„zu thun.“ F 

“u, So wahr mir Gott helfe.“ a 
: Die Schwäre werden in die Hände des Königs oder, in 
ber zweiten Kammer, in die Hände des dazu von dem Koͤ⸗ 
nige autorifirten Präfidenten abgelegt. | 
85. Der Präfident der zweiten Kammer wird von 
dem Könige für die Dauer einer Sefjion, aus einer 
dreifachen Lite, welche die Kammer ihm überreicht, ers 
nannt. | 
| 86. Die Mitglieder diefer Kammer erhalten eine Ents 
fhädigung für ihre Verſetzung (deplacement), welche 
durch das Gefeg nad Maasgabe der Entfernung beftimme = 
wird, 
. Sie erhalten ferner für Aufenthaltstoften eine 
Summe von 2500 Gulden jährlid; diefe Entſchaͤdigung, 
welche monatlich bezahlt wird, erhalten diejenigen Mits 
glieder in dem Zeitraume von einer Seffion bis zur andern 
. nicht, welche hei der letzten Seflion nicht zugegen geweſen 
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And, wenn fie nicht beweifen, daß fie durch Bott 
daran verhindert worden. 


Dritte Sirtiee 


. Bon der erfien Kammer der Generals 
ffaaten, 


Er. Die Mitglieder. der erften Kammer erhalten zu 
aller Schadloshaltung für Verſetzung und Aufenthalt eine 
Summe von 3000 Gulden jährlich. 

88. Bei dem Eintritt in ihr Amt leiften fie, jeder 
‚nach dem Ritual feines Eultus, in die Hände des Königs 
die für die Mitglieder der zweiten Kammer vorgefchrichenen 
Eide. 

89. Der Koͤnig ernennt den Praͤſidenten der erſten 
Kammer fuͤr die Dauer einer ion. 


Vierte — 


BVerordnungen— die beiden Kammern gemein 
ſind. 


90. Man kann nicht zu gleicher Zeit Mitglied beider 
Kammern ſeyn. 

"gr. Die Chefs der —— Verwaltungsdeparte⸗ 
ments haben in beiden Kammern Sitz. 

Ihre Stimme iſt nur dann deliberativ, wenn ſie Mit⸗ 
glieder der Kammer ſind, in welcher ſie ſitzen. 

92. Die Mitglieder der Seneralftuaten können nicht 
zu gleicher Zeit Mitglieder der Nechnungsfammer. feyn, 
noch überhaupt Stellen haben, welche zum Rechnungswe⸗ 
ſen gehoͤren. 

93. Ein Mitglied der Provinzialſtaaten, das zu den 
Generalſtaaten ernannt wird, verliert, indem es in den— 
ſelben Sitz nimmt, ſeine vorige Eigenſchaft. 

94: Jede Kammer verificirt die, Vollmachten ihrer 
Mitglieder, und entfcheider. die in diefer Hinſicht eutſtande⸗ 
nen Streitigkeiten. 

95. Jede Kammer ernennt ihren —— 
(greffier). 
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96. Jede der beiden Kammern führt den Titel: Edle 
und Hochmächtige Herrn (Nobles et Puissants Seigneurs). 

97. Die Generalſtaaten verfammeln ſich wenigiteng 
einmal jährlich; Sie ordentlide Seflion fange mit dem bdrits 
ten . des Monats Detober an. \ 5 

‘Der König beruft fie außerordentlich zuſammen, wenn 
er es nöthig finder, | 
.: 984 In Friedenszeiten werden die Seſſionen von Jahr 
zu Jahr abwechfelnd in einer Stadt der nördlichen und in 
einer Stadt der ſuͤdlichen Provinzen gehalten. ; 

99. Bei dem Ableben des Königs verfammeln fich die 
Generalftaaten ohne vorhergehende Zujammenberufung. 
Die Mitglieder der Generaljtaaten, welde ſich am funfs 
jchnten Tage nad) diefem Ableben an dem Orte befinden, 
wo der Sitz der Regierung befiimmt if, eröffnen die außers 
ordentlihe Sitzung. 

100, Die Sefjion der Generalftaaten wird in einer 
Sitzung der beiden vereinigten Kammern durch den König 
oder jeine Commiffarien eröffnet; fie wird auf diefelbe 
Weiſe geſchloſſen, wenn der König dafür hält, daß da® 
—— des Königreiches ihre Fortfegung nicht erfordert. 
„Die ordentliche Seſſion muß wenigfiens zwanzig Tage 
dauern. F 

101, Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß 
faffen, wenn nicht wenigftens die Hälfte ihrer Mitglieder 
verfammelt tft. ER, | 

102, Jeder Beſchluß wird durch die abfolute Mehr⸗ 
heit-der Stimmen gefaßt. 

103. Die Mitglieder der Generalfiaaten votiren auf 
namentliches Aufrufen und mit lauter Stimme. 

Die Wahlen und Vorfchläge der Kandidaten gefchehen 
allein durch geheime Stimmenfammlung. 

104. In den verfchiedenen Fällen, wo laut des Fun: 
damerttalgefeßes die beiden Kammern (die zweite verdoppelt 
oder in gewöhnlicher Anzahl) vereinigt find, fißen did 
Mitglieder ohne Unterſchied der Kammern. 

Der Praͤſident der erſten Kammer leitet die Berath⸗ 


ſchlagungen. | 
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e. ST Fnfte ER 
x. Bon der gefeßgebenden Gewalt. 


‚ 10$, Die gefeßgebende Gewalt wird gemeinfchaft: 
lid von dem Könige und den Seneraljiaaten 
ausgeübt. 

106, Der König richtet die Vorfchläge, welche er den 
Seneralitaaten thun will, an die zweite Kammer, durd) 
ein Sendfhreiben (message), welches die Beweggründe 
. enthält, oder durch Commiſſaͤre. 

107. Die Kammer berathichlagt in allgemeiner Derz 
ſammlung uͤber feinen Borfchlag des Königs eher, als big 
fie ihn in den verfchiedenen Sectionen geprüft hat, in welz 
he alle Mitglieder der Kammer ſich theilen, und weldye 
periodiſch durch das Loos erneuert werden. 

108. Die Sigungen der zweiten Kammer der Generals 
ſtaaten ſind Öffentlich; doch bilder fich die Kammer zu einer 
Comitée, wenn der zehnte Theilder gegenwärtigen Mitglie⸗ 
der es verlangt, oder der Präfident es gut findet. 

In der Comitée können Befchläffe überdie "Ger 
genitände gefaßt werden, ‚welche daſelbſt verhandelt worden 
ſind. 
109. Wenn die zweite Kammer, nachdem ſie uͤber den 
allgemeinen Bericht, der ihr von dem Gutachten ihrer 
Sectionen gemacht wird, berathſchlagt hat, den Entwurf ans 
nimmt; fo ſendet fie ihm der erjten Kammer mit folgender 
. Formel zu: 

„Die zweite Kammer der Generalftaaten fendet der 
er eriten Kammer den beigefügten Vorjchlag des Königs zu; 
„ſie glaubt daB er anzunchmen iſt.“ 

110. Wenn die zweite Kammer den Vorfchlag nicht ans 
nehmen zu fönnen glaubt; fo giebt fie dem Könige, mit fols 
- genden Worten Nachricht davon : 

„, Die zweite Kammer der Generalfiaaten bezeugt dem 
„Könige — Dankbarkelt für den Eifer, mit welchem er 
„Über die Intereflen des Königreiches wacht, und erfucht ihn 
 „ehefürchtsvoll, feinen Vorſchlag in weitern Betracht zu 

„nehmen. ui 

rıı, Wenn die erſte Kammer einen von der zweiten 
Kammer angenommenen Vorſchlag des Koͤnigs erhaͤlt; ſo 
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ſendet fie ihn den. Sectionen zu, und wenn fle, nachdem 
fie in allgemeiner Sigung darüber berathſchlagt hat, den 
Vorſchlag annimmt; fo giebt fie dem Könige mit folgenden 


. Worten davon Nachricht: 


„Die Seneralftaaten bezeugen dem Könige ihre Dank⸗ 
‚barkeit für den Eifer, mit welchem er über die Ins 
‚texeffen des Königreiches wacht, und nehmen feinen Bots 
„ſchlag an.‘ ' ei PET 

Und der zweiten Kammer mit diefen Worten: 

„Die erfte Kammer der Generalftaaten bringt zur 
„Kenntniß der zweiten Kammer , daß-fie den Vorſchlag des 
„Königs. angenommen hat, welche ihr den «..... ber 
„treffend „..... Überfendet worden iſt | 

112. Wenn die erftie Kammer den Vorſchlag nicht ans 
nehmen zu koͤnnen glaubt; fo druͤckt fie ed aus, wie im Ars 
titel 110. Er 

Sie fegt'die zweite Kammer mit folgenden Worten das 
von in Kenntniß: Ä 

„Die erfte Kammer der Generalſtaaten bringt zur 
„Kenntniß der zweiten Kammer, daß fie den König ehr: 
„farchtsvolf erfucht hat, feinen Vorſchlag ...... ber 
„twweffend »-.... in weitern Betracht zu nehmen.” 

113. "Die Generaljtaaten haben dag Recht, dem 
Könige Vorfhläge zu thun, auffolgende Art. 

114. Das Net, eine Berachfchlagung der General: 
ftaaten über einen dem Könige zu machenden Vorſchlag zu 
veranlaffen, gehört ausfchließlich den Mitgliedern der zwel⸗ 
ten Kammer. Sie prüft ihn im der für die Geſetzesent⸗ 
würfe vorgefchriebenen Form. ; — 

115. Wenn fie den Vorſchlag billigt, ſendet fie ihn 
ber eriten Kammer zu, mit folgender Formel! - 

„Die zweite Kammer der Generalftaaten fendet der 
„eriten Kammer den beigefügten Vorſchlag, und glaubt, daß 
„die Sanction des Königs nachzuſuchen iſt.“ | 

116. Nachdem die erfte Kammer auf die gewöhnliche 
Art darüber berathſchlagt hat; fo Tender fie ihn, im Falle 
der Billigung, an den König, mit folgender Formel: - 

„Die Generalitaaten fenden dem Könige den heigefügs 
„ten Vorſchlag zu, welchen fie für den Staat, vortheilhaft 
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„und nuͤtzlich halten. Sie erſuchen S. M., ihm die 

„koͤnigliche Sanction zu ertheilen.“ 5 

” Sie unterrichtet davon die zweite Kammer mit bieſen 
orten: 


„Die erſte Kammer der — ———— 
„die zweite Karimer', daß fie ihren Vorſchlag vom ...... 
‚‚ betreffend ..... ‚angenommen hat, und daß fie ihn an 
„S. M. gefandt hat, um jeine koͤnigliche Sanction nach⸗ 
Auſuchen. | 

117. Wenn die erfte Kammer den Vorſchlag nicht 
Billige; fo unterrichtöt fie‘ die en Sammer davon mit 
folgenden Worten: ’ 


„Die : erfte Kammer se Generalftanten fendet den 
„zweiten Kammer den. beigefügten Vorſchlag zuruͤck, wel⸗ 
„chem * ihren Seit nicht : geben. zu können geglaubt | 
„hut, dd: ., 
rriß.. Wenn: der König einen Vorſchlag der General⸗ 
ſtaaten annimmt; jo druͤckt er ſich mit — Worten aus: 


„Der König willige ein.” 
Wenn er ihn verwirft in diefen: 
N „Der König wird in Ueberlegung nehmen. « 


33:78 Die von dem Könige und ‚den beiden Kammern 
der Seneraltaaten angenommenen Gefeßesentwärfe mwers 
den Geſetze des Königreiches, und werden von dem 
Könige promulgirt. 

"120. ‚Das Sefes fegt die Art der. Promulgation und 
den Zeitpunct feſt, nach welchem die Geſetze verbindlich 
werden. 

Die Formel der Promufgation iſt in dieſen Worten 
verfaßt: 

BE ser König der Niederlande ꝛc. ꝛc. allen, 
„weiche Gegenwaͤrtiges ſehen werden, unſern Gruß! Kund 
„und zu wiſſen. 

„Nachdem wir in Ueberlegung genommen ꝛc. (hier 
„werden die Beweggründe eingefchaltet), Aus dies 
ſen Urſachen haben wir, nachdem wir unfern Staats; 
 mrath gehört Haben, und in gemeinfomer Uebereinſtim⸗ 
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„mung.mit.den Generalſtaaten, verordnet, wie 
„durch Gegenwaͤrtiges verordnen. “ * 


(Den Lext des ya. 
\ On u. 1 w. 0 Öefepet 


Seite Sectton. dba 
Bon dem Budget des Staats. 


121. Das Budget der Ausgaben des Konigreiches muß 


die Beiſtilmmung der Generalſtaaten haben; es wird von 
dem Koͤnige der zweiten. Kammer in der ordentlichen 

Seſſion überteidtt. 

122. Das Budget iſt in wei Theile eingetheilt. Diefe 
Eintheilung fol zu dem Jahre 1820, und wenn die Um; 
ftände es erlauben, noch cher gemacht werden. - 

‚123. Der erfie Theil enthält alle ordentliche, fire und 
beftichende Ausgaben, welche aus dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge hervorgehen, und fich befonders auf den Friedens; 

fand bez 

Wenn diefe Ausgaben von. den Generalftaaten gebillige 
find; fo find fie die erften zehn Jahre hindurch einer ferners 
weiten jährlichen Einwilligung nicht unterworfen. 

Sie merden während dieſes Zeitraumes nur dann on 

eine neue Berathſchlagung gezogen, wenn der König zu er 
kennen giebt, daß ein Gegenitand der Ausgaben anfgepört 
oder ſich verändert hat. 

124. - Indem man diefen. Theil des Subgeis feſtſetzt, 
beſtimmt man zugleich die Mittel, ihn zu decke 

Sie werden ebenfalls auf zehn Jahre —* und 
bleiben unveraͤnderlich, wenn nicht der Koͤnig zu erkennen 

giebt, eines dieſer Mittel durch ein anderes zu erſetzen oder 

zu modifleiren. 

“0225. -Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termins fuͤr 
welchen die firen Ausgaben feſtgeſetzt ſind, ſchlaͤgt der Koͤnig 
fuͤr die zehn Jahre, welche diejem Termine: folgen, ein 
neues Budget vor. 

226. Der zweite Theil des Budgets enthält die außer / 
ordentlichen, unvorhergeſehenen und ungewiſſen Ausgaben, 

welche vorzuͤglich zur Zeit des Kriegs nach den Umſtaͤnden 
beſtimmt werden muͤſſen. 
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Die Audaaben, fo wie die Mittel, fie gu. decken, wer⸗ 
den nur auf ein Jahr feſtgeſetzt. | 

127. Die Ausgaben jedes Departements der allge⸗ 
meinen Verwaltung find der Segenftand eines abgefonders 
sen Kapitels des Budgets. 

Die für'ein Departement zugeftandenen Fonds muͤſſen 
ausfhließlich für Ausgaben, - welche ihm. angrhoͤren, vers 
wendet werden; fo daß feine Summe, ohne tem Beitritt der 
. Generaljtaaten, aus einem Theile der allgemeinen Verwalr - 
tung auf einen. andern übergetragen werden kann. 

123. Der König läßt jährlich den Genetalfkäaten eine 
genaue Berechnung der Anwendung der ofenelichen Geider 
vor Augen legen. 


| Tiertes Kapitel, 
Bon den Provinzialſtaaten. 


Erfe Section, 
Bon der Bildung der Provinzialficaten. 


129. Die Staaten der Provinzen beſtehen aus den 
son den drei folgenden Standen erwaͤhlten Mitgliedern: 
Die Adlihen sder Rictterſchaft. | 
‚Die Städte 
. Die Landfhyaft. 

130. ‘Die. vollitäudige Anſehi der Mitglieder, aus 
welchen die Provinzialitgaten befichen, und die von jedem 
Stande zu erwählende Anzahl, werden von dem Könige 
nach dem Gutachten einer Sommifiton , welche er in jeder 
. Provinz ernennt, bejiimmt. 

131. In jeder Provinz bilden die Adlichen einen rit⸗ 

terfchaftlihen Verein (Corps Equestres), oder nicht, je 
nachdem es für gut befunden wird. 
Die erſte Zufammenberufung der Adlihen, oder des 
ritterſchaftlichen Vereins, und die erſte Zulaffung zu diefen 
Corporationen gehört dem Könige an. — Sie unterwerfen 
ihre Reglements der Genehmigung des Königs, und ent: 
fernen in der Abfaffung derſelben fich — von den — 
Ren des ei 


/ 


nennen zu den vacanten 
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132. Die Stadtobrigkeiten werden. auf. die Art orga⸗ 
hiſ iet, welche in den Reglements, die die beſtehenden Obrig⸗ 
keiten oder von dem Könige, ernannten. Spechaltnuniifpnen 
vorlagen, angenommen wird. 

Dieſe Reglements werden den Proinziaiſtaaten zuge⸗ 
ſandt, welche ſie mit ihren Vewerkungen der Genehmigung 
des Koͤnigs unterwerfen. 

Sie betreffen die Art dee Wahl Derjeigen Mitglieder 


- der Provinptalftaaten,: welche jede Stade ſtellt ;«; 


133. Jede Stadt hat, ein Waplcolegium; : es wird 
jedes Jaht zuſammenberuͤfen, blos um zu den vacanten 
Stellen in dem Stadtrathe zu ernennſen. 

134. Die Bean Einwohner jeder Stadt er⸗ 

tellen in den Wahlcollegien. Die 

Ernennungen geſchehen jedes Jahr, nach der Majoritaͤt der 
Stimmen, durch verfiegelte und unterzeichnete Billets, 
welche auf Anordnung der Municipalverwaltung in den 
Käufern eingefanmelt werden. 
Die Reglements jeder, Stadt beftimmen die Quote 


der direeten Steuer, welche man bezahlen. muf, und die 


andern Eigenfchafter, welche man haben muß, um ſtimm⸗ 
faͤhig zu ſeyn. 
135. Zum Behufe der Ausübung des Wahlrechts, iſt 

das Land in Diſtricte getheilt. - 

136. Man kann nicht zu gleicher. Zeit Mitglied der 
Staaten von mehr als einer Provinz ſeyn. 

137. Der König ernennt in allen Provinzen Com? 
aniffäre, unter einer Benennung, welche er für ſchicklich 


hält, und giebt ihnen die nöthigen Inftructionen, um die 


Bollziehung der Gefege zu fihern, und über die Intereſſen 
des Snigrteiches und der Provinz zu wachen. Ä 


. Sie haben den Vorſitz in der. Verfammlung det Stan 


‚ten und der nach der Verordnung des Ark. 153. zu ernen⸗ 
‚nenden Deputationen. 


Bei ihrer Ernennung leiſten ſie den Eid, dem Fun⸗ 
damentalgefege getreu zu feyn. I 

138. Die Mitglieder der Provinzialſtaaten leijten, 
bevor fe ihr. Amt antreten, jedes nach dem Rituale feines, 
Eultus, folgenden Eid: 
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„Ich ſchwoͤre (verfprehe), das Fundamentalgefeg 
„des Königreiches zu beobachten, ohme mich auf irgend 
„eine Weife und unter welhem Vorwande es auch 
„fey, davon zu entfernen; — mich nad dem Re— 
„glement der Provinz zu richten, und alles zu thun, 
„was in meinen Kräften ſteht, um ihr Wohlfeyn zu 
„erhöhen. So wahr mir Gott helfe.” _ 

Sie werden zu diefem Eide zugelaffen, nachdem fie dens 
jenigen abgelegt haben, nichts gegeben oder verfprochen 
zu haben, und feine verbgtenen Gaben oder Geſchenke anzu: 
nehmen, in Gemaͤßheit deſſen, was für die Mitglieder der 
Generalſtaaten im Artifel 84 vorgefhrichen worden tft. 

139. Die Staaten der Provinzen verfammeln ſich 
wenigſtens einmel jährlih, und jedesmal, wenn fie vo 
dem Könige zuſammenberufen werden. ” 

140, Die Mitglieder der Provinzialftaaten votiren 
indivisuell, ohne Auftrag, und ohne an die Berjammlung, 
welche fie ernannt hat, zu referiren. 

141. Die Provinzialftanten können feinen Entſchluß 
faffen, wenn nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder fich, 
verfammelt findet. 

Jeder Beſchluß wird nach der abfoluten Stimmenz, 
mehrheit gefaßt. | 

142. Die Mitglieder der Provinzialſtaaten votiren 
mit lauter Stimme und auf namentliches Aufrufen; dte 
Wahlen und die Repräjentation der Kandidaten allein ge⸗ 
fchehen durch geheime Stimmenfammiung. 


Zweite Section. 


Bon den Verhältniffen (attributions) der 
Stände (etats). a 


143. Die Stände unterwerfen die Koften ihrer Ber: 
waltung dem Könige, welder, im Falle der Genehmigung, 
fie in das allgemeine Budget der Staatsausgaben aufs 
- nimmt. z 

144. Die Stände der Provinzen ernennen in oder 
außer ihrem Mittel die Mitglieder der zweiten Kammer 
der Generalſtaaten. — Sie wählen diefelden, fo iweit es 
möglich iſt, aus den verſchiedenen Theilen der Provinz. 
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145. Die Stänte find mit der Volljiehung der Ger 
feße, weldhe den Schuß der verfchiedenen Gattungen des 
Eultus, deren äußere Ausuͤbung, den öffentlichen Unterricht, 
- ‚die Wohlthärigkeitsanftalten, die Aufmunterung des Aderr 
baus, des Handels undder Manufacturen betreffen, fo wie 
‚aller andern Gelege, welche der König in dieſer Abficht 
ihnen zuſendet, beauftragt. 

146. Die Stände haben alles unter fih, mas mit.der 
innern Verwaltung ‚und Deconomie ihrer Provinz zuſam⸗ 
menhängt. Die Verordnungen und Reglemente, welche 
fie indem allgemeinen Sntereffe der Provinz für nöthig oder 
nüglich halten, muͤſſen, ehe fie zur Vollziehung gebracht. 
werden, die Senchmigung des Königs erhalten haben. 

147. Sie halten darüber, dab die freie Einfuhr und 
Ausfuhr umd der Tranfito der Waaten und Güter feinen ans 
bern Beichräntungen unterliege, ald denjenigen, welche in 
den Gefegen gegründet find, | — 

148. Sie vermitteln die Streitigkeiten der Localbe⸗ 
hörden. Wenn es ihnen nicht gelingt; fo unterwerfen fie 
Diefelben der Entfchridung des Königs. | | 

149. Der König kann diejenigen Verhandlungen der. 
Asa ag welche den Gefegen oder dem allgemeinen 

nterefle zuwider feyn.jollten, ſuſpendiren oder annulliren. 

150. Die Provinzialftände thun dem Könige Vor— 
fhlägc zur Unterhaltung oder Vollendung der Arbeiten ober 
Anſtalten, welche fie für thre Provinz nuͤtzlich glauben, 
Sie koͤnnen zu gleicher Zeit die Mittel vorfchlagen, dein. 
Aufwand ganz oder zum Theile auf Kojten der Provinz her⸗ 
beizuſchaffen. | 
Im Falle der Genehmigung, fteht ihnen die Dirdetion 
der Arbeiten und der Verwaltung der Mittel zu, unter der 
Verpflichtung, Rechnung davon abzulegen. - 

151, Sie fünnen die Sjntereflen ihrer Provinzen und der 
ihrer Verwaltung invertrauten (administfes) bei dem 
Könige und den Generalitaaten unterſtuͤtzen. 

152. Renlements, die von den Provinzialftänden ges 
macht undivon dem Könige fanctionirt werden, bejlims 
men die Art, wie fie die von dem Fundamentalgeſetze 
und zu Jolge deſſelben ihnen verftattese Gewalt ausüben 
follem., .. DR ‘ ae 
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153. Die Stande ernennen aus ihrer Mitte eine 
Deputation, welche ſowohl während der Dauer ihrer Sefiio; 
nen, als wenn fie, nicht verfammelt find,. im Allgemeinen 
mit allem beauftragt ijt, was zu der täglichen Verwaltung 
und zur Vollziehung der Geſetze gehört. 

Die Provinz Holland kann in Ruͤckſicht ihres Umfanze 
und ihrer Bevölkerung zwei ———— haben. 


Dritte Section. 
Bon den Localadminiſtrationen. 


154. Die Ruraladminiſtrationen der Kerrfchaften, 
Diſtricte oder Dörfer werden auf die Weiſe organiſirt, 
welche man nach den Umſtaͤnden und Localintereſſen am 
zweckmaͤßigſten findet, und mit den geiegmäßig erworbenen 
Rechten vereinbar glaubt. _ 

Die Provinzialftaaten laffen in dieſer Hinſicht und in 
Gemaͤßheit des Fundamentalgeſetzes Reglements machen, 
welche ſie mit ihren Bemerkungen der Genehmigung des 
Koͤnigs unterwerfen. 

155. Die Localadminiſtrationen Haben die volltändige 
und gänzliche Direction ihrer befondern und häuslichen In⸗ 
tereflen, jo wie fie. durch die Reglements beſtimmt iſt. 
Die Verordnungen, welche fie in diefer Hinſicht machen, 
werden den Staaten der Provinz abſchriftlich zugefandt, 
und koͤnnen den Geſetzen oder dem allgemeinen Intereſſe 
nicht zuwiderlaufen. 

Der König hat zu jeder Zeit das Necht, über die Admis 

niftration der Loralbehörden jede Erkundigung einzuziehen, 
und in diefer Hinſicht jede Verfügung, zu treffen, welche er 
nöthig findet. 
156. Die Localadminiftrationen find gehalten, dem 
Provinzialitaaten ihr Budger der Einnahme und Ausgabe 
vorzulegen und ſich nach dem zurichten, was die Staaten in 
diefer Hinficht vorfchreiben. 

157. Wenn die Gemeindelaften eine Auflage erfors 

dern; fo beubachten die Tocaladminiftrationen gemiffenhaft 
die Verfügungen der Gefege und allgemeinen Verordnun⸗ 
gen und — Finanzweſen. 
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Bevor dieſe Auflagen erhoben werden, muͤſſen fie dio 
Genehmigung der Provinzialftraten haben, welchen die 
Entwürfe mit einem genauen Etat der ‚peote nahe der 
Gemeinde zufandt werden. ö 

Bei Pruͤfung diefer Entwürfe halten die Staaten a 
: über, daß die vorgefchlagene Auflage den Tranſito nicht 
erſchwert, und nicht auf die Einfuhr der Producte des 
Bodens oder der Induſtrie andrer Provinzen, Städte oder 
Landgemeinden höhere Zölle legt, als diejenigen, welche 
von den Producten des Ortes felbft, wo die Auflage einges 

führt wird, erhoben werden. 

158. Keine neue Semeindealiflage Tann ohne Eins 
willigung des Königs eingeführt werden. 

159. Die Stände jenden alle Bemeindebudgets an den 
Konig, deren Zuſendung er verlangt. 

Der König giebt die nöthigen Inſtructionen zum Ab⸗ 
ſchluß der von den Localadminiſtrationen abzulegenden Rech⸗ 
nungen. 
160, Die Localadminiſtrationen können die Opntereffen 
ihrer Untergebenen bei dem Könige und den Staaten ihrer 
Provinz unterfiügen, 


Bierte Section. 


Allgemeine Verordnung. 


161. Jeder Einwohner des Königreiches hat das Recht, 
gefchriebene Petitionen an die. competenten Behörden zu ſen⸗ 
den, wenn er es nur individuell und nicht momine. col- 
lectivo thut, welches bloß den gefeglich conftituirten und 
als folhen anerkannten Eorporationen und nur über Gegen: 
ftände, welche in ihren Wirkungskreis gehören, erlaubt iſt. 


Fünftes Kapitel, 
Bon der JZufig 
Erfte Section 
Allgemeine Verordnungen, 


162. Das Recht wird im ganzen Umfange des Königs 
weiches im Namen des Königs gefprochen. 
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. 263: Es wird fuͤr das. ganze Königreich.einen und den⸗ 
felben Codex. des bürgerlichen,,. peinlichen,. Handelsrechts, 
der Organiſation der richterlichen Gewalt und der Civil⸗ 
und Criminalprocedur geben. 

164. Der ruhige Beſitz und Genuf feines Eigenthuma 
iſt jedem Einwohner garantirt. 

Niemanden kann daſſelbe anders entzogen werden, als 
aus dem Grunde des oͤffentlichen Nutzens, in den Fällen 
und auf die Art und Weiſe, welche das Geſetz feſtſetzen 
wird und mitecht einer gerechten Schadloshaltung. 
+. 365. Die Ötreifigkeiten, welche das Eigenthum -oder 
die daraus abgeleiteten Rechte, Schulden oder Privatrechte 
zum Gegenfiande haben, .. gehören ausfchlichlih vor die 
Gerichtsbarkeit der Tribunale. | 

166. Die richterliche Gewalt kann nur von den durch 
das Fundamentalgeſetz oder zufolge „deflelben. begrüns 
deten Tribunalen ausgeuͤbt werden. 

167. Niemand kann wider feinen Willen mit Heberge: 
hung des Richters, den das Gefes ihm zuweiſet, vor ei⸗ 
nem andern belangt werden. 

168. Niemand kann außer dem Salfe, wo er:auf fris 
ſcher That ergriffen wird, anders, als Kraft eines Befehls 
feines Richters verhaftet werden, welcher motivirt ſeyn, 
und der verhafteten Perfon im Augenblid der Verhaftung 
oder unmittelbar nachher vorgezeigt werden muß. 

Das Geſetz beftimmt die Form diefes Befehls, To wie 
die Frift, in welcher jeder Angeklagte verhört werden muß. 

169. Wenn bei außerordentlichen Umſtaͤnden die öffents 
liche Behörde einen Einwohner des Königreiches verhaften 
läßt; fo iſt derjenige, auf deflen Defehl die Verhaftung 
gefchehen üt, verbunden, binnen 24 Stunden den Rich— 
ter des. Orts davon in Kenntniß zu feßen und fpäteftend in 
drei Tagen die verhaftete Perſon an ihn abzuliefern. 

Die Criminaltribunale find, jedes in feiner Gerichts⸗ 
barkeit, verbunden, über die Vollziehung diefer Verord: 
nung zu wachen. 

170. Es iſt niemanden erlaubt, in die Wohnung eines 
Einwohners wider deſſen Willen einzudringen, wenn 
es nicht a des ae eines zu dieſem Emm 
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von dem Geſetz für competent erfärten Otaatsbeaihten, 
und mir Beobachtung der im Gefege feſtgeſetzten Formen 
geſchieht. 

171. Die Eonfiscation des Vermoͤgens kann 
nie Statt finden, um welches Verbrechens willen 
es auch ſey 

172. Jedes Griminalurtheil, das auf Condemnation 
erkennt, muß das Verbrechen mit allen Umſtaͤnden, wels 
che es begründen, ausiprechen, und die Artikel des Ger 
feßes enthalten, welche die Strafe androben. 

173. Bei den Civilurtheilen werden die Gründe ani 

schen. 

174. Jedes Urtheil wird in sffentlihem Gerichte 


ausgeſprochen. | 
Zweite Section. 


Bon dem Obergerichtshofe und den Trion 
nalen. 


175. Es giebt für das ganze Königreich ein oberftes 
Tribunal, welches den Namen eines Obergerichtshofes 
führt, und deffen Mitglieder fo viel möglich aus allen Pros 
vinzen gewählt werden. 

176 Der Dbergerihtshof benachrichtigt die zweite 


+ Kammer der Sencralitaaten von den Stellen, welche in 


feiner Mitte vacant werden. Der König ernennt zu dies 
fen Stellen aus einer dreifachen Lifte, welche diefe Kam⸗ 
mer ihn überreicht. 

Er ernennt den Präfldenten des Dbergerichtshofs aus 
defien Mitglicdern 

Er ernennt den Generalprocurator. 

177. Die Mitglieder der Generalſtaaten, die Chefs 
der allgemeinen Verwaltungsdepartements, die Staats⸗— 
raͤthe und der Commiſſaͤre des Königs in den Provinzen 
fiehen, wegen aller während der Dauer ihres Amts begans 
genen Vergehungen, unter der Gerichtsbarkeit des Ober⸗ 
gerichtshofes. 

Wegen der in der Ausuͤbung ihres Amts ——— 
Vergehungen koͤnnen ſie nicht eher belangt werden, als bis 
die Generalſtaaten ihre Belangung autoriſirt haben. 
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278. Das Geſetz bezeichnen die andern Stiaatsbeam⸗ 
ten, welche wegen aller während. der Dauer ihres Amts 
begangenen Mersehungen unter der Gerichtsbarkeit des 
Dbergerichtshofes ſtehen. | 

179. Die gegen den König, die Mitglieder feineg 
Hauſes und den Staat gerichteten Klagen koͤnnen nur von 
dem ' Obergerichtöhofe ‚angeftelle werden. Ausgenommen 
‚find - die Realkiagen, welche vor. die ordentlichen Richter 
gebracht werden. 

180. Der Obergerichtshof hat die Oberaufſicht uͤber 
die Verwaltung der Juſtiz in dem ganzen Umfange des 
Königreiches». Er wacht darüber ,. daß die Gerichtshoͤfe und 
Tribunale eine richtige Anwendung von den Geſeizen mas 
chen; er annullirt ihre Verhandlungen und ihre Urtheile, 
welche denſelben zuwider find; alles in Gemaͤßheit der Eis 
senichaften, -welche ihm durch den Codex der Prosedus beis 
gelegt ſind. 

.. 131, Die, Appellation in den Sachen, weiche nach 
den Geſetzen in erſter Inſtanz von den Provinzialgerichto⸗ 
En entfchieden werden, fommt vor den Obergerichts⸗ 


"183. & giebt ein Serihshof für. eine. oder. für mehr 
vere Provinzen. 

Der König ernennt zu den vacanten Stellen in den 
Serichtshöfen aus einer —— Liſte, welche ihm von 
den Provinzialſtaaten uͤberreicht wird. 

Er ernennt die Praͤſidenten dieſer Berignäfe aus u. 
ren Mitgliedern. 

Er. ernennt. Nie Generälproenrasoren,. 

183. Die. Eviminaljufti; wird : ausfchließlih von 
der Provinzialgerichtöhöfen und den andern Criminal 
tribunalen veraltet, deren Gründung nörhig befunden 
werden wird. 

134. Die Verwaltung der. Giviljuftiz It den Provin⸗ 

zialgerichs nn ——— —— =. 

185. Die Organifation der Provinzialgertchtshöfe , = 
Eivils und Griminaltribunale, ihre Benennung, ihr G 
eg ihre Verhälmiffe (attributions), fo ern 

Generalprocuratoren und andrer Miniſterialoffi⸗ 
he durch das. Geſetz beſtimmit. | 
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186. Die Mitglieder des Obergerichtehofes der Pro⸗ 
vinzialgerichtshoͤfe und der Criminaltribunale, ſo wie die 
Generalprocuratoren und andre Miniſterialofficianten bei 
dieſen Hoͤfen und Tribunalen, werden auf) Eebenjeit er⸗ 
nannt. 

Die Dauer der Functionen der andern Nicter: und⸗ 
Miniſtetialofficianten iſt durch das Geſetz beſtimmt = 

Kein Richter kann waͤhrend der geſetzmaͤßigen Dauer 
ſeiner Functionen ſeiner Stelle anders, als auf ſein Anſu⸗ | 
chen oder durch ein Urtheil entfegt werden. -- - 

187. Das Geſetz beſtimmt die Art und Beife, die‘ 
Streitigkeiten - und: Contraventionen in Steuerſachen zu 
entj.heiden. 

188. Kriegscäthe und ein Dberkriegsgerichtähof etten⸗ 
nen uͤber alle von Land; | ur RIM begangene Bar 
gehungen, 

Diefer Gerichthof wird ans einer gleichen Anzahi shit 
Nechtsgelehrten und Land: und Märineofficieten beſtehen, 
welche» von dem Könige auf Lebenszeit: ernannt werden.‘ - 
Den Vorſitz in demfelben führt immer ein Rechtsgelehrter. 

189. Die ordentlichen Tribunale erkennen uͤber alle 
wider eine: Militairperſon angeſtelſte ia 


ki Sechstes Kapitel⸗ 
— Son dem Cultus. F * 


90 Die Freiheit der religioſen Meinungen it alten 
garancitt. 

191. Gleicher. Schugitft allen religibſen Gemeinden, 
welche in dem Rönigreiche exiſtiren, bewilligt. 
192. Alle Unterthanen des Koͤnigs, ohne Unteifchieb‘ 
des religoͤſen Glaubens, genießen diefelben bürz 
gerlihen und politifhen Rechte, und find: 
zu allen und ſeden⸗ Würden: und Aemtern fa⸗ 


ig. : 
de 193. Die Sffentliche Aushbumg feines Cultus kann ge⸗ 

htudert werden, außer in dem Falle, wo ſi e die oͤffentliche 

— g und Muhe ſtoͤren kann. —* 

4. Die Beſoldungen, Penſionen / und andere Vor⸗ | 

eheile, —** Art ſie ſeyen, welche die verſchiedenen Gat⸗ 
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tungen des Cultus und ihre Diener gegenwärtig genießen, 
ſind ihnen garantirt. J 

Es kann eine Beſoldung denen Geiſtlichen, welche keine 
haben, und eine Zulage denen, deren Beſoldung unzurei⸗ 
— iſt, angewieſen werden. 

195. Der Koͤnig wacht daruͤber, daß die für die vers 
ſchiebenen Gattungen des Cultus angewieſenen Summen, 
welche aus dem oͤffentlichen Schatze bezahlt werden, keine 
andre, als die Anwendung erhalten, zu welcher ſie beſon⸗ 
ders beſtimmt find. 

196. Der König wacht Däräßer, daß fein Eultus in 
der Freiheit der Ausübung geftdre werde, welche das Fun⸗ 
damentalgefes ihm fichert. 

Er wacht ferner darüber, daß alle Gattungen des Euls 
tus in dem Gehorſame verbleiben, welchen ſie den re. 
des . ſchuldig ſind. | 


Siebentes Kapitel. 
Bon den Sinanzen. 


197. Keine Auflage zu. Sunften. des Sffentlihen 
Schages Fann anders, als Kraft eines Geſetzes eingeführt 
werden. | 
198. In Hinſicht der. Abgaben fann. fein Priviles 
gium bewilligt werden. | 

199. Alle Jahre wird die öffentliche Schuld, nach dem 
Interefle der Staatsgläubiger, in’ Betrachtung gezogen. 

200. Das Sefes beftimmt das Gewicht und den Ge⸗ 
Halt der Muͤnzen; es ſetzt ihren Werth feſt. 

201. Ein ollegium,, unter dem Namen der Muͤnz⸗ 


raͤthe und Generalmänzmeifter, hat die Leitung und.obere 


Aufficht alles defien, was die Münze betrifft, in Gemäßs 
heit der Inſtructionen, welche ihnen durch das Geſetz ge ⸗ 
geben werden. 

Der Koͤnig ernennt zu den vacanten Stellen in dieſem 
Collegium aus einer dreifachen Liſte, welche ihm von der 


zweiten Kammer der Generalſtaaten überreicht wird. 


202. Es giebt für das ganze Königreich eine Rech⸗ 
nungsfammer, beauftragt mit der Prüfung und Lignidas 
sion der. jährlichen Rechnungen. der ‚allgemeinen Derwak 


. 
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syugebepartements, und aller, welche dem Staate der von 
dem Gefeg gegebenen Anweifungen semäß, Rechenſchaft 
ablegen muͤſſen, und anderer.‘ —— 


Die Mitglieder der Rechnungskammer werden , fo weit 


es moͤglich iſt, aus allen Provinzen gewählt, 


Der König ernennt zu den vacanten Stellen aus einer 


beeifachen Lifte, melde die zweite Kammer dei: General: 
Raaten ihm überreicht. — ——— 


Achtes Kapitel. . | 
Bon der Vertheidigung bes Staats, 


203, Zufolge der alten Gewohnheiten, nach den Beifte 
des Genter Friedens und den‘ Grunſaͤtzen der Utrechter 


Union, iſt eine der erſten Pflichten der Einwohner des Koͤ⸗ 


nigreiches, zur Erhaltung der Unabhängigkeit und zur Vers 
theidigung des Gebietes des Staates die Waffen zu tragen, 

204. Der König forget dafür, daß eine binteichende 
Land: und Seemacht, welche durch freiwillige Dienjtneh: 
mung Einheimiſcher oder Fremder gebildet wird, beftändig 
unterhalten werde, um in oder Außer Europa zu dienen, 
je nachdem es die Umftände erfordern.. 

205. Fremde Truppen koͤnnen nur mit gemeinfamer 
Uebereinſtimmung des Königs und der Generalſtaaten in 


die Dienfte des Königreiches genommen werden. Der Kb: 


nig theilt die Capitulationen, welche er in dieſer Ruͤck⸗ 


ſicht ſchließt, den Generalſtaaten mit, ſobald er es fuͤgli⸗ 


x 


cherweiſe fann. — | 
206. Unabhängig von der ftehenden Land⸗ und Ser 


" armee giebt es eine Matiomalmiliz, von welcher. in 
Friedenszeiten alle Jahre ein Fünftheil verabfchiedet wird. ° 


207. Diefe Miliz wird, fo’ weit e8 möglich it, durch 
freiwilliges Anwerben auf die vom Geſetz beſtimmte Weiſe 


gebildet: in Ermangelung einer hinreichenden Anzahl frei⸗ 


willig Angeworbener, wicd fie durch das Loos vollzählig ges 
macht, Alle am erſten Januar jedes Jahres unverheira⸗ 
thete Einwohner, welche zu diefer Zeit das neunzehnte 
Jahr erreicht und das drei und zwanzigſte noch ‚nicht been⸗ 
digt haben, nehmen an der Ziehung Theil, "Diejenigen, 


welche ihren Abſchied erhalten haben, Fönnen unter keinen | 


“ ‘ 
if 


- nn — 


— — * 


— — G — — —— —— — — — — — — 
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Vorwande zu einem andern Dienft berufen werden,” als 
zu dem der Communalgarde, von welcher unten die che 


feyn wird. 


208. In den gewöhntichen Zeiten wird” die Miliz ade 
Jahre ungefähr einen Monat lang erereirt; jedoch kann 
der König, wenn das Intereſſe des Staats es erheifchtz 
ein: Viertheil der Milizen verfammelt halten. ° 

309. Im Falle eines Kriegs, oder beiander ee 
fichen Umftänden, kann der König die ganze Miliz berufen 
und verfammelf halten. Wenn die Generalftaaten nicht 
verfammelt find, “beruft er fie zu gleicher Zeit zufammen; 
er fege ,fid von dem Zuſtande der Dinge in Kenntniß, und 
verabredet mit ihnen die weitern Maasregeln. | 

210, Sin feinem Falle kann die Miliz in den Kolonieen 
debraucht werdet. :- 

212. Die Miliz kann in keinem Falle die Granzen des 
Körtigreiches ohne die Einwilligungder Generalſtaaten übers 


ſchreiten, außer bei dringenden Gefahren, und, wenn, bei 


Gar nifonsveränderungen der. kuͤrzeſte Weg durch ‚fremdes 
Gebiet geht. Sin beiden Fällen unterrichtet der König, : ‘fe 
Haid als möglich, die Senerelſtaaten von den Beſehlen/ 
welche er gegeben: hat: or 
ii 212. ‚Alle. Ausgaben ; die auf die Heere des Staats 

Bezug haben, werden von’ dem: oͤſffentlichen Schabe * 
nagen: | | 
‚ Die Einguartierung- und: die Ernährung der: Kriege 
Ieute, die den Truppen des Königs, oder den Feſtungen zu maz 
enden Präftationen, von welcher Natur ſie ſeyen, koͤnnen 
nicht ;einen. oder .miehrern Einwohnern, einer oder mehr 
rern Gemeinden. zur Laft fallen. Wenn, wegen unvor« 
hergefehener Umftänvde, ſolche Präftationen von Individuen 
oder Gemeinden gemacht werden; ſo bringt ſie der Staat 
in Rechnung, und es wird dafür, nach dem durch die Negles 
ments aufgeftellten. Tarif, eine Schadloshaltung bezahle. 
213. Sin den Gemeinden, welche zufanımengenommen, 
eine Bevoͤlkerung von 2500 und drüber Einwohnern haben,; 
giebt. ed, wie vorher, Communalgarden, welche zur &rhale 
tung der oͤffentlichen Ruhe, gebraucht werden; ſie innen tur; 
Falle des Kriegs gebraucht werden, um die Angriffe des 
Feindes abzuhalten, 

Bweiter Band, 34 


I} 


% den andern Gemeinden giebt ed Communalgardett 
e, zur Zeit des Friedens außer Thaͤtigkeit, in Kriegs⸗ 
geiten mit den Garden der andern Gemeinden deu: Aufſtaud 
da Maſſe zur Vertheidigung des Landes bilden. 
214. Die Verfügungen, welche der König für nöthig 
achtet, um die Drganifation ber Miliz und die Zahl der 
Mitizen zu beſtimmen, ſo wie ‚die Communalgarden und 
der in Mafle, find Gegenſtand eines Geſetzes. 
J Neuntes Kapitel. ©, 
Bon der Dirertion der Gemwäffer, Bruͤcken 


und Straßen. : 


315. Der König Hat die Oberauffiht Aber die Hydrang 
liſchen Werke, Brüden und Straßen, ohne Unterſchied, 
6 der Aufwand aus dem oͤffentlichen Schage oder auf ir⸗ 
end eine andre Weiſe befiristen wird. a 4 
"* au6, Der. König läßt die allgemeine Direction der Ges 
wäfler, Brüden md Straßen auf die Art, welche er FÜR 
317. Unabhängig von der Aufſicht, welhe der König 

der Seneraldirection Über Werke, welche auf Koſten von 
Geſellſchaften, Gemeinden oder Privatperfanen uͤnterhal⸗ 
ten werden, verleihen kann, iſt dieſe Direction auch nach 
den Juſtructionen/ welche der König ihr giebt, uͤber alle 
— Arbeiten in den Sechäfen, Rheden, Fluͤſſen 
&orren (schorren), Dünen, Deichen, Schleuſen unb 
andern Werken, fo wie über alle Bruͤcken und Straßen 
gefegt, deren Baukoften ganz ober zum Theil dem oͤffent⸗ 
Nchen Schage zur Laſt fallen. au 
‚228, Wenn unter den zu Ende des vorigen Artikcie 
erwähnten Werken ſich welche befinden, deren Direction 
entweder wegen eines wenig allgemeinen. Interefles , oder 
dus Gründen des Nutzens, oder einer in der Sache felbft 
liegenden Convenienz, den Ständen einer Provinz anvet⸗ 
traut „werden. kann; fo werden fie ihnen entweder aus⸗ 
ſchließlich, oder in Concurrenz — der Generaldirertiong 


r 


verliehen. 


*2 
* 


— 


Faundamentalgeſeg v. 34. Aug. 1815. gar 


rg. Der König beſtimmt, nachdem cr die Stände 
der Provinzen gehört hat, und nad dem Gutachten def 
Staatsraths, welche Arbeiten unter die Dirertion de# 
Staats geftellt werden, und fegt zugleich die Art und 
— feſt, wie fuͤr die Koſten ihrer Unterhaltung geſorgt 
wird. — | Hi 
220. Wenn hybrauliſche Arbeiten, Deiche oder Schleus 
fen, welche beftimmt fin®, die Gewäffer der Seen odet 
der Fluͤſſe aufzunehmen, auf Koften von Gefellfchaften; 
Scmeinden oder Privatverfonen unterhalten und von ihnen 
Birigire werden; fo übt die Generaldirection über dieſe 
Arbeiten eine unmittelbare Auffiche aus, und wacht dars 
über „da ihre Erbauung und Ausbefferung nicht dem alla . 
‚gemeinen Intereſſe nachtheilig fey; le giebt in diefer Hin⸗ 
fiht den Geſellſchaften, Communen oder Privatperfonen 
. bie nöthigen Inſtruetionen. — 
Die unmittelbare Aufſicht Über dieſe Arbeiten kann 
auch aus Gruͤnden des Nutzens oder der Convenienz von 
— Könige den Ständen der Provinzen übertragen wers 


221. Die Stände der Provinzen Haben die Aufſiche 
über alle in dem vorigen Artikel aricht begriffene hydrauli⸗ 
ſche Arbeiten, fo wie über die Kanäle, Fahrwaſſer, See; 
Gewaͤſſer, Brüden und Straßen, welhe auf Koſten der 
Sefellfhaften, Gemeinden oder Privarperfonen beftchen: 
Sie forgen dafür, daß diefe Arbeiten gut und tuͤchtig ges 
baut und unterhalten werden, Ä Sean 

323. Die Stände haben die. Aufſicht Aber alle Gefellg 
fhaften, welhe Hoogheemraadschappen, Heemaads- 
schappen, Wateringen, Waterschappen, Dei): 
oder Poldendirectionen heißen, unter welcher Benennung fie 
ihrer Provinz eriftiren mögen 5 jeboch mit Vorbehalt deilett, 
was im Artikel 220 über die Verhaͤltniſſe der Generaldirec⸗ 
tion hinfichtlich der Arbeiten, welche dazu dienen, die Ges 
— Meeres und der Fluͤſſe aufzunehmen, geſagt wor⸗ 

den iſt. 2 

"Die Meglements diefer Gefellfchaften koͤnnen, fel6k 
wenn fievon der, ihre Einrichtung begrändenden, hoͤchſten 
Inſtanz gebilligt worden find, von den Ständen der Pros 
wingen, unter: Genehmigungſdes — wobißeiet mess 

3 > 
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den.: Die Geſellſchaften ſchlagen ihnen "die Modificationen 
vor, welche der Vortheil der Intereſſenten ‚zu erheiſchen 
cheint. 
Die Staͤnde unterwerfen ebenfalls dem Koͤnige die Her 
and Werfe, zu den in diefen Gefellfhaften-vacanten Stels 
len zu ernennen, oder in Vorfchlag zu bringen, 

223. Die Stände haben in ihrer. Provinz die Aufficht 
uͤber die Benutzung der Torfgruben, Steinbruͤche, Stein⸗ 
kohlenlager und andere Gruben und Bergwerke, ſo wie 
uͤber die Waͤſſerungen, Eindeichungen und Austrocknungen. 
Der König kann, wegen des allgemeinen oder groͤße⸗ 

ren Nutzens dieſer Werke, die Aufſicht daruͤber der ‚Ges 
neraldirection der Gewaͤſſer, Vvrucken und Straßen uͤber⸗ 
tragen. 

224. Wenn, taͤnftig aus dem “Sffentlichen Schatze 
Huͤlfsgelder zu Arbeiten, die in dem gegenwaͤrtigen Ka— 
pitel begriffen ſind, bewilligt werden; ſo wird zugleich bes 
ſtimmt, auf welche Art die Leitung oder Aufſicht dieſer ‚ats, 
‚beiten. ausgeuͤbt werden foll. 
225. Die an den Barrieren, Bruͤcken und Schleyfen 
bezahlten Zölle find zur Unterhaltung und Werbeflerung der 
Straßen, Brüden, Kanäle und fchiffbare Fluͤſſen beftimmt, 
Der Ueberfhuß, wenn einer da ift, ‚bleibe für. Ausgaben 
von derfelben. Befhaffenheit in derfelben Provinz aufgehos 
ben; mit alleiniger Ausnahme. der.nuf;den großen Commu— 
nicativnswegen des Königreiches. erhobenen Zölle, deren 
Ueberfhuß zu denjelben Zwecken da, wo. der König. es he⸗ 
fehle, angewendet werden kann. 


1, 


Behntes Kapiter. 


Bon dem Sffentiihen. Unterricht und von den 
Wohlthaͤtigkeitsanſtalten. 


40. Der oͤffentliche Unterricht iſt ein beſtaͤndiger Ser 
genſtand der Vorforge ver Regierung. Der König: laͤßt 
den Generalſtaaten alle Jahre von dem Zuſtande der obern, 
mittlern und untern Schulen Rechenſchaft ablegen. 
227. Da die Preſſe das zweckmaͤßigſte Mittel iſt, 
um — verbreiten; fo. kann jeder ſich der— 
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selben ‚bedienen; um feine Gedanken mit— 
zutheilen, ohne eine vorgängige Erlaubni. 
33 zu haben. Jedoch iſt jeder Verfaſ⸗— 
ſer, Drucker, Herausgeber oder Sercheilen 
für die Schriften verantwortlid, weldhe die 


Rechte der MIelcITWAft, oder eines Indivis 
duums verlegen. 


228. Die Verwaltung wohlthatiger Anſtalten und die 
Erziehung der Armen wird als ein nicht minder wichti⸗ 
ger Gegenſtand der Vorſorge der Regierung betrachtet. 
Von denſelben wird ebenfalls den ET, jaͤhr⸗ 
Me Rechenſchaft abgelegt. 


| Eilf tes Kapitel. 
Von den Veränderungen und Sufägen. 


229. Wenn die Erfahrung zu erkennen gäbe, da 
Abänderungen oder Zufäge zu dem Fundamentalgeſetze 
nothwendig find; fo muß ein Geſetz fie mit Präcifion 
iz indem es zugleich ihre Nothwendigkeit auss 
pricht 

250. Dieſes Geſetz wird den Provinzialſtaaten zuge? 
ſandt, welche ‚in ‚der Friſt, die es feſtſetzt, den ordent⸗ 
lichen Mitgliedern der zweiten Kammer der Generäalſtaa⸗ 
ten eine gleiche Anzahl außerordentlicher Mitglieder hin⸗ 
zufügen, welche auf diefelde Art, wie die erftern, ges 
wählt werden. 


231. Wenn Kraft der Artikel 27, 44, 46 die 
zweite Kammer der Generalftaaten ſich in doppelter Anz 
zahl verfammeln muß; fo gefchieht die Ernennung durch 
die Provinzialftaaten, welche durch die Staatsbeamten, 


die die koͤnigliche Autorität ausüben, zufammenberufen 
werden. 


252. Die zweite Kammer der Generalftaaten kann 
feinen Entihluß über eine Abänderung oder einen Zus 
faß zu dem Fundamentalgefege fallen, wenn nicht zwei 
Drittheile der Mitglieder, aus denen die Verfammlung bes 
fieht, gegenwärtig find. Die Befchläfe werden nad 
der Majoritaͤt von drei DViertheilen der Stimmen gefaßt. 


>. 


4 Niederlande, 


Alle für bie Verfaſſung eines Seſetzes worgeſchrieben 

Regeln werden genau beobachtet. 

235. Keine Abänderung in dem Fumdamentalgefege 

oder in der Succeſſionsordnung kann während einer 

Negenifhaft gemacht werden. 

254. Die angenommenen Xbänderungen oder Zuſaͤtze 
werden dem Zundamentalgefege beigefügt und feierlich 
promulgirt. 


Zuſatzartikel. 


2. Der König iſt autoriſirt, die noͤthigen Maasre⸗ 
geln zu ergreifen, um das Fundamentalgeſetz, , deifen 
Entwurf vorangeht, in allen feinen Theilen regelmäßig 
und mit der Schnelligkeit, die der Zuftand der Dinge 
verftattet, zur Vollziehung zu bringen. : Ihm kommt 
die erſte Ernennung aller Staatsbeamten und aller Colles 
gien gu, welches aud die Art der Ernennung fey, die 
das Fundamentalgejeg annimmt. 

2. Ale Behörden bleiben an ihrer Stelle, und alle 
Geſetze bleiben verbindlih bis auf anderweite- Anords 
nung. 

3. Der erfte’ Austritt der Mitglieder der zweiten 
Kammer bei Genecralfiaaten wird den britten RG 
im — vor ſich gehen. 
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